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[N Die Zentrale Stelle in Ludwigsburg ist das Herzstiick der justiziellen Ahndung von NS-
Verbrechen. 1958 gegriindet, spielte die einzigartige Institution bei der Einleitung fast
aller groB3en Prozesse eine wichtige Rolle. Der jetzige Leiter und sein Stellvertreter zie-
hen hier Bilanz und blicken dabei vor allem auf die letzten 25 Jahre zuriick, in denen die
Zentrale Stelle dazu iiberging, umfassende eigenstindige Ermittlungen im In- und Ausland
durchzufiihren — und dabei immer wieder beachtliche Erfolge verbuchen konnte. B

Kurt Schrimm/Joachim Riedel

50 Jahre Zentrale Stelle in Ludwigsburg

Ein Erfahrungsbericht tber die letzten zweieinhalb Jahrzehnte

I. Einleitung

Am 29. August 1958 verhiangte das Schwurgericht Ulm im sogenannten Ulmer Ein-
satzkommando-Prozess gegen die Angeklagten wegen ihrer Beteiligung an Massen-
erschieBungen von Juden im deutsch-litauischen Grenzgebiet kurz nach dem
Uberfall auf die Sowjetunion hohe Freiheitsstrafen. Als Reaktion hierauf beschloss
die Justizministerkonferenz am 3. Oktober 1958 die Grindung einer ,Zentralen
Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklirung nationalsozialistischer Verbre-
chen®. Diese nahm, nachdem alle Bundesldnder der zu Grunde liegenden Verwal-
tungsvereinbarung beigetreten waren', ihre Arbeit bereits am 1. Dezember 1958 in
Ludwigsburg auf. Weil bis dahin vor allem NS-Verbrechen, ,fir die im Bundesge-
biet ein Gerichtsstand des Tatortes nicht gegeben® war, also insbesondere die Mas-
senverbrechen im Osten, groBenteils noch nicht aufgeklart und strafrechtlich ver-
folgt worden waren, erhielt die Zentrale Stelle den Auftrag, im In- und Ausland
,das erreichbare Material [zu] sammeln, [zu] sichten und aus[zu]werten“ mit dem
Ziel, ,insbesondere nach Ort, Zeit und Taterkreis begrenzte Tatkomplexe heraus-
[zu]arbeiten und fest[zu]stellen, welche an den Tatkomplexen beteiligten Perso-
nen noch verfolgt werden kénnen®. Ende 1964 wurde dieser Auftrag auch auf
inlandische NS-Verbrechen ausgeweitet, weil diese bis dahin ebenfalls noch nicht
systematisch aufgeklart und verfolgt worden waren. Die Zustiandigkeit der Zentra-
len Stelle wurde (und ist bis heute) im Wesentlichen auf Verbrechen ,aullerhalb
der eigentlichen Kriegshandlungen® beschrankt, ,Kriegsverbrechen® sind, von
bestimmten Ausnahmen abgesehen, von der Zustindigkeit generell ausgenom-
men. Aus Grinden der Strafverfolgungsverjahrung konnen seit Mai 1960 grund-
satzlich nur noch Verfahren des Mordes (§211 StGB) verfolgt werden. In der Fas-
sung vom 24. Januar 1967 bestimmt die erwidhnte Verwaltungsvereinbarung noch
heute die Tatigkeit der Zentralen Stelle, die inzwischen 50 Jahre besteht.

! Verwaltungsvereinbarung tiber die Errichtung einer Zentralen Stelle der Landesjustizverwal-
tungen zur Aufklirung nationalsozialistischer Verbrechen, zuletzt in der Fassung vom 24.
Januar 1967, veroffentlicht u. a. im Justizblatt Rheinland-Pfalz, Nr. 2, Februar 1981, S. 27f.
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Im Juli 1982 stellte der langjihrige Leiter der Zentralen Stelle, Leitender Ober-
staatsanwalt Adalbert Ruckerl, in der Einleitung zu seiner Veroffentlichung ,NS-
Verbrechen vor Gericht“ fest: ,Es ist noch zu friih, eine zahlenmaBige Abschluss-
bilanz der Strafverfolgung nationalsozialistischer Verbrechen zu ziehen. Eine
Reihe von Strafverfahren sind derzeit [...] im Gange, einige werden mit Sicher-
heit folgen. Das Gesamtbild dessen, was die Justiz der Bundesrepublik Deutsch-
land auf diesem Gebiet zu leisten vermochte, werden die kiinftigen Prozesse
jedoch gewiss nicht mehr beeinflussen koénnen. Unter diesen Umstinden
erscheint es vertretbar, schon heute eine vorlaufige Gesamtbetrachtung zu wagen.
Wollte man damit warten, bis auch der letzte denkbare NS-Prozess mit einer
rechtskriftigen Entscheidung abgeschlossen sein wurde, so riskierte man, dass
von denen, die das ,1000-jihrige Reich® selbst erlebt und erlitten hatten, nur
wenige noch vorhanden sein wiirden, die den in vollig anderen Verhéltnissen auf-
gewachsenen jungen Menschen unmittelbar auf die Frage antworten koénnten,
wie das denn eigentlich damals war.“?

Selbst Riickerl ahnte aber wohl nicht, dass 26 Jahre spater noch immer keine
abschlieBende Bilanz gezogen werden kann. Richtig ist, dass die Zahl der Pro-
zesse in den vergangenen zweieinhalb Jahrzehnten kontinuierlich abnahm und
gegenwartig gegen Null tendiert. Richtig ist aber auch, dass in dieser Zeit seitens
der Justiz eine enorme Aufklarungsarbeit geleistet wurde, die heute ebenso wich-
tig erscheint wie ihre forensische Aufarbeitung. Und sie ist noch nicht beendet.
Spétestens seit der ,Wende“ im Ostblock stehen den Ermittlern international
Quellen zur Verfiigung, von denen die Staatsanwélte in den siebziger Jahren nur
triumen konnten. Die Auswertung dieser Quellen ist noch immer nicht abge-
schlossen, und kaum ein mit der Materie befasster Staatsanwalt wird ausschlieBen
konnen, dass sich auch nach tiber sechs Jahrzehnten noch ein NS-Verbrecher vor
Gericht verantworten muss.

Die Arbeit der Zentralen Stelle ist im Kontext der strafrechtlichen Aufarbei-
tung des NS-Unrechts bereits mehrfach aus juristischer, zeithistorischer und poli-
tologischer Sicht gewtirdigt worden. Jedoch fehlt eine Fortfithrung von Riickerls
Darstellung aus der Sicht eines Insiders. Die Autoren — der derzeitige Leiter der
Zentralen Stelle und sein stindiger Vertreter — mochten anlésslich des Jubildums
,00 Jahre Zentrale Stelle“ mit dem hier vorgelegten Aufsatz dazu beitragen, diese
Liicke zu schlieBen, indem sie von ihren Erfahrungen aus dem Aufarbeitungs-
alltag berichten.

Il. Statistik

1. Dateien
LHerzstick” der Zentralen Stelle ist die Zentralkartei mit insgesamt 1.672.305 Kar-
teikarten®. Sie besteht primir aus der Namenskartei mit 691.927 Karteikarten, in

2 NS-Verbrechen vor Gericht. Versuch einer Vergangenheitsbewiltigung, Heidelberg 1982, S.
13 (insoweit unverdndert auch in der 2. tiberarb. Aufl., Heidelberg 1984).
% Stand hier und im Folgenden: 31. 12.2007.
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der die Daten von Tatverdichtigen/Beschuldigten und, soweit diese als Beweis-
mittel aktenkundig geworden sind®, die Daten von Zeugen erfasst sind. Durch-
schlaige der Namenskarten, wenn sie bestimmten Diensteinheiten/Behorden
oder bestimmten Orten/Gegenden zugeordnet werden koénnen, bilden die Ein-
heitenkarter mit 4.247 Karteikarten und die Oriskartei mit 26.816 Karteikarten.
Diese Karteien werden bis auf weiteres in manueller Form weitergefiihrt. Die Pri-
fung, ob eine Digitalisierung in Betracht kommt, erfolgt nicht mehr durch die
Justiz, sondern ist dem Bundesarchiv tiberlassen, das inzwischen den Grofteil der
Unterlagen der Zentralen Stelle iibernommen hat®. Seit Sommer 1984 werden
die Karteikarten der Zentralkartei zu Sicherungszwecken microverfilmt. Demge-
gentiber wurde die Verfahrensiibersicht, in der vor allem die Vorermittlungsverfah-
ren der Zentralen Stelle und die hier bekannt gewordenen staatsanwaltlichen
Ermittlungsverfahren erfasst sind, im Zusammenhang mit der Haufung von Aus-
kunftsersuchen der Versorgungsamter nach Inkrafttreten des §1a BVG im Jahre
1998 digitalisiert®.

Die gesonderte Dokumentensammiung umfasst inzwischen tber 500.000 Blatt
Kopien von Dokumenten, die im Laufe der Jahrzehnte insbesondere bei Archiv-
recherchen im In- und Ausland beschafft wurden und in einer speziellen manuel-
len Kartei erschlossen sind.

2. Geschiftsentwicklung

In Diagramm 1 ist die Entwicklung der sog. Vorermittlungsverfahren (Az.: AR-Z) wie-
dergegeben, die nach Abschluss der Vorermittlungen in Ludwigsburg an die
zustindige Staatsanwaltschaft abgegeben und von dieser als formliche Ermitt-
lungsverfahren (Az.: Js) bis zur Abschlussverfiigung weitergefithrt werden -
Gesamtzahl per 31. Dezember 2007: 7.617 Verfahren. Diese Zahl allein ist far die
Geschiftsentwicklung der Zentralen Stelle indessen nur bedingt aussagekraftig,
weil daneben unbedingt mindestens auch die sogenannten Uberpriifungsverfahren
berticksichtigt werden miissen, die ohne separate Zahlung in der Gesamtzahl von
113.419 vollig heterogenen Verfahren unter dem einheitlichen Aktenzeichen AR
mitgezdahlt werden und in denen etwa neu beschafftes Archivmaterial darauf
uberpriift wird, inwieweit es den Anfangsverdacht eines noch verfolgbaren Ver-
brechens begriindet, der dann Anlass zur Einleitung eines Vorermittlungsverfah-
rens gibt. Zumindest heute iiberwiegt die Anzahl dieser Uberpriifungsverfahren
die Zahl der Vorermittlungsverfahren bei weitem, ohne dass hierzu jedoch kon-
krete Zahlen genannt werden kénnen”.

* Daher ist die Mehrzahl der Opfer der NS-Verbrechen in der Namenskartei nicht erfasst.

® Vgl. S. 535.

6 Vgl. S. 534f. (§ 1a BVG), sowie 552f.

7 In der Gesamtzahl der AR-Vorginge enthalten sind daneben unter anderem auch zahlreiche
sog. Korrespondenzvorginge, in denen Unterlagen tlber staatsanwaltliche Verfahren gesammelt
und dokumentiert werden, die ihren Ausgang nicht bei der Zentralen Stelle genommen haben
und auf die die Zentrale Stelle etwa durch ein Auskunftsersuchen der jeweiligen Staatsanwalt-
schaft aufmerksam geworden ist; hinzu kommen die zahlreichen Anfragen von Behorden, Wis-
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Entwicklung des Geschéftsanfalls bei formlichen Vorermittlungsverfahren
(Az.AR-Z 1958 - 2007, Gesamtzahl: 7.617 Verfahren) (1)
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(1) Zahlenangaben entsprechend den Tiatigkeitsberichten der Zentralen Stelle; die tibliche Angabe ,7.367¢
Verfahren per 31.12.2007 ist ungenau; sie beruht primér darauf, dass 1962 die bisherige Gesamtzahl um
266 verbundene Verfahren gekirzt wurde.

(2) Berichtszeitraum 1960-1964; jeweils 1. 1.-31.12.

(3) Berichtszeitraum 1965-2000; jeweils 1. 7.-30. 6.; Aufhalten der Mordverjiahrung durch das Berechnungs-
gesetz 1965.

(4) Auswertung der United Nations War Crimes Commission-Fahndungsunterlagen ab April 1987.

(5) Berichtszeitraum ab 2001: wieder jeweils 1.1.-31.12.

3. Personalentwicklung

Die Zentrale Stelle nahm ihre Arbeit am 1. Dezember 1958 mit Oberstaatsanwalt
Erwin Schiile als Leiter und drei vom Land Baden-Wurttemberg abgeordneten
Mitarbeitern auf und erhielt in der Folge entsprechend der ,Verwaltungsverein-
barung tber die Errichtung einer Zentralen Stelle“ zunehmend personelle Ver-
stirkung durch Abordnung aus anderen Bundeslindern, wobei allerdings die
von der Justizministerkonferenz vereinbarten Planzahlen zu keiner Zeit jemals
voll erreicht wurden. Von besonderem Interesse ist die Zahl der Richter und
Staatsanwalte, ferner die der an die Zentrale Stelle abgeordneten Polizeibeam-
ten®, denen als Dezernenten bzw. Hilfsdezernenten insbesondere die Vorermitt-
lungen sowie die sonstigen strafrechtlichen Uberprﬁfungen obliegen. Das Dia-
gramm 2 ldsst ,Quantenspriinge® in der Entwicklung erkennen: Sie beruhen (1)
auf Beschliissen der Justizministerkonferenz zur Personalverstirkung zunachst im
Zusammenhang mit der (zumindest faktischen) Verlingerung der Verjahrungs-
frist fir Mord in den Jahren 1965 und 1969 und spater (2) mit der Auswertung
der United Nations War Crimes Commission (UNWCC)-Fahndungsunterlagen ab
1987" sowie (8) auf der Intervention des Rechnungshofs Baden-Wiirttemberg von
1990, die zum kurzfristigen Abzug der ausschlieflich fir die UNWCC-Auswertung
abgeordneten Richter und Staatsanwilte fithrte'®. Thr Maximum erreichte die

senschaftlern, Journalisten sowie von Privatpersonen und die gehauften Auskunftsersuchen der
Versorgungsamter gem. § la BVG seit 1998.

8 Nicht zu verwechseln mit der Besetzung der bei den einzelnen Landeskriminalimtern paral-
lel eingerichteten Sonderkommissionen bzw. heute der bei einigen Landeskriminalaimtern ein-
gerichteten Ermittlungsgruppen NSG (EG-NSG).

9 Vgl. S. 529.
10 Ebenda.
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Personalstirke im Sommer 1968 mit 121 Mitarbeitern (bei einer Soll-Stirke von
124 Mitarbeitern).

Wihrend die Zahl der Dezernenten in den neunziger Jahren weiterhin rtick-
laufig war, konnte der derzeitige, seit 1. Oktober 2000 tatige Leiter erreichen,
dass die Zahl wieder auf (bis zu) insgesamt 8 Dezernenten verstarkt wurde, weil
nur so die noch ausstehende Auswertung von bisher nicht bekanntem oder
zumindest nicht zuganglichem in- und auslindischem Archivmaterial erledigt
werden konne, solange die Aussicht bestehe, einen noch lebenden Téter oder
Tatbeteiligten ermitteln und belangen zu kénnen.

Personalentwicklung der Zentralen Stelle 1958 - 2007
hier: A mitR und Kr ten
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Zahlenangaben nach den turnusmaBigen Tatigkeitsberichten der Zentralen Stelle.

Ill. Neue Aufgaben fiir die Zentrale Stelle seit Mitte der achtziger Jahre

1. Nachdem die Zentrale Stelle sich jahrelang vergeblich um die Einsichtnahme
in die Unterlagen der United Nations War Crimes Commission bemiiht hatte,
gelang es der Deutschen Botschaft in Washington im Sommer 1986, einen kom-
pletten Microfilm der UNWCC-Fahndungslisten zu beschaffen und der Zentralen
Stelle zuzuleiten''. Nach der aufwendigen Reproduktion auf Papierformat
konnte im April 1987 mit der Auswertung dieser insgesamt rund 30.000 Namen
umfassenden Listen begonnen werden, wozu die Bundesliander je einen weiteren
Richter oder Staatsanwalt nach Ludwigsburg abordnen sollten. Nachdem im
Zusammenhang mit der Waldheim-Affare die Zugangsregelung fir das UN-Archiv
gelockert worden war, erhielt die Zentrale Stelle dartiber hinaus im Dezember
1987 auch die den Fahndungslisten zugrunde liegenden Fahndungsakten der
einzelnen Mitgliederstaaten in microverfilmter Form, die ebenfalls ausgewertet
und in Kopie an die bereits mit einzelnen Personen oder Personengruppen aus
den Fahndungslisten befassten Staatsanwaltschaften weitergereicht wurden. Bevor
diese Auswertungsarbeiten erledigt waren, veranlasste der Rechnungshof Baden-
Wirttemberg — gegen den Widerstand der Zentralen Stelle — zum 31. Dezember
1990 die Rickberufung der eigens fiir die UNWCC-Auswertung abgeordneten
Richter und Staatsanwiélte mit der Begriindung, die Personalkosten stiinden in
keinem Verhaltnis zu dem zu erwartenden Ertrag in Form von Anklageerhebung

I Gen.-Vorgang III-89. Fundstellen ohne weitere Angabe hier und im Folgenden betreffen
Unterlagen, die sich auch jetzt noch im Besitz der Zentralen Stelle befinden und nicht vom
Bundesarchiv tibernommen wurden.
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und Verurteilung. Der Ertrag der Auswertung war, was daraus hervorgehende
Anklagen angeht, in der Tat relativ gering. Zum Teil waren die den Fahndungs-
unterlagen zugrunde liegenden Tatvorwiirfe bereits Gegenstand vorausgegange-
ner Ermittlungsverfahren gewesen, zum Teil erwiesen sich die Angaben in den
Fahndungsunterlagen auch als unzutreffend. Gleichwohl war die Auswertung die-
ser Unterlagen unumgénglich. Die Ermittlungen zu einigen groBeren Lander-

komplexen dauern bei Staatsanwaltschaften und Landeskriminaldmtern bis heute

19
an 2.

2. Die Auswertung der UNWCC-Unterlagen war noch nicht abgeschlossen, als
sich infolge der politischen Umwiélzungen im Ostblock neue Aufgaben fiir die
Zentrale Stelle ergaben:

Jahrzehntelang hatte die DDR-Justiz die Zentrale Stelle ignoriert und den Rechts-
hilfeverkehr mit ihr mit der formalen Begriindung abgelehnt'’, die Zentrale

Stelle sei kein ordentliches Organ der Strafjustiz und habe auch keine strafpro-

. . 1 . . .
zessualen eigenen Befugnisse'®. Des Weiteren wurde die Verweigerung der

Zusammenarbeit damit begriindet, die Zentrale Stelle sei nicht glaubwiirdig, weil
ihr (damaliger erster) Leiter, Schiile, selbst Mitglied von NSDAP und SA gewesen
sei, dies aber zunichst vor der Offentlichkeit verheimlicht und erst auf Vorhalt
von ostlicher Seite eingeraumt habe'®.

Die Wende in der DDR veranlasste die Zentrale Stelle bereits im August
1990, erneut Verbindung zur Generalstaatsanwaltschaft der DDR wegen Gewih-
rung der Einsichtnahme in DDR-Unterlagen tiber NS-Verbrechen aufzuneh-

12 Auf Agenturmeldungen von Anfang Marz 1987, die Zentrale Stelle habe Kopien der
UNWCC-Fahndungslisten zur Auswertung erhalten, bemthten sich auch die zustindigen
DDR-Behoérden darum, derartige Kopien zu erwerben. Die Beschaffung zog sich jedoch bis
zum Herbst 1989 hin, sodass es zu der an sich vorgesehenen Auswertung durch das MfS nicht
mehr kam. Vgl. Vorgang in: Bundesbeauftragte fiir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen DDR (kiinftig: BStU), MfS HA IX/11 AV 27/89.

¥ Vgl. hierzu u. a. die Berichte der Zentralen Stelle an das Justizministerium Baden-Wiirttem-
berg unter Az.: Gen.3-6.

14 In diesem Sinne waren Vertreter der Warschauer-Pakt-Staaten bei einer Konferenz im Herbst
1965 in Prag ubereingekommen; vgl. Akte tber die ,Ludwigsburger Zentrale, in: BStU, MfS
HA IX/11, RHE ,LZ* Q 20-22. Die Warschauer Vereinbarung von 1964 hinderte zumindest
die Volksrepublik Polen nicht, auch in der Folgezeit den Rechtshilfeverkehr mit der Zentralen
Stelle unmittelbar — zunachst weiterhin tiber die Polnische Militirmission in Westberlin — auf-
rechtzuerhalten; vgl. Herbert Schneider ,Polnische Rechtshilfe und deutsche Archivrecherche
in Polen fir Ermittlungen der Bundesrepublik Deutschland gegen NS-Verbrecher bis 1965“
(unveroffentlichtes Vortragsmanuskript, Kopie bei der Zentralen Stelle unter Az.: 9-1b/26).
Entgegen der genannten Vereinbarung erlaubte im Jahre 1968 auch die Sowjetunion einer
Delegation der Zentralen Stelle die Einreise zu Archivrecherchen in Moskau und tberlie3 die-
ser in der Folge umfangreiche Dokumente in Kopie (vgl. Findbiicher ,Sammlung UdSSR®,
Heft 2 bis 7).

15> Diesen Eklat lancierte die DDR offentlichkeitswirksam, als sie die NS-Vergangenheit des Lei-
ters der Zentralen Stelle gezielt einen Tag vor dessen Ankunft mit einer Delegation der Zentra-
len Stelle in Warschau am 3. 2. 1965 durch die DDR-Nachrichtenagentur ADN verbreiten lieB3.
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men'®. Nach eingehenden Sondierungen in Ostberlin und Potsdam erteilte der
Unterausschuss ,Organisation der Staatsanwaltschaft® der Justizministerkonferenz
der Zentralen Stelle im Mai 1991 den Auftrag, die einschligigen Unterlagen des
ehemaligen Ministeriums fiir Staatssicherheit (MfS) zu sichten'”. Im Vordergrund
dieser Arbeit stand das vom MIfS aus den diversen Archiven der DDR zu ,operati-
ven Zwecken“ zusammengetragene Material des geheimen sogenannten NS-
Archivs, fir dessen Archivierung und Auswertung in der Hauptabteilung IX eine
selbststindige Abteilung 11 (,HA IX/11) eingerichtet worden war'®. Nach der
Wiedervereinigung wurden die Bestinde des ,NS-Archivs“ zwischen dem Bundes-
archiv und dem Archiv des Bundesbeauftragten fir die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) aufgeteilt; soweit Unterlagen vom
MIS selbst geschaffen worden waren, wurden sie in das Archiv des BStU tber-
nommen, wihrend die tibrigen Unterlagen an das Bundesarchiv gingen.

Den Kernbestand im Archiv des BStU bilden die sog. Zentralen Untersu-
chungsvorginge (ZUV), die — mit zwei Ausnahmen'? — personenbezogene Ermitt-
lungen zu NS-Verbrechen zum Gegenstand haben, wobei es sich ganz Uberwie-
gend um bereits abgeschlossene Verfahren handelt. Die einzelnen Vorginge sind
nicht nach einem einheitlichen Schema angelegt, sondern sehr unterschiedlich
zusammengestellt. RegelmaBig umfassen sie die Untersuchungsakte des MfS, aus
der die féormliche Ermittlungs- und Gerichtsakte hervorgegangen ist, auBerdem
die zugehorige Handakte®”. Hinzu kommen dem Ermittlungsverfahren vorausge-

16 Der Generalstaatsanwalt der DDR bedauerte jedoch in seinem Antwortschreiben vom
14.9.1990, dem Ersuchen der Zentralen Stelle nicht mehr entsprechen zu kénnen, weil seine
Behorde gem. Einheitsvertrag zum 3. 10. 1990 aufgelost werde, und verwies statt dessen an die
Zentrale Archivverwaltung der DDR (Gen.-Vorgang I1I-106).

17 Vgl. hierzu ebenda, SdrBd-(SB) ,BStU/MfS“. Die neuen Bundeslander traten der Verwal-
tungsvereinbarung von 1958,/1967 — nach Verhandlungen insbesondere auch zur Zukunftsper-
spektive fiir die Zentrale Stelle — mit Wirkung vom 1.1.1995 als weitere Mitglieder bei und
beteiligen sich seither anteilig an den Kosten.

18 Befehl Nr. 39/67“ des Ministers fiir Staatssicherheit vom 23.12.1967, in: BStU, MfS BdL/
Dok. Nr. 100 534. Vgl. zum ,NS-Archiv® u. a. Dietrich Muregger/Frank Winkler, Quellen zur
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung im ,NS-Archiv* des ehemaligen Ministeriums fir
Staatssicherheit (MfS) der DDR, in: IWK. Internationale wissenschaftliche Korrespondenz zur
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 30 (1994), S. 88-97; Dagmar Unverhau, Das ,NS-
Archiv® des Ministeriums fiir Staatssicherheit. Stationen seiner Entwicklung, Munster 1998;
Henry Leide, Die verschlossene Vergangenheit. Sammlung und selektive Nutzung von NS-Mate-
rialen durch die Staatssicherheit zu justiziellen, operativen und propagandistischen Zwecken,
in: Roger Engelmann/Clemens Vollnhals (Hrsg.), Justiz im Dienste der Parteiherrschaft.
Rechtspraxis und Staatssicherheit in der DDR, Berlin 1999, S. 495-530.

19 BStU, ZUV 44, Aufbewahrung einer illegal beschafften Originalakte des Landgerichts Bonn;
BStU, ZUV 76, Material bzgl. Prof. Dr. Ernst Bloch.

20 Aufgrund seiner Doppelnatur zum einen als gesetzlich normiertes strafprozessuales
,Untersuchungsorgan® fiir politische Strafsachen einschlieBlich NS-Verbrechen (§88 Abs. 2
Nr. 2 StPO/DDR 1968) und zum anderen als Geheimpolizei und Verfassungsschutz bediente
sich das MfS fiir seine Ermittlungen zu NS-Verbrechen nicht nur der strafprozessual zuldssigen
Methoden, sondern daneben in der Regel gerade auch heimlicher Methoden, die bei strafpro-
zessualen Ermittlungen an sich unzuldssig waren (z. B. Postkontrolle, ,konspirative Wohnungs-
durchsuchungen®, ,legendierte® Beschaffung von arztlichen Unterlagen zum Gesundheitszu-
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gangene geheime Vorginge des MfS zur Aufklirung der Person des Tatverdach-
tigen, zur Begrindetheit des Tatverdachts und zur Haftfihigkeit in Form der
sogenannten operativen Personenkontrolle und der anschlieBende ,operative

Vorgang“®!

. Wenn im Rahmen von Vorermittlungen gegen bestimmte Einzel-
personen weitere DDR-Buirger als ehemalige Angehorige derselben militarischen
oder polizeilichen Einheit als Tatbeteiligte in Betracht kamen, wurden die Vorer-
mittlungen — unter Federfilhrung der Zentrale des MfS in Berlin — verschiedent-
lich zu sogenannten Zentralen Operativen Vorgingen (ZOV)?* zusammengefasst,
ohne dass es jedoch dariiber hinaus grundsitzlich zu systematischen Ermittlun-
gen nach Art der Zentralen Stelle in Ludwigsburg kam, weil die DDR sich ja als
betont antifaschistisch verstand und NS-Tiéter ganz tiberwiegend in der Bundesre-
publik ortete.

Die Sichtung der Zentralen Untersuchungsvorginge durch Mitarbeiter der
Zentralen Stelle erstreckte sich in der Folge auch auf weitere strafrechtlich rele-
vant erscheinende MIfS-Unterlagen. Diese Tatigkeit zog sich aus personellen
Grinden und, weil manche Vorginge, etwa wegen Herausgabe an Gerichte, zeit-
weise nicht zur Verfiigung standen, bis 2002 hin. Die anschlieBende Auswertung
mit Abgleich mit den Unterlagen der Zentralen Stelle ist inzwischen weitgehend
erfolgt, konnte jedoch aus personellen Grinden noch nicht beendet werden, so-
dass eine abschlieBende Bewertung noch nicht méglich ist. Wenn bei der Auswer-
tung festgestellt wurde, dass die einem ZUV zugrunde liegende Tat bereits
Gegenstand eines bundesdeutschen Ermittlungsverfahrens gewesen war oder
dass der Gegenstand eines ZUV in sonstiger Weise flir ein staatsanwaltschaftliches
Verfahren von Belang sein konnte, wurde der der Zentralen Stelle vorliegende
Aktenauszug der zustindigen Staatsanwaltschaft zur Kenntnis und weiteren Ver-
anlassung in eigener Zustindigkeit zugeleitet; ansonsten wurde grundsétzlich far
jeden ZUV ein gesonderter Uberpriifungsvorgang (Az: AR) angelegt, aus dem
dann bei entsprechenden Verdachtsgriinden ein féormlicher Vorermittlungsvor-
gang (AR-Z) hervorging, der seinerseits nach Abschluss der hiesigen Vorermitt-
lungen an die zustindige Staatsanwaltschaft abgegeben wurde.

Der Ertrag der Auswertung des NS-Archivs mag sich in engen Grenzen halten;
trotzdem wurde der dahingehende Auftrag der Zentralen Stelle zu Recht erteilt,

stand des Tatverdichtigen). Die formliche Ermittlungsakte lasst derlei Ermittlungshandlungen
nicht erkennen, weil sie in der Regel nur einen beschriankten, zur Kenntnis von Staatsanwalt-
schaft und Gericht bestimmten Auszug aus der Gesamtheit der getitigten Ermittlungen enthalt.
21 Erst wenn im geheimen Vorverfahren der Tatverdichtige ausreichend identifiziert war, wenn
ausreichende Beweise ,erarbeitet” waren, wenn die Haftfihigkeit bejaht und wenn schlieBlich
auch entschieden war, dass politische Griinde der Strafverfolgung im Einzelfall nicht entgegen-
standen, wurde — mit Zustimmung des Ministers Mielke — das formliche Ermittlungsverfahren
eingeleitet, das dann — ohne Aufdeckung der bisherigen geheimen Ermittlungen — regelmabBig
sogleich mit dem Antrag auf Erlass eines Haftbefehls und auf Anordnung der Durchsuchung
begann und von vornherein weitgehend auf eine Verurteilung zugeschnitten war (so auch
noch in der letzten groBen NSG-Strafsache der DDR 1988/89, in: BStU, ZUV 82 — Jakob H. -).
22 Vgl. insbesondere die ZOV ,Bestien® und ZOV ,Banditen* jeweils primér im Bezug auf che-
malige Angehorige von Polizeibataillonen.
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weil nur so festgestellt werden konnte, inwieweit die DDR tiber relevante Unterla-
gen iiber NS-Verbrechen verfiigte, die sie aus politischen Griinden der Zentralen
Stelle vorenthielt, um zugleich aber der bundesdeutschen Justiz den Vorwurf
machen zu kénnen, sie schone NS-Verbrecher??,

Die Anfang der neunziger Jahre begonnene und dann unterbrochene Sich-
tung der vom Bundesarchiv iibernommenen Unterlagen aus dem ehemaligen
»NS-Archiv® des MfS wurde 2006 fortgefithrt, nachdem das Bundesarchiv die
ErschlieBung dieses Bestandes weitgehend abgeschlossen hat®*. Die Detailauswer-
tung konnte aus personellen Grimden noch nicht zu Ende gefithrt werden®. Bei
dem Bestand handelt es sich tberwiegend um polizeiliche und gerichtliche Vor-
gange aus der Anfangszeit der DDR, als das MfS noch nicht die ausschlieBliche
Zustandigkeit als ,Untersuchungsorgan® fiir politische Strafsachen einschliefllich
NS-Verbrechen an sich gezogen hatte.

3. Ein groBes Betitigungsfeld tat sich fir die Zentrale Stelle Ende der neunziger
Jahre auf. Gleich nach dem Zweiten Weltkrieg ergingen wegen deutscher NS-Ver-
brechen in Italien einige Verurteilungen, teils durch alliierte Gerichte und teils
durch die italienische Justiz. Danach kam die Strafverfolgung zum Stillstand —
angeblich mit Riicksicht auf die Einbindung der Bundesrepublik in das westliche
Verteidigungsbiindnis, die eine weitere Strafverfolgung von NS-Tatern aus-
schlieBe, in Wirklichkeit jedoch aus einem vo6llig anderen Grund: Ware die Straf-
verfolgung deutscher Kriegsverbrechen in Italien fortgesetzt worden, hatte Italien
eigene Burger wegen der mannigfachen Kriegsverbrechen, deren sie sich auf
dem Balkan und in Nordafrika schuldig gemacht hatten, an das Ausland auslie-
fern miussen. Um dieser unerwiinschten Folge aus dem Wege zu gehen, wurden
695 Ermittlungsakten iiber deutsche Kriegs- und NS-Verbrechen in Italien 1960
bei der Militirgeneralstaatsanwaltschaft in Rom im sogenannten Schrank der

% So besonders plastisch in: BStU, ZUV 20. Dem MfS war bekannt, dass einer der Thalmann-
Morder, Erich G., in der Bundesrepublik eine Gaststitte betrieb, jedoch hielt es dieses Wissen
unter Verschluss, sodass das bundesdeutsche Verfahren der Zentralstelle Kéln eingestellt wer-
den musste. Als dieser Sachverhalt durch Sichtung und Auswertung von ZUV 20 bekannt
wurde, war G. jedoch bereits verstorben und konnte somit nicht mehr belangt werden.
Zugleich lieB die Auswertung in Bezug auf die Strafverfolgung von NS-Verbrechen in der DDR
gerade auch die zentrale Rolle des MfS erkennen, das sich im Rahmen der geheimen Vorermitt-
lungen systematisch auch illegale Ermittlungsmethoden anmafte und sich trotz begriindeten
Tatverdachts vorbehielt, die an sich gebotene Strafverfolgung zu unterlassen, wenn dies aus
yoperativen®, insbesondere politischen Griinden fir opportun erachtet wurde, und das bis in
die Hauptverhandlung hinein regierte, indem es an den Vorberatungen zwischen Oberstem
Gericht, Generalstaatsanwaltschaft, erkennendem Gericht und Bezirksstaatsanwaltschaft teil-
nahm und den duBeren Rahmen und Ablauf der Hauptverhandlung mitbestimmte.

24 Vgl. hierzu insbesondere Michael Hollmann, Das ,NS-Archiv® des Ministeriums fiir Staatssi-
cherheit der DDR und seine archivische Bewaltigung durch das Bundesarchiv, in: Mitteilungen
aus dem Bundesarchiv 9 (2001), H. 3, S. 53-62, und Sabine Dumschat/Ulrike M6hlenbeck,
Aufarbeitung des ,NS-Archivs“ des Ministeriums flir Staatssicherheit der DDR: Abschluss der
ersten Projektphase, in: Ebenda 12 (2004), H. 2, S. 40-46.

% Gen.Vorgang III-105.
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Schande weggeschlossen, bis sie dann 1994 wiederentdeckt wurden?®. Nach die-
sem Eklat wurden die Akten an die jeweils zustindige Militarstaatsanwaltschaft
mit dem Auftrag zur Wiederaufnahme und Fortfithrung der Ermittlungen ver-
teilt. In diesem Zusammenhang wurden zahlreiche Anfragen an deutsche Behor-
den, primar uber Interpol, gerichtet. Auf deutscher Seite, speziell bei der Zentra-
len Stelle in Ludwigsburg, die tiber das Bundeskriminalamt mit den italienischen
Anfragen befasst wurde, gaben diese zunachst keinen Anlass zur Aufnahme eige-
ner Ermittlungen, weil die Anfragen sich regelmaflig auf namentlich genannte
Personen, deren Name haufig entstellt wiedergegeben wurde, bezogen und den
meist nur lapidaren Vermerk trugen, die Anfrage erfolge ,wegen eines am ... in
... begangenen Kriegsverbrechens; die Zentrale Stelle ist aber nach der Verwal-
tungsvereinbarung von 1958/1967 grundsatzlich nur fiur die Aufklirung von
nationalsozialistischen Verbrechen ,auBerhalb der eigentlichen Kriegshandlun-
gen* zustandig, also gerade nicht fiir Kriegsverbrechen.

Das dnderte sich jedoch bald, als klar wurde, dass es sich bei den angeblichen
Kriegsverbrechen zumindest teilweise auch um ideologisch begrindete NS-Ver-
brechen handeln durfte, fiir die die Zentrale Stelle zustandig ist. Auf dieser Basis
wurde daraufhin ein Rechtshilfeersuchen an die italienische Militirgeneralstaats-
anwaltschaft in Rom auf Gewihrung von Einsicht in die Ermittlungsakten der
Militarstaatsanwaltschaft gerichtet. Nach und nach wurden dann ab 2003 die Mili-
tarstaatsanwaltschaften aufgesucht und die dortigen Akten konsultiert. Diese
Sichtung ist im Wesentlichen abgeschlossen, die Auswertung der vorliegenden
Aktenausziige fithrte zur Einleitung von iiber 140 Uberpriifungsverfahren, von
denen bisher 79 Verfahren als férmliche Vorermittlungsverfahren an die jeweils
zustindige Staatsanwaltschaft abgegeben wurden. Wihrend in Italien — regelma-
Big in Abwesenheit der deutschen Angeklagten — bereits eine Reihe von Urteilen
ergangen ist, nehmen die deutschen Ermittlungen — die in der Regel erst spater
begannen — meist erheblich mehr Zeit bis zur Abschlussverfiigung in Anspruch;
von der Presse wird dies haufig mit Unverstindnis quittiert, weil nicht berticksich-
tigt wird, dass nach deutschem Recht der Schuldnachweis in derartigen Fallen
wesentlich hohere Anforderungen stellt als nach italienischem Recht.

4. Als der Bundestag 1998 beschloss, mit Riicksicht auf die vorausgegangene Kur-
zung der erhohten Renten fir DDR-Funktiondre auch die Versorgungsrenten aus
der NS-Zeit, insbesondere die Kriegsopferrenten, tberprifen zu lassen, wurde

das Bundesversorgungsgesetz (BVG) um § 1a ergéinzt27:
,1) Leistungen sind zu versagen, wenn der Berechtigte oder derje-
nige, von dem sich die Berechtigung ableitet, wihrend der Herrschaft
des Nationalsozialismus gegen die Grundsatze der Menschlichkeit
oder Rechtsstaatlichkeit verstoBen hat [...]. Anhaltspunkte, die eine
besonders intensive Uberpriifung erforderlich machen, ob ein

% Vgl. u. a. die Aufsitze von Franco Giustolisi, Gli Scheletri Dell’Armadio (= Die Skelette des
Schrankes), in: Micro Mega Nr. 1/2000, S. 345 ff., sowie Filippo Focardi/Lutz Klinkhammer,
La questione dei ,criminali di guerra® italiani e una Commissione di inchiesta dimenticata, in:
Contemporanea 4 (2001), S. 497-528.

27 Gesetz zur Anderung des Bundesversorgungsgesetzes vom 14. 1. 1998, BGBI 1998 1, S. 66.
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Berechtigter durch sein individuelles Verhalten gegen Grundsitze der
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoBen hat, konnen sich
insbesondere aus einer freiwilligen Mitgliedschaft des Berechtigten in
der SS ergeben [...].*

In der Folgezeit wurde auch die Zentrale Stelle mit Anfragen der Versorgungsam-
ter regelrecht tiberschwemmt: ca. 3.200 Anfragen (1998), ca. 6.900 (1999), ca. 5.800
(2000), 2775 (2001), 1.304 (2002) und 788 (2003). Die Zentrale Stelle musste des-
halb voriibergehend durch Abordnung von Personal der Versorgungsverwaltung
verstarkt werden, um die Anfragen einigermaflen zeitnah erledigen zu kénnen.

Ein positiver Nebeneffekt der Novellierung des BVG bestand darin, dass das

Bundesministerium fir Arbeit und Sozialordnung die bis dahin nur in manueller
Form gefithrte Kartei der ,Verfahrensibersicht® der bei der Zentralen Stelle
anhingig gewordenen Vorermittlungsverfahren und der damit korrespondieren-
den staatsanwaltschaftlichen NSG-Verfahren in eine elektronische Datei tiberfiih-
ren lieB, sodass mit einiger Verzégerung die elektronische Datenverarbeitung
auch bei der Zentralen Stelle Einzug hielt.
5. Uber Originalakten verfiigt die Zentrale Stelle in der Regel nur im Bereich der
AR-Vorginge, zu denen die zahlreichen sogenannten Uberpriifungsvorginge
gehoren; auBerdem verwahrt sie Anfragen von Wissenschaftlern, Behoérden sowie
Privatpersonen und schlieBlich sog. Korrespondenzvorgiange zu staatsanwaltlichen
und gerichtlichen Verfahren, die nicht von der Zentralen Stelle ausgegangen und
deshalb nicht unter dem gesonderten Aktenzeichen AR-Z registriert sind. Férmli-
che Vorermittlungsakten (Az.: AR-Z) dagegen werden nach Abschluss der Vorer-
mittlungen regelmiBig im Original an die zustindige Staatsanwaltschaft abgege-
ben, wihrend in Ludwigsburg lediglich ein Duplikat verbleibt; die tibernehmende
Staatsanwaltschaft ist jedoch durch die Verwaltungsvereinbarung von 1958/1967
gehalten, die Zentrale Stelle tiber den Fortgang des Verfahrens durch Uberlassung
von Abschriften u. 4. zu unterrichten (was leider mit sehr unterschiedlicher Inten-
sitat beachtet wird). Gleichwohl werden Unterlagen tiber NSG-Verfahren nirgends
sonst so konzentriert aufbewahrt wie in Ludwigsburg, sodass die Zentrale Stelle
schon deshalb als erste Anlaufstelle fir Archivrecherchen geschatzt und in
Anspruch genommen wird, was jedoch deren Dezernenten zunehmend bei der
Erledigung ihrer justiziellen Ermittlungstatigkeit beeintrachtigt.

Um die Zentrale Stelle von derartigen justizfremden Aufgaben zu entlasten
und um zugleich die sachgerechte Erhaltung der in Jahrzehnten angesammelten
Unterlagen sicherzustellen, vereinbarten die Bundeslinder als Triger Anfang
2000 mit der Bundesregierung, dass die Unterlagen der Zentralen Stelle vom
Bundesarchiv — und zwar von einer AuBlenstelle im Dienstgebiude in Ludwigs-
burg — tibernommen werden, soweit sie nicht mehr fiir die laufende Arbeit der

Zentralen Stelle benotigt wiirden®.

% Vereinbarung fiir die Ubernahme der Unterlagen der Zentralen Stelle der Landesjustizver-
waltungen zur Aufklirung nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg durch das Bun-
desarchiv (in Kraft seit 17. 4. 2000 mit Wirkung ab 1. 1. 2000), veroffentlicht u.a. im Justizblatt
Rheinland Pfalz, Nr. 9/2000, vom 26. 6. 2000.
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Diese Vereinbarung wurde zum 1. April 2000 vollzogen und inzwischen dahin
konkretisiert, dass alle Verfahrensakten (Az.: AR-Z und AR) bis 1999 als Archivgut
vom Bundesarchiv ibernommen wurden, wahrend alle ab 2000 entstandenen
Unterlagen als Behordenschriftgut weiterhin bei der Zentralen Stelle verbleiben,
ebenso die Dienst-/Generalakten der Zentralen Stelle?’.

IV. Vier markante NSG-Verfahren der letzten Jahrzehnte

Die nachfolgend vorgestellten vier der letzten Verfahren gegen NS-Tiéter verdeut-
lichen die Schwierigkeiten, mit denen Ermittler und Gerichte Jahrzehnte nach
der Tat konfrontiert werden, sie zeigen aber auch auf, dass eine frithere strafjuris-
tische Aufarbeitung der Verbrechen tiberwiegend nicht am Unwillen der Verant-
wortlichen scheiterte, sondern an den besonderen Umstanden des Einzelfalles.

1. Josef Schwammberger™

Der Fall Josef Schwammberger kann in mehrfacher Hinsicht als auBergewohnlich
gelten. Zunachst dauerte es nahezu zwei Jahrzehnte, bis die Verbrechen Schwamm-
bergers den deutschen Ermittlungsbehorden tberhaupt bekannt wurden. Neun
weitere Jahre gingen ins Land, bis man den Aufenthaltsort Schwammbergers in
Argentinien kannte. Aus bis heute nicht vollstindig gekliarten Grinden gelang es
Schwammberger jedoch, sich der Festnahme durch die argentinische Polizei zu
entzichen. Erst im November 1987 gab ein Hinweisgeber nach Aussetzung einer
Belohnung in Hohe von 300.000 US-Dollar das genaue Versteck Schwammbergers
in Argentinien preis, was am 14. November 1987 zur Festnahme fithrte. Die argen-
tinischen Behorden und Gerichte standen damit vor gravierenden rechtlichen Pro-
blemen. Diese resultierten zum einen aus der Frage der Geltung des deutschen
Strafrechts, da die Taten Schwammbergers nach argentinischem Recht verjihrt
waren. Zum anderen verbot die argentinische Verfassung die Auslieferung
Schwammbergers, der 1965 argentinischer Staatsbiirger geworden war. Erst nach-
dem man ihm die Staatsbiirgerschaft aberkannt hatte, wurde Schwammberger am

% Auskunfte an auBenstehende Dritte aus Unterlagen, die vom Bundesarchiv itbernommen
wurden, fallen jetzt in dessen Zustindigkeit, ebenso die Betreuung von Besuchern zwecks
Akteneinsicht; ausgenommen hiervon sind lediglich die Erteilung von Auskinften und die
Gewihrung von Akteneinsicht im Rahmen aktueller strafrechtlicher Ermittlungen. In Fillen
der letzteren Art obliegen Auskunftserteilung und Besucherbetreuung weiterhin der Zentralen
Stelle. Mit Riicksicht auf laufende Ermittlungen kann diese fiir bestimmte Vorgénge eine Art
LSperrerklairung® abgeben, wenn anderenfalls eine Beeintrachtigung der aktuellen Ermittlun-
gen zu beflirchten ist. Die Zentrale Stelle war in diesen Faillen in die Ermittlungen in jeweils
unterschiedlicher Weise mit eingebunden, was hier jedoch aus Platzgriinden nicht néher ausge-
fuhrt werden kann.

3 Vgl. hierzu auch Kurt Schrimm, Aus der Arbeit eines Ermittlers in NS-Verfahren: Betrachtun-
gen zum Verfahren gegen Josef Schwammberger, in: Hans H. Poschko (Hrsg.), Die Ermittler
von Ludwigsburg. Deutschland und die Aufklarung nationalsozialistischer Verbrechen, Berlin
2008, S. 136151 (zuerst veroffentlicht in: Alfred B. Gottwaldt/Norbert Kampe/Peter Klein,
,NS-Gewaltherrschaft“. Beitrage zur historischen Forschung und juristischen Aufarbeitung, Ber-
lin 2005, S. 420ff.).
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2. Mai 1990 ausgeliefert. Am 10. August 1990 wurde Anklage vor dem Landge-
richt/Schwurgericht Stuttgart gegen ihn erhoben. Die Hauptverhandlung begann
am 26. Juni 1991 und erstreckte sich tiber 63 Prozesstage. Schwammberger wurde
am 18. Mai 1992 zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt, seine Revision wurde
vom Bundesgerichtshof am 1. Juni 1993 als unbegriindet verworfen.

Josef Schwammberger wurde am 14. Februar 1912 in Brixen in der damaligen
k. uk. Monarchie geboren. Nach dem Ersten Weltkrieg tibersiedelte die Familie
nach Innsbruck, wo Schwammberger aufwuchs. Schon frith wandte er sich dem
Nationalsozialismus zu. Bereits 1933 trat er in die SS und in die NSDAP ein.
Noch vor dem Krieg erhielt er eine militirische Ausbildung, wurde dann aber
aus gesundheitlichen Grinden als nicht kriegsverwendungsfihig angesehen. Am
13. November 1939 wurde er zur Waffen-SS nach Krakau eingezogen, wegen sei-
ner korperlichen Gebrechen jedoch einem Ersatzbataillon zugeteilt. Von Mérz
1942 bis Dezember 1942 war er Kommandant des Zwangsarbeitslagers Rozwadow,
im Anschluss daran wurde er zum Kommandanten des Ghettos A in Przemysl
ernannt. Nach der Auflosung dieses Ghettos leitete er von Februar 1944 bis zu
dessen Liquidierung das Zwangsarbeitslager Mielec. Schwammberger wurde
bereits im Juli 1945 unter falschem Namen in Innsbruck festgenommen und den
franzosischen (Besatzungs-)Behorden tbergeben. In der Nacht vom 2. zum 3.
Januar 1948 gelang ihm jedoch mit fremder Hilfe die Flucht aus dem Kriegsge-
fangenenlager Oradour, von Genua aus gelangte er mit einem franzosischen
Liberty-Schiff noch im Jahr 1948 nach Buenos Aires. Die Fahrtkosten wurden von
einer kirchlichen Institution getragen. In Argentinien lebte der verheiratete
Familienvater als unauffalliger Biirger, der seinen Lebensunterhalt in wechseln-
den Berufen verdiente und zuletzt eine staatliche Rente bezog.

Das Urteil des Landgerichts Stuttgart vom 18. Mai 1992 lautete auf lebenslange
Freiheitsstrafe wegen siebenfachen Mordes, davon in je einem Fall in zwei, vier,
sechs und mindestens zehn tateinheitlichen Fillen sowie wegen 32 Fillen der Bei-
hilfe zum Mord, davon in je einem Fall in drei, mindestens zehn, mindestens hun-
dert und mindestens funfhundert tateinheitlichen Fallen. Dies besagt, dass
Schwammberger nachweislich an der Tétung von mindestens 635 Menschen betei-
ligt war. Wegen einer weit hoheren Zahl von Totungen wurde er nur deshalb nicht
verurteilt, weil das Gericht in Anwendung des Grundsatzes ,in dubio pro reo nicht
ausschlieBen mochte, dass in manchen Fillen ,nur® verjihrter Totschlag vorgele-
gen hat, oder weil ihm die Tat nicht mehr sicher nachgewiesen werden konnte.

Bei den von Schwammberger begangenen Morden handelte es sich um willkir-
liche und brutale Tétungen von Ghettoinsassen in dem sicheren Bewusstsein,
hierfiir nicht zur Verantwortung gezogen zu werden, um die Erschiefung mut-
maBlich oder tatsichlich arbeitsunfahiger Héftlinge, um von ihm so bezeichnete
Strafaktionen wegen Bagatellvergehen und um ,von oben® befohlene Massenexe-
kutionen anlasslich der Raumung des Ghettos. Sicher gab es NS-Tater, die weit
mehr Morde auf dem Gewissen hatten als Schwammberger; es sind jedoch nur
wenige Fille bekannt, in denen ein Einzelner derart viele Menschen aus eigenem
Antrieb mit eigener Hand umgebracht hat. Die Taten Schwammbergers (und vie-
ler anderer) waren ein Produkt eines fanatischen Glaubens an eine Ideologie
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und an den obersten Prediger dieser Ideologie, gepaart mit einer Machtfille, der
er charakterlich nicht gewachsen war.

Im Verlauf der Ermittlungen waren weitere Taten Schwammbergers bekannt
geworden, die nicht Gegenstand der Auslieferungsbewilligung gewesen waren.
Nach entsprechender Nachbewilligung durch die argentinischen Behérden
erhob deshalb die Staatsanwaltschaft am 1. Dezember 1994 erneut Anklage wegen
Mordes bzw. Beihilfe in 144 Fillen. Dieses Verfahren wurde aber spiter wegen
Verhandlungsunfihigkeit eingestellt. Schwammberger bestritt bis zuletzt die ihm
zur Last gelegten Taten und bezeichnete das Verfahren als ,Komplott®. Am 18.
Marz 2002 entschied die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Mannheim,
dass die Schwere der Schuld die Vollstreckung von 25 Jahren der lebenslangli-
chen Freiheitsstrafe gebiete. Ein Gnadengesuch lehnte der Ministerprasident des
Landes Baden-Wiirttemberg am 23. April 1998 ab. Josef Schwammberger verstarb
am 3. Dezember 2004 in Strathaft.

Der Fall Schwammberger ist ein Beweis daftr, dass es richtig war, die Verjah-
rung fiir Mord aufzuheben. Die Verbrechen Schwammbergers wurden in
Deutschland erst 1963, also beinahe 20 Jahre nach Kriegsende, bekannt, und
auch das zunichst nur fragmentarisch. Neun weitere Jahre dauerte es, bis ein
erster Hinweis auf seinen Aufenthaltsort einging, erst 45 Jahre nach Kriegsende
gelangte er in den Zustidndigkeitsbereich der deutschen Ermittlungsbehorden
und Gerichte. Der Gedanke, dass ein Massenmorder wie er seiner gerechten
Strafe allein infolge des Zeitablaufs entgangen ware, ist nur schwer ertraglich.

2. Julius V.

Das Verfahren gegen J. V. weicht in mehrfacher Hinsicht von ,normalen“ Verfah-
ren gegen NS-Téter ab. Zunachst meldete sich der einzige Belastungszeuge erst
1998, und zwar per Postkarte beim Simon-Wiesenthal-Center in Wien. Sodann
wurde V. allein aufgrund der Aussage eines ehemals Untergebenen, also nicht
eines Zeugen, der zur ,Opferseite® zu zdhlen ist, verurteilt. SchlieBlich waren
Staatsanwaltschaft und Gericht zwar von der Schuld des Angeklagten tiberzeugt,
die Bemtihungen, das Motiv des Beschuldigten zu klaren, blieben jedoch erfolglos.

V. war SS-Untersturmfiithrer und zuletzt Lehrer an einer Nachrichtenschule der
Waffen-SS in Leitmeritz im Protektorat Bohmen-Mahren. Der Zeuge, A. L., war
zum Tatzeitpunkt im Rang eines SS-Oberjunkers Schiiler an dieser Nachrichten-
schule. Im Februar 1945 mussten die judischen Insassen der ,Kleinen Festung® in
Theresienstadt einen Panzergraben ausheben, die Angehorigen der Nachrichten-
schule hatten die Haftlinge bei der Arbeit zu bewachen. Ohne erkennbaren
Anlass und vollig unvermittelt ergriff der spitere Angeklagte ein Gewehr und
erschoss sieben im Graben arbeitende Juden.

Sowohl der ermittelnde Staatsanwalt als auch die ihn unterstiitzenden Polizei-
beamten standen der Aussage von A.L. zundchst skeptisch gegentber. Dies vor
allem deshalb, weil zunachst kein Grund daftir ersichtlich war, dass sich der
Zeuge erst nach Jahrzehnten meldete. In mehreren sehr ausfithrlichen Verneh-
mungen hinterlie der Zeuge jedoch einen duBerst glaubwiirdigen Eindruck.
Drei von ihm namentlich benannte weitere Augenzeugen gaben — auch bei rich-
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terlichen Vernehmungen — tibereinstimmend an, diesen Vorfall nicht zu kennen.
Von der Staatsanwaltschaft beauftragte Beamte des Landeskriminalamtes Baden-
Wiirttemberg fanden dann eine Liste, in welcher tiber 1000 Personen verzeichnet
waren, die zum mutmaBlichen Tatzeitpunkt Schiler in der Nachrichtenschule
waren und deshalb als Zeugen in Betracht kamen. Mit einem nahezu beispiello-
sen Aufwand gelang es der Polizei, die Identitit und den Aufenthalt von uber
400 dieser Personen zu ermitteln und diese zu vernehmen. Keiner dieser Zeugen
konnte (oder wollte) die Aussage von A.L. bestatigen, der aber trotz dieses
Ergebnisses der polizeilichen Ermittlungen bei seiner Aussage blieb.

Damit entstand eine in dieser Form nahezu einmalige Beweissituation. Nach-
dem feststand, dass sich A. L. und die von ihm benannten Augenzeugen am Tat-
ort aufhielten und V. zur genannten Tatzeit deren Vorgesetzter war, konnte ein
Irrtum ausgeschlossen werden. Entweder trafen die von A.L. erhobenen Vor-
wiirfe zu, oder dessen Aussage war vorsatzlich falsch. Da kein Grund fiir eine vor-
satzliche Falschaussage ersichtlich war, erhob die Staatsanwaltschaft Anklage beim
Landgericht Ravensburg wegen Mordes in sieben Fallen. Im Verlauf der mehrmo-
natigen Hauptverhandlung, die seitens der Verteidigung teilweise sehr emotional
gefiihrt wurde, blieb die Beweislage unverandert: A.L. hielt trotz heftiger
Angriffe seitens der Verteidiger an seiner Aussage fest, die tibrigen Zeugen besta-
tigten diese ungeachtet der Androhung strafrechtlicher Ermittlungsverfahren
wegen des Vorwurfes der Falschaussage nicht. Die Bemithungen des Gerichts
konzentrierten sich im Wesentlichen auf die Frage, welches Motiv A. L. fur eine
moglicherweise falsche Anschuldigung des J. V. haben kénnte. Trotz intensiver
Bemiithungen konnte ein solches nicht gefunden werden. V. wurde wegen Mor-
des in sieben Fallen zu 12 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Verteidigung und
Staatsanwaltschaft legten gegen das Urteil Revision ein, die Staatsanwaltschaft mit
dem Ziel der Uberpriifung, ob eine Anwendung der von der BGH-Rechtspre-
chung entwickelten Grundsitze zur lebenslangen Freiheitsstrafe bei heimtiicki-
schem Mord auch auf Mord aus niedrigen Beweggriinden rechtens sei. J. V. ver-
starb kurze Zeit vor der hochstrichterlichen Entscheidung und hat somit nach
dem Gesetz als unschuldig zu gelten.

3. Anton Malloth

Der am 13. Februar 1912 in Innsbruck geborene Anton Malloth wuchs bei Ver-
wandten in Schenna/Stdtirol auf. Als italienischer Staatsangehoériger wurde er
am 5. April 1939 zur italienischen Wehrmacht eingezogen und am 13. September
1939 als Unteroffizier entlassen. Im Dezember 1939 optierte er fir die deutsche
Staatsangehorigkeit, im Februar 1940 wurde er zur Schutzpolizei in Innsbruck
eingezogen und dort zwei Monate lang ausgebildet. Seinen Dienst in der ,Klei-
nen Festung® Theresienstadt trat er am 20. Juni 1940 an. Bei der ,Kleinen
Festung“ handelte es sich um eine Auflenstelle des Gestapo-Gefangnisses Prag-
Pankraz. Die Mehrzahl der Gefangenen waren Untergrundkampfer des tsche-
choslowakischen Widerstandes, Politiker, Kiinstler und Intellektuelle. Spater
kamen auch Kriegsgefangene und rassisch verfolgte Personen, insbesondere judi-
scher Herkunft, hinzu. Von 1940 bis Kriegsende im Mai 1945 waren 30.000 bis
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35.000 Haftlinge in der ,Kleinen Festung“ inhaftiert, von denen nachweislich
2.500, wahrscheinlich aber eine weitaus groere Zahl, ums Leben kamen.

Die Bewachung der Gefangenen oblag innerhalb des Lagers Aufsehern der
Gestapo, zu denen auch Malloth gehoérte. Das Leben der Haftlinge war von Will-
kir und Gewalt gepragt. Entgegen der geltenden Polizeigefingnisverordnung
vom 1. Januar 1940, wonach die Aufsichtsbeamten den Gefangenen gegeniiber
die gebotene Zuruckhaltung zu tUben hatten, errichteten die Aufseher in der
~Kleinen Festung® ein unmenschliches Regime. Schwerste Misshandlungen und
Totungen von Héftlingen gehorten zum Alltag. Die Aufseher gerierten sich als
Herrscher iiber Leben und Tod, wobei sie hdufig aus eigener Initiative handelten.

Gegen Kriegsende fliichtete Anton Malloth vor der heranriickenden Roten
Armee und lebte in der Folgezeit in Tirol. Wegen des Vorwurfs der Misshandlung
und Totung zahlreicher Haftlinge begehrte die tschechoslowakische Republik
die Auslieferung Malloths, welche vom Landesgericht Innsbruck mangels ausrei-
chender Beweise abgelehnt wurde. Ein Versuch, die italienische Staatsangehorig-
keit wieder zu erlangen, scheiterte; Malloth wurde im Jahr 1988 in die Bundesre-
publik Deutschland abgeschoben.

Wegen der ihm als Aufseher in der ,Kleinen Festung® zur Last gelegten Verbre-
chen wurden verschiedene Straf- und Ermittlungsverfahren gegen ihn gefiihrt —
lange ohne Erfolg. So verurteilte ihn das auerordentliche Volksgericht in Leitme-
ritz am 24. September 1948 in Abwesenheit zum Tode durch den Strang. In einem
Wiederaufnahmeverfahren hob das Kreisgericht Aussig im Jahr 1969 das Urteil
vom 24. September 1948 in vollem Umfang auf und verwies das Verfahren zur
Neuaufnahme der Ermittlungen an die dortige Kreisstaatsanwaltschaft. Ein 1963
von der Staatsanwaltschaft Graz eingeleitetes Ermittlungsverfahren wurde wegen
unbekannten Aufenthaltes des Angeklagten eingestellt. Seit 1970 ermittelte die
Staatsanwaltschaft Dortmund als Zentralstelle im Lande Nordrhein-Westfalen fiir
die Bearbeitung von nationalsozialistischen Massenverbrechen gegen Malloth.
Das Verfahren wurde mit Verfigungen vom 23. April 1979, 3. Mérz 1980, 7. Januar
1990 und 14. Marz 1990 eingestellt. Der Wiederaufnahme der Ermittlungen am 5.
April 1993 folgte am 1. April 1999 erneut eine Einstellungsverfigung.

Aufgrund neuer Erkenntnisse leitete die Staatsanwaltschaft Miinchen I im Jahr
2000 ein neues Ermittlungsverfahren gegen den nunmehr in Pullach wohnhaften
Malloth ein und erhob Anklage beim Landgericht Miinchen I. Nach 12-tagiger
Hauptverhandlung wurde Malloth am 30. Mai 2001 wegen Mordes und versuch-
ten Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt. Das Gericht sah es als erwie-
sen an, dass der Angeklagte im September 1943 zwei Mal in Toétungsabsicht auf
einen Héftling schoss, weil dieser einen Blumenkohl gestohlen hatte. Da nicht
geklart werden konnte, ob der Haftling an den Verletzungen starb, belieB3 es das
Gericht bei einer Verurteilung wegen versuchten Mordes. Nach der weiteren Fest-
stellung des Gerichts misshandelte der Angeklagte Ende 1944 einen Haftling aus
nichtigem Anlass mit einem Schlagstock und durch Stiefeltritte so schwer, dass er
verstarb. Von einem weiteren Vorwurf des Mordes sprach das Gericht den Ange-
klagten aufgrund unzureichender Beweise frei. Die gegen das Urteil eingelegte
Revision verwarf der Bundesgerichtshof am 21. Februar 2002.
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Malloth verstarb am 31. Oktober 2002, nachdem er 10 Tage zuvor wegen Haft-
unfihigkeit aus dem Gefiangnis entlassen worden war. Die der Anklage der Staats-
anwaltschaft Miinchen I zugrunde liegenden Vorwiirfe waren nicht Gegenstand
des Verfahrens der Staatsanwaltschaft Dortmund. Anlass fiir die Aufnahme der
Ermittlungen durch das Bayerische Landeskriminalamt war vielmehr die Aussage
eines Zeugen vor der Staatsanwaltschaft Prag am 8. Oktober 1999, also rund 55
Jahre nach dem Tatgeschehen. Auch die Namen weiterer Zeugen, auf deren Aus-
sage das Miinchner Gericht seine Verurteilung stiitzte, waren zuvor nicht bekannt
gewesen.

4. Prof. Dr. Rosemarie A.

Das Verfahren gegen Prof. Dr. A. vor dem Landgericht Gera ist ein besonders
beredtes Zeugnis fiir die Schwierigkeiten einer Strafverfolgung nahezu 65 Jahre
nach dem Tatgeschehen®'. Die Angeschuldigte war nach den Feststellungen des
Gerichts vom 1. Mai 1940 bis zum 21. Mai 1942 als Assistenzarztin in den Thii-
ringischen Landesheilanstalten in Stadtroda beschaftigt und mit der Leitung der
psychiatrisch-neurologischen Frauenstation beauftragt worden. Ihr wurde von der
Staatsanwaltschaft vorgeworfen, eine 35 Jahre alte Patientin durch gezielte Erho-
hung der therapeutisch erforderlichen Medikamentendosis, und zwar ausschlieB-
lich mit dem Ziel einer Schlafmittelvergiftung, als ,lebensunwert® getotet zu
haben. Das Verfahren wegen weiterer, dhnlich gelagerter Totungsdelikte war
zuvor von der Staatsanwaltschaft eingestellt worden.

Die Anklage stiitzte sich auf vier Sachverstindigengutachten, namlich eines
Arztes fur Neurologie und Psychiatrie, eines Facharztes fir Innere Medizin, eines
Apothekers fir klinische Pharmazie und eines Gerichtsmediziners. Aufgrund
eines Gutachtens eines weiteren Facharztes fiir Neurologie und Psychiatrie, das
von der Verteidigung in Auftrag gegeben worden war und die bisherigen Gutach-
ten anzweifelte, sah sich das Gericht veranlasst, zwei neue Gutachter einzuschal-
ten, und zwar einen Arzt fiir Neurologie und Psychiatrie, Psychotherapie, Psycho-
analyse und einen Arzt fir Innere Medizin und Klinische Pharmakologie. Letz-
tere kamen zum Ergebnis, dass die Patientin mit an Sicherheit grenzender
Wabhrscheinlichkeit nicht an einer Schlafmittelvergiftung verstorben sei; die von
der Angeklagten gestellte Diagnose einer ausgeprigten ,Erregtkatatonenschizo-
phrenie® sei so gut wie sicher zutreffend gewesen. Die medikamenttése Therapie
habe dem damaligen Wissensstand zur Behandlung der diagnostizierten Krank-
heit entsprochen, fiir die Annahme einer medizinischen Fehlbehandlung fehlten
jedwede Hinweise. Diese Ergebnisse wurden von den von der Staatsanwaltschaft
im Ermittlungsverfahren beauftragten Sachverstindigen in ihren Gegendarstel-
lungen zum Teil heftig angegriffen.

* In der DDR war Rosemarie A. - sie wurde vom SED-Regime mit diversen hohen Auszeich-
nungen, u. a. dem ,Vaterlindischen Verdienstorden® der DDR, bedacht — aus politischen Griin-
den von Strafverfolgung verschont geblieben, obwohl ihre Tatigkeit in der Anstalt Stadtroda
und ihre mutmaBliche Verwicklung in die Euthanasie den Ermittlungsbeh6érden bekannt
geworden war.
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Knapp zehn Monate nach Anklageerhebung legte der Verteidiger ein hausarzt-
liches Attest vor, in welchem die Verhandlungsfihigkeit der Angeklagten ange-
zweifelt wurde. Zu dieser Frage gab die Strafkammer ein weiteres Gutachten in
Auftrag. Der Sachverstandige, ein Facharzt fir Innere Medizin, Klinische Geria-
trie, physikalische und rehabilitative Medizin, kam zum Ergebnis, dass die Ange-
schuldigte in ihrer korperlichen und geistigen Leistungsfahigkeit, in ihrer Kom-
munikationsfihigkeit und ihrer emotionalen Belastbarkeit so erheblich einge-
schrankt sei, dass sie nicht in der Lage sei, an einer Hauptverhandlung
teilzunehmen und dieser zu folgen. Zum Zeitpunkt der Untersuchung war die
Angeschuldigte 89 Jahre alt und wog 40 Kilogramm.

Unter Zugrundelegung dieses Gutachtens lehnte die Strafkammer am 9.
Februar 2005 die Erdffnung des Hauptverfahrens ab. Bemerkenswert ist, dass
sich die Kammer mit diesem Beschluss, der einer rechtlichen Uberpriifung wohl
miihelos standgehalten hatte, nicht aus der Verantwortung stahl, sondern auch
zu den uibrigen Problemen Stellung bezog. Sie sah sich zu der Feststellung veran-
lasst, dass ohne die dauernde Verhandlungsunfihigkeit die Hauptverhandlung
durchaus zu erdffnen gewesen ware. Mit ausfiihrlicher Begriindung wird im
Beschluss auBerdem dargelegt, dass das Verhalten der Angeschuldigten im Falle
der Nachweisbarkeit als Mord und nicht ,nur® als Beihilfe zu werten gewesen
wiare. Ebenso ausfithrlich nahm die Kammer zur — nicht eingetretenen — Verjiah-
rung Stellung. SchlieBlich wird nachvollziehbar dargelegt, dass fur die Anwen-
dung des Grundsatzes ,in dubio pro reo® noch kein Raum gewesen sei.

Ungeachtet dieser Feststellung diirfte kaum ein Zweifel daran bestehen, dass
die Hauptverhandlung zum Freispruch der Angeklagten nach eben diesem
Grundsatz gefithrt hatte. Die Gutachter — simtlich anerkannte Fachleute — wider-
sprachen sich hinsichtlich der Richtigkeit sowohl der damaligen Diagnose als
auch der angewandten Therapie und damit der Todesursache in einem Male,
dass wohl keiner der befassten Richter zu einer Verurteilung kommen konnte.
Selbst im Falle des Nachweises eines objektiven Fehlverhaltens der Angeschuldig-
ten ware vom Gericht noch die mindestens ebenso schwierige Frage des Vorsatzes
zu klaren gewesen.

V. Schwerpunkte der Arbeitsweise seit dem Jahr 2000

1. Neue Wege

Das Jahr 2000 brachte fir die Zentrale Stelle eine weitere richtungweisende Wei-
chenstellung mit sich: Es stellte sich ndmlich die Frage, ob die bisherige Arbeits-
weise beibehalten oder noch einmal neue Wege beschritten werden sollten. Nach
der Aufarbeitung der groBen Komplexe wie Auschwitz, Majdanek, Einsatzgrup-
pen und nach Abschluss der Arbeiten an den UNWCC- und MfS-Unterlagen
arbeitete die Zentrale Stelle im Wesentlichen nach den Vorgaben der Strafpro-
zessordnung fur Staatsanwaltschaften, d. h. sie wurde bei Vorliegen eines Anfangs-
verdachts gegeniiber einem Tatverdiachtigen oder hinsichtlich eines bestimmten
Tatgeschehens tdtig. Ein solcher Anfangsverdacht konnte aus vielerlei Quellen
stammen: Anzeigen privater Natur oder offizieller Institutionen wie z. B. der pol-

W Institut fir — p——
Jahrgang 56 (2008), Heft 4 Zeitgeschichte

Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html Manchen-Berlin
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2008_4.pdf NIEIRQAHERHETTE FIH
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de ZEl[gE[d‘lld‘lte



©Vierteljahrshefte fur Zeitgeschichte

Kurt Schrimm/Joachim Riedel: 50 Jahre Zentrale Stelle in Ludwigsburg 543 s

nischen ,Hauptkommission zur Verfolgung der Verbrechen gegen das Polnische
Volk*, Aussagen in anderen Verfahren, Auffindung bisher unbekannter Doku-
mente oder auch ganz einfach Zeitungsmeldungen. Naturgemall flossen diese
Quellen Jahr fur Jahr sparlicher und drohten allméhlich ganz zu versiegen.

Es galt nun die Entscheidung zu treffen, entweder dieser Entwicklung Rech-
nung zu tragen mit der Folge, dass sich auch die Tétigkeit der Zentralen Stelle
rasch ihrem Ende zuneigen wiirde, oder aber durch Umstellung ihrer Arbeits-
weise zu versuchen, neue Quellen zu erschlieBen. Nicht zuletzt aufgrund der Aus-
sage des Justizministers des Landes Baden-Wiirttemberg, Prof. Dr. Ulrich Goll,
die Zentrale Stelle werde ihre Arbeit fortsetzen, solange sich noch Ermittlungs-
moglichkeiten erschldssen, entschied der neue Behordenleiter, Kurt Schrimm,
letzteren Weg zu gehen. Die Ermittler der Zentralen Stelle warteten nun nicht
mehr darauf, dass Informationen an sie herangetragen wurden, sie suchten viel-
mehr aus eigener Initiative auslandische Archive und Institutionen auf, um die
dort verwahrten Dokumente systematisch auszuwerten. Dabei kam den ermitteln-
den Richtern und Beamten sowohl die seit 1990 veranderte politische Lage, vor
allem in den Staaten des ehemaligen Warschauer Paktes, als auch der Ablauf von
Sperrfristen z. B. bei Akten auslandischer Geheimdienste zugute. Angesichts des
weltweit ungeheueren AusmaBes von thematisch einschlagigem Archivmaterial
war es die primare Aufgabe der Zentralen Stelle, dem auslandischen Archivperso-
nal ihre Aufgabenstellung zu vermitteln und dieses dadurch in die Lage zu verset-
zen, geeignete Akten auszuwahlen und den Ermittlern zur Verfugung zu stellen.

Das neue Ziel konnte nur durch eine grundlegende Veranderung der Arbeits-
bedingungen bei der Zentralen Stelle in Angriff genommen werden. Wahrend
die ubrigen Justizorgane in den neunziger Jahren mit neuer Burotechnik ausge-
stattet worden waren, war die Zeit in der Zentralen Stelle weitgehend stehen
geblieben. Im Oktober 2000 verfiigte die Behorde lediglich tiber einen einzigen
PC. Die Biroraume mit Mobeln aus den sechziger Jahren und verschlissenen
Tapeten vermittelten einen trostlosen Eindruck. Um jiingere, motivierte Kollegin-
nen und Kollegen zu gewinnen, war es dringend erforderlich, die Zentrale Stelle
neben der optischen Aufhellung auch mit Arbeitsmitteln auszustatten, die dem
gegenwartigen Standard entsprechen. Hierzu gehorten die Anschaffung von PC
fur alle Mitarbeiter, Laptops fiir Dienstreisen, Modernisierung der Kommunikati-
onstechnik und vor allem der Zugang zum Internet, da heute die Findbiicher
nahezu aller wichtigen Archive am Schreibtisch ausgewertet werden koénnen.
Wihrend neuerdings innerhalb von Sekunden gepruft werden kann, ob ein
Ereignis oder eine Person bereits Gegenstand eines strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahrens war, kam es noch vor finf Jahren vor, dass im Ausland tagelang ermit-
telt und dann nach Riickkehr und mtihsamer Auswertung der Handkartei festge-
stellt wurde, dass es sich um langst bekannte Fakten handelte. Angesichts der
immer wieder aufflackernden Kritik, die Politik betreibe die Strafverfolgung
von NS-Verbrechen nur halbherzig, sei jedoch angemerkt, dass die durch die
Personalvermehrung, Ausstattung mit moderner Technik und einen erheblichen
Anstieg von Dienstreisen verursachten Mehrkosten stets ohne Zogern bewilligt

wurden.
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2. Recherchen in inlindischen Archiven

a) Die Zentrale Stelle greift im Bereich des Bundesarchivs mit Abstand am hau-
figsten auf die eigenen Unterlagen zurtick, die inzwischen weitgehend von der
AuBenstelle Ludwigsburg des Bundesarchivs tbernommen wurden. Daneben
sind es die Abteilung Reich in Berlin mit dem Zwischenarchiv in Dahlwitz-Hoppe-
garten sowie die Abteilung Militirarchiv in Freiburg, an die sich die Zentrale
Stelle bei ihren Ermittlungen regelmiBig mit der Bitte um Auskunft, hilfsweise
um die Gewihrung von Akteneinsicht wendet*®. Die strafrechtlichen Uberpriifun-
gen in Ludwigsburg kénnen allerdings bei umfangreichen Verfahren oder Tat-
komplexen teilweise nicht so ziigig erfolgen, wie es an sich wiinschenswert ware,
weil die Abteilungen Reich und Militararchiv des Bundesarchivs sich bei beson-
ders umfangreichen Anfragen oder bei sehr zeitaufwandigen Recherchen aus
generellen Griinden meist nicht in der Lage sehen, die erforderlichen Recher-
chen selbst durchzufiithren, und deshalb den jeweils zustindigen Bearbeiter der
Zentralen Stelle ersuchen, diese Recherchen selbst vorzunehmen.

b) Auch Anfragen bei der WASt* gehoren seit langem zum ,Standardabfragepro-
gramm® der Zentralen Stelle. Im Zusammenhang mit dem rasanten Anstieg der
Anfragen insbesondere zu NS-Verbrechen in Italien wurde bei der WASt eine
eigene Arbeitsgruppe eingerichtet, wodurch die Bearbeitung und Erledigung die-
ser Anfragen erheblich gestrafft und beschleunigt werden konnte®*,

c) Bei der Sichtung und Auswertung der Bestinde des NS-Archivs des MfS legt
die BStU der Zentralen Stelle von Amts wegen Kopien von MfS-Vorgiangen zur
strafrechtlichen Uberpriifung vor, wenn sich Hinweise auf NS-Verbrechen erge-
ben. Ein besonders wertvolles Instrumentarium fiir die Vorermittlungen und son-
stigen Uberpriifungen der Zentralen Stelle ist das Zentrale Einwohnerregister
der DDR (ZER), das bei der BStU aufbewahrt wird und dessen Abfragemaoglich-
keit vom Gesetzgeber mehrfach verlingert wurde. Fiir die Strafverfolgungsbehor-
den bedeutet es — im Verhdltnis zum dezentralen Meldewesen der Bundesrepu-
blik — eine erhebliche Arbeitserleichterung, die zuletzt vor der Wiedervereini-
gung registrierte Meldeadresse eines DDR-Einwohners zentral abfragen zu
konnen. Umso misslicher war es deshalb, dass die bis 31. Dezember 2005 be-
fristete Weitergeltung der einschldgigen Vorschrift nicht rechtzeitig verlingert
wurde, sodass das ZER ab 1. Januar 2006 vortbergehend abgestellt werden
musste und erst nach Inkrafttreten des Siebten Gesetzes zur Anderung des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes vom 21. Dezember 2006 wieder geoffnet werden durfte.

32 Im Zusammenhang mit der schrittweisen SchlieBung der fritheren Zentralnachweisstelle in
Aachen-Kornelimiinster wurden deren Bestinde zwischenzeitlich auf das Bundesarchiv-Militar-
archiv in Freiburg und auf die WASt verteilt.

3 Deutsche Dienststelle fiir die Benachrichtigung der nichsten Angehorigen von Gefallenen
der ehemaligen deutschen Wehrmacht.

3 Von der WASt wesentlich mitgetragen werden die jahrlich Ende Oktober vom Verein ,Fan-
tom e.V.“ veranstalteten ,Historikertage®, die in den letzten Jahren jeweils in den Dienstraumen
des Landesarchivs Berlin stattfinden und zu denen die Zentrale Stelle jeweils Vertreter entsen-
det.
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d) Weit weniger zahlreich waren bisher die Anfragen an den Internationalen Such-
dienst — ITS® — in Bad Arolsen, mit dem sich der Verkehr besonders kompliziert
gestaltete. Inzwischen sind Anfragen zu konkreten Personen jedoch dadurch
wesentlich vereinfacht worden, dass sie nicht mehr an das Bundesinnenministe-
rium gerichtet werden miussen, das dann die Anfrage an den ITS weiterleitete;
neuerdings kann man direkt beim ITS anfragen. Die vor kurzem erfolgte Off-
nung des ITS-Archivs gibt der Zentralen Stelle nunmehr Gelegenheit, ab sofort
die reichhaltigen Bestinde in groBerem Umfang als bisher fur ihre Arbeit zu
nutzen.

3. Arbeit im Ausland

Die Tatsache, dass der ganz liberwiegende Teil der nationalsozialistischen Verbre-
chen im Ausland begangen wurde, brachte es mit sich, dass die Zentrale Stelle
von Beginn an auf die Zusammenarbeit mit auslandischen Behérden und Gerich-
ten angewiesen war. Grundlage daftr sind zunachst die bilateralen und multila-
teralen Rechtshilfeabkommen. Es hat sich jedoch in der Praxis gezeigt, dass
einige dieser Bestimmungen fir die Tétigkeit der Zentralen Stelle eher hinder-
lich als forderlich sind. Verschiedene Lander verlangen — wohlgemerkt vereinba-
rungsgemall — bei Rechtshilfeersuchen die Schilderung der Tat und die Nennung
des Tatverddchtigen. Da in der tiiberwiegenden Zahl der Falle ein Tatverdachtiger
erst ermittelt werden soll, ist die Nennung eines solchen naturgemal nicht mog-
lich. Dementsprechend wurden Rechtshilfeersuchen von mehreren Staaten abge-
lehnt. In zwei Fillen gelang es bisher jedoch, die auslindischen Behdrden von
der besonderen Fallgestaltung zu tiberzeugen und die Erlaubnis fir die erbete-
nen Recherchen zu erwirken.

Erfreulich ist die Tatsache, dass zahlreiche auslandische Institutionen aus
Grinden der Zeitersparnis und zur Vermeidung eines groeren Verwaltungsauf-
wandes bei offentlich zugidnglichen Archiven von sich aus auf ein férmliches
Rechtshilfeersuchen verzichten. Die deutschen Ermittler treten dort zuniachst
nicht als Amtspersonen, sondern als private Nutzer auf. Anhand der auf diese
Weise erlangten Erkenntnisse kann dann gegebenenfalls ein Rechtshilfeersuchen
gestellt werden, das den gegenseitigen Vereinbarungen gentigt.

Die Arbeit im Ausland ist mit einem enormen Zeit- und Kostenaufwand ver-
bunden. Zu den Reisekosten kommen Dolmetscher- und Ubersetzungskosten in
betrichtlicher Hohe. Wegen der ungeheuren Fiille des Archivmaterials ist eine
Unterstitzung der Ermittler durch das zustindige Personal der Archive absolut
unerldsslich. Wichtigste Aufgabe ist es deshalb zunachst, die ausldndischen Fach-
krafte mit der Arbeitsweise und der Zielsetzung der Zentralen Stelle vertraut zu
machen, um sie dadurch in die Lage zu versetzen, den Ermittlern die relevanten
Unterlagen zugéanglich zu machen. Insgesamt betrachtet ist der Ermittlungserfolg
gemessen am Aufwand eher als gering einzustufen, was jedoch angesichts des
Zeitablaufs nicht anders zu erwarten war.

% International Tracing Service.
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Nachfolgend soll die Arbeit der Zentralen Stelle wihrend der letzten 7 Jahre in
verschiedenen Lindern kurz skizziert werden.

Tschechische Republik:

Ausweislich der Generalakten, insbesondere der Rechtshilfeakten der Zentralen
Stelle, fand eine Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen der Tschechoslo-
wakei, spater Tschechische Republik, nur in Einzelfillen statt. Anlasslich eines
Falles, den der jetzige Leiter der Zentralen Stelle noch wahrend seiner Tatigkeit
bei der Staatsanwaltschaft Stuttgart bearbeitete, wurde bekannt, dass im Militar-
historischen Archiv in Prag Akten archiviert waren, die fir die Arbeit der Zentra-
len Stelle von hochstem Interesse sein kénnten. Hierzu gehdren unter anderem
auch die Akten des ,Kommandostabes Reichsfuhrer SS“. Ein erstes Rechtshilfe-
ersuchen der Zentralen Stelle wurde von der Generalstaatsanwéltin der Tschechi-
schen Republik positiv beschieden. Seither ist es moglich, zur Klairung naherer
Einzelheiten, Terminabsprachen und ,Bestellung® einzelner Aktenstiicke direkt
mit dem Archiv zu verkehren und dadurch eine enorme Zeiteinsparung zu erzie-
len. In Prag ist es besonders gut gelungen, die zustindige Archivarin tber die
Ziele und Methoden der Arbeit der Zentralen Stelle aufzuklaren — mit der Folge,
dass von ihr auch ohne konkrete Anfragen sehr wertvolle Hinweise auf relevante
Akten eingingen. Sie war mehrfach auch in der Lage, den deutschen Ermittlern
den Inhalt umfangreicher Aktenstiicke zusammenfassend mitzuteilen, sodass oft-
mals zeitraubende eigene Sichtungen entbehrlich wurden.

Stidamerika:

Obwohl seit Jahrzehnten bekannt war, dass Sidamerika ein bevorzugtes Versteck
fir NS-Verbrecher war, wurde dort zunachst nicht systematisch ermittelt. Dies
erklart sich mit den Schwierigkeiten, die Auslandsermittlungen dort lange mit
sich brachten und teilweise bis zum heutigen Tag mit sich bringen. Zu nennen
sind dabei zunichst Schwierigkeiten politischer Art: Uber Jahrzehnte hielt eine
Reihe von Staaten ihre schuitzende Hand uber NS-Verbrecher, sodass an Ermitt-
lungen oder gar eine Auslieferung nicht zu denken war. Hinzu kam eine fur heu-
tige Verhaltnisse miithselige Kommunikation: Im Zeitalter der E-Mail, des Telefax-
gerdtes und der Satellitentibermittlung ist schon beinahe vergessen, dass zuvor
das anfillige und in seiner Leistungsfahigkeit sehr begrenzte Tiefseekabel die
einzige Verbindung zu weit entlegenen Staaten war. Ein Hindernis, das bis zum
heutigen Tag haufig eine effektive Ermittlungsarbeit erschwert oder gar verhin-
dert, sind schlieBlich die bilateralen Rechtshilfeabkommen, deren Problematik
bereits geschildert worden ist.

Argentinien:

2003 war einer Zeitungsnotiz zu entnehmen, dass Argentinien bisher gesperrte
Akten zur Einsichtnahme freigegeben habe. Die Zentrale Stelle bat daraufhin die
argentinischen Behorden um Erlaubnis zur Auswertung dieser Unterlagen. Dies
wurde gestattet, den deutschen Ermittlern konnten aber nur Akten vorgelegt wer-
den, die bereits bekannte und abgeschlossene Vorgiange zum Inhalt hatten, wie
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zum Beispiel die Fille Eichmann, Mengele und Schwammberger. Bei der Durch-
sicht fiel jedoch auf, dass nahezu alle NS-Verbrecher mit einem einheitlichen
Ausweisdokument, namlich einem Pass des Internationalen Roten Kreuzes, nach
Argentinien eingereist waren. Das brachte die Ermittler auf die Idee, um Ein-
sichtnahme in die Einwanderungsakten der Jahre 1945-1948 zu ersuchen. Dies
wurde ebenfalls gestattet, das Vorhaben musste jedoch ergebnislos abgebrochen
werden, als die Ermittler erfuhren, dass fiir den genannten Zeitraum ca. 800.000
Akten der genannten Art in Argentinien archiviert sind, die chronologisch geglie-
dert sind und keinerlei weitere Suchkriterien enthalten.

Uruguay:

Nur in dieser Hinsicht erfolgreicher waren die Recherchen in Uruguay. Die Ein-
wanderungsunterlagen der dortigen Héfen bestehen im Wesentlichen aus Passa-
gierlisten, in welchen Namen, Geburtsdatum, Religion und Beruf der Passagiere
sowie der Herkunftshafen des Schiffes enthalten sind. Anhand dieser Doku-
mente konnte ein GrofBteil der Schiffe als moégliches Transportmittel fiir NS-Ver-
brecher auf den ersten Blick ausgeschlossen und der Rest vollstindig gesichtet
werden. Allerdings waren die Art der jeweiligen Ausweisdokumente sowie deren
Aussteller in den Passagierlisten nicht vermerkt, die persénlichen Einwande-
rungsakten sind vernichtet oder unauffindbar. Damit blieben auch diese Recher-
chen erfolglos.

Paraguay:

Die paraguayischen Behorden haben mitgeteilt, dass Unterlagen der gesuchten
Art dort nicht existieren. Dies wird von Experten angezweifelt, die Zentrale Stelle
sieht jedoch keinen Spielraum fiir weitere Ermittlungen in Paraguay.

Brasilien:

Dem ersten Rechtshilfeersuchen der Zentralen Stelle wurde von den brasiliani-
schen Behorden nicht entsprochen, weil die Angaben zur Person der Tater und
zu ihren Taten unzureichend seien. In einem weiteren Ersuchen wurden die
Besonderheiten der Arbeit der Zentralen Stelle dargelegt, ohne dass es aber bis-
her zu einer Entscheidung gekommen ware.

Chile:

Die chilenische Regierung hat die Einsichtnahme in o6ffentlich zugangliche
Archive zu Bedingungen, die fiir den privaten Nutzer gelten, gestattet. Zwei Mit-
arbeiter der Zentralen Stelle werden diese Unterlagen in der zweiten Jahreshalfte
2008 sichten. Sollten dabei ermittlungsrelevante Erkenntnisse gewonnen werden,
musste ein den bilateralen Vereinbarungen entsprechendes formliches Rechtshil-
feersuchen gestellt werden.

USA:
Wie auch in Argentinien wurde die systematische Auswertung in den Vereinigten
Staaten durch eine Zeitungsnotiz ausgelost. Dieser war zu entnehmen, dass in
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den National Archives in Washington D. C. Unterlagen des CIA aus den Jahren
1945 und 1946 einzusehen seien. Da bekannt ist, dass das CIA unmittelbar nach
der Eroberung deutschen Gebiets durch die amerikanische Armee seine Tatig-
keit dort aufnahm, ging man davon aus, dass sich in den dortigen Akten Hin-
weise auf NS-Verbrechen befinden. Diese Hoffnung erfiillte sich insoweit nicht,
als zwar zahlreiche Berichte tiber Straftaten auftauchten, jedoch kein Hinweis
darauf, wie diese Berichte entstanden sind, wer sie verfasste und auf welche Quel-
len sie sich stiitzten. Eine forensische Verwertbarkeit schied damit aus.

Bei der ersten Dienstreise in die USA wurde bekannt, dass das beim amerikani-
schen Departement of Justice angesiedelte Office of Special Investigations (OSI)
die Aufgabe hat, US-Staatsblirger zu ermitteln, die sich unter Verschweigen von
NS-Verbrechen die Staatsbiirgerschaft erschlichen haben. Ziel des OSI ist es,
diese Personen ausbiirgern und ausweisen zu lassen. Der Direktor des Instituts,
Eli Rosenbaum, bot dem Leiter der Zentralen Stelle an, die entsprechenden
Akten vor Ort auszuwerten. Dies fiihrte im Ergebnis zur Einleitung von 5 neuen
Vorermittlungsverfahren.

Die Recherchetitigkeit in Washington fiihrte die Ermittler natiirlich auch zum
United States Holocaust Memorial Museum. Das Museum verfiigt tber eine
ungeheuere Anzahl von Kopien aus Archiven der ehemaligen Sowjetunion, die
uberwiegend microverfilmt und zuganglich sind. Wegen der Fiille des Materials
ist es hier besonders wichtig, dass die deutschen Ermittler von den dortigen
Historikern beraten und unterstiutzt werden. Hinzu kommt, dass die Dokumente
uiberwiegend in russischer oder ukrainischer Sprache gehalten sind, sodass die
Ermittler stets von ein oder zwei Ubersetzern begleitet werden miissen. Zwischen-
zeitlich haben bei sechs Dienstreisen insgesamt fiinf Ermittler der Zentralen
Stelle im Museum recherchiert. Da dort laufend neues Material verfilmt wird,
konnen die Ermittlungen noch nicht als abgeschlossen angesehen werden.
Gegenstand des Interesses der Ermittler sind vor allem umfangreiche Akten von
Prozessen gegen deutsche Kriegsgefangene und Kollaborateure aus den Jahren
1944 bis 1948, aus welchen vielfach die Namen der Mittiter der seinerzeit Verur-
teilten hervorgehen. Da es sich bei den im Museum erhobenen Akten um Kopien
von Kopien handelt, ist deren Beweiswert gering. Finden sich deshalb verfahrens-
relevante Unterlagen, konnen diese nur Grundlage fur ein féormliches Rechtshil-
feersuchen an das Ursprungsland (Russland, WeiBrussland, Ukraine) mit dem
Ziel der Erlangung beglaubigter Kopien sein.

Israel:

Zwischen der Zentralen Stelle und der Gedenkstitte Yad Vashem besteht seit
Anfang der sechziger Jahre Kontakt. Bis in die neunziger Jahre war die Zusam-
menarbeit durch die gegenseitig gewahrte Moglichkeit zur Auswertung von eige-
nen Aktenbestinden gekennzeichnet. Wahrend Yad Vashem das eigene Archiv
durch Kopien von Verfahrensakten der Zentralen Stelle ausbauen konnte, erhielt
die Zentrale Stelle in zahlreichen Einzelfillen auf Anforderung Beweismaterial,
das aus Kriegsverbrecherverfahren der Alliierten oder des Niirnberger Verfahrens
gegen die Hauptkriegsverbrecher stammte.
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Im April 1998 wurde von der Zentralen Stelle an das Archiv Yad Vashem
erstmals die Bitte um Uberlassung von Kopien aus Bestinden des sowjetischen
KGB-Archivs sowie um Einsicht in die entsprechenden Findmittel herangetragen,
um unabhdngig von konkreten Einzelverfahren die Archivbestinde auf bisher
unbekannte und noch verfolgbare Straftaten tiberpriifen zu kénnen. Im Oktober
1998 fand eine erste Sichtung der Findmittel in Jerusalem statt. Die Ubersetzung
der umfangreichen Findbiicher aus dem Russischen bzw. Hebriischen fiihrte
2001/02 zur Feststellung, dass diese Findmittel lediglich Hinweise auf eine Ftlle
von weiteren Aktenbestinden geben, ohne konkrete Beteiligte an Straftaten zu
benennen. Die Bestinde enthalten vor allem die Berichte der AuBlerordentlichen
Staatlichen Kommissionen (ASK) der Sowjetunion, die noch vor Kriegsende ihre
Ermittlungen aufgenommen hatten.

In den Jahren 2002 bis 2006 recherchierte die Zentrale Stelle auBerdem in
diversen Zentral- und Oblast-Archiven der Ukraine und Weillrusslands, in denen
Archivbestinde ausgewertet wurden, die u.a. auch in den Findbtlichern aus Yad
Vashem verzeichnet sind. Ende 2006 wurde der Abgleich der bereits in der
Ukraine und WeiBirussland gesichteten Archivbestinde mit den in Yad Vashem
vorhandenen Bestinden eingeleitet und mit der Leitung des Archivs tiber ihre
Relevanz fur weitere verfolgbare Straftaten diskutiert. 2007 wurden 4.000 Blatt
digitalisierte Akten in russischer Sprache uberpruft, von denen der Zentralen
Stelle circa 250 Blatt mit Hinweisen auf konkret zu tiberprifende Vorginge tiber-
geben wurden. Ferner wurden bisher unbekannte Bestinde, die als ,Beutedoku-
mente“ bezeichnet wurden, mit 20.000 Blatt auf 26 Mikrofilmen tberpruft; 1.500
Blatt davon gingen in digitalisierter Form an die Zentrale Stelle.

Die Mitarbeiterinnen des Archivs Yad Vashem, die in Moskau die Auswertung
und Auswahl der Originalakten im Staatsarchiv der Russischen Foderation
(GARF) vorgenommen hatten, wiesen im Marz 2007 auf weitere Archivbestinde
des GARF zu etlichen Konzentrationslagern und auf interne Akten der ASK hin,
die daraufthin im Archiv Yad Vashem gesichtet wurden.

Polen:

Die Volksrepublik Polen schuf schon gegen Kriegsende die sogenannte Haupt-
kommission zur Erforschung nationalsozialistischer Verbrechen. Ihr nachgeord-
net waren mehrere Bezirkskommissionen, die die Aufgabe hatten, von Deutschen
auf polnischem Gebiet oder an polnischen Staatsbiirgern begangene Verbrechen
im Zweiten Weltkrieg aufzukliren. Die Ergebnisse dieser Recherchen wurden der
Zentralen Stelle schon seit deren Griindung — anfangs tber die Polnische Militar-
mission in Westberlin — regelmaBig tbermittelt und bildeten von Anfang an
einen Schwerpunkt fiir deren Ermittlungen. Auf systematische Recherchen in
polnischen Archiven wurde seitens der Zentralen Stelle verzichtet, da sie bereits
von der Hauptkommission durchgefiihrt worden sind. Zusammenfassend kann
festgestellt werden, dass die Intensitit des Rechtshilfeverkehrs mit Polen dieje-
nige mit anderen Staaten deutlich tibersteigt. Dies gilt auch fiir die Zeit, als die
Bundesrepublik Deutschland und die Volksrepublik Polen antagonistischen
Machtblécken angehoérten und der gegenseitige Rechtshilfeverkehr vom jeweili-
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gen Stand der bilateralen Beziehungen stark beeinflusst war®. Dabei mussten
allerdings bestimmte Themenbereiche a priori ausgeklammert werden. Da nach
der offiziellen polnischen Leseart die Wehrmacht fiir die Ermordung der polni-
schen Offiziere in Katyn verantwortlich war, fihrte allein die Erwahnung dieses
Ortes zum unmittelbaren Abbruch jeglicher Gesprache.

Nach der Wende wurde die alte Hauptkommission im Jahr 1998 in ,Haupt-
kommission zur Verfolgung der Verbrechen gegen die Polnische Nation“ umbe-
nannt und in das ,Institut des Nationalen Gedenkens® eingegliedert; sie verblieb
aber im Ressort des Justizministeriums. Ihre Ermittlungen konzentrieren sich seit-
her nicht mehr nur auf die nationalsozialistischen Verbrechen, sie beziehen jetzt
auch die Straftaten ein, die von den kommunistischen Machthabern an polni-
schen Staatsbiirgern begangen wurden. Hinweise aus Polen auf bisher unbe-
kannte NS-Taten gehen nur noch sparlich bei der Zentralen Stelle ein. Der
Rechtshilfeverkehr beschrinkt sich seit mehreren Jahren tberwiegend auf Hilfe-
stellungen fiir die Abteilungskommissionen bei dort anhéngigen Verfahren.

Ehemalige UdSSR:

Die Zentrale Stelle konzentrierte sich nach der Wende zunichst auf die Sichtung
und Auswertung der wichtigsten Archivbestinde der DDR, die ihr bis dahin ver-
schlossen geblieben waren; nicht zuletzt aus personellen Grinden nahm dies
mehrere Jahre in Anspruch. Danach ging die Zentrale Stelle daran, nach und
nach auch die einschligigen Archivbestinde in den Nachfolgestaaten der UdSSR
zu sichten, die ihr bis 1989/90 ebenfalls nur partiell zuganglich gemacht worden
waren”’.,

Angesichts der Tatsache, dass die Zentrale Stelle von befreundeter Seite aus-
fihrliche Informationen tiber Bestinde der Staatlichen Archive der Ukraine
erhalten hatte, wurde im Sommer 2002 ein erstes Rechtshilfeersuchen an die
Generalstaatsanwaltschaft der Ukraine gerichtet, die diesem Ersuchen ziigig und
ohne Einschrankungen entsprach. Ende 2002 wurden die Staatlichen Oblast-
Archive in Lviv (=Lwow/Lemberg), Ivano-Frankiwsk (=Stanislau), Vinnycja
(=Winniza), Kiew und Poltava sowie das Zentrale Staatsarchiv CDAVO® in Kiew
aufgesucht, im Herbst 2003 nochmals das Oblast-Archiv in Vinnycja sowie die bei-
den Staatlichen Zentralarchive in Kiew CDAVO und CDAHO™, im Frithjahr 2004
das Oblast-Archiv in Shitomir und nochmals das Zentrale Staatsarchiv CDAVO in
Kiew. Ferner wurden im September 2004 auf der Krim die Staatlichen Archive in

% Vgl. auch Anm. 14.

%7 1968 waren einer Delegation der Zentralen Stelle im Zentralarchiv in Moskau zahlreiche teils
deutsche, teils russische Dokumente tiber NS-Verbrechen vorgelegt worden mit dem pauscha-
len Vermerk, dass es sich um samtliche in Moskau vorhandenen relevanten Dokumente handle;
ein Hinweis auf das geheime ,Sonderarchiv” erfolgte dabei in keiner Weise, obwohl zumindest
ein Teil der vorgelegten Dokumente, insbesondere deutscher Beutedokumente, aus eben die-
sem Archiv stammen musste. Die auf Bestellung nach und nach gelieferten Kopien wurden in
der Folge in sechs Findbiichern verzeichnet.

3 Zentrales Staatsarchiv der Obersten Machtorgange der Ukraine.

% Zentrales Staatsarchiv der gesellschaftlichen Organe der Ukraine.
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Sewastopol und Simferopol und im Juni 2005 die Oblast-Archive in Odessa, Miko-
lajiv (= Nikolajew) und Cherson konsultiert. Wahrend die ersten Recherchen rela-
tiv reiches Material tiber einzelne NS-Verbrechen erbrachten, war der Ertrag der
Nachforschungen auf der Krim und an der Schwarzmeerkiiste wesentlich gerin-
ger. Hauptsachlich handelte es sich um Dokumente, die im Rahmen der Erhe-
bungen der ,AuBerordentlichen Sowjetischen Kommission zur Feststellung und
Untersuchung der Verbrechen der deutsch-faschistischen Aggressoren und ihrer
Helfershelfer und des durch sie gegen Buirger, Kolchosen, gesellschaftliche Orga-
nisationen, staatliche Unternehmen und Einrichtungen der UdSSR zugefiigten
Schadens® und in den nachgeordneten Republiks- und Oblast-Kommissionen
entstanden sind. Aus Grinden der Strafverfolgungsverjahrung wurde die Sich-
tung der Archivbestinde auf Hinweise auf potentiell noch verfolgbare Mordver-
brechen beschriankt. Haufig enthielten die Dokumente zwar ndahere Angaben
zum Tathergang und zu den Opfern, aber selten mehr als nur pauschale Anga-
ben zu den Tatern und Tatbeteiligten. Daneben konnten jedoch zahlreiche
Namenslisten festgestellt werden, die zwar ebenfalls nur allgemeine Angaben zu
den Tatvorwurfen enthalten, aber immerhin Genaueres zu den Personalien, zur
jeweiligen Funktion und Position der mutmaBlichen Téter. Ferner fanden sich
hin und wieder auch Telefonverzeichnisse und Stellenbesetzungspliane, die im
Einzelfall als Beweismittel sehr aufschlussreich sein kénnen. Uber Verbrechen
der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos tauchten lediglich zusammenfas-
sende Berichte und Memoranden auf, die als solche keinen Anlass zu neuen
Ermittlungen gaben. Ahnliches gilt fiir deutschsprachige Beutedokumente, die
im Zentralarchiv CDAVO in Kiew verwahrt werden. Von der Sichtung weiterer
Archivbestinde in Staatlichen Archiven der Ukraine wurde zundchst abgesehen,
weil der Ertrag der bisherigen Recherchen von Mal zu Mal geringer ausfiel.

Im Anschluss an die Ukraine wurden im Jahr 2006 das Nationalarchiv der
Republik Belarus und das Oblast-Archiv in Minsk, sodann die Oblast-Archive in
Gomel, Mogiljew und Witebsk und schlieBlich die Oblast-Archive in Brest und
Grodno aufgesucht, nachdem auch die Generalstaatsanwaltschaft der Republik
Weilrussland dem Rechtshilfeersuchen der Zentralen Stelle ziigig und ohne Ein-
schrankungen entsprochen hatte. Im Vergleich zur Ukraine erbrachte die Sich-
tung der weiBrussischen Archivbestinde einen wesentlich gréBeren Ertrag an
strafrechtlich relevantem Material, sodass auch entsprechend mehr Uberprii-
fungs- und Vorermittlungsverfahren eingeleitet werden konnten. KGB-Akten
waren freilich auch in Minsk nicht zugdnglich. Rechtshilfeersuchen auf Gewéh-
rung von Einsichtnahme in die entsprechenden Akten, insbesondere in Akten zu
sog. Kriegsverbrecherprozessen, blieben hier ebenso ohne Antwort wie in Kiew.

Inzwischen richtet sich das Interesse auf die Staatlichen Archive der Russischen
Foderation, zunachst auf die Archive in Moskau, allen voran auf das Sonderarchiv
(»Zentrum fur die Aufbewahrung historischer Dokumentensammlungen®), das
neuerdings dem Russischen Staatlichen Militararchiv angegliedert ist. Ein erstes
Rechtshilfeersuchen an die Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Foderation
in Moskau wurde unerledigt mit der Begrindung zuriickgegeben, es entspreche
nicht den Anforderungen des Europdischen Rechtshilfetibereinkommens. In
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einem zweiten Versuch legte die Zentrale Stelle die bereits erwdhnte spezifische
Problematik dieser Fille dar, worauthin dem Ersuchen dann von russischer Seite
entsprochen wurde; in der zweiten Jahreshilfte 2008 soll die erste Dienstreise
zum ,Sonderarchiv® stattfinden, der voraussichtlich weitere Dienstreisen zunachst
zu den anderen Zentralen Staatlichen Archiven in Moskau und dartuber hinaus
wohl auch in der Provinz folgen werden.

4. Auswertung von Fachliteratur und Pressemeldungen
Es versteht sich von selbst, dass die Zentrale Stelle auch die Ergebnisse der For-
schung verfolgt. Wegen der geringen Personalausstattung konnen allerdings nur
die wichtigsten Publikationen genauer ausgewertet werden. Ahnlich verhalt es sich
mit Tageszeitungen und Nachrichtenmagazinen. Immerhin erfuhr die Zentrale
Stelle durch eine Zeitungsnotiz, dass der argentinische Staatsprisident die Offnung
bisher geheimer Akten tiber NS-Tater angeordnet hat, und einer anderen Notiz
vom Oktober 2004 war zu entnehmen, dass die franzosische Regierung der Bundes-
regierung deutsche Beutedokumente zuriickgegeben habe. Daraufhin wurde das
Bundesarchiv in Koblenz darum gebeten, der Zentralen Stelle die Sichtung dieser
Archivalien zu gestatten, bevor sie an die Eigentlimer bzw. an die zustindigen deut-
schen Archive weitergeleitet wiirden. Dieser Bitte wurde bereitwillig entsprochen,
und es konnten wertvolle Akten gesichtet werden, die jahrzehntelang unbeachtet
und nur vorliufig geordnet im Militirarchiv in Colmar gelagert gewesen waren™.
Auch Berichte in Funk und Fernsehen geben gelegentlich Anlass zu neuen
strafrechtlichen Uberpriifungen. So nahm die Zentrale Stelle einen Beitrag eines
Fernsehmagazins tber das deutsche Massaker in Distomon zum Anlass, die
zustindige Staatsanwaltschaft, an die das Verfahren vor Jahrzehnten abgegeben
worden war und die es zundchst aus Beweisgrinden eingestellt hatte, auf die
neuen Aspekte in dieser Sendung aufmerksam zu machen, woraufthin das Ermitt-
lungsverfahren wieder aufgenommen wurde. Auflerdem konnte ein Vorermitt-
lungsverfahren eingeleitet werden, nachdem in einer BBC-Serie tiber Auschwitz
ein ehemaliger SS-Angehoriger vor laufender Kamera bekannte, bei Judener-
schiefungen aus Rassenhass mitgewirkt zu haben.

5. Zusammenarbeit mit weiteren Institutionen
a) Nachdem das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialordnung im Zusam-
menhang mit der Uberpriifung der Versorgungsrenten die Verfahrensiibersicht

40 Insbesondere ein Bestand ,Ministéres des Affaires Etrangeres. Gestapo de Lorraine, Sarre et
Palatinat®, der iberwiegend Unterlagen der Dienststelle des Befehlshabers der Sicherheitspoli-
zei Lothringen-Saarpfalz mit Sitz anfangs in Neustadt/Weinstrae und spater in Metz in vorver-
nichteter Form enthélt, und daneben, unmittelbar im RSHA sichergestellt, je eine vollstindige
Handakte ,Erlasse: Umgang mit KrGef. und Polen“ sowie ,Aussonderung sowj. KrGef* zum
einen mit der Sammlung einschldgiger Vorschriften und zum anderen mit zahlreichen Mustern
und Anleitungen zur Behandlung von Einzelfallen. Von der Auswertung der beiden Handak-
ten, die im Original jetzt in der Abteilung Reich im Bundesarchiv Berlin unter der Signatur R
58/9016 und 9017 aufbewahrt werden, ist die Aufklarung etlicher Schicksale und zugrunde lie-
gender Verbrechen zu erwarten.
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der Zentralen Stelle auf Datentrager tiberspielen lie8, ibernahm das Institut fiir
Zeitgeschichte Miinchen-Berlin die weitere Digitalisierung und bezog dabei auch
die Datei der NSG-Altverfahren ab 1945 mit ein, die der Zentralen Stelle vom
Bundesministerium fir Justiz in Form eines vollstindigen Duplikats der Meldun-
gen der Landesjustizverwaltungen von Anfang 1965 (53 Stehordner) uberlassen
worden waren. Eine Kopie dieser Ubersicht der Altverfahren vor 1958 und der
Verfahren ab 1958 bildete mit den Grundstock fur die vom IfZ im Rahmen eines
Kooperationsprojektes mit der Gedenkstitte Yad Vashem erarbeitete Datenbank
,Die Verfolgung von NS-Verbrechen durch westdeutsche Justizbehdrden seit
1945. Datenbank aller Strafverfahren und Inventar der Verfahrensakten®, die
inzwischen im Wesentlichen fertiggestellt ist*'.

b) Bis in das Jahr 1959 zuriick geht die Zusammenarbeit mit dem inzwischen
emeritierten Prof. Christiaan F. Riiter vom Institut far Strafrecht an der Universi-
tat Amsterdam, der zusammen mit dem Historiker Dick W. de Mildt seit 1968 die
Urteilssammlung ,Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung deutscher Strafurteile
wegen nationalsozialistischer Tétungsverbrechen® herausgibt. Mit Zustimmung
des Justizministeriums von Baden-Wirttemberg erhilt Prof. Riter die schriftli-
chen Urteile zu Totungsdelikten tiber die Zentrale Stelle, soweit diese selbst tiber
eine Abschrift verfugt. Die Sammlung ist inzwischen, im Jahr 1945 beginnend,
mit Band XXXVIII beim Jahr 1973 angelangt.

Neben dieser ,westdeutschen Reihe® gibt Riiter auch eine parallele ,ostdeut-
sche Reihe® unter dem Titel ,DDR-Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung ostdeut-
scher Strafurteile wegen nationalsozialistischer Totungsverbrechen® heraus. Die
veroffentlichten Urteile stammen im Wesentlichen aus dem Archiv der BStU und
wurden Riter auf deren Veranlassung von der Zentralen Stelle tibergeben. Inzwi-
schen sind seit 2002 bereits die Bande I-X erschienen. Der ,ostdeutschen Reihe“
vorangestellt ist ein ebenfalls im Jahr 2002 erschienener Band ,Verfahrensregister
und Dokumentenband®, der eine ausfiihrliche Ausarbeitung des inzwischen ver-
storbenen ehemaligen Staatsanwalts bei der Generalstaatsanwaltschaft der DDR
Gunther Wieland, ,Die Ahndung von NS-Verbrechen in Ostdeutschland 1945—
1990%, enthalt. Diese Darstellung zeichnet sich durch eine betont selektive, einsei-
tige Wahrnehmung der Realitit der DDR-Justiz in NS-Sachen aus, die sich ledig-
lich von den ,Waldheim-Verfahren® distanziert und ansonsten aber vor allem die
zentrale Rolle des MfS bei der Strafverfolgung, bis hinein in die Durchfiithrung
der Hauptverhandlung, nach Kréften verdunkelt und ignoriert. Es ist auleror-
dentlich bedauerlich, dass der Herausgeber diese offensichtlich sehr tendenziése
Ausarbeitung, ohne sich von ihr auch nur im Geringsten zu distanzieren, seiner
zweiten Urteilssammlung vorangestellt hat, die als solche wie schon die ,westdeut-
sche Reihe® an sich sehr verdienstvoll ist.

4 Vgl. dazu Andreas Eichmiiller, Die Verfolgung von NS-Verbrechen durch westdeutsche Justiz-
behodrden seit 1945 — Inventarisierung und Teilverfilmung der Verfahrensakten. Ein neues Pro-
jekt des Instituts fiir Zeitgeschichte, in: VfZ 50 (2002), S. 507-516.

I VfZ 4/2008 W Institut fir
Jahrgang 56 (2008), Heft 4 Zeitgeschichte
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html Manchen-Berlin

URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2008_4.pdf NIEIRQAHERHETTE FIH
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de ZEl[gE[d‘lld‘lte



©Vierteljahrshefte fur Zeitgeschichte

. 554 Aufsatze

VL. Zeitliche Perspektive fiir den Fortbestand der Zentralen Stelle

Gegrindet wurde die Zentrale Stelle im Jahre 1958 fur voriibergehende Dauer*.
Der erste Leiter, Erwin Schiile, ging davon aus, dass mit dem Ablauf der damals
noch 204jdhrigen Verjahrungsfrist fiir Mord im Mai 1965 die Zentrale Stelle ihre
Arbeit einstellen werde. Auch danach wurde mehrfach ein nahes Ende erwartet;
unvorhergesehene Ereignisse und Entwicklungen fithrten indessen dazu, dass die
Zentrale Stelle inzwischen bereits 50 Jahre besteht und noch immer tatig ist.

Im Zusammenhang mit den Bestrebungen, den wertvollen Schatz der in Jahr-
zehnten angesammelten Unterlagen in ein Archiv zu tberfiithren, zugleich aber
der Zentralen Stelle die Fortfihrung ihrer Arbeit zu ermoglichen, einigte man
sich darauf, die nicht mehr laufend benotigten Akten schon jetzt dem Bundes-
archiv zu tUbertragen, zugleich aber die Zentrale Stelle weiterhin bestehen zu
lassen. Im November 1996 beschloss die Justizministerkonferenz deshalb: ,Die
Justizministerinnen und -minister stellen fest, dass die Zentrale Stelle in ihrem
Bestand erhalten bleibt und in ihrer bisherigen Form weitergefiihrt wird, solange
Strafverfolgungsaufgaben anfallen. Erst nach Erledigung dieser Aufgaben und
dem vollstindigen Abschluss aller noch anhangigen Ermittlungsverfahren kann
der Auftrag der Zentralen Stelle als erfiillt angesehen werden. Ein Zeitpunkt hier-
fir ist gegenwartig noch nicht absehbar.“

Die ,biologische Losung® schreitet weiter voran. Die Zahl der Tater und Tatver-
dachtigen, die noch am Leben sind, nimmt tiglich ab, und die Zahl wird noch
geringer, wenn auch die Vernehmungs- und Verhandlungsfahigkeit berticksichtigt
wird, weil selbst Tater aus der Endphase des Krieges, die zur Tatzeit um die 20
Jahre alt waren, heute bereits tiber 80 Jahre alt sind.

An Arbeit fehlt es der Zentralen Stelle dennoch nicht. Allein in Russland, wo
die Archivrecherchen erst jetzt begonnen werden kénnen, ist noch ein weites
Betatigungsfeld zu bearbeiten. Dennoch ist die hédufigste Frage, die dem Leiter
der Zentralen Stelle gestellt wird, die nach dem Zeitpunkt der Einstellung der
Arbeit seiner Dienststelle. Nach den Worten des Justizministers des Landes
Baden-Wurttemberg, Prof. Dr. Ulrich Goll, kommt dies erst dann in Betracht,
wenn es keine vernunftigen Anhaltspunkte fiir die Aufklairung weiterer Straftaten
bzw. die Ermittlung von Tatverddchtigen mehr gibt. Wann dies der Fall sein wird,
kann derzeit nicht gesagt werden. Vor allem im Ausland sind die Ermittlungen
noch in vollem Gange, tausende von Dokumenten bedurfen noch der Uberset-
zung und Auswertung. Dass die Erfolgsaussichten fiir eine Anklage oder gar Ver-
urteilung zunehmend sinken, liegt am Alter der Tatverdachtigen, vor allem aber
an den Anforderungen, die der Rechtsstaat und die Strafprozessordnung an eine
strafrechtliche Verurteilung kntpfen. Nur beispielhaft seien die Akten zahlrei-
cher Prozesse genannt, die in den Jahren 1945 bis 1948 in der Sowjetunion gegen
deutsche Kriegsgefangene und sowjetische Kollaborateure gefiihrt wurden. Aus
diesen Akten konnen die deutschen Ermittler oftmals die Namen von Personen
erfahren, die an Massent6tungen und anderen Verbrechen in der Sowjetunion
beteiligt waren. Unbekannt bleiben aber die Namen und die Adressen der Ver-
nehmenden oder Vernommenen. Damit entfillt auch jede Moglichkeit, die
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damaligen Zeugen noch zu ermitteln. Dass solche Akten einem bundesdeutschen
Gericht nicht als Beweismittel vorgelegt werden kénnen, bedarf keiner Erldute-
rung, vor allem dann nicht, wenn die untersuchende Behorde der KGB war.

Trotz dieser unleugbaren Schwierigkeiten wurden 2008 bisher bereits zwei wei-
tere Anklagen im Zusammenhang mit NS-Verbrechen erhoben. Nach einer vor-
sichtigen Prognose kommen derzeit noch 61 Fille der Zentralen Stelle fiir eine
Abgabe an die Staatsanwaltschaft in Betracht; sie resultieren aus italienischen
Akten und enthalten auch die Namen von Tatverdachtigen. Nach Auskunft eines
Historikers des United States Holocaust Memorial Museums liegt dort noch
umfangreiches Material, das fur die Arbeit der Zentralen Stelle aulerst wichtig
sein konnte. Diese Akten werden derzeit verfilmt und dann fir Recherchen
zuganglich sein. Die Zeit fiir eine Diskussion tiber das Ende der Zentralen Stelle
ist also noch nicht reif. Das ist erst der Fall, wenn guten Gewissens gesagt werden
kann: Die Ermittlungsmoglichkeiten sind erschopft, sei es, dass alles relevante
Beweismaterial ausgewertet ist, oder sei es, dass nicht mehr davon ausgegangen
werden kann, noch lebende Tater belangen zu kénnen.

Dem derzeitigen — und voraussichtlich letzten — Leiter der Zentralen Stelle
und seinem stindigen Vertreter kommt eine Bewertung der Tatigkeit ihrer
Behorde allenfalls in engen Grenzen zu. In diesem Rahmen darf folgendes ange-
merkt werden: Die Start- und Rahmenbedingungen fiir die Ahndung von NS-
Unrecht waren von Anfang an in vielfacher Hinsicht wesentlich ungunstiger als
diejenigen fur die juristische Aufarbeitung des SED-Unrechts — mit der Folge,
dass letztere schon nach rund 10 Jahren im Wesentlichen beendet war, wahrend
die Auseinandersetzung mit dem NS-Unrecht noch immer andauert und erst all-
mahlich dem Ende entgegen geht*?. Was in fritheren Jahren — aus welchen Griin-
den auch immer — unterblieben ist, kann heute allenfalls noch ansatzweise nach-
geholt und ausgeglichen werden. Wenn auch die Quote rechtskriftiger Verurtei-
lungen im Verhaltnis zur Gesamtzahl der eingeleiteten Ermittlungsverfahren sehr
gering ist, hat aber doch gerade die Durchfiihrung der Ermittlungs- und Strafver-
fahren den extrem verbrecherischen Charakter des NS-Regimes deutlich vor
Augen gefithrt. Wenn man bertcksichtigt, welche Hindernisse und Erschwernisse
verschiedenster Art diesem ohnehin schon schwierigen Unterfangen vom ersten
Tage an entgegenstanden, wenn man weiter bedenkt, dass allein die Bundesrepu-
blik, als einziger der drei Nachfolgestaaten des Deutschen Reiches, sich, wenn
auch erst sehr spdt, dazu verstanden hat, zur — zumindest tendenziell — umfassen-
den Verfolgung der NS-Verbrechen eine spezielle Behorde zu schaffen und sie
iber nahezu fiinf Jahrzehnte zu unterhalten, dann verdient das, was von der Bun-
desrepublik mit den Mitteln des Strafrechts an Vergangenheitsbewaltigung gelei-
stet worden ist, in keinem Fall den leider hiufig geauBerten Vorwurf, die straf-
rechtliche Aufarbeitung des NS-Unrechts in der Bundesrepublik sei insgesamt
~gescheitert”.

12 Vgl. hierzu neuerdings u. a. Joachim Riedel, Zwei deutsche Diktaturen und ihre strafrechtli-
che Aufarbeitung im Vergleich, in: Péschko (Hrsg.), Die Ermittler von Ludwigsburg, S. 152—

161.
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Die sowjetischen Kriegsgefangenen stellen nach den Juden die zweitgrofte Opfer-
gruppe nationalsozialistischer Vernichtungspolitik dar. Die Gesamtzahl der sowjetischen
Soldaten in deutscher Hand und die genaue Zahl der Opfer sind jedoch noch immer
nicht bekannt. Auf der Grundlage neu erschlossener personenbezogener Quellen und
langjahriger Studien gelingt es den Autoren, fiir den Zustindigkeitsbereich des OKW
exakte Zahlen zu ermitteln und nachzuweisen, dass immerhin 2,8 Millionen sowjetischer
Kriegsgefangener individuell registriert worden sind, so dass sich deren Schicksal
genauer nachvollziehen lasst.

Reinhard Otto/Rolf Keller/Jens Nagel

Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem
Gewahrsam 1941-1945

Zahlen und Dimensionen

Wohl zu keiner Kriegsgefangenengruppe, die sich wihrend des Zweiten Welt-

kriegs in deutschem Gewahrsam befunden hat, ist in den letzten 25 Jahren hier-

zulande so intensiv geforscht worden wie zu den Angehérigen der Roten Armee’.

Trotzdem sind noch viele Fragen ungeklart. Schon die nach der Zahl sowohl der
in deutsche Hénde geratenen als auch der darin umgekommenen sowjetischen

! Vgl. methodisch grundlegend Werner Borgsen/Klaus Volland, Stalag X B Sandbostel. Zur
Geschichte eines Kriegsgefangenen- und KZ-Auffanglagers in Norddeutschland 1939-1945,
Bremen 1991, sowie Karl Hiiser/Reinhard Otto, Das Stammlager 326 (VI K) Senne. Sowjetische
Kriegsgefangene als Opfer des nationalsozialistischen Weltanschauungskrieges, Bielefeld 1992.
Eine Auswahl spiterer Veroffentlichungen: Uwe Mai, Kriegsgefangen in Brandenburg. Stalag
IIT A in Luckenwalde 1939-1945, Berlin 1999; Achim Kilian, Miithlberg 1939-1948. Ein Gefan-
genenlager mitten in Deutschland, Kéln 2001 [betr. Stalag IV B]; Jorg Osterloh, Ein ganz nor-
males Lager. Das Kriegsgefangenen-Mannschaftsstammlager 304 (IV H) Zeithain bei Riesa/
Sa. 1941-1945, Leipzig 1997; Hans-Hermann Stopsack/Eberhard Thomas, Stalag VI A Hemer.
Kriegsgefangenenlager 1939-1945. Eine Dokumentation, Hemer 1995; Karin Brandes/Hans
Gerstmann, Gedenkstitte und Museum Trutzhain. Vom Stalag IX A Ziegenhain zur Gemeinde
Trutzhain, Schwalmstadt 2003; Axel Drieschner/Barbara Schulz (Hrsg.), Stalag III B Fursten-
berg (Oder). Kriegsgefangene im Osten Brandenburgs 1939-1945, Berlin 2006. Ein alterer For-
schungstiberblick bei Jorg Osterloh, Sowjetische Kriegsgefangene 1941-1945 im Spiegel natio-
naler und internationaler Untersuchungen, Dresden 1996; dazu kurz Reinhard Otto, Wehr-
macht, Gestapo und sowjetische Kriegsgefangene im deutschen Reichsgebiet 1941/42, Miin-
chen 1998, S.10-17. Eine Ubersicht tiber den aktuellen Forschungsstand bietet der Sammel-
band von Gunter Bischof/Stefan Karner/Barbara Stelzl-Marx (Hrsg.), Kriegsgefangene des
Zweiten Weltkrieges. Gefangennahme — Lagerleben — Riickkehr, Wien 2005. Der Literaturiiber-
blick zeigt, dass die Ansicht Christian Gerlachs, das Schicksal der sowjetischen Kriegsgefange-
nen interessiere eigentlich hierzulande niemanden, nicht der Realitit entspricht. Vgl. ders.,
Die Verantwortung der Wehrmachtfiihrung. Vergleichende Betrachtungen am Beispiel der
sowjetischen Kriegsgefangenen, in: Christian Hartmann u.a. (Hrsg.), Verbrechen der Wehr-
macht. Bilanz einer Debatte, Miinchen 2005, S.40-49, hier S.40. Far Kritik und vielfaltige
Unterstiitzung danken wir an dieser Stelle Christian Hartmann, Johannes Ibel, Stefan Ludtke,
Jorg Osterloh, Rudiger Overmans, Felix Romer und Christian Streit.
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Soldaten lasst sich noch immer nicht zufrieden stellend beantworten — eine Fest-
stellung, die im tbrigen gleichermaBen fiir die Deutschen in sowjetischer Gefan-
genschaft gilt.

Dabei wird tber Zahlen und Dimensionen seit langem diskutiert. Christian
Streit bezifferte die Gesamtzahl der sowjetischen Kriegsgefangenen in seiner
grundlegenden Studie ,Keine Kameraden® (1978) mit 5,73 Millionen Personen,
von denen etwa 3,3 Millionen umgekommen seien. Seine Angaben wurden von
spateren Autoren meist ibernommen und sind inzwischen geradezu ins offentli-
che Bewusstsein iibergegangen®. Weitaus weniger Beachtung fand dagegen Alfred
Streims kurz darauf veroffentlichte Untersuchung zur ,Behandlung sowjetischer
Kriegsgefangener im Fall Barbarossa“. Streim kam zu dem Schluss, es seien rund
5,34 Millionen Rotarmisten gefangen genommen worden, von denen 2,53 Millio-
nen nicht iiberlebt hitten®. Die Differenz zu Streit liegt bei der absoluten Zahl
der Gefangenen bei immerhin 390.000, bei den Verstorbenen betrigt sie sogar
800.000. Hans Roschmann schlieBlich, wahrend des Krieges als Offizier an der
Ostfront mit Kriegsgefangenenfragen befasst, kam 1982 zu dem Ergebnis, es
seien lediglich 1,68 Millionen Gefangene umgekommen, somit rund 1,62 Millio-
nen weniger als von Streit angenommen®. Als einzige Quelle hatte Roschmann
eine Ubersicht des Oberkommandos der Wehrmacht (OKW) iiber den Verbleib
der sowjetischen Kriegsgefangenen vom 1. Mai 1944 herangezogen, in der die
Gesamtzahl der sowjetischen Gefangenen bis zu diesem Zeitpunkt mit 5.163.381
angegeben wird, die der Verstorbenen mit 1.981.364 (OKH-Bereich 845.128,
OKW-Bereich 1.186.236)°. Roschmann bemiihte sich freilich auf sehr fragwiirdige

2 Vgl. Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefange-
nen 1941-1945, Stuttgart 1978, S. 244 ff. Vor Streit schon dhnlich Alexander Dallin, Deutsche
Herrschaft in Russland 1941-1945. Eine Studie tber Besatzungspolitik, Dusseldorf 1958,
S. 440, oder Hans-Adolf Jacobsen, Kommissarbefehl und Massenexekutionen sowjetischer
Kriegsgefangener, in: Hans Buchheim u.a. (Hrsg.), Anatomie des SS-Staates, Bd. 2, Miinchen
1967, S. 232.

3 Vgl. Alfred Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im ,Fall Barbarossa®“, Hei-
delberg/Karlsruhe 1981, S. 224 ff. Kurz darauf wurde die Zahl der Todesfille auf 2,545 Millio-
nen korrigiert; vgl. ders., Sowjetische Gefangene in Hitlers Vernichtungskrieg. Berichte und
Dokumente 1941-1945, Heidelberg 1982, S. 178. Overmans geht wie Streim von etwa 5,3 Millio-
nen in Gefangenschaft Geratenen aus, gesteht allerdings zu, ,dass es sich bei den angestellten
Uberlegungen um eine Spekulation handelt, die der empirischen Untermauerung noch*
bediirfe; Riidiger Overmans, Die Kriegsgefangenenpolitik des Deutschen Reiches 1939-1945,
in: Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd. 9: Die deutsche Kriegsgesellschaft 1939
bis 1945, 2. Halbband: Ausbeutung, Deutungen, Ausgrenzung, Minchen 2005, S.729-875,
hier S. 820.

* Vgl. Hans Roschmann, Gutachten zur Behandlung und zu den Verlusten sowjetischer Kriegs-
gefangener in deutscher Hand von 1941-1945 und zur Bewertung der Beweiskraft des soge-
nannten ,Documents NOKW-2125 (Nachweisung des Verbleibs der sowjetischen Kriegsgefange-
nen nach dem Stande vom 1. 5. 1944)“, Ingolstadt 1982, S. 21.

° Diese Quelle war auch Ausgangspunkt der Berechnungen von Streit und Streim, in: Bundes-
archiv-Militdrarchiv Freiburg (kinftig: BA-MA), RH 2/v. 2623, Bl. 21-23 (= Narnberger Doku-
ment NOKW 2125). Auf S. 1 des Dokuments ist ein Schreibfehler zu vermerken: Statt ,Abginge
im OKW-Bereich® muss es korrigiert heiBen: ,Abginge im OKH-Bereich“. Der OKW-Bereich
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Weise, die Zahl der Sterbefille herunterzurechnen; wenn sein Ergebnis hier trotz-
dem erwihnt wird, so vor allem deshalb, um die Bandbreite der der Offentlich-
keit prasentierten Zahlen zu dokumentieren.

Noch stirker differieren die Angaben in der postsowjetischen Literatur®. Boris
V. Sokolov fasste den Sachverhalt 1996 so zusammen: ,Determining Soviet Armed
Forces losses during the Great Patriotic War is an extremely difficult task, because
of the poor accounting methods and incomplete maintenance of documents,
especially of the period 1941-42.“ Er schétzt die Zahl der sowjetischen Kriegsge-
fangenen auf etwa 6,3 Millionen, von denen zwischen 1941 und 1945 etwa 4 Mil-
lionen gestorben seien’. Valerij Filippov dagegen hielt 1998 die deutschen Zah-
len far Uberhoht, da sie eine erhebliche Anzahl von Personen enthielten, ,die
zum Zeitpunkt ihrer Gefangennahme formal nicht Angehdrige der Streitkrifte

gewesen seien und deren Verschwinden demzufolge keine Verlustmeldung beim

Generalstab verursacht habe®.

Grund fiir die gravierenden Unterschiede ist neben den angedeuteten Definiti-
onsproblemen® die duBerst fragmentarische und zudem widerspriichliche Quel-
lenlage, wie schon einige Beispiele zeigen. In den deutschen Quellen — Stand
Februar 1945 - liegen die Angaben tiber die Gesamtzahl der sowjetischen Gefan-
genen zwischen 5,245 und 5,743 Millionen — immerhin eine Differenz von fast
einer halben Million'’. Solch gravierende Abweichungen in den zeitgendssischen

umfasste das Deutsche Reich und die besetzten Gebiete, der OKH (Oberkommando des Hee-
res)-Bereich das Operationsgebiet des Heeres in der Sowjetunion. Vgl. BA-MA, RW 19/1761,
Bl. 45-50. Es sei an dieser Stelle hervorgehoben, dass es in unserem Aufsatz nicht um eine Dis-
kussion der Totenzahlen geht.

5 Eine Zusammenfassung des Forschungsstandes bei Michail E. Erin, Sowjetische Kriegsgefan-
gene im nationalsozialistischen Deutschland 1941-1945. Forschungsprobleme, Jaroslawl 2005
(russisch).

7 B.V. Sokolov, The Cost of War: Human Losses for the USSR and Germany, 1939-1945, in: The
Journal of Slavic Military Studies 9 (1996), S. 152-193, hier S. 156. Vgl. auch G.F. Kriwoscheew,
Russland und die UdSSR in den Kriegen des 20. Jahrhunderts, Moskau 2001 (russisch).

8 Manfred Zeidler/Ute Schmidt (Hrsg.), Gefangene in deutschem und sowjetischem Gewahr-
sam 1941-1956: Dimensionen und Definitionen, Dresden 1999, S. 32. Vgl. auch die Rezension
von Achim Kilian, Deutsche und Russen auf dem Weg zur Wahrheit. Ein Kolloquium tiber
Begriffe und Gefangenenzahlen, in: Deutschlandarchiv 6 (1998), S. 1013-1016.

9 Es geht dabei in erster Linie darum, wer tiberhaupt als ,Kriegsgefangener® zu bezeichnen ist.
Viele Zivilisten, vor allem aus WeiBrussland, wurden z.B. im Zusammenhang mit den sog. Ban-
denkampfen in WeiBrussland als Gefangene registriert; ein Teil von ihnen wurde aber wenig
spater wieder in den Zivilstatus entlassen und an verschiedene Arbeitsdmter als Zwangsarbeiter
abgegeben. Ihre Zahl durfte eher im sechs- als im finfstelligen Bereich anzusetzen sein.

10 Die letzte bekannte Zahl des OKH/Gen. Qu. iiber den ,Gesamtanfall an sowj. Kgf.“ seit
Kriegsbeginn stammt vom 22. 3. 1945, als das OKH fiir den Stand 28. Februar 5.245.882 Gefan-
gene auswies (BA-MA, RH 2/v. 2623, Bl. 393). Diese Angaben waren Ausgangspunkt fir die
Berechnungen von Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener. In den Monaten
Januar und Februar waren 6.603 bzw. 8.222 Rotarmisten gefangen genommen worden. Auf der
Basis der OKH-Angaben hochgerechnet liegt die Gesamtzahl bis Kriegsende bei knapp 5,3 Mil-
lionen Gefangenen. Die Abteilung Fremde Heere Ost meldete dagegen am 20.2.1945 zum
Stand 31. Januar eine Gesamtzahl von 5.743.528 Gefangenen (BA MA, RH 2/v. 2588). Diese
Zahl wurde von Streit, Keine Kameraden, tbernommen.
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deutschen Statistiken gab es von Anfang an. Zum 31. Dezember 1941 meldete
beispielsweise OKH/Fremde Heere Ost 3.355.499 Gefangene, wihrend die Abt.
Wehrmachtpropaganda beim OKW von 3.812.865 in deutsche Gefangenschaft
geratenen Rotarmisten ausging''. Das OKW selbst raumte erhebliche Divergen-
zen ein. So ist in der Aufstellung tiber den Verbleib der sowjetischen Kriegsgefan-
genen nach dem Stand vom 1. Mai 1944 die Rede von 3.117.449 Abgaben vom
OKH- an den OKW-Bereich, wo jedoch nur 2.836.639 Personen als Zugang aufge-
fuhrt werden. Diese Differenz von immerhin 280.810 Personen wird mit ,Abgén-
gen beim Transport, Zahlfehlern u. dergl.“ begriindet'?. Die Gesamtzahl der Ent-
lassungen im OKH-Bereich bezifferte das OKW mit bis dahin 533.523 Personen,
wihrend das OKH selbst ein halbes Jahr spater lediglich 341.200, also fast
200.000 weniger, angab'?.

Der als Anlage 1 beigefiigte Aktenvermerk vom Oktober 1942 wirft ein Schlag-
licht auf die grundsitzlichen Probleme, die sich in der Buchfiithrung der
Kriegsgefangenenzahlen ergaben.

Zur Klarung der Zahlendebatte organisierte das Hannah-ArendtInstitut in
Dresden im Sommer 1998 eine Tagung deutscher und russischer Historiker, auf
der zwar viele bis dahin unbekannte Details prasentiert wurden, tiber die das spa-
ter veroffentlichte Restimee jedoch festhielt: ,All diese Zahlen, gleich welche
Seite sie betreffen, beruhen auf einer durchweg numerischen Statistik. Sie basie-
ren also nicht auf einer individuelle Schicksale ermittelnden Namensstatistik, die
durch Erkennungsmarkenregister, die Personenkarteien von Gefangenenlagern,
Sterbefallanzeigen oder die Vermisstendateien des DRK-Suchdienstes ausgewie-
sen ware. Die bis heute besonders emotionsbeladene und nicht zuletzt deshalb so
umstrittene Zahl der in Gefangenschaft Umgekommenen ergibt sich bisher tat-
sachlich als Restmenge der tbrigen Kategorien und enthélt somit die Summe der
Fehler und Unsicherheiten der Ausgangsgrofen. [...] Ob und inwieweit ein sol-
cher ,Zahlenansatz von unten‘ [d.h. eine namentliche Statistik] zur Revision der

I BA-MA, RH 2/v. 2621, Bl. 22.

12 BA-MA, RH 2/v. 2623. Die wohl entscheidende Ursache fiir die Verwirrung lag in den unter-
schiedlichen Meldewegen. Vgl. dazu grundsitzlich Riudiger Overmans, Deutsche militdrische
Verluste im Zweiten Weltkrieg, Minchen 1999.

13 BA-MA, RH 2/2678, Bl. 37. Fur den 1.7.1944 gab der Chef des Kriegsgefangenenwesens fol-
gende Zahlen (in 1000) an: ,Gesamtanfall: 5,184 (?); in Kriegsgefangenschaft: 1,110; Tote:
1,993; entlassen: 821; Flichtlinge: 72; sonstige Abgange: 1,188 (?)“. ,Sonstige Abginge“ hiel3
»Abgaben an SD, an Luftwaffe, ferner Abgange beim Transport, Zahlfehler u. dergl. mehr*,
in: Bundesarchiv-Zwischenarchiv Dahlwitz-Hoppegarten (kiinftig: BA-ZA), Dok. K/K 756/1.
Bezeichnenderweise stehen die Fragezeichen schon in der Quelle, denn diese Angaben sind
niedriger als die vom 1. 1. 1944. Hinzu kommt, dass die tiberlieferten Zahlen zumeist nur einen
momentanen Zustand wiedergeben, so die monatlichen Lagerbelegungslisten des OKW, die fir
den Zeitraum Juli 1941 bis Januar 1945 fast komplett vorhanden sind, in: BA-MA, RW 6/v. 184,
und RW 6/v. 450-453; erganzende Ubersichten im BA-MA, MSg. 1/2012 (far den 1.8.1944),
im Politischen Archiv des Auswartigen Amtes Berlin, R 41015 (fiir den 1. 7. 1943), sowie im Zen-
tralarchiv des Verteidigungsministeriums der Russischen Foderation Podolsk (kiinftig: CAMO),
Abt. 12, 500/12450/41 (fur den 1. 3.1944).
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Opferzahlen der numerischen Statistik fiithren wird, ist eine offene Frage. Zwin-
gend ist eine solche Konsequenz nicht.“!*

In diesen Satzen wird ein Grundproblem der Zahlendiskussion angesprochen.
Kriegsgefangener ist fir die Verwaltung der Gewahrsamsmacht letztlich immer
nur derjenige, der als solcher individuell féormlich erfasst und gemeldet wird,
wahrend eine rein numerische Statistik der an der Front gefangen Genommenen
naturgemall viele als Kriegsgefangene bezeichnete Personen enthilt, die diesen
formellen Status nie erreichen, sei es, weil sie vorher sterben, oder ihnen die
Flucht gelingt, sei es, dass man sie entldsst oder freiwillig bzw. unter Zwang als
Hilfskrafte fur die eigene Truppe rekrutiert. In jeder kriegerischen Auseinander-
setzung ist daher die Zahl der in Gefangenschaft Geratenen grundsatzlich hoher
als die der offiziell jemals als Gefangene Registrierten. Im Fall der sowjetischen
Soldaten in deutschem Gewahrsam wird erstere sich nur annidhernd bestimmen
lassen, weil fiir die nicht Registrierten in nahezu allen Fillen Einzelnachweise
fehlen, an Hand derer sich ihr weiteres Schicksal rekonstruieren lieBe. Sie blei-
ben daher rein statistische GroBen. Bei der Feststellung ihrer Gesamtzahl wird es
infolgedessen immer eine Grauzone geben'”.

Dagegen lésst sich die Zahl der erfassten Gefangenen eindeutig bestimmen,
wenn die entsprechenden personenbezogenen Dokumente erhalten geblieben
sind. Dies ist das Ziel dieser Untersuchung. Sie geht von der Feststellung aus,
dass die sowjetischen Kriegsgefangenen zumindest im OKW-Bereich entspre-
chend den Dienstvorschriften der Wehrmacht zur Behandlung von Kriegsgefan-
genen korrekt registriert worden sind und sich demzufolge auch ihre Zahl durch
die im Rahmen dieses Verfahrens vergebenen Erkennungsmarkennummern defi-
nitiv bestimmen lassen muss'®.

Damit lage in der Diskussion tber die Zahl der sowjetischen Kriegsgefangenen
erstmals eine gesicherte GroBenordnung vor, und zwar hinsichtlich derjenigen,
die erfasst worden sind. Von dieser Basis aus konnte man die Frage nach der
Gesamtheit der in Gefangenschaft geratenen Rotarmisten dann erneut angehen.
Das soll im Folgenden versucht werden.

Grundlage der Untersuchung sind deutsche Karteiunterlagen zu etwa 350.000
sowjetischen Kriegsgefangenen aus deutschen, russischen und weiBrussischen
Archiven. Dieser Fundus kann als reprasentativ angesehen werden'”, Herangezo-

14 Zeidler/Schmidt (Hrsg.), Gefangene in deutschem und sowjetischem Gewahrsam, S. 10 f.

> Demnach wird man auch die Zahl der unmittelbar nach der Gefangennahme, aber vor der
Registrierung ermordeten Kommissare der Roten Armee nicht vollstindig ermitteln kénnen.
16 Als Kriegsgefangene werden hier alle Personen verstanden, die als solche, ob berechtigt oder
nicht, registriert worden sind, also auch Zivilisten, Partisanen, Angehorige der Eisenbahn und
andere. Insofern entfillt das Definitionsproblem. Zur Registrierungspraxis der Wehrmacht vgl.
grundlegend Rolf Keller/Reinhard Otto, Das Massensterben der sowjetischen Kriegsgefange-
nen und die Wehrmachtbiirokratie. Unterlagen zur Registrierung der sowjetischen Kriegsgefan-
genen 1941-1945 in deutschen und russischen Institutionen. Ein Forschungsbericht, in: Mili-
targeschichtliche Mitteilungen 57 (1998), S. 149-180.

17 Es liegen ausreichend Dokumente aus fast allen Kriegsgefangenenlagern vor, die Gefangene
registriert haben. Die der Auswertung zugrunde liegenden Karteibestinde sind nach dem
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gen werden auBerdem auf unterschiedlichen Ebenen entstandene Akten der
Wehrmacht, insbesondere Befehle und Richtlinien zur Behandlung und Erfas-
sung der Gefangenen sowie statistische Quellen.

Zwischen Gefangennahme und individueller Erfassung

Nach den seit 1939 geltenden deutschen Vorschriften sollte die individuelle Regi-
strierung von Kriegsgefangenen erst in den in der Regel innerhalb des Deut-
schen Reiches liegenden Mannschafts-Stammlagern (Stalags) und Offizierslagern
(Oflags) stattfinden'®. Damit hat die genannte Grauzone eine zeitliche und geo-
graphische Dimension, die in der Regel von der Gefangennahme an der Front
bis zum Eintreffen in Deutschland reicht. Welche Schwierigkeiten sich bei der
Zahlenermittlung fiir diesen Bereich hinsichtlich der sowjetischen Kriegsgefange-
nen ergeben, soll im Folgenden kurz dargestellt werden.

In Frontnahe ging es zunachst darum, einen maoglichst schnellen Uberblick
iber die in die eigenen Hande geratenen feindlichen Soldaten zu erhalten. Des-
wegen waren die Kampfverbande verpflichtet, den vorgesetzten Dienststellen die
Zahl der Gefangenen mitzuteilen, je nach GroBenordnung und Situation tiglich
entweder als ,gezahlt* oder lediglich ,geschatzt“. Im Fall der Rotarmisten war die
Meldung zusatzlich noch aufzugliedern nach den Nationalititen des Vielvolker-
staates Sowjetunion'?. Eine schnelle Weiterleitung der Gefangenen lag, solange
die Zahl uberschaubar blieb, nicht unbedingt im Interesse der kdmpfenden
Truppe, brauchte diese doch dringend Arbeitskrafte, etwa zum Aufraumen des
Gefechtsfeldes oder zum StraBenbau. Sieht man einmal davon ab, dass die Erfas-
sung der Gefangenen oder das Aufstellen von Listen einen erheblichen Zeit- und
Personalaufwand fiir die Kampfverbinde bedeutet hitte?®, so hatte ein Verzicht

Zufallsprinzip geordnet bzw. umfassen im Falle der Offiziere die Gesamtkartei der Verluste, so
dass sich die gesamte Bandbreite der Schicksale der wiahrend des Krieges gefangen genomme-
nen Rotarmisten in ihnen widerspiegelt.

8 Heeres-Druckvorschrift (H.Dv.) 38/4, ,Dienstanweisung fir den Kommandanten eines
Kriegsgefangenen-Durchgangslagers® (= Dulag), S.12, und H.Dv. 38/5 ,Dienstanweisung fiir
den Kommandanten eines Kriegsgefangenen-Mannschafts-Stammlagers® (= Stalag), S.12, in:
Archiv des Instituts fiir Zeitgeschichte Miinchen (kiinftig: IfZ-Archiv), Da 34.12.

19 OKH 6. Juni 1941 betr. ,Meldungen und Anforderungen®, enthalten in vielen Bestinden,
z.B. in: BAAMA, RH 20-20/192, Bl. 81. Zumindest bei den Divisionen gab es auch entspre-
chende Formblitter. Beispielhaft die Meldung der 29. Infanterie-Division (I.D.) vom 4. 7. 1941
an das Generalkommando des XXXXVII. Panzer-Korps: 22.700 Unteroffiziere und Mannschaf-
ten (geschitzt), ,alles Russen®, dazu 24 Offiziere, in: BA-MA, RH 24-47/147. Ahnlich die 169.
I.D. am 26. 8. 1941 fur die Zeit vom 20.-25. 8. 1941: ,5 Russen, 6 WeiBrussen, 1 Ukrainer, 1 Est-
lander, 1 Karelier, 1 Sonstige (gezahlt) “, in: BA-MA, RH 26-169/138. Die Meldevorschriften und
-termine dnderten sich in der Folgezeit mehrfach.

% Zumindest ist in diesbeztiglichen Anweisungen von einer férmlichen Erfassung nie die Rede.
Vgl. AOK 16 am 5. 8.1941, in: BA-MA, RH 20-16/704; ahnlich AOK 2, in: BA-MA, RH 20-2/
1445; XXXVIL A. K., in: BA-MA, RH 24-36/180 u. 181; Gebirgskorps Norwegen, in: BA-MA, RH
24-19/219, BL. 179. Erst bei groBerem Gefangenenanfall sollte der Abtransport nach riickwarts
eingeleitet werden. Schon in den Anordnungen des OKH vom 3. 4. 1941 hieB3 es, die wertvolle
Arbeitskraft der Kriegsgefangenen miisse im Operationsgebiet beschleunigt nutzbar gemacht
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auf eine solche Form der ,Buchfithrung® fiir die Truppen auch den groBen Vor-
teil, dass die uneingeschriankte Verfiigbarkeit tiber die Gefangenen erhalten
blieb. Wenn man um die immer wiederkehrenden, zumeist abschlagig beschiede-
nen Bemuhungen deutscher Fronteinheiten um die Zuweisung kriegsgefangener
Arbeitskrafte wei, dann wird ein solches Verhalten durchaus verstandlich. Ein
aus heutiger Sicht geradezu skurril anmutender Befehl des XIX. Armeekorps
(A.K.) vom Oktober 1942 — ,Ohne Erfassung durch das Stalag diirfen sich keine

Kgf. bei der Truppe befinden. Das Halten von Leibrussen bei einzelnen Einhei-

1«2l

ten ist verboten!“"" — ist Ausdruck eines Phianomens, das fir unsere Fragestellung

von prinzipieller Bedeutung ist, denn mit den ,Leibrussen® existierte von Anfang
an und dauerhaft eine zahlenmaBig sicherlich nicht zu vernachlassigende Gruppe
gleichsam neben der Statistik. Solange diese Gefangenen nicht an rickwartige
Dienststellen abgegeben wurden, gab es niemanden auBerhalb der jeweiligen
Wehrmachteinheit, der tiber die Existenz dieser Personen informiert gewesen ist.
Mithin waren diese Gefangenen auch nicht in den Statistiken der Abteilung
Kriegsgefangene des OKW enthalten®.

Nach den groBen Kesselschlachten im Sommer und Herbst 1941, bei denen
jeweils Hunderttausende Rotarmisten in Gefangenschaft gerieten, konnte der
kampfenden Truppe freilich nur daran gelegen sein, sie moglichst schnell nach
hinten abzuschieben, schon um die eigene Kampffihigkeit nicht zu beeintrachti-
gen®. Der Uberblick ging dabei hiufig verloren®*.

werden. Bereits die Divisionen kénnten ,im Rahmen des eigenen Bedarfs® den Versorgungs-
truppen Kriegsgefangene als Arbeitskrafte zuteilen. Von einer Erfassung wird auch hier nicht
gesprochen. Vgl. BA-MA, RH 22/12, Bl. 8f.

2l Besondere Anordnungen fur die Versorgung vom 6.10.1942, in: BA-MA, RH 24-19/253,
BI.6. Solche Befehle liegen fiir weitere Verbénde vor. Vgl. auch den Besuchsbericht des Kriegs-
gefangenen-Bezirkskommandanten J, Oberst Marschall, im Dulag 155, in: BA-MA, RH 22/251.
Die Frage, ob es gestattet sei, einer Einheit Kriegsgefangene zum dauernden Verbleib mitzuge-
ben, entschied er positiv, doch seien die abzugebenden Kriegsgefangenen zuvor karteimaBig zu
erfassen. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, wohin die Erfassung gemeldet wurde.

22 Vgl. Kortick 580 vom 29. 3.1943 (!), in: BA-MA, RH 23/185, Bl. 226, ,Bei der Auflésung der
Lager wurden schwarze Bestinde an Kgf. festgestellt.“ Es erwies sich aber als unmoglich, das
abzustellen. Siehe auch Kortick 582 am 5. 7. 1943 betr. Erfassung der Kgf. usw. aus dem ,Unter-
nehmen Zitadelle®, in: BA-MA, RH 23/262, Bl. 15: ,Ein Zuriickbehalten der Kgf. bei der Truppe
ist grundsitzlich verboten.“ In irgendeiner Form miissen die ,Leibrussen* allerdings in den Ver-
pflegungsstirkenachweisungen erschienen sein, sonst wére fiir sie keine Lebensmittelzuteilung
erfolgt.

2 Vgl. die allgemeinen Versorgungsanweisungen des XXXXVIL. A.K. vom 14.6.1941: ,Ein
Zuruckgreifen auf Teile der fechtenden Truppe als Aufsichts- und Wachpersonal wird oft erfor-
derlich sein.“ In: BA-MA, RH 24-47/141.

24 Das zeigt etwa eine heute und vermutlich auch damals schon kaum verstindliche und gerade
deswegen hier paraphrasiert wiedergegebene Mitteilung des Kommandanten des riickwartigen
Armeegebietes (Kortick) 559 an das Armeeoberkommando (AOK) 4 vom 17.10.1941. Bis
zum Vorabend waren nach seinen Angaben eingetroffen: in Smolensk 35.939 Gefangene, Jelnia
32.471 Gefangene, Roslawl 90.518 Gefangene und Dorogobusch 13.000 Gefangene. Hinzu
kamen in Juchno 6.960 und in der Sammelstelle StraBenkreuz 8.000 sowjetische Soldaten; bei
beiden sei der Rest in Roslawl verrechnet. Vorhanden seien noch in Juchno 5.000 sowie in
Dorogobusch 25.000 Rotarmisten. Im Anmarsch auf Roslawl befanden sich zwei Gruppen mit
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Die FuBmarsche und Zugtransporte der Gefangenen in Richtung Westen for-
derten, wie Christian Streit ausfithrlich beschrieben hat, schon im August 1941
enorme Opfer®”. Damit liegt auf der Hand, dass sich die Zahlen, die von den
Durchgangslagern gemeldet wurden, erheblich von denen der Frontverbiande
unterscheiden mussten, zumal auch die Fluchten einen betrachtlichen Umfang
angenommen hatten. Nach wie vor aber war bis zu diesem Punkt kein einziger
sowjetischer Soldat offiziell, das heifit durch die Mitteilung an eine zentrale Mel-
destelle, namentlich erfasst worden.

Die ersten Namenslisten sollten nach den vorhandenen Vorschriften die

26

Durchgangslager (Dulags) bei den Heeresgruppen zusammenstellen®’. Diese

Lager befanden sich schon in einiger Entfernung von der Front. Hinsichtlich der

12.000 bzw.7.500 Personen, und aus dem Sack (?) waren 150.000 zu erwarten. Die 137. I.D.
berichtete dem Kortick 559 einen Tag spiter, ,die Gesamtzahl der durch die Division abgescho-
benen Gefangenen betragt ... 250.000“. Die vom Letzteren dem AOK 4 am selben Tag weiterge-
meldete Zahl fur die 137.1. D. lautete dann freilich 239.000, in: BA-MA, RH 23/126, Bl. 43-46.
Vgl. ferner Koriick 580 vom 29. 3. 1943. Bei der Uberpriifung von Meldungen wurde ,in vielen
Fallen*® festgestellt, dass die Zu- und Abgange der Tages- und Monatsmeldungen nicht tiberein-
stimmten. BA-MA, RH 23/185, Bl. 226. Die ,Besonderen Anordnungen fiir die Versorgung* des
OKH vom 3.4.1941 sahen fiir die Armeen und Heeresgruppenkommandos nur statistische
Meldungen vor. BA-MA, RH 22/12, Bl. 10. Derartige Meldungen, die Liicken, Fehler und
Widerspriche in den statistischen Angaben enthalten, sind in groBer Zahl vorhanden. Ein Bei-
spiel: In der Armee-Gefangenen-Sammelstelle 9 in Borissow erfuhr der Kriegsgefangenen-
Bezirkskommandant J, Oberst Marschall, Ende August 1941 anlasslich einer Besichtigungsfahrt,
der dortige Bestand liege bei 25.000 Kriegsgefangenen, von denen am Morgen 2.000 abtrans-
portiert worden seien, doch stoe das auf Schwierigkeiten. ,Da die Lager in Minsk tberfillt
sind, werden die Transporte nach Molodeczno geleitet. Seit 26. 8. sind 64.000 Kgf. durchge-
schleust worden. Arbeitseinsatz, der von einem Gefreiten organisiert wird, schwankt zwischen
6.000 und 4.000%, in: BA-MA, TH 22/251. Es ist symptomatisch, dass in ihnen die Zahlen oft
gerundet angegeben werden.

% Vgl. Streit, Keine Kameraden, S. 164.

% H.Dv. 38/4 Dienstanweisung fiir den Kommandanten eines Kriegsgefangenen-Durchgangsla-
gers vom 22.5.1939. Bei den Listen handelte es sich um dreiteilige ,Aufnahmelisten®, die ohne
Ricksicht auf die Dienstgrade lediglich ,ein Gesamtbild der Tageseingdnge geben® sollten.
Wihrend das Original, ein weiles Blatt, beim Kommandanten des Dulag verblieb, ging ein
erster, gelber Durchschlag an den Zahlmeister, ein zweiter, roter, war mehrfach perforiert, um
jedem Gefangenen seinen ,eigenen® Abschnitt als vorlaufigen Ausweis und Beleg in die Hand
geben zu konnen. Bei Transporten in andere Lager diente der Vordruck als ,Weiterleitungs-
liste*. Dann erhielt der Transportfithrer das weile Blatt fiir den Kommandanten des Aufnahme-
lagers, das gelbe verblieb als Beleg bei der Kommandantur des Dulag, das rote schlieBlich lag
mit den entsprechenden Abschnitten den verschlieBbaren Beuteln mit den Wertsachen der
Gefangenen bei, die dem Zahlmeister des neuen Lagers gegen eine kurze Empfangsbescheini-
gung zu Ubergeben waren. In den Weiterleitungslisten erhielten die Gefangenen erstmals
laufende Nummern (IfZ-Archiv, Da 34.12, S. 11-13, sowie Anlagen 1 u. 2). Die vollgtltige, vol-
kerrechtskonforme Meldung eines Kriegsgefangenen an die Wehrmachtauskunftstelle in Berlin
durfte vom Dulag nur im Todesfall oder bei gegliickter Flucht erfolgen oder aber, wenn jemand
dort auf Dauer zum Arbeitseinsatz zurtickbehalten wurde. Fur letztere nahm in solchen Fillen
das Dulag die Funktion eines Stalag (s. das Folgende) an und gab in dieser Eigenschaft auch
Erkennungsmarken aus. Dulag-Personalkarten fiir sowjetische Kgf. liegen vor, scheinen aber
frihestens 1942 ausgegeben worden zu sein. Vgl. das als Anlage 2 beigefiigte Schema des AOK
2 zum ,Verlauf der Vernehmung und des Abschubs®, in: BA-MA, RH 20-2/1445. Vorgegeben
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sowjetischen Gefangenen jedoch teilte der Befehlshaber des Riickwartigen Hee-
resgebietes Stid am 21. Juli 1941 mit, dass im Dulag ,in vorliaufiger Abanderung
der Bestimmung der H.Dv. 38/4 und 5“ ,keinerlei namentliche Erfassung“ erfol-
gen solle, auch Aufnahme- und Weiterleitungslisten seien nicht zu fithren. Eine
gewisse Anzahl von Kriegsgefangenen misse jedoch zum Arbeitseinsatz ,in den
Dulags zuriickbehalten werden“®”. Es war demnach Zufall, ob und wann in der
Operationszone des Heeres ein Soldat der Roten Armee nach der Gefangen-
nahme als Individuum aktenkundig wurde.

Nach Westen schloss sich der OKW-Bereich an, der das Deutsche Reich und
die besetzten Gebiete umfasste. Zwar war hier das Registrierungsverfahren durch
Vorschriften geregelt, doch wurde es territorial und zeitlich unterschiedlich
gehandhabt. Das gilt insbesondere fiir das Jahr 1941, in dem die Erfassung sowje-
tischer Kriegsgefangener zunachst nur im Reichsgebiet und dort wiederum in
den ausschlieBlich fir kriegsgefangene Rotarmisten eingerichteten ,Russenla-
gern® stattfinden sollte. Fur diese ist die Zahl der sowjetischen Soldaten am ein-
fachsten zu bestimmen. Schon bald jedoch wurden Kriegsgefangene aus der
UdSSR von Lagern im Reich registriert, die zuvor bereits Gefangene anderer
Nationen aufgenommen hatten. Weil hier ein anderes Vorgehen bei der Zahlen-
ermittlung erforderlich ist, missen diese separat untersucht werden. Entgegen
der gangigen Forschungsmeinung und im Widerspruch zur anfanglichen Befehls-
lage hat auch in den angegliederten und besetzten Gebieten eine umfassende
Registrierung stattgefunden, zunachst nur in einigen, ab Frithjahr 1942 aber in
fast allen Stammlagern, allerdings mit regionalen Spezifika, so dass eine geson-
derte Untersuchung der Bereiche Generalgouvernement, Ostland, Ukraine und
Skandinavien notwendig ist.

Die Registrierung in den Lagern des Deutschen Reiches

Die Dienstanweisungen der Wehrmacht sahen vor, dass die endgiiltige Regis-
trierung der einzelnen Gefangenen, die als Erfassung bezeichnet wurde, aus-
schlieBlich in den Stalags und Oflags erfolgen sollte®. Diesen Vorgang hatte
das OKW im Februar 1939 in der H.Dv. 38/5 ,Dienstanweisung fiir den Kom-
mandanten eines Kriegsgefangenen-Mannschafts-Stammlagers® prazise gere-

war es von der H.Dv. 92 Handbuch fiir den Generalstabsdienst im Kriege vom 1.8.1939. Das
Verfahren galt also fiir Kriegsgefangene jedweder Nationalitat.

27 BA-MA, RW 41/4. Bisher haben sich im CAMO, wo ein GroBteil der Personalunterlagen auf-
bewahrt wird, keine Dulag-Listen finden lassen. Weiterleitungslisten liegen dort nur fiir Stalags
vor. Vgl. etwa eine Liste von Stalag 319 fir Transport Nr. 109 vom 5. 11. 1943, in: CAMO, Abt. 9,
18003/1615/1937 (29-6-4/1945).

2 Vgl. allgemein Keller/Otto, Massensterben, S.179f., H.Dv. 38/5, S.12f. Zeitlich gab das
Genfer Abkommen vom Juli 1929 in Art. 7 lediglich vor: ,Die Kriegsgefangenen sind in mog-
lichst kurzer Frist nach ihrer Gefangennahme nach Sammelstellen zu bringen, die vom Kampf-
gebiet gentigend weit entfernt liegen®, und an den Heimatstaat habe, wiederum ,in moéglichst
kurzer Frist®, eine Mitteilung tiber den Verbleib zu erfolgen.
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gethg. Alle Neuankémmlinge wurden ,entsprechend ihrer Einlieferung, von 1
beginnend, laufend durchnumeriert® und erhielten Erkennungsmarken®, die
mit der Bezeichnung des Lagers und der jeweiligen individuellen Registrierungs-
nummer versehen waren®. Die Marke hatte der Gefangene stindig an einer
Schnur um den Hals zu tragen. Im Todesfall verblieb die obere Hailfte bei der
Leiche, wiahrend die untere Halfte zusammen mit den Personalunterlagen nach
Berlin an die ,Wehrmachtauskunftstelle fiir Kriegerverluste und Kriegsgefan-
gene® (WASt) eingesandt wurde. Die WASt war im August 1939 im Oberkom-
mando der Wehrmacht u.a. deshalb eingerichtet worden, um in Erfallung des
Artikels 77 der Genfer Konvention von 1929°% den gegnerischen Staaten jederzeit
iiber die in deutschem Gewahrsam befindlichen Kriegsgefangenen Auskunft
geben sowie die eigenen Verluste dokumentieren zu konnen™.

Das Pendant zur Erkennungsmarke eines Gefangenen war in der Lagerverwal-
tung die zeitgleich erstellte, mit Foto und/oder Fingerabdruck versehene Perso-
nalkarte I, in die neben Angaben zur Person auch Versetzungen in andere Lager,
Lazarettaufenthalte und Arbeitskommandos eingetragen wurden. Sie begleitete
ihn wihrend der gesamten Zeit seiner Gefangenschaft™. Wichtigstes Identifizie-

# IfZ-Archiv, Da 34.12, S. 12 £. SinngemaB wurde der Passus am 12. 11. 1939 in die H.Dv. 38/6,
yDienstanweisung fiir den Kommandanten eines Kriegsgefangenen-Offizierslagers® (Oflag)
tbernommen (Militirgeschichtliches Forschungsamt Potsdam).

% Die Marken waren rechteckig, doch sind auch ovale Marken belegt, obwohl diese eigentlich
nur fiir deutsche Soldaten vorgesehen waren. Deswegen lésst sich nicht klaren, ob deutsche Sol-
daten, die bei ihrer Einberufung zu einer Kriegsgefangenenlager-Einheit ihre Marke erhielten,
in dieser Reihe mitgezahlt wurden. In den Stammrollen fiir Wehrmachtangehorige gibt es z.B.
die Erkennungsmarken Stalag IX C 1, 2 oder 12 oder Stalag 309 Nr. 1-23. Da es sich dabei aber
um einen sehr kleinen Personenkreis — ausschlieBlich erstmals Einberufene — handelte, fallt
ihre Zahl bei dieser Untersuchung nicht ins Gewicht. Die meisten Angehoérigen der Komman-
danturen der ,Russenlager” wurden von anderen Einheiten dorthin versetzt und trugen mithin
andere Erkennungsmarken.

 Die Lager wurden bezeichnet mit der romischen Ziffer des Wehrkreises, in dem sie lagen,
kombiniert mit einem GroBbuchstaben, der die Reihenfolge der Aufstellung angab. Stalag VII
B mit Standort in Memmingen war also das zweite Lager, das im Wehrkreis VII Minchen einge-
richtet wurde. Zur abweichenden Bezeichnung der ,Russenlager® siche S. 571 ff.

32 Der Text des Abkommens wurde 1934 im Reichsgesetzblatt veroffentlicht und 1939 als
Heeres-Druckvorschrift 38/2 in die Sammlung der Vorschriften zum Kriegsgefangenenwesen
aufgenommen; abgedruckt bei Franz Scheidl, Die Kriegsgefangenschaft von den éltesten Zeiten
bis zur Gegenwart, Berlin 1943, S. 548-578.

3 Zur WASt vgl. Wolfgang Remmers, Deutsche Dienststelle (WASt) 1939-1999. 60 Jahre im
Namen des Volkerrechts, Berlin 1999; Deutsche Dienststelle (WASt), in: Narben bleiben. Die
Arbeit der Suchdienste — 60 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, hrsg. von der Deutschen
Dienststelle u.a., Garching 2005, S. 87-104.

* Die Personalkarte (PK) I entsprach in Aufbau und Fithrung Art. 77 Absatz 4 u. 5 der Genfer
Konvention. Sie wurde nur einmal ausgestellt. Falls sie verloren ging, wurde das auf der neuen
Karte als ,Duplikat® oder ,Ersatzkarte“ vermerkt. Das Foto ist vergleichbar den bei der Kriminal-
polizei im Rahmen einer erkennungsdienstlichen Behandlung angefertigten Aufnahmen und
zeigt die Gefangenen zumeist mit einer Schiefertafel, auf der die Markennummer angegeben
ist. Beispiel fir die Vorderseite einer PKI siche Anlage 3. Der Kgf. wurde von Stalag VB nach
VA versetzt, deswegen auch dieser Stempel.
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rungsmerkmal fir die Kriegsgefangenenverwaltung der Wehrmacht aber war die
Erkennungsmarkennummer des jeweiligen Gefangenen. Ihre Bedeutung zeigt
sich auch darin, dass sie als Einordnungskriterium fur die Lagerkartei diente.

Die wichtigsten Angaben zu den Gefangenen gingen unmittelbar nach der
Registrierung als Listen- oder auch als Einzelmeldungen der WASt zu, die eine
als Stammkartei bezeichnete Gesamtkartei anlegte, in die auch alle spater von
den Lagern gemeldeten Anderungen wie Lazarettaufenthalte oder Versetzungen
eingetragen wurden. Die WASt hatte daher, wenn auch mit einer gewissen Zeit-
verzogerung, einen genauen Uberblick sowohl iiber die Zahl der Gefangenen in
den einzelnen Lagern als auch tiber den Gesamtbestand an Gefangenen™.

Die Registrierung erfolgte prinzipiell nur einmal; ein Gefangener behielt somit
seine Nummer wahrend der gesamten Zeit der Gefangenschaft, auch bei Verset-
zungen in andere Lager. Folgerichtig durfte eine einmal ausgegebene Nummer
nicht wieder vergeben werden, selbst dann nicht, wenn ihr Inhaber verstorben
war®, Ging eine Erkennungsmarke verloren, war das der WASt mitzuteilen; sollte
sie wiedergefunden werden, war sie einzuziehen und so zu vernichten, dass sie
nicht mehr verwendet werden konnte. In vergleichbarer Weise verfuhr man bei
wiederergriffenen Flichtlingen, die, wenn sie nicht mehr im Besitz ihrer Marke
waren, neu registriert wurden.

Jedes Lager fiihrte ein eigenes Verzeichnis tiber die ausgegebenen Marken, in
das als erstes die Nummer, dann Name und Vorname, Angaben zu Familie und
Wohnort sowie in der letzten Spalte der weitere Verbleib des Betreffenden einge-
tragen wurden®”. Die offizielle Aufnahme der personenbezogenen Daten eines
Kriegsgefangenen war somit der Beginn eines komplexen administrativen Vor-
gangs, der seinen Abschluss entweder mit dem Kriegsende bzw. vorzeitig durch
Tod, erfolgreiche Flucht oder Entlassung aus der Gefangenschaft fand®®.

Jede Nummer war demzufolge nur einmal besetzt™. Die hochste von einem
Lager vergebene Erkennungsmarke ist somit gleichbedeutend mit der Gesamt-

% BA-MA, RW 48/v.14, ,Meldungen uber feindliche Kriegsgefangene vom 21.10.1939-
26.6.1943, von den Lagern listenmaBig gemeldet (Erstmalige Meldungen, Zu- und Abgangs-
meldungen, Gesamtmeldungen)“. Dort heilit es beispielsweise fur die Woche vom 24. bis
30.1.1943: ,a) Gesamtmeldungen tiber Russen: 6.672 b) Rest aus Vorwoche 124.720“ (zusam-
men 131.392). ,eingekartet vom 24.1.-30.1.43: 26.000. bleibt Rest 105.392* (Bl. 289).

% Demgegentber wurden in manchen Konzentrationslagern die Haftlingsnummern mehrfach
vergeben. Vgl. Johannes Ibel, Die Haftlingsdatenbank der KZ-Gedenkstitte Flossenburg, in:
Gedenkstiattenrundbrief 115, Oktober 2003, S. 3-13, hier S. 4.

% Siehe ein Fragment aus dem Erkennungsmarkenverzeichnis des Stalag 310 (X D) Wietzen-
dorf mit den Nummern von 25281-25920, in: Deutsche Dienststelle Berlin, Ref. III/A, Sonder-
akte 10; ebenso ein Teil des Erkennungsmarkenverzeichnisses des Stalag XVII A Kaiserstein-
bruch (Niederosterreich) mit den Nummern von 127001-133000, in: Centralne Muzeum Jen-
cow wojennych w Lambinowicach — Opolu, WASt-Kdt, Nr. 16.

% Die Entlassung aus der Gefangenschaft erfolgte im Falle der sowjetischen Gefangenen vor
allem bei der Auslieferung an die Gestapo, bei der Uberfithrung in ein ziviles Arbeitsverhiltnis
oder bei der Eingliederung von Freiwilligen in Verbande der Wehrmacht.

% Vgl. eine Liste des Stalag 309 in Salla (Finnland) vom 8.9.1941 tber die ,bis zum 6.9. 41
durchgeschleusten russ. Kr. Gef.“. Dort wird unter Ziffer 6) gesondert aufgefiihrt: ,doppelte
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zahl der in diesem Lager Erfassten und eine Addition simtlicher von den einzel-
nen Lagern vergebenen Markennummern miusste die Summe aller im Reich re-
gistrierten Kriegsgefangenen ergeben™.

Aufgrund des ideologischen Charakters des Kriegs gegen die Sowjetunion
wurde von der deutschen Fuhrung ein Teil des geltenden Voélkerrechts von vor-
neherein auBer Kraft gesetzt. Dies fithrte wiederum zu einigen organisatorischen
Besonderheiten im Kriegsgefangenenwesen, die im Folgenden kurz dargestellt
werden sollen, da sie fur die Auswertung der Karteidokumente von Bedeutung
sind.

Schon einige Monate vor dem Angriff auf die Sowjetunion begann die Wehr-
macht mit den Planungen fir Kriegsgefangenenlager, die ausschlieBlich der Auf-
nahme und Verwaltung von sowjetischen Soldaten dienen sollten, galten diese
doch der deutschen Fihrung auch nach ihrer Gefangennahme in ideologischer
Hinsicht als so gefahrlich, dass sie diese von den tubrigen Gefangenen und der
deutschen Bevolkerung strikt abtrennen wollte. Durch die Einrichtung spezieller
,,Russenlager“41 auf abgelegenen Truppeniibungsplitzen hielt das OKW das Pro-
blem fiir geldst: Nichtsowjetische Gefangene durften zu solchen Lagern weder
versetzt noch dort neu registriert werden. Das galt auch umgekehrt. Ein Kontakt
zwischen den gefangenen Rotarmisten und anderen Nationalititen sollte somit
von Anfang an unterbunden werden.

Spielten diese neuen Einrichtungen insofern eine Sonderrolle®?, so handelte
es sich bei ihnen gleichwohl um regulire Kriegsgefangenenlager. Ihrem Dienst-
betrieb lagen ebenfalls die entsprechenden Vorschriften H. Dv. 38/5 (Stalag)
und 38/6 (Oflag) zu Grunde. Fir die im Deutschen Reich selbst eingerichteten
~Russenlager® legte das OKW am 26. Juni 1941, gut 14 Tage vor dem Eintreffen
der ersten Transporte, mit einem Befehl zur ,Erfassung und Behandlung der rus-
sischen Kriegsgefangenen“ zwar einige ,vorliaufige Abinderungen® der geltenden
Bestimmungen fest, jene zur Registrierung blieben davon jedoch nahezu unbe-
rithrt. Die Personalkarte II fir Eintragungen wirtschaftlicher Art solle zwar noch
so lange nicht verwendet werden, bis tiber einen Arbeitseinsatz entschieden sei,
die Personalkarte I aber, gleichsam der Ausweis der Gefangenen, sei auf jeden

Nummern fiir verlorene Erkennungsmarken: 4%, diese wurden dann vom Gesamtbestand abge-
zogen (BA-MA, RH 20-20/306, Bl. 335). Die relativ hohe Zahl von ,Ersatzkarten® oder ,Duplika-
ten® unter den PK I diirfte entweder auf Verlust zurtickzufiihren sein — die Kartei des Stalag
XIII D Nurnberg z.B. wurde im Sommer 1943 bei einem Brand wenigstens teilweise vernichtet
— oder, vermutlich viel haufiger, ganz simpel darauf, dass Karten falsch eingeordnet wurden
und dadurch verschwanden.

10 Zu eventuellen Liicken in der Zihlung siehe S.577.

4 Der Begriff ,Russen® wird hier als der seinerzeit Gibliche verwendet. Er ist allerdings insofern
irrefithrend, als er simtliche anderen Nationalititen des Vielvolkerstaates Sowjetunion aufler
Acht lasst.

% Die Sonderrolle zeigte sich auch in der Bezeichnung. Die fur den Ostfeldzug aufgestellten
Stalag-Einheiten erhielten Nummern von 301 bis 360 (spater — mit Liicken — bis 398 reichend),
die Einheiten, die dann im Reich blieben, erhielten zusétzlich die Bezeichnung, die sie als ,nor-
male® Lager im Wehrkreis erhalten hatten, z.B. das Stalag 308 (VIII E) mit Standort Neuham-
mer/Niederschlesien. Vgl. dazu Otto, Wehrmacht, S. 34-36.
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Fall zu fithren, und eine Ausstattung mit Erkennungsmarken habe wie tblich zu
erfolgen. Irgendwelche Einschrinkungen wurden nicht formuliert*.

Demnach waren auch die Verwaltungen der ,Russenlager® verpflichtet, die
Registrierung der Neuankémmlinge so zu handhaben wie die anderen Lager.
Der einzige Unterschied bestand darin, dass sie ausschlieflich Angehorige eines
einzigen Staates, eben der Sowjetunion, erfassten®®. Sie begannen somit vor-
schriftsmdBig bei 1 und nummerierten dann fortlaufend weiter. Die hoéchste
nachweisbare Zahl einer von einem ,Russenlager® ausgegebenen Erkennungs-
marke muss demnach die Mindestzahl der dort erfassten Personen wiedergeben.

Die Karteiunterlagen zu den sowjetischen Kriegsgefangenen

Nun miisste es eigentlich ein Leichtes sein, diese Uberlegungen an Hand von
Erkennungsmarkenverzeichnissen und Personalkarten I zu uberprufen. Die Per-
sonalkarten waren gemafl Art. 77 der Genfer Konvention nach der Beendigung
der Feinseligkeiten dem jeweiligen Heimatstaat zu ubergeben, wiaren demnach
heute in den dortigen Archiven zu finden. Die Erkennungsmarkenverzeichnisse
sollten noch in Deutschland sein, scheinen jedoch bis auf Fragmente nicht mehr
zu existieren. Im Falle der Personalkarten ist oft unklar, ob und wo sie in den
Herkunftslindern der Kriegsgefangenen aufbewahrt werden. Die Recherchen
nach ihrem Verbleib sind nicht zuletzt deshalb kompliziert, weil zu jedem Lager
zwei Personalkartenbestinde existierten, namlich zum einen die Lagerkarteien
mit den bei Kriegsende noch dort gefiihrten Gefangenen, zum anderen die Kar-
tei der Verstorbenen, die, geordnet nach Lagern, in Berlin in der WASt aufbe-
wahrt wurde*”. Diese haben unterschiedliche Wege genommen, deren Richtung
ganz einfach davon bestimmt wurde, wer von den Alliierten die Bestinde ent-
deckt bzw. das betreffende Lager befreit hatte*.

Der WASt-Bestand mit den Karteiunterlagen der verstorbenen sowjetischen
Gefangenen galt seit Kriegsende als verschollen. Nur wenigen war bekannt, dass
US-Truppen diese Personalunterlagen in Meiningen, wohin die WASt 1943 wegen
des Luftkrieges ausgelagert worden war, unversehrt erbeutet und im August 1945
an die Rote Armee iibergeben hatten. Was mit den Karteiunterlagen der Uberle-
benden aus den von den Alliierten befreiten Stalags und Oflags geschah, ist

3 BA-MA, RW 59/142, BL. 35f.

4 Alle erstmaligen Meldungen und spéteren Veranderungen sollten der WASt allerdings nicht
mit Zu- und Abgangslisten, sondern nach einem Befehl des OKW vom 2. 7. 1941 tiber vierteilige
Griine Karteikarten mitgeteilt werden. Das Verfahren war schon Anfang April 1941 wegen der
unterschiedlichen Nationalitidten, Sprachen und Schriften fir die jugoslawischen Kriegsgefan-
genen (Kgf.) eingefiithrt worden. Die Karten waren von den Kgf. selbst auszufiillen, um den
Registrierungsvorgang zu erleichtern. BA-MA, RW 48/v. 12, Bl. 142 f.

# Der Verbleib der ursprunglich in der WASt befindlichen Stammkartei ist nicht bekannt.

6 Selbst das ist nicht zwingend. So liegt die Kartei der sowjetischen Gefangenen des Stalag
XIIIC Hammelburg (Unterfranken) zum groften Teil im CAMO, die des Stalag IX A Ziegen-
hain (Nordhessen) dagegen in der Deutschen Dienststelle Berlin, der Nachfolgebehérde der
WASt. Beide Lager wurden von US-Truppen befreit. Zum Weg der Karteien nach dem Krieg

siche Anlage 4.
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ebenfalls erst in jingster Zeit deutlich geworden, so dass selbst Historiker lange
Zeit davon ausgingen, die sowjetischen Gefangenen seien aus weltanschaulichen
Grinden Uberhaupt nicht oder allenfalls erst ab Frithjahr 1942 registriert wor-
den™”.

Den Autoren gelang jedoch 1996/1997 der Nachweis, dass sich die Masse der
verloren geglaubten Unterlagen aus der WASt, und zwar die verstorbenen und
die nicht heimgekehrten Angehoérigen der Roten Armee betreffend, im Zentra-
len Archiv des Verteidigungsministeriums der Russischen Foderation (CAMO) in
Podolsk stidwestlich von Moskau befindet. Durch Recherchen in den Archiven
des KGB Belarus in Minsk, Brest und Vitebsk (ab 2001) konnten sie auch den
Verbleib der Personalunterlagen der Uberlebenden kliren. Nach der Befreiung
waren die ehemaligen Gefangenen vor ihrer Repatriierung in sogenannten Filtra-
tionslagern des Volkskommissariats fiir innere Angelegenheiten (Narodny Kom-
missariat Wnutrennich Djel, NKWD) auf eine mdgliche Kollaboration mit den
Deutschen tiberpriift worden*®. Die dabei angelegten Dossiers, die fiir gewdhn-
lich auch die deutschen Karteikarten enthielten, verblieben im Besitz des
Geheimdienstes und ,begleiteten” den Betreffenden Zeit seines weiteren Lebens.
Heute werden sie, soweit sie nicht inzwischen an staatliche Archive abgegeben
wurden, in den fiir den letzten Wohnort zustindigen Oblast-Archiven der jeweili-
gen Sicherheitsdienste in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion aufbewahrt.
Dort lagern ebenfalls die deutschen Dokumente solcher Personen aus dem
betreffenden Oblast, deren Tod nicht einwandfrei nachzuweisen war, zum Bei-
spiel von Gefangenen, die der Gestapo Ubergeben und dann ermordet oder in
ein Konzentrationslager eingeliefert worden waren. Sie wurden in vélliger Ver-
kennung der Fakten vom NKWD als potentielle Kollaborateure betrachtet, die, so
sie zuriickkommen sollten, intensiv tberpruft und tiberwacht werden miussten.

SchlieBlich finden sich noch Restiiberlieferungen aus der WASt und einzelnen
Lagern in den Bestinden der Deutschen Dienststelle in Berlin, der Nachfolgerin
der WASt.

Seit dem Jahr 2000 werden all diese Personalunterlagen in einem internationa-
len Projekt erschlossen, an dem sich bisher Einrichtungen in Deutschland, Russ-
land und Belarus beteiligen®®. Die anfangs verschiedenen Datenbanken wurden

4 Vgl. Streit, Keine Kameraden, S. 129 f.

8 Nach Stalins Befehl Nr. 270 vom 16. 8. 1941 galt jeder sowjetische Soldat, der in Gefangen-
schaft geraten war, zunachst als Verriter. Vgl. Pavel Polian, Deportiert nach Hause. Sowjetische
Kriegsgefangene im ,Dritten Reich“ und ihre Repatriierung, Minchen 2001; Ulrike Goeken-
Haidl, Der Weg zurtick. Die Repatriierung sowjetischer Zwangsarbeiter und Kriegsgefangener
wahrend und nach dem Zweiten Weltkrieg, Essen 2006.

% Grundlegend fur das Projekt war der genannte Forschungsbericht von Rolf Keller und Rein-
hard Otto, der die Diskussion und schlielich die Entscheidung zur ErschlieBung dieser Unterla-
gen aus wissenschaftlichen und humanitiren Grinden initiierte. Die vorhandenen Dokumente
werden elektronisch erfasst und wesentliche Inhalte in eine Datenbank eingegeben. Soweit es
die verstorbenen Unteroffiziers- und Mannschaftsdienstgrade betrifft, sind saimtliche PKs sowie
weitere Quellen russischer Provenienz inzwischen im Internet unter www.obd-memorial.ru abruf-
bar. Durch den personenbezogenen Aufbau sind allerdings Untersuchungen wie die vorliegende
nicht moéglich. Naheres dazu bei Reinhard Otto, Pilotprojekt Offizierskartei. Erste wissenschaftli-
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mittlerweile zu einer einzigen Datenbank zusammengefiihrt: Unteroffiziere und
Mannschaften (CAMO), Offiziere (CAMO), Repatriierte (FSB Russland) und
Repatriierte (KGB Belarus). Die vorliegende Untersuchung basiert auf den bis
zum Spatsommer 2006 vorliegenden Daten zu etwa 250.000 Kriegsgefangenen
aus dem CAMO® und 75.000 aus den Archiven der Sicherheitsdienste®'. Einbe-
zogen werden aulerdem die Ergebnisse langjahriger Arbeiten in den in der
Deutschen Dienststelle tliberlieferten Wehrmacht-Karteiunterlagen zu mehreren

zehntausend sowjetischen Kriegsgefangenen®.

Zur Zahl der im Deutschen Reich registrierten sowjetischen Kriegs-
gefangenen

1. ,Russenlager”

Eine Abfrage nach den in einem ,Russenlager® ausgegebenen Erkennungsmar-
ken muss, wenn die Ausgangsiiberlegungen stimmen, in jeder einzelnen Daten-
bank ein ahnliches Ergebnis erbringen und damit eine Anndherung an die
Hochstzahl ermoglichen.

Ein Beispiel: Beim Stalag 308 (VIII E) Neuhammer (Niederschlesien) lautet
die hochste vergebene Markennummer bei den verstorbenen Unteroffiziers-/
Mannschaftsdienstgraden: 57.545, bei den Offizieren: 53.586, beim FSB: 57.529
sowie beim KGB Belarus: 57.524. Damit sind in Neuhammer mindestens 57.545
Rotarmisten erfasst worden®. Entsprechendes zeigt sich beim Stalag 812 (XX C)

che Ergebnisse, in: Stiftung Sichsische Gedenkstitten (Hrsg.), Fir die Lebenden — der Toten
gedenken. Ein internationales Gemeinschaftsprojekt zur Erforschung des Schicksals sowjetischer
und deutscher Kriegsgefangener und Internierter, Dresden 2003, S.40-49; Rolf Keller, Das
deutsch-russische Forschungsprojekt ,Sowjetische Kriegsgefangene 1941-1945% Ziele, Inhalte,
erste Ergebnisse, in: Bischof/Karner/Stelzl-Marx (Hrsg.), Kriegsgefangene des Zweiten Weltkrie-
ges, S.459-474. Der Volksbund Deutsche Kriegsgraberfirsorge und die Stiftung Sachsische
Gedenkstitten haben auf der Basis der Projektergebnisse zwei Gedenkbiicher veroffentlicht:
Gedenkbuch verstorbener sowjetischer Kriegsgefangener. Friedhof Hammelburg Bayern, Kassel
2002; Zeithain. Gedenkbuch sowjetischer Kriegsgefangener, 2 Bde., Dresden 2005.

5 Offizierskartei mit etwa 55.000 nicht Heimgekehrten (also auch nicht heimgekehrten Uber-
lebenden) und Kartei der Unteroffiziere und Mannschaften mit etwa 195.000 Verstorbenen
(Stand der Erfassung zum Zeitpunkt dieser Untersuchung). Nahere Beschreibung der
Bestinde bei Keller/Otto, Massensterben.

1 FSB Russland (Federalnaja Sluschba Besopasnosti Rossijskoj Federazii, Foderaler Dienst fiir
Sicherheit der Russischen Foderation) mit den Archiven Tula, Kalinin (Tver), Smolensk, Pskow
und Orel (70.000), KGB Belarus mit dem Oblast-Archiv Minsk (5.500). Herangezogen werden
in erster Linie die PK 1.

52 Wir sind den Amtsleitern der Deutschen Dienststelle, Urs Veit und Peter Gerhard, fur die
vorbehaltlose Férderung der Forschungen zu groBem Dank verpflichtet.

% Die Gesamtzahl der registrierten Personen liegt aller Wahrscheinlichkeit nach jedoch bei
57.500. Einige der hochsten Nummern von Stalag 308 sind offensichtlich Ersatznummern, die
die betreffenden Gefangenen anstelle der alten bekamen, vermutlich weil sie ihre erste Erken-
nungsmarke verloren hatten. Auf der Karteikarte von Pawel Worobjow, Nr. 308/57531, ist
neben der alten durchgestrichenen Nummer 49869 vermerkt ,verl.[oren]“, darunter ,Ers.[atz]
57.531%. Worobjow wurde mit der neuen Nummer fotografiert.
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Thorn; hier lauten die hochsten Angaben: Unteroffiziere/Mannschaften: 15.286,
Offiziere: 14.458, FSB: 15.963, KGB Belarus: 15.249. In Thorn wurden offensicht-

lich knapp 16.000 sowjetische Kriegsgefangene registriert.

Die folgende Ubersicht zeigt die ermittelten Zahlen fiir simtliche ,Russenla-

ger” im Deutschen Reich.

Tabelle 1: Hichste nachweisbare Evkennungsmarkennummern in den ,Russenlagern® im Reichsgebiet

Wehrkreis Lager Zahl
r Oflag 52 Ebenrode 1665
Oflag 53 Heydekrug/Pogegen 7151

Oflag 56 Prostken 263

Oflag 57 Ostrolenka/Bialystok 11838

Oflag 60 Schirwindt 5979

Oflag 63 Prokuls/Fischborn-Lyse 1945

Oflag 68 Sudauen/Suwalki 4383

331 (I C) Heydekrug 5918

XII E Zambrow™ 8869

I 302 (II H) GroB Born-Rederitz 41308
323 (II G) GroBl Born-Barkenbriigge 11982

315 (II F) Hammerstein 52388

v 304 (IV H) Zeithain 53740
VI 326 (VI K) Senne 179774
VIII 308 (VIII E) Neuhammer 57545
318 (VIII F) Lamsdorf 108471

X 310 (X D) Wietzendorf 45368
XI 311 (XI C) Bergen-Belsen 21408
321 (XI D) Oerbke 24062

XX 312 (XX C) Thorn 15963
XIIT Oflag 62 (XIII D) Hammelburg 28557
Insgesamt 688677

5 Den im WK I eingesetzten Oflags war die Funktion von Stalags zugewiesen worden: OKW-
Befehl zum Kriegsgefangenenwesen vom 16. 6. 1941, in: BA-MA, RW 6/v. 578. Der WK I stellte
einen Sonderfall dar, denn obwohl er im Bereich der ,Heimatorganisation® lag, hatten die dor-
tigen Lager primar die Aufgabe, sowjetische Gefangene (bis auf diejenigen, die dort fiir den
Arbeitseinsatz gebraucht wurden) Richtung Deutsches Reich weiterzuschleusen. Daher ist die

Zahl der Registrierungen pro Lager zumeist relativ niedrig.

% Das Stalag XII E, urspringlicher Standort Metz, wurde am 26. 9. 1941 dem Kommandeur der
Kriegsgefangenen im WK I unterstellt und am 4. 9. 1942 aufgelost. BA-MA, Organisationskartei

AHA (Allgemeines Heeresamt im OKH), ohne Signatur.
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In den ,Russenlagern® wurden wahrend der Zeit ihrer Existenz somit mindes-
tens 688.677 sowjetische Kriegsgefangene registriert™.

2. Die Erfassung in den tibrigen Kriegsgefangenenlagern des Reiches

Entsprechend den Ausgangsuiberlegungen der deutschen militirischen Fihrung
— strikte Trennung von den Gefangenen anderer Nationen, Unterbringung in
besonderen Lagern — miusste es sich bei der eben genannten Zahl um die
Gesamtzahl der innerhalb des Deutschen Reiches erfassten Rotarmisten handeln.
Tatsachlich aber wurde das Prinzip der gesonderten Unterbringung in speziellen
~Russenlagern“ schon kurz nach dem Eintreffen der ersten Transporte zundchst
an einigen Orten, bald aber tberall im Reich aufgegeben®”. Schon im Juli 1941
gelangten gefangene sowjetische Soldaten ins Emsland in die seit 1939 bestehen-
den Stalags VI B Neu Versen und VI C Bathorn, zundchst auf dem Umweg tber
das ,Russenlager® im Wehrkreis VI, das Stalag 326 (VI K) Senne, bald aber auch
unmittelbar von der Front. Im Wehrkreis IV nahm das Stalag IV B Miihlberg
(Elbe) fiir die eintreffenden Rotarmisten ab Ende Juli zunehmend den Charakter
eines Aufnahme- und Verteilerlagers zusitzlich zu dem eigentlichen ,Russen-
lager® Stalag 304 (IV H) Zeithain an. Muhlberg wie auch Neu Versen und
Bathorn fungierten gleichsam als ,Ersatz-Russenlager®, weil die eigentlich fiir die-
sen Zweck vorgesehenen Einheiten auf Grund unzureichender Ausstattung und
organisatorischer Méngel ihre Aufgabe nur unvollkommen erfiillen konnten.
Dazu gehorte in erster Linie die karteimaBige Erfassung der vielen Gefangenen,
die, weil sie in der Senne und in Zeithain nicht geleistet werden konnte, wenig
spater stattdessen im Emsland bzw. in Miihlberg erfolgte. Bereits Mitte August
1941 befanden sich etwa in den Stalags Neu Versen und Bathorn zusammen

% Die meisten ,Russenlager” im Reichsgebiet wurden Mitte 1942 aufgelost oder in den Osten
verlegt, die baulichen Einrichtungen selbst zu Zweiglagern anderer Stalags umfunktioniert.
Die Stalags 302 (II H) GroB Born-Rederitz und 311 (XI C) Bergen-Belsen bestanden noch bis
Mitte 1943, lediglich das Stalag 326 (VI K) Senne existierte bis Kriegsende. Das Stalag 318
(VIII' F) Lamsdorf wurde nach den vorliegenden Quellen zwar am 10.6.1943 aufgelost,
doch liegen viele Nummern vor, die nach diesem Zeitpunkt vergeben wurden. So wurde die
bisher hochste bekannte Nummer (108471) einem Kriegsgefangenen zugeteilt, der erst am
14.5.1944 in deutsche Héande geriet. Die Zihlung liuft eindeutig durch. Der Widerspruch
kann hier nicht aufgelost werden. Das Oflag 62 (XIII D) Hammelburg wurde am 26. 10. 1942
zum Stalag XIII D Langwasser umgewandelt und nach Nirnberg verlegt, wobei offensichtlich
die meisten Gefangenen tibernommen wurden. Am 28. 8. 1943 wurde dessen Kartei zu einem
groBen Teil durch Brand vernichtet. Auf den neu ausgefiillten Ersatz-PK I lautet die Lagerbe-
zeichnung oft nur ,XIII D Da die betreffenden Offiziere aus dem Nummernbereich von
25000-28000 jedoch erst im Sommer 1942 gefangen genommen wurden, wird die obige Zahl
zutreffen. Hohere Zahlenwerte wurden bei der Dateneingabe falsch zugeordnet. Angaben zur
Aufloésung bzw. Verlegung nach den Stammtafeln der Einheiten bzw. der Organisationskartei
des AHA in: BA-MA, ohne Signatur.

7 Entsprechende Befehle sind allerdings bisher unbekannt. Es ist aber symptomatisch, dass das
OKW schon am 2. 8. 1941 offen bedauerte, nicht in simtlichen Wehrkreisen ,Russenlager ein-
gerichtet zu haben, in: BA-MA, RW 19,/2109.
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bereits mehr sowjetische Gefangene als in dem eigentlichen ,Russenlager® im
WK VI, dem Stalag 326 (VI K) Senne’®.

Kurz darauf begannen auch weitere mit Kriegsgefangenen verschiedener Natio-
nalititen belegte Stalags, sowjetische Kriegsgefangene zu registrieren. Das ergibt
sich beispielsweise aus einer Liste von 455 Rotarmisten, die zwischen Mitte Sep-
tember und Ende November 1941 im Wehrkreis VII als ,weltanschaulich untrag-
bar® ausgesondert und mehrheitlich in Dachau ermordet wurden. Ein groBer
Teil von ihnen war kurz zuvor von den Stalags IV B Miihlberg und 304 (IV H)
Zeithain dorthin versetzt worden. Neben den Marken aus diesen Lagern fithrt
die Liste allerdings auch Nummern auf, die eindeutig eine Registrierung durch
die Stalags VII A Moosburg und VII B Memmingen belegen®. Anfang Oktober
1941 begannen im WK II Stettin die Stalags II A Neubrandenburg und II D Star-
gard (Pommern) mit einer eigenstindigen Erfassung neu ankommender Trans-
porte aus dem Osten. In den folgenden Wochen geschah das in Bad Orb (IX B)
ebenso wie in Sandbostel (X B), in Weiden/Oberpfalz (XIII B) und in Kaiser-
steinbruch/Osterreich (XVII A). Vorgange dieser Art gehdrten von nun an in
den meisten Lagern bis Kriegsende zum Alltag.

Wie aber ist die Zahl der in diesen Stalags an sowjetische Gefangene vergebe-
nen Erkennungsmarken zu bestimmen? In der Deutschen Dienststelle in Berlin
ist die Lagerkartei der sowjetischen Kriegsgefangenen des Stalag IX A Ziegenhain
offenbar noch nahezu komplett vorhanden®. Deren Sichtung lisst vermuten,
dass fur die sowjetischen Gefangenen bestimmte Nummernbereiche verwendet
wurden: Die Erkennungsmarkennummern der sowjetischen Soldaten liegen dort
zwischen 63.000 und 76.000, auBerdem vereinzelt zwischen 59.000 und 60.000. Es
hat den Anschein, als habe es in Ziegenhain festgelegte Nummernbereiche aus-
schlieBlich fiir die kriegsgefangenen Rotarmisten gegeben.

% Bestand am 10. 8.1941: VI B 11.627, VI C 10.000, 326 (VI K) 12.000 Gefangene (BA-MA, RW
6/v.184). Die Registrierung im Emsland begann vor dem 25.7.1941, denn bereits zu diesem
Zeitpunkt befanden sich ausweislich der Eintragungen auf den PK I sowjetische Kriegsgefan-
gene im Zweiglager Alexisdorf.

% Staatsarchiv Nurnberg, Nurnberger Dokument 178-R. Es handelte sich um 26 Gefangene mit
einer Nummer aus VII A und 92 aus VII B. Vgl. dazu Otto, Wehrmacht, S. 208-241.

% Der Gesamtbestand der Karteiunterlagen sowjetischer Kriegsgefangener in der Deutschen
Dienststelle umfasst etwa 360.000 Karten und ist alphabetisch nach Namen geordnet. Die uber-
wiegende Mehrzahl der Dokumente ist nach dem Krieg auf Grundlage der verfiigbaren perso-
nenbezogenen Unterlagen z.B. von Friedhofs- oder Standesamtern erstellt worden. Die mehr
als 10.000 Original-Karteikarten des Stalag IX A sind nur durch eine systematische Durchsicht
der gesamten Kartei auffindbar. Bisher konnte etwa die Halfte davon gesichtet werden. In der
Kartei von IX A befinden sich auch die PK I von Gefangenen, die in anderen Lagern registriert
worden waren und bei der Befreiung zum Lagerbestand gehorten. Zusatzlich fiihrte jedes
Lager eine interne Kartei, um weiterhin eine Ubersicht tber den Verbleib der Gefangenen
und deren Karteiunterlagen nach deren Abgang (Versetzung, Entlassung oder Tod) zu haben.
Umfangreichere Karteibestinde dieser Art liegen inzwischen auch vor fiur das Stalag XIII C
Hammelburg (dort als ,Ersatzkarte fiir Personalkarte 1“ bezeichnet) oder VI C Bathorn (dort
,Zugangskarte“ genannt).
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Uberpriift man diese Vermutung fiir Stalag IX A in den Datenbanken, ist das
Resultat eindeutig: Bei den verstorbenen Unteroffizieren/Mannschaften
(CAMO) liegen die Nummern zwischen 63387 und 75687, beim FSB zwischen
63202 und 76123, beim KGB zwischen 63371 und 75962, in der Offizierskartei
(CAMO) zwischen 63206 und 76151. Damit reicht die Spanne von 63202 bis
76151 und umfasst 12.950 Personen. AuBlerdem gibt es in der Offizierskartei
noch einen zweiten Block von 58712 bis 59799. Mit diesen Nummern wurde in
Ziegenhain ein Transport mit mindestens 1088 Offizieren erfasst®’. Somit hat

allein das Stalag IX A wenigstens 14.038 sowjetische Kriegsgefangene registriert.

Wendet man dieses Verfahren auf die anderen Kriegsgefangenenlager an®, so

bestitigt sich dieser Befund: Uberall sind eindeutig zuzuordnende Nummern-
blocke fiir sowjetische Kriegsgefangene zu erkennen, hiufig sogar mehrere®. Die

folgende Ubersicht stellt die Abfrage-Ergebnisse fiir die Lager im Deutschen
Reich zusammen®?,

51 Der 59000er Block umfasst im Wesentlichen einen einzigen Transport von Offizieren, die am
5.10.1943 vom Stalag 336 Kauen/Kowno zum Stalag IX A Ziegenhain versetzt wurden. Einige
Nummern aus diesem Block, die in der Mannschaftsdatenbank zunéchst als eindeutige ,Fehler
im System* auffallen, stellen sich bei einer Uberpriifung schnell als die von Offizieren heraus,
deren Unterlagen in Podolsk irrtiimlich unter die der Mannschaften geraten waren. Bei FSB-
Nummern aus diesem Bereich handelt es sich um Repatriierte. In beiden Datenbanken sind
allerdings nur wenige Nummern aus diesem Bereich enthalten. Bereits am 1. 10. 1942 war ein
groBer Offizierstransport ebenfalls aus Kauen eingetroffen, dessen Angehorige allerdings
noch Nummern von etwa 73600 an aufwarts erhalten hatten.

%2 In den beiden im WK I Konigsberg (Ostpreufien) seit 1939 bestehenden Lagern I A Stablack
und I B Hohenstein zihlte man die Nationalititen jeweils neu, beginnend bei 1, ebenso im Sta-
lag XVIII D Marburg/Drau. Die H.Dv. 38/5 Dienstanweisung Stalag lasst diese Interpretation zu
(Alle Gefangenen sollten danach ,entsprechend ihrer Einlieferung, von 1 beginnend, laufend
durchnumeriert“ werden). Auf den Personalkarten wurden dann aber die Kiirzel R oder SU
(far sowjetische Kriegsgefangene), JU (fiir Jugoslawen) oder It (fiir Italiener) der Markennum-
mer hinzugefugt.

% Bei der Ermittlung der Zahlenblocke zeigt sich ein unerwartetes Problem. Zwar kristallisie-
ren sich sehr schnell deren Unter- und Obergrenzen heraus, doch weisen die Datenbanken
iiberdies vielfach Markennummern nach, die auerhalb dieser Bereiche liegen. Die in jedem
Einzelfall notwendige Uberpriffung an Hand der gescannten Dokumente ergibt folgende
Griinde: In Einzelfillen wurden dabei von den Lagerregistraturen kleine Nummernliicken
gefiillt, zumeist handelt es sich jedoch um falsche Eingaben in die Datenbank etwa auf Grund
von Lese- und Zuordnungs- oder Fliichtigkeitsfehlern der Bearbeiter. Durch die in langen Jah-
ren gewonnene Vertrautheit mit der Materie konnten diese Fehler zwar bereinigt werden, und
die Datenbanken haben bei dieser erstmaligen Auswertung prinzipiell ihren Nutzen bewiesen;
in der derzeitigen Fassung miissen sie jedoch fiir die wissenschaftliche Offentlichkeit als in Teil-
bereichen nicht verwendbar angesehen werden.

6 Es handelt sich hierbei ausschlieBlich um Mannschafts-Stammlager, da es auer dem Oflag 62
Hammelburg keine Offizierslager im Reich gab, die sowjetische Kriegsgefangene aufnahmen.
Nicht aufgefiihrt sind Lager, fiir die nur ganz vereinzelt Registrierungen nachweisbar sind. Dabei
handelt es sich zumeist um die Neuregistrierung von Fliichtlingen, die ihre Erkennungsmarke
fortgeworfen hatten und nicht mehr eindeutig zu identifizieren waren, oder aber um eine Erfas-
sung durch ,Schattenlager®. Solche Lager waren lediglich fiir die Organisation und Verwaltung
des Arbeitseinsatzes in ihrem Bereich zustindig und besaBen keine eigene Aufnahmeabteilung.
Ihre Kommandanturen nahmen daher nur in Ausnahmefillen Registrierungen vor.
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Tabelle 2: Blicke von Erkennungsmarkennummern sowjetischer Kriegsgefangener in den sonstigen Stalags

im Reichsgebiet

Wehrkreis Lager Nummernblécke Gesamtzahl
I Konigsberg I A Stablack R 1-13896 13896
1 B Hohnstein R 1-54744 54744
II Stettin II A Neubrandenburg 78023-98163 20141
II B Hammerstein 96014-134396 38383
II C Greifswald 50002-53324 3323
II D Stargard 75011-96819 21809
108030-112794 4765
III Berlin IIT A Luckenwalde 93007-104000 10994
128004132830 4827
III B Firstenberg/ Oder 60001-69890 9890
150053-154523 4471
IIT C Alt Drewitz 12481-30230 17750
50049-51710 1662
1II D Berlin 14015-19291 5277
170064-170928 865
IV Dresden IV B Muhlberg 100002-219986 119985
246039-246999 961
269003-269495 493
272020-272997 978
276016-277000 985
282017-292995 10979
V Stuttgart V A Ludwigsburg 38002-45061 7060
50000-51463 1464
56011-57099 1089
V B Villingen 20004-25815 5812
40797-41497 701
V C Offenburg 64815-71000 6186
VI Miinster VI A Hemer 51865-56865 5.001
VI B Neu Versen 23159-41.751 18593
VI C Bathorn 30024-53089 23066
120008-123597 3590
VI F Bocholt 44001-44966 966
VI G Bonn 10036-11408 1373
VII Miinchen VII A Moosburg 91319-109957 18639
135214-136989 1776
141332-141549 218
143061-144563 1503
VII B Memmingen 7025-7490 466
VIII Breslau VIII A Gorlitz 38004-43883 5880
52099-61080 8982
VIII C Sagan 61014-75226 14213
77498-92720 15223
IX Kassel IX A Ziegenhain 58712-59799 1088
63202-76151 12950
IX B Bad Orb 5024-10376 5353
20385-23129 2745
IX C Bad Sulza 39681-43102 3422
X Hamburg X A Schleswig 11523-11984 462
14401-14427 27
X B Sandbostel 107479-151988 44510
166016-169911 3896
204020-206987 2968
213623-214843 1221
226006-226484 479
X C Nienburg/Weser 42-419 378
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‘Wehrkreis Lager Nummernblécke Gesamtzahl
XI Hannover XTI A Altengrabow 119016-135902 16887
143621-148485 4865
XI B Fallingbostel 120017-130946 10930
XII Wiesbaden XII A Limburg/Lahn 60204-65479 5276
69535-69981 447
25005-27394 2390
XII D Trier 23032-23657 626
XII F Bolchen/Forbach 6053-14626 8574
18708-22557 3850
XIII Nirnberg XIII A Sulzbach-Rosenberg 113004-119869 6866
XIII B Weiden 13006-19926 6921
24314-24374 61
XIII C Hammelburg 10508-20422 9915
XVII Wien XVII A Kaisersteinbruch 15792-22955 7164
122019-136000 13982
157051-162953 5903
165016-166934 1919
171024-180265 9242
XVII B Gneixendorf 76506-87936 11431
100917-107996 7080
XVIII Salzburg XVIII A Wolfsberg 10007-11755 1749
XVIII B Spittal 3980-6583 2604
XVIII C Markt Pongau 354-8565 8212
40202-50531 10330
89676-89889 214
XVIII D Marburg/Drau 1-3982 3982
XX Danzig XX A Thorn 30001-33920 3920
XX B Marienburg 56072-56344 273
XXI Posen XXI C Wollstein 6563-16277 9715
XXI D Posen 1091-1343 253
Insgesamt 744059

Bei der Erfassung haben einige Lagerverwaltungen, so die Stalags IV B Miihlberg,
X A Schleswig oder XVII B Gneixendorf, offensichtlich ganz im Sinne der H.Dv.
38/5 fortlaufende Nummern vergeben. Daher konnen in diesen Fillen die festge-
stellten Nummernbereiche im Zweifelsfall einzelne, zwischenzeitlich eingelie-
ferte, bis dahin noch nicht registrierte Soldaten anderer Nationalititen enthal-
ten, ebenso wieder ergriffene Flichtige, die ihre Erkennungsmarken fortgewor-
fen hatten. Insgesamt wird es sich aber um eine vergleichsweise geringe Zahl
handeln, die in diesem Zusammenhang zu vernachlassigen ist.

Demgegentiber begann man in den meisten anderen Lagern bei der Ankunft
von Soldaten einer bisher nicht erfassten Nationalitit offensichtlich bei vollen
Tausendern zu zdahlen. In einem solchen Fall miissen die davor liegenden Num-
mern nicht zwingend besetzt gewesen, sondern kénnen fir mogliche zukiinftige
Zuginge der ,vorherigen“ Nation noch offengehalten worden sein. Dann lige
zwar keine liickenlose Gesamtzdhlung vor, doch ldsst sich auf diese Weise plausi-
bel erklaren, warum man etwa in Stalag IX A die erst 1943 eintreffenden sowjeti-
schen Offiziere mit einer niedrigeren Nummer ausgestattet hat als die Soldaten,
die bereits im Winter 1941/42 dort ankamen: Eine noch bestehende groBere
Liicke wére dann ganz einfach ausgefiillt worden.
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Bestatigen lasst sich das durch die Ermittlung der an andere Nationalititen ver-
gebenen Nummern. Die betreffenden Personalkarten I werden zumeist in den
Militararchiven der jeweiligen Heimatstaaten aufbewahrt. In deutschen Archiven
befinden sich allerdings noch Zehntausende von Karteikarten jugoslawischer, ita-
lienischer und slowakischer Gefangener®. Zieht man sie zur Eingrenzung der
Nummernblocke beispielsweise fir die Lager im WK IX (Kassel) heran, so zeigt

sich die Tragfihigkeit solcher Uberlegungen:

Tabelle 3: Nummernblocke von Gefangenengruppen im Wehrkreis IX

Stalag Jugoslawen Sowjetische Italiener
Gefangene
IX A Ziegenhain 60003-63075 58712-59799 ab 77145

63206-76151

5024-10376
20385-23129

39681-43102

IX B Bad Orb 10492-14916

IX C Bad Sulza 33241-39370 43447-55092

Entsprechend verfuhr auch das Stalag XX A Thorn. Hier reichen die Marken
sowjetischer Kriegsgefangener von 30001-33920, vergeben zwischen April 1942
und November 1944, Jugoslawen lassen sich nicht feststellen, Italiener dagegen
erhielten Nummern zwischen 35066 und 52062 sowie 27250 und 29998. Auch in
Thorn wurde also eine bestehende Liicke zur Registrierung eines Transports ita-
lienischer Kriegsgefangener genutzt.

Bei der Ermittlung der Gesamtzahl der im Deutschen Reich erfassten sowjeti-
schen Soldaten sind schlieflich noch die Lager der Kriegsmarine und der Luft-
waffe zu beriicksichtigen®®. Die Mehrzahl dieser Kriegsgefangenen ist allerdings
in den Stalags des Heeres erfasst worden, selbst wenn sie der sowjetischen Luft-
waffe oder der Kriegsmarine angehort hatten®”. Lediglich die Stalags Luft 2 Litz-

% Diese Unterlagen sind in den 1990er Jahren aus DDR-Archivbestinden in das Bundesarchiv-
Zwischenarchiv Dahlwitz-Hoppegarten bzw. — zahlenméBig umfangreicher — in die Deutsche
Dienststelle Berlin gelangt (,Dornburg-Kartei®). Das BA-ZA gab die Dokumente spiter an die
Deutsche Dienststelle (Personalunterlagen) bzw. an die geographisch zustindigen Archive
(soweit sie den Arbeitseinsatz betrafen) ab.

% Am 1.5.1944 betrug die Zahl der sowjetischen Kriegsgefangenen bei der Luftwaffe tber
100.000, bei der Marine knapp 12.000, in: BA-MA, RH 2/v. 2623.

67 OKW am 3.8.1942 betr. Erfassung der Kriegsgefangenen bei der Luftwaffe, in: Staatliches
Archiv der Russischen Foderation Moskau (kiunftig: GARF), Bestand 7021, Findbuch 105,
Nr. 7; Abgabe von insgesamt 23.600 sowjetischen Kriegsgefangenen an die Luftwaffe im Okto-
ber 1942, denen mitzugeben waren: Erkennungsmarke, Abschrift der PK I, auf der die mitgege-
benen Bekleidungs- und Waschestiicke zu vermerken waren, in: Bundesarchiv Berlin (kiinftig:
BA), R 41/173, Bl 279ff. In den Bestandsmeldungen der Wehrkreiskommandos waren sie
dann nicht mehr enthalten, weil sie zur Luftwaffe versetzt worden waren und uber die einzel-
nen Luftgaukommandos ausschlieBlich dieser unterstanden. Die WASt war jedoch tUber jede
Veranderung zu informieren. Vgl. Oberbefehlshaber der Luftwaffe am 20.12.1943: ,Es darf
sich bei der Luftwaffe kein luftwaffeneigener Kr.Gef. mehr befinden, der nicht der Wehrmacht-
auskunftstelle gemeldet worden ist®, in: BA-MA, RW 48/v. 13, Bl. 183 (Zitat in der Vorlage unter-
strichen).
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mannstadt (Lodz) im Generalgouvernement und Luft 5 Wolfen haben in gerin-
gem Umfang selbst Erfassungen vorgenommen: In Litzmannstadt wurden we-
nigstens 4.148 Gefangene registriert und in Wolfen 369°°. Die in diesen beiden
Lagern ausgegebenen Personalkarten wurden im Todesfall der WASt zugeleitet®”.

Die deutsche Kriegsmarine verfiigte nur in verhdltnismaBig geringer Zahl tber
sowjetische Kriegsgefangene, etwa fiir Be- und Entladekolonnen oder Stellungs-
bau und Kiistenartillerie. Nach bisherigem Kenntnisstand waren sie von den Hee-
res-Stalags im Reichsgebiet zur Marine versetzt und damit zuvor in den ersteren
registriert worden”’.

Die Mindestzahl der auBlerhalb der ,Russenlager” im Reichsgebiet registrierten
sowjetischen Gefangenen betriagt daher unter Einbeziehung der vom Stalag Luft
5 Wolfen Erfassten 744.428"".

3. Doppelregistrierungen und Sonderfdlle

Allerdings ist das Prinzip, jeden Gefangenen tatsichlich nur einmal zu registrie-
ren, nicht so konsequent angewandt worden wie bislang dargestellt. Es gab Dop-
pelregistrierungen von einzelnen Gefangenen und groéBeren Gruppen, doch las-
sen sich diese nach dem derzeitigen Kenntnisstand auf wenige, als Ausnahmen
anzusehende Fille eingrenzen:

— Bei der Verlegung des Stalag 304 von Zeithain nach Lowen in Belgien im Sep-
tember 1942 wurden rund 10.000 sowjetische Gefangene fiir den Einsatz im
dortigen Steinkohlebergbau mitgenommen. Zeithain selbst wurde zum Zweig-
lager des Stalag IV B Miihlberg (Elbe). Die dort verbliebenen Gefangenen
erhielten daraufhin neue, Miithlberger Erkennungsmarkennummern, wurden

% Das Gebirgskorps Norwegen erhielt schon am 18.7.1941 die Anweisung, Gefangene der
sowjetischen Luftwaffe in Litzmannstadt zu erfassen. BA-MA, RH 24-19/146, Bl. 65 £. Eine allge-
meine Anweisung des OKH vom 12.9.1941, in: BA-MA, RH 20-18/1443, Bl. 21. Vgl. Kortick
580, Besondere Anordnungen fiir die Kriegsgefangenen-Einheiten Nr. 17 vom 8. 3.1943: ,Die
sowjetischen Kgf., die der Luftwaffe angehoren, (sind) befehlsgemiB in das Lager Litzmann-
stadt zu Gberfithren® (BA-MA, RH 23/184, Bl. 63). Gefangene aus Litzmannstadt wurden nach
der Registrierung der WASt gemeldet. Zahlenangaben bis zum 31. 10. 1941 in: BA-MA, RL 23/
92. Wie die Eintragungen in den Personalkarten zeigen, kamen aber auch Offiziere und Solda-
ten der Landstreitkréifte nach Litzmannstadt.

% Die Stalags Luft 2 Litzmannstadt und Luft 5 Wolfen bestanden bis Kriegsende. Insgesamt
richtete die Luftwaffe 7 Stalags sowie ein ,Sonderlager Ost“ (Sudauen im WK I) ein. Fast in
allen befanden sich zwar sowjetische Kriegsgefangene, doch waren diese zuvor bereits in ande-
ren Stalags registriert worden. So erfasste das Stalag Luft 1 Barth mindestens 1878 Rotarmisten
mit einer eigenen Nummer ein zweites Mal. In der Gesamtzihlung werden sie deswegen nicht
berticksichtigt. Ein betriachtlicher Teil der Angehoérigen der sowjetischen Luftwaffe gelangte
ubrigens in die Stalags des Heeres, so nach IV B Miihlberg oder XVII B Gneixendorf.

0 OKW-Ubersicht tiber den Verbleib der sowjetischen Kriegsgefangenen nach dem Stand vom
1.5.1944, in: BA-MA, RH 2/v. 2623. Da auch Personalkarten der Marine-Kriegsgefangenenlager
Sandbostel und Westertimke sowie der Durchgangslager Gotenhafen und Wilhelmshaven bis-
her nicht bekannt sind, darf man davon ausgehen, dass die Marine allenfalls in sehr geringem
Umfang Registrierungen vorgenommen hat.

™ Da das Stalag Luft 2 im Generalgouvernement lag, werden die Gefangenen dort mitgezahlt.
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also ein zweites Mal erfasst. Fiir dieses Verfahren lassen sich derzeit keinerlei
plausible Grinde angeben72. Insgesamt handelte es sich nach den Unterlagen
der Gedenkstitte Ehrenhain Zeithain um etwa 7.000 Rotarmisten.

— Im Spéitsommer 1941 wurden etwa 5.000 Gefangene vom Stalag 326 Senne in
den WKV Stuttgart vorwiegend in die Stalags V A Ludwigsburg und V B Villin-
gen versetzt und erhielten dort aus ebenfalls unbekannten Griinden eine neue
Nummer”?,

— Zu nennen sind weiterhin 1.500 Offiziere, die am 4. September 1943 vom Sta-
lag XIII C Hammelburg (Unterfranken) zum Stalag II B Hammerstein (Hin-
terpommern) versetzt und am 16. September weiter nach Norwegen verlegt
wurden. Sie hatten ihre Erkennungsmarken zumeist im Oflag 62 (XIII D)
Hammelburg erhalten und befanden sich in der Regel schon fast zwei Jahre in
Gefangenschaft. Dennoch wurden sie in Hammerstein mit einer dortigen
Nummer ein zweites Mal registriert”*.

— Bei Verlust der Erkennungsmarke erhielten Gefangene eine neue Nummer.
Hierbei ist von wenigen Tausend Fallen auszugehen.

— Auch geflohene Gefangene erhielten, wenn sie ohne Erkennungsmarke wieder
aufgegriffen wurden und somit zumeist nicht eindeutig zu identifizieren waren,
eine neue Nummer und wurden damit ein zweites Mal registriert. Dies wurde auf
der neuen Personalkarte ausdriicklich vermerkt. Einen Eindruck von der Dimen-
sion der Fluchtfille vermittelt eine Meldung des OKW vom 31. August 1942: in
diesem Monat seien 285 sowjetische Offiziere sowie 5.110 Unteroffiziere und
Mannschaften geflohen, von denen man 38 bzw. 2.336 wiederergriffen habe”.
Bis zum 1. Mai 1944 galten insgesamt 66.694 Angehorige der Roten Armee als
mit Erfolg geﬂohen76. Ihre Unterlagen wurden nach der Flucht in dem zustidndi-
gen Kriegsgefangenenlager wenigstens vier Wochen in einer Sonderkartei aufbe-
wahrt, um anschliefend mit einem entsprechenden Vermerk an die WASt abge-
geben zu werden””. Die Durchsicht einiger Tausend Karteikarten zeigt allerdings,
dass der tiberwiegende Teil der Fliichtigen nach wenigen Tagen gefasst und als
durch die Erkennungsmarke oder aber, wenn sie diese weggeworfen hatten,
durch das Lichtbild oder den Fingerabdruck eindeutig zu identifizierende Perso-

2 Diejenigen Rotarmisten, die nach ihrer Registrierung in Zeithain zum Arbeitseinsatz in
andere Lager im Reichsgebiet versetzt worden waren, behielten dagegen ihre urspringliche
304er Erkennungsmarkennummer. Auf den in Mihlberg neu ausgestellten PK I und II wurde
die alte Zeithain-Nummer zusitzlich vermerkt.

7 Es liegen diverse Grune Karteikarten, aber auch PK I vor, auf denen zuerst die 326er Num-
mer, dann eine Nummer aus dem WKV eingetragen wurde.

" Fur die meisten dieser Offiziere sind im CAMO Personalkarten oder Griine Karteikarten
erhalten. Die in Hammerstein zugeteilten Erkennungsmarkennummern liegen zwischen
121145 und 123017.

» BA-MA, RH 49/112, Bl. 186.

6 OKW-Nachweisung zum Verbleib der sowjetischen Kriegsgefangenen nach dem Stand vom
1.5.1944, in: BA MA, RH 2/v. 2623.

7 Erlass des OKW betr. Behandlung geflohener Kgf. in den Bestandsmeldungen vom
19.2.1943, in: GARF, Bestand 7021, Findbuch 105, Nr.7. Der Vermerk lautete sinngemaf}
LN.N. seit x Wochen geflohen und nicht wiederergriffen. PK I an WASt abgegeben.*
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nen zumeist dem alten Lager wieder zugefiihrt wurde. Die auf den Karten enthal-
tenen Vermerke tliber Arreststrafen oder Abgabe an die Gestapo sind ein eindeu-
tiger Beleg daftr.
Die Zahl der Neuregistrierungen wieder ergriffener sowjetischer Kriegsgefange-
ner ldsst sich zwar nicht quantifizieren, dirfte aber in Deutschland fur die
gesamte Kriegszeit in niedriger finfstelliger Grofenordnung anzusetzen sein;
entsprechende Hinweise auf den Personalkarten kommen verhaltnismaBig selten
VOr.
Von quantitativer Relevanz ist schlieflich die Frage, ob Todesfille wiahrend der
Transporte namentlich registriert wurden, die insbesondere 1941 eine grofie Zahl
erreichten. Allein in diesem Jahr wurden etwa 500.000 Gefangene in das Deut-
sche Reich gebracht, wobei sich jeweils etwa 50 Personen in einem Waggon
befanden. Augenzeugen sprechen tbereinstimmend von mehreren Toten pro
Waggon, was einen Gesamtverlust von wenigstens 20.000 Rotarmisten bedeuten
wiirde, nihme man nur zwei Verstorbene pro Waggon an’®. Nach der Vorschrift
sollten diese Verstorbenen aber zumindest listenmaBig dem Kriegsgefangenenla-
ger mitgeteilt werden, fiir das der Transport bestimmt war. Fiir verschiedene Sta-
lags liegen Personalkarten, Sterbefallnachweise und Abgangslisten vor, auf denen
1941, aber auch 1945, die Beisetzung von Unbekannten einschlieBlich ihrer
Grablage festgehalten wurde mit dem Hinweis, sie seien auf dem Transport ver-
storben. Dies ist ein eindeutiges Zeichen dafur, dass man von Anfang an um eine
korrekte Buchfiihrung bemiiht war und die iiberwiegende Mehrzahl der auf dem
Transport verstorbenen Gefangenen im Aufnahmelager noch nachtraglich erfasst
wurde. Zumindest ein Teil der Verstorbenen erhielt sogar im Nachhinein noch
eine Erkennungsmarke zugeteilt, so dass die Zahl der nicht erfassten, entlang
der Bahnstrecken innerhalb Deutschlands verscharrten Toten als gering anzuse-
hen ist und im Zusammenhang mit der Fragestellung vernachlassigt werden

kann”.

8 Die eintreffenden Transportziige bestanden im Sommer 1941 in der Regel aus 40 Waggons
mit insgesamt 2.000 Gefangenen. Vgl. z.B. einen Transportplan vom Stalag Minsk in Lager des
Reiches (Oktober 1941) mit 15 Transporten zu je 2000 Mann, in: BA-MA, RH 53-23/83 b; Post-
karte des Lagerarztes des Stalag 304 (IV H) Zeithain an seinen Bruder vom 16.7.1941, in:
Archiv der Gedenkstitte Ehrenhain Zeithain; vgl. auch Huser/Otto, Stammlager 326, S. 42.

™ Zwischen dem 30.9. und dem 9. 10. 1941 wurden z.B. im Stalag 304 (IV H) Zeithain 21 Rot-
armisten als ,tot eingeliefert” namentlich registriert. Die WASt erhielt entsprechende Kriegsster-
befallanzeigen (Archiv der Gedenkstitte Ehrenhain Zeithain). In den Sterberegisterfragmenten
des Stalag XI C (311) Bergen-Belsen ist eine Vielzahl von Sterbefillen ohne personliche Daten,
aber mit Erkennungsmarkennummer und Bemerkungen wie ,Angaben nicht zu ermitteln. Tot
bei der Aufnahme* aufgefiihrt immer dann, wenn Transporte im Lager eingetroffen waren (Zeit-
raum: Oktober/November 1941), in: CAMO, Abt. 9, Sign. 2-98/1959 (977532-98) u. 2-110/1959
(977532-110). Andererseits wurden z.B. am Bahnhof Leiferde im Kreis Gifhorn Leichen ausgela-
den und verscharrt, ohne registriert worden zu sein (Hauptstaatsarchiv Hannover, Hann 122 a Nr.
7061). Das diirfte eher die Ausnahme gewesen sein, da der Transportfithrer den Transport kor-
rekt ,abrechnen® musste. Deswegen verblieben die Verstorbenen wohl zumeist bis zum Eintreffen
am Zielort in den Waggons. Fir das Generalgouvernement siehe eine Anregung des dortigen
Militarbefehlshabers vom 14.12. 1941, bei Todesfallen wihrend der Transporte Polizeidienststel-
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Als Zwischenergebnis ist festzuhalten: In den ,Russenlagern® wurden wenigs-
tens 688.677, in den Ubrigen Lagern im Reich 744.428 Registrierungen sowjeti-
scher Kriegsgefangener vorgenommen, insgesamt also mindestens 1.433.105.
Abzuziehen sind etwa 13.500 Doppelregistrierungen bei Versetzungen und etwa
genauso viele Zweitregistrierungen bei Markenverlust bzw. wiederergriffenen
Fluchtlingen. Die Gesamtzahl der im Deutschen Reich erfassten sowjetischen
Kriegsgefangenen dirfte daher um etwa 27.000 niedriger liegen als die Zahl der
vorgenommenen Registrierungen, so dass nach dem gegenwartigen Stand von
mindestens 1,4 Millionen Personen auszugehen ist, die in den Lagern im Reichs-
gebiet als sowjetische Kriegsgefangene erfasst wurden.

Die Registrierung im Generalgouvernement, in den besetzten Ost-
gebieten und in Skandinavien

Obwohl mit der Ausdehnung des deutschen Machtbereiches auch in den besetz-
ten Gebieten Kriegsgefangenenlager zum Zwecke des Arbeitseinsatzes auf Dauer
stationiert wurden, hielt das OKW im Sommer 1941 an dem bisher praktizierten
Verfahren fest, nach dem die Registrierung erst in den Stammlagern des Deut-
schen Reiches erfolgen sollte®. Am 30. September 1941 erinnerte die Abt.
Kriegsgefangene im OKW die Wehrkreiskommandos und Lagerkommandanten
nochmals an diese Befehlslage: Im Generalgouvernement werde eine Erfassung
serst nach Abschluss der Operationen an der Ostfront befohlen®, eine Anforde-
rung von Karteimitteln und Erkennungsmarken seitens der Lager in den bereits
besetzten Gebieten der Sowjetunion eriibrige sich daher®.

Die Annahme, auBerhalb des Reiches sei demnach tiberhaupt nicht registriert
worden, ist jedoch falsch. Das zeigt schon eine einfache Uberlegung: Jedes Lager
brauchte eine prazise Ubersicht tiber seinen Bestand an Gefangenen, schon des-
halb, um die Zuweisung der Verpflegung zu regeln. Reichte dafiir aber noch eine
einfache numerische Statistik, so erforderte ein Arbeitseinsatz ohne Zweifel
schon eine individuelle Erfassung, etwa mit Blick auf den Einsatz von Fachkraf-
ten. Zwingend erforderlich war die Registrierung spétestens in Fluchtfallen: eine
Meldung derart, es seien 10 Gefangene entflohen, ohne nihere Angaben zu den
Personen zu liefern, mochte unmittelbar nach Bekanntwerden der Flucht als Not-
behelf dienen, nicht jedoch auf Dauer, wenn man der Betreffenden wieder hab-
haft werden wollte. Es widersprache zudem vollig militirischem Sicherheits- und
Ordnungsbedurfnissen, Zehn- oder gar Hunderttausende feindlicher Soldaten

len ,zur Ubersendung etwa vorhandener Ausweispapiere und Erkennungsmarken an das nichst-
liegende Kgf.-Lager* zu verpflichten, in: BA-MA, RH 53-23/84 a.

80 Vgl. die grundlegenden OKW-Befehle zum Kriegsgefangenenwesen im ,Fall Barbarossa“ vom
16.u. 26. 6. 1941, in: BA-MA, RW 6/v. 578 bzw. RW 59/142, Bl. 35f.

81 _Es liegt Veranlassung vor, [...] nochmals darauf hinzuweisen, dass die Erfassung der sowjeti-
schen Kriegsgefangenen zunichst nur in den Kriegsgefangenenlagern im Reichsgebiet
(einschl. W.K. 1) erfolgt®, in: BA-MA, RW 48/v.12, Bl. 169. Das bedeutet, dass die Lager im
Generalgouvernement Personalkarten fiir eine potentielle Registrierung anfordern konnten —
und das auch taten.
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tiber lingere Zeit hinweg lediglich als anonyme Masse im eigenen Hinterland zu
belassen und nicht zu registrieren.

Wie lange sich sowjetische Kriegsgefangene in den besetzten Gebieten aufgehal-
ten haben, zeigen viele der ausgewerteten Personalkarten I. Im Jahr 1943 regi-
strierte etwa die Verwaltung des Stalag 326 Senne (Ostwestfalen) viele Rotarmisten,
die bereits im Sommer/Herbst 1941 gefangen genommen worden waren. Sie
waren somit bereits rund 24 Monate in den besetzten Gebieten in Gefangenschaft,
bevor sie mit ihrer Versetzung in das Reichsgebiet offiziell der WASt gemeldet wur-
den. Dass sie zuvor unerfasst geblieben waren, ist jedoch unwahrscheinlich.

Drei Fragen stellen sich daher: 1. Welche Malnahmen wurden in den Gebieten
auBerhalb des Deutschen Reiches ergriffen, um eine prazise Ubersicht tiber die
Gefangenen zu gewinnen und zu behalten? 2. Wenn es dort eine Erfassung gege-
ben hat, welche Bedeutung kam ihr zu? 3. Kann auch fiir diesen Bereich die Zahl
der Registrierten in irgendeiner Form ermittelt werden?

In der Tat existieren eine Vielzahl von Dokumenten, die eine Registrierung im
Generalgouvernement und den besetzten Gebieten belegen. Es ist hier jedoch
erheblich schwieriger, gesicherte Antworten auf diese Fragen zu geben, zumal die
Quellenlage zu den einzelnen Lagern sehr unterschiedlich ist. Zu etlichen liegt
auBer einigen Karteikarten, die belegen, dass dort registriert wurde, nichts vor,
und diese Karteikarten lassen Uberdies haufig mehrere Interpretationen zu, da
auf ihnen Nummern verschiedener Lager notiert worden sind. In der Zusammen-
schau mit anderen Quellen sind allerdings Aussagen moglich, die zwar einer
zuklinftigen Prazisierung bediirfen, jedoch ein groes Mafl an Wahrscheinlichkeit
flr sich beanspruchen kénnen. Da in dem eben zitierten Befehl vom 30. Septem-
ber das Generalgouvernement von den besetzten Gebieten der Sowjetunion
unterschieden wird, sollen beide auch hier getrennt betrachtet werden. Als

gesonderter Bereich zu behandeln sind auBierdem die Lager in Skandinavien®.

1. Das Generalgouvernement

Tatsachlich begannen die Gefangenenlager im Generalgouvernement noch im
Sommer 1941, sowjetische Kriegsgefangene vorschriftsmaBig zu registrieren, ein
Zeichen dafiir, dass entsprechende Blanko-Karteiunterlagen dort in ausreichen-

82 Insgesamt wurden fiir den Ostfeldzug 92 Stalageinheiten aufgestellt, durchnummeriert von
301 bis 398. Es fehlen die Nummern 379 sowie 392-396 (Angaben nach BA-MA, Organisations-
kartei AHA, ohne Signatur). Nicht oder kaum nachweisbar sind Registrierungen durch die Sta-
lags 301, 313, 320, 356, 362-364, 369, 371, 374, 378, 381, 388-391, 397 u. 398. Bei den wenigen
vorhandenen Nennungen, zumeist auf Griinen Karteikarten, diirfte es sich um damalige Fehler
handeln. Stalag 355 Proskurow erscheint vor allem in der Kartei der Offiziere, allerdings han-
delte es sich um ein Sonderlager fiir unzuverlassige Hilfswillige, von Gefangenen also, die mit
allergroBter Wahrscheinlichkeit schon vorher andernorts registriert worden waren (BA-MA,
RW 41/13, Bl. 22). Von Stalag 373 Bobruisk gibt es nur Karten in der Offizierskartei, bei denen
jedoch vieles dafiir spricht, dass sie nicht von dort, sondern aus Stalag 367 stammen. Stalag 314
wurde schon am 17.5.1941 in Dulag 314 umbenannt. Die Einheiten, die spiter in den Osten
(308, 310, 312, 315, 323) oder Westen (304) verlegt wurden, haben offensichtlich danach nicht
mehr registriert.
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der Zahl vorhanden waren. Nachdem die Rotarmisten Personalkarte und Erken-
nungsmarke erhalten hatten, kamen viele von ihnen ab Juli 1941 in Lager inner-
halb des Deutschen Reiches. Ein Teil von ihnen erhielt dort allerdings eine neue
Nummer, auf der Personalkarte daran erkenntlich, dass die alte durchgestrichen
und durch die neue ersetzt worden ist. Andere dagegen kamen ins Reich, ohne
dass ihre im Generalgouvernement vergebene Erkennungsmarkennummer gean-
dert wurde. Das besagt nicht mehr und nicht weniger, als dass offensichtlich in
den Reichslagern ein Teil der Registrierung als endgtltig, ein anderer dagegen
als vorlaufig betrachtet wurde™. Ein solcher Sachverhalt ist freilich mit den Aus-
gangsuberlegungen nicht nur schwer in Einklang zu bringen, sondern erschwert
auch zusatzlich die Ermittlung der Gefangenenzahlen.

Ein Muster ldsst sich dahinter noch nicht erkennen, doch bietet sich eine plau-
sible Erklarung fiir dieses auf den ersten Blick widerspriichliche Verhalten an.
Dem Generalgouvernement hatte das OKW zusammen mit dem Wehrkreis I
Konigsberg (Ostpreuien) in seinen Planungen fir das Kriegsgefangenenwesen
im ,Unternehmen Barbarossa“ eine besondere Funktion zugedacht. Hier sollte
die ,Ubernahme und Betreuung der aus dem Operationsgebiet abgeschobenen
Kriegsgefangenen® vor ihrer Weiterleitung ins Reichsgebiet stattfinden; von einer
Erfassung ist in den Quellen nicht die Rede. Zwar fiillten die dort stationierten
Stalags Personalkarten aus, sie vergaben auch in der vorgeschriebenen Weise,
also bei 1 beginnend, Erkennungsmarken, doch wurde diese Registrierung folge-
richtig beim Eintreffen in den Lagern des Reiches als vorlaufig betrachtet. Die
ausgefiillte Personalkarte konnte weitergenutzt werden, die Nummer war aber
durch eine des eigenen Lagers zu ersetzen.

Um den 8. August 1941 herum stoppte allerdings eine Anordnung Hitlers den
weiteren Transport sowjetischer Kriegsgefangener in das Deutsche Reich. Von da
an ,stauten® sich die Gefangenen im Generalgouvernement84. Da nicht abzuse-
hen war, wann der Abtransport wieder freigegeben wiirde, erhielt die Erfassung
dort zwangsliufig jenen Stellenwert, der ihr nach Vorschrift zukam; jetzt verge-
bene Nummern wurden daher bei spateren Versetzungen nach Deutschland als
endgultig angesehen. Die Wiederaufnahme der Transporte ins Reich Ende Sep-
tember 1941 stellte dann die Ausgangssituation wieder her®.

85 Die hier beschriebene doppelte Vergabe von Erkennungsmarkennummern war zwar von Per-
sonalkarten aus der Deutschen Dienststelle bekannt, ihr Umfang wurde jedoch erst im Laufe
der langjahrigen Recherchen und der folgenden Digitalisierung der Personalunterlagen offen-
bar. Die Ausgangshypothese, sowjetische Kriegsgefangene seien nur im Reichsgebiet registriert
worden (vgl. Keller/Otto, Massensterben, S.178), war damit hinfillig. Skeptisch dazu Otto,
Pilotprojekt Offizierskartei, in: Stiftung Sachsische Gedenkstitten (Hrsg.), Fir die Lebenden,
S.42f.

81 Vgl. Otto, Wehrmacht, S. 173 ff.

% Eine Meldung der 1941 im Generalgouvernement registrierten und dort verbliebenen
Gefangenen an die WASt durch Einsendung der grinen Karten erfolgte folgerichtig erst ab
Frithjahr 1942, als es nicht linger als Transitzone fiir die Uberfithrung von Gefangenen aus
dem Osten in das Reich fungierte, sondern faktisch den Status eines ,normalen® Wehrkreises
erhalten hatte.
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Fur die Frage nach der Zahl der im Generalgouvernement endgiiltig erfassten
Kriegsgefangenen bedeutet das freilich einen gewissen Unsicherheitsfaktor, denn
immerhin geriet gerade von August bis Oktober 1941 ein GroBteil der sowjeti-
schen Soldaten in deutsche Kriegsgefangenschaft; wie viele von ihnen in diesem
Zeitraum in diesen Bereich gebracht wurden, kénnen erst kiinftige Forschungen
erweisen®.

Die Mindestzahl der im Generalgouvernement insgesamt ausgegebenen Mar-
kennummern zeigt die folgende Ubersicht.

Tabelle 4: Hochste nachweisbare Erkennungsmarkennummern sowjetischer Kriegsgefangener im

Generalgouvernement

Stalag Ort Zahl*” | Stalag Ort Zahl

307% Biala Podlaska/Deblin 47436 333 Benjaminow 75312
316 Bialystok/Wolkowysk 62925 359 Sandomierz 51422
319 Cholm 77981 366 Siedlce 62396
324 Ostrow-Masowiecki 28444 367 Tschenstochau 55402
325 Zamosc/Rawa Ruska 20731 380 Kamienna 7636
327 Przemysl 60540 Luft 2 Litzmannstadt 4148
328 Lemberg 41012 Insgesamt 595.385

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass ca. 25 Prozent
dieser Nummern, also rund 150.000, im Reich durch neue ersetzt worden sind®.

8 Die Vermutung wire an sich relativ einfach an Hand der Datenbanken zu tberpriifen — wenn
dort die verschiedenen Nummern immer richtig eingegeben worden waren. Da die notwendige
Korrektur aber bislang nur ansatzweise erfolgt ist, miisste jeder Datenbankeintrag mit den dazu
gehorigen digitalisierten Personalunterlagen systematisch abgeglichen werden, ein Aufwand,
der hier nicht geleistet werden kann.

87 Es gibt in den Datenbanken hohere Zahlen, doch liegen ihnen fehlerhafte Eintrage zu
Grunde, oder aber es sind sachliche Zweifel angebracht. Die hier aufgefiihrten Werte kénnen
als sicher angesehen werden.

8 Far das Stalag 307 liegen — nach einer Zahlenliicke von nahezu 100.000 — auch Nummern im
Bereich von tiber 200.000 vor. Da diese Nummern offensichtlich nach der Ankunft im Reich
durchweg ersetzt wurden, bleiben sie hier unberticksichtigt. Stalag 307 war allem Anschein
nach das Hauptdurchschleusungslager der Heeresgruppe Mitte. Dass man hier bereits mit
dem Ausfiillen von Personalkarten begann, zeigen viele PK I aus dem Oflag 62 Hammelburg
mit einem Lagerstempel aus 307. Thre Nummer erhielten die Betreffenden dann aber erst in
Hammelburg.

8 Wenn wir hier und spéter bei den Reichkommissariaten Ostland und Ukraine 25 % der
ermittelten Nummern als spatere Doppelregistrierungen in Abzug bringen, so handelt es sich
hierbei um einen vorlaufigen Wert, der auf einer vorsichtigen Schéatzung beruht. Gewissheit
iiber den tatsachlichen Anteil der Doppelregistrierungen konnten die Datenbanken liefern,
wenn beide Erkennungsmarkennummern konsequent erfasst wiirden bzw. worden waren. Dies
ist jedoch nicht der Fall, so dass auf diesem Wege keine verwertbaren Ergebnisse zu erhalten
sind. Der angenommene Prozentwert spiegelt eigene Erfahrungswerte wieder, basierend auf
der Durchsicht Tausender von Karteikarten. Er wurde nicht zuletzt deswegen so hoch angesetzt,
weil wir es vermeiden mochten, durch diesen Unsicherheitsfaktor eine zu hohe Gesamtzahl
anzusetzen. Das Stalag 380 Kamienna begann zwar erst 1942 mit der Erfassung und seine Num-
mern (7.636) scheinen durchweg giiltig geblieben zu sein, doch fillt dies angesichts der relativ
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Unter diesen Vorbehalten kann man von etwa 446.000 sowjetischen Soldaten aus-
gehen, deren im Generalgouvernement vorgenommene Registrierung von Dauer
war.

2. Skandinavien

Im besetzten Norwegen sowie in Finnland wurden im Frithsommer 1941 jeweils
zwei Kriegsgefangenen-Einheiten stationiert: Stalag 303 Lillehammer in Stdnor-
wegen? und 380 Alta am Eismeer sowie 309 Salla in Mittelfinnland und 322 Elve-
nes bei Kirkenes nahe der norwegisch-sowjetischen Grenze. Vermutlich wegen
ihrer isolierten Lage registrierten diese vier Lager von Anfang an. An der Lapp-
landfront wurden 1941 allerdings nur relativ wenige Rotarmisten gefangen
genommen; ihre Zahl liegt unter 5.000. Da der Krieg hier bis 1944 zum Stellungs-
krieg erstarrt war, der Bedarf an Arbeitskriften wegen der schwierigen topogra-
phischen und klimatischen Verhaltnisse jedoch stetig wuchs, kamen ab Sommer
1942 Gefangene fast ausschlieBlich von anderen Frontabschnitten, beispielsweise
aus der Ukraine, direkt nach Lappland, um dann erst dort erfasst zu werden®".
Von den Stalags in Finnland wurden insgesamt mindestens 18.026 Gefangene
registriert.

Soweit gefangene Rotarmisten aus dem Deutschen Reich nach Finnland ver-
setzt wurden, brachten sie auf Grund der bereits erfolgten Registrierung Erken-
nungsmarke und Personalkarte mit. Gleiches gilt fiir Zehntausende sowjetischer
Soldaten, die in Norwegen zur Arbeit eingesetzt wurden’®. Von den Stalags 303
und 330 selbst wurden insgesamt nur 7.086 Gefangene registriert’. Die Mindest-
zahl der in Skandinavien erstmalig erfassten sowjetischen Kriegsgefangenen liegt
somit bei 25.112.

geringen Zahl der dortigen Registrierungen und die zwangslaufig noch recht grobe Ansetzung
des Prozentsatzes der Doppelregistrierungen kaum ins Gewicht.

9 Stalag 303 war als Schattenlager fir Sid- und Mittelnorwegen vorgesehen und sollte,
zunéchst mit Standort im Stalag II D Stargard/Pommern, im August 1941 die Durchschleusung
der fir den Arbeitseinsatz in Norwegen bestimmten Gefangenen vornehmen, in: BA-MA, RW
39/141, Bl. 28 u. Bl. 96. Bereits in Stargard begann die Einheit mit der Registrierung, wie dor-
tige Sterbefille von Kriegsgefangenen mit einer Nummer des Stalag 303 belegen.

91 Zahlen fiir Stalag 309: 13.576, Stalag 322: 4.450. Beide Stalags registrierten vom Sommer
1941 an.

92 Wenigstens 75.000 erlebten das Kriegsende. Vgl. Birgit Koch, De sovjetiske, polske og jugosla-
viske Krigsfanger i tysk Fangenskap i Norge 1941-1945, Oslo 1988, S. 54; vgl. auch die Disserta-
tion von Marianne Soleim, Sovjetiske krigsfanger i Norge 1941-1945. Antall, organiserung og
repatriering, Troms6 2004.

9% Ermittelte Zahlen fur Stalag 303: 3.591, Stalag 330: 3.495. Spéter kam noch ein drittes Lager
hinzu: Stalag 380, bis Ende September 1942 in Kamienna (Generalgouvernement) stationiert,
wurde am 1. 11. 1942 dem Wehrmachtbefehlshaber (WBfh) Norwegen zugewiesen und befand
sich ab Anfang 1943 in Drevja/Mittelnorwegen; vgl. BA-MA, RW 39/170, Bl. 18. Registrierungen
sind von da an fir dieses Stalag allerdings nicht nachweisbar.
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3. Die Bereiche der Wehrmachtbefehlshaber Ukraine und Ostland

Nach der Befehlslage war in den besetzten Gebieten der Sowjetunion, den
Reichskommissariaten Ostland und Ukraine, eine Registrierung von Kriegsgefan-
genen gemafl der Vorschrift H. Dv. 38/5 inklusive Meldung an die WASt nicht
vorgesehen”. Tatsichlich aber nahmen auch dort die Lagerverwaltungen teil-
weise schon im Sommer 1941 zumindest interne Registrierungen vor und stellten
sogar Personalkarten I aus, etwa das Oflag XI A Wlodomierz (Wladimir Wolynsk)
in der westlichen Ukraine. Die Offizierskartei des CAMO enthalt fast 3.000 Perso-
nalkarten von Offizieren, die dort zwischen 1941 und 1943 starben bzw. dem SD
tibergeben wurden®®. Von diesen war, wie eine Analyse zeigt, kein einziger jemals
im Reichsgebiet, etwaige Versetzungen hatten zuvor ausschlieflich im Osten statt-
gefunden. Fir jeden Gefangenen existiert eine spatestens in Wlodomierz ausge-
fillte Personalkarte, auf der diese Versetzungen vermerkt waren. Es fehlen aller-
dings Erkennungsmarkennummer, Foto und Fingerabdruck, doch erkennt man
noch heute, dass an der fir die Nummer vorgesehenen Stelle einmal eine —
urspriinglich mit Bleistift eingetragene, gelegentlich sogar noch lesbare — Zahl
gestanden hat, die spéter ausradiert worden ist. Deren Vergabe scheint demnach
lediglich vorldufig erfolgt zu sein, so dass die WASt keine Meldung erhalten
musste, das Verfahren also ganz im Sinne des oben genannten Befehls vom Som-
mer 1941 ablief™.

Das Oflag Wlodomierz ist nur ein Beispiel. Fiir andere Lager lasst sich schon
im Spatsommer 1941 eine Registrierung mit Vergabe fester Nummern nachwei-
sen, so fir die Stalags 324 Grodno, 336 Kaunas oder 337 Baranowitschi und
andere””. Spatestens im darauffolgenden Frithjahr wurde die Erfassung sowjeti-
scher Kriegsgefangener durch Kriegsgefangeneneinheiten in den Reichskommis-
sariaten zur Regel, im Generalgouvernement dagegen allerdings eher zur Aus-
nahme. Das heilt, diese Prozedur scheint weitgehend nach Osten verlagert wor-
den zu sein. Ob und in welchem Umfang oder zu welchem Zeitpunkt diese

Personen der WASt gemeldet wurden, ist allerdings noch ungewiss”.

9% Die hier stationierten Einheiten unterstanden jeweils dem fir den Bereich zustindigen Kom-
mandeur der Kriegsgefangenen, dieser wiederum dem jeweiligen WBfh.

% Personalkarten wurden somit im Gegensatz zum zitierten Befehl vom 30.9.1941 offenbar
bereits im Spatsommer 1941 den Lagern im Osten in grofer Menge zur Verfugung gestellt.
Das Oflag XI A wurde am 17. 4. 1942 in Stalag 365 umbenannt; vgl. BA-MA, Organisationskartei
AHA, ohne Signatur.

% Es liegen insgesamt 3.785 Personalkarten von Offizieren ohne Nummer und Lagerangabe
vor, die fast ausnahmslos nicht ins Reich gekommen sind. Vermutlich sind diese Karten von
der vorriickenden Roten Armee bei der Befreiung der Lager erbeutet und spéiter im CAMO
in die Offizierskartei der WASt eingeordnet worden und hatten sich demnach nie in der WASt
in Berlin bzw. Meiningen befunden. Ein Indiz dafiir ist u.a. das Fehlen des dort in der Regel
aufgestempelten Kreuzes als Symbol fiir den Tod.

97 Registrierungen erfolgten auBerdem zweifelsfrei in den Stalags 340 Diinaburg, 342 Molodet-
schno, 344 Wilna, 347 Rositten, 349 Uman, 350 Riga und 352 Minsk.

9% Allein schon aus Griinden der Koordination des Arbeitseinsatzes wurden auch dem jeweili-
gen Kommandeur der Kriegsgefangenen, also einer hoheren Befehlsebene, wenigstens die
Gesamtzahl der Gefangenen und die Zahl der Arbeitsfihigen gemeldet. Vgl. die verschiedenen
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Im Reich lassen sich Kriegsgefangene mit in den besetzten Gebieten vergebe-
nen Markennummern ab Mai 1942 nachweisen — eine Folge des steigenden
Bedarfs an Arbeitskriften in der deutschen Kriegswirtschaft, fir die die Lager in
den Reichskommissariaten immer haufiger groBe Transporte nach Deutschland
zusammenzustellen hatten. Das Mitbringen ausgefullter Personalkarten erleich-
terte und beschleunigte die Zuweisung zu den Betrieben erheblich, denn fir die
Kriegsgefangenenlager des Reiches entfiel dadurch die zeitraubende und perso-
nalaufwindige Erfassung”. Erforderlich waren nur noch die Zuteilung einer jetzt
offiziellen, der WASt zu meldenden Erkennungsmarkennummer sowie Foto oder
Fingerabdruck'®. Das aber konnte, wenn die vorgegebenen Termine nicht zu
kurzfristig waren, problemlos in den Herkunftslagern in den Reichskommissaria-
ten geleistet werden.

Es zeichnet sich deutlich ab, in welchem Umfang Registrierungen vorgenom-
men worden sind: Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind sie auf mindestens
603.980 fiir den Bereich des Wehrmachtbefehlshabers Ukraine und auf 626.725
fur den Bereich Ostland zu beziffern.

Tabelle 5: Hochste nachweisbare Erkennungsmarkennummern sowjetischer Kriegsgefangener in den Reichs-
kommissariaten Ukraine und Ostland'®"

Ukraine Ostland

Stalag Ort Zahl Stalag Ort Zahl

305 Kirowograd 26211 | 332 Fellin 29779
329 Winniza 36931 | 336 Kowno 65465
334 Belaja Zerkow 37351 | 337 Baranowitschi 39476
338 Kriwoj Rog 46051 | 340 Diinaburg 61311
339 Kiew-Darnitza 37560 | 341 Mogilew 25928
345 Bobrinskaja 65751 | 342 Molodetschno 39523
346 Krementschug 26178 | 343 Alytus 20933

Monatsmeldungen des Kdr. Kgf. beim WBfh Ukraine fiir 1942/43. Beispiclhaft seien hier die
Zahlen fiir September 1942 wiedergegeben: Nach Zugingen von 63.487 Personen und Abgén-
gen von 51.376 Personen im laufenden Monat betrug der IstBestand am 30. September
312.929 Gefangene, von denen 43.340 nicht einsatzfiahig waren (verwundet 26.183, dauernd
untauglich 3.662, krank 13.495; Arbeitseinsatz im militarischen Sektor 55.792, im zivilen Sektor
113.455), in: BA-MA, RW 41/13, Bl. 207 f.

% Es blieb noch die maximal dreiwochige Fleckfieberquarantine. Wie grofl die Arbeitsbela-
stung durch die Aufnahmeprozedur gewesen sein muss, wird am Beispiel des Stalag 326 Senne
deutlich, wo Ende September 1942 innerhalb weniger Tage 22.000 Manner ankamen, in: BA, R
10/VIII 52, BL. 90. Angesichts der Verstaindigungsschwierigkeiten diirfte das korrekte Ausfiillen
ciner Karteikarte bei wenigstens 20 Minuten anzusetzen sein. Im Generalgouvernement trafen
im Juni und Juli 1942 pro Tag durchschnittlich zwischen 1.200 und 3.000 Kriegsgefangene aus
dem Osten ein, in: BA-MA, RH 53-23/85.

190 Oft nahm man wenigstens Teilvorginge vorweg. So wurden viele Gefangene, die 1943 im
Stalag 326 neu registriert wurden, schon vorher fotografiert — mit einer Tafel mit einer 326er
Nummer vor der Brust. Das ergibt sich aus dem Bildumfeld. Das bedeutet aber, dass schon frith-
zeitig in den ,Ostlagern® bekannt war, wohin die Betreffenden geleitet werden sollten.

191" Genannt wird immer nur ein Standort. Zur GréBe der Zahl vgl. Anm. 89.
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Ukraine Ostland
348 Dnjepropetrowsk 39098 | 344 Wilna 37699
349 Uman 35538 | 347 Rositten 24037
357 Schepetowka 31491 | 350 Riga 135296
358 Shitomir 52417 | 351 Walk 19732
360 Rowno 56151 | 352 Minsk 56381
365 Wladimir-Wolynsk 55298 | 353 Orscha 25919
370 Simferopol 21974 | 354 Barawucha 15797
Of XI' A Wiladimir-Wolynsk 36980 | 361 Schaulen 29509
Insgesamt 603980 | Insgesamt 626725

Wie im Falle der im Generalgouvernement Registrierten bekamen allerdings
auch Gefangene aus diesen Lagern in etlichen Fillen nach ihrer Ankunft im
Deutschen Reich neue Nummern, nachweisbar insbesondere fur das Stalag IV B
Miihlberg/Elbe.

Ergebnisse

Was ergibt sich aus diesen Ausfiihrungen? Das methodische Vorgehen, mit Hilfe
der vergebenen Erkennungsmarken die Zahl derjenigen Rotarmisten zu ermit-
teln, die von der deutschen Wehrmacht individuell als Kriegsgefangene registriert
worden sind, hat sich hinsichtlich des Reichsgebietes in einer Weise bewéhrt, dass
sich die ermittelte Zahl von etwa 1,4 Millionen dort registrierten Rotarmisten nur
noch unwesentlich erhéhen wird. Maximal ist in diesem Fall von einer Ober-
grenze von 1,5 Millionen auszugehen. Jeder unmittelbar in das Deutsche Reich
verbrachte sowjetische Kriegsgefangene hat das tibliche Registrierungsverfahren
durchlaufen, es lagen also Erkennungsmarke und Personalkarten sowie die Mel-
dung an die Wehrmachtauskunftstelle vor.

Gleiches gilt fur die sowjetischen Kriegsgefangenen in Skandinavien. Etwas
anders sieht es hinsichtlich des Generalgouvernements sowie der Reichskommis-
sariate Ostland und Ukraine aus. Fur diese Bereiche lasst sich zwar ebenfalls fest-
stellen, wie viele Gefangene dort wenigstens registriert worden sind, namlich
595.385 im Generalgouvernement, 603.980 im Reichskommissariat Ostland und
626.725 im Reichskommissariat Ukraine, insgesamt also 1.826.090 sowjetische
Kriegsgefangene — wobei diese Angaben als gesicherte Untergrenzen anzusehen
sind. Auf Grund der relativ haufigen Neuvergabe von Erkennungsmarkennum-
mern nach der Versetzung in Lager im Reichsgebiet konnen die fir die Gebiete
auBerhalb des Deutschen Reiches ermittelten Werte jedoch nicht voll zur Berech-
nung der Gesamtzahl herangezogen werden, weil dann eine relevante Teilmenge
doppelt berticksichtigt wiirde. Welchen Umfang sie hat, ldsst sich freilich nicht
genau sagen; wenn hier die Zahlen wie im Generalgouvernement um 25 Prozent
reduziert werden, dann geschieht das aus der Absicht heraus, dadurch auf jeden
Fall bei soliden Ergebnissen zu bleiben'%?. Es scheinen eher weniger Doppelregis-

102 Siehe Anm. 89.
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trierungen erfolgt zu sein; eindeutig beantworten lieBe sich das freilich erst
durch die detaillierte Auswertung von Karteikartenbestinden der Lager in den
Reichskommissariaten.

Tabelle 6: Gesamizahl der registrierten sowjetischen Kriegsgefangenen

Bereich Vergebene Reduzierter, gerun-
Nummern deter Wert auf-

grund von Doppel-
registrierungen
Deutsches Reich ,Russenlager* 688677 1400000

andere Lager 744428
General- 595385 446000
gouvernement

Reichs- Ostland 626725 470000
kommissariate Ukraine 603980 452000
Skandinavien 25112 25000
INSGESAMT 2793000

Abzuglich aller fir das Deutsche Reich, das Generalgouvernement sowie die
Reichskommissariate Ostland und Ukraine nachweisbaren Doppelregistrierungen
wurden im OKW-Bereich somit schitzungsweise wenigstens 2,793 Millionen sowje-
tischer Kriegsgefangener vorschriftsmaBig erfasst, doch sei an dieser Stelle noch-
mals darauf hingewiesen, dass die hier ermittelten Zahlen nur Mindestangaben
darstellen, die im Laufe der weiteren Datenerfassung noch geringe Korrekturen
nach oben erfahren werden. Zudem sind die geschitzten Prozentwerte fiir die
Doppelregistrierungen aulerhalb der Reichsgrenzen noch so vage, dass die tat-
sachliche Zahl durchaus bis zu drei Millionen betragen haben kénnte.

Nach der bereits mehrfach zitierten ,Nachweisung des Verbleibs der sowj. Kr.
Gef. nach dem Stand vom 1.5.1944“ waren bis zu diesem Zeitpunkt 2.836.639
Angehorige der Roten Armee vom OKH- in den OKW-Bereich uberstellt worden.
Da in der verbleibenden Kriegszeit nur noch relativ wenige Angehorige der
sowjetischen Streitkrafte an der Ostfront gefangen genommen wurden, bedeutet
dies, dass faktisch jeder in den OKW-Bereich tibernommene sowjetische Soldat
nach dem beschriebenen Verfahren erfasst worden ist. Allein in den Reichskom-
missariaten erhielten mehr als 1,2 Millionen Gefangene Erkennungsmarke und
Personalkarte'”,

Damit wird eine Grundannahme der Historiographie in Frage gestellt, die der
Wehrmacht unterstellt, zumindest 1941 die sowjetischen Gefangenen ho6chstens
ansatzweise und auf keinen Fall individuell registriert zu haben, um das von
Anfang an einkalkulierte Massensterben zu vertuschen'®®. Vielmehr verfuhr die

19 Diese Zahl ist vollig unabhingig davon, ob Gefangene im Reich eventuell eine neue Num-
mer erhielten. Das ist zwar bei der Gesamtzahl zu berticksichtigen, an der Zahl der in Ostland
und der Ukraine vergebenen Marken andert das jedoch nichts.

104 Vgl. Streit, Keine Kameraden, S. 129 f.; Christian Gerlach, Kalkulierte Morde. Die deutsche
Wirtschafts- und Vernichtungspolitik in WeiBrussland 1941 bis 1944, Hamburg 1999, S. 785.
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Militarblirokratie in hergebrachter Weise nach den seit 1939 geltenden Dienst-
und Verwaltungsvorschriften, die im Fall der sowjetischen Kriegsgefangenen nur
unwesentlich geindert wurden'”.

Abgesehen davon, dass eine ,sofortige“ Mitteilung an die WASt, wie Christian
Gerlach behauptet, ohnehin nicht dem Prozedere entsprach, beruht diese
Ansicht wohl auf einer Fehlinterpretation des schon mehrfach zitierten OKW-
Befehls tiber das ,Kriegsgefangenenwesen im Fall Barbarossa“ vom 16. Juni 1941,
der eine Erfassung der Gefangenen ausdriicklich ausschloss. Dabei wird jedoch
nicht beruicksichtigt, dass dieser Befehl allein im Wehrkreis I und im Generalgou-
vernement gelten sollte, also im Gebiet der so genannten ,Heimatorganisation®,
das als eine Art Transitzone fir die Weiterleitung der Gefangenen ins Reichsge-
biet vorgesehen war'’°. Selbst dort wurde dieser Befehl noch im August 1941
nach der von Hitler verfligten Transportsperre fiir das Reichsgebiet ausgesetzt, so
dass auch deren Stalags mit der Erfassung ihrer Gefangenen begannen. Fir das
Reichsgebiet war hingegen mit Befehl vom 26. Juni 1941 von Kriegsbeginn an
eine vorschriftsmafBige Registrierung angeordnet worden.

Die Grinde fir die Doppelregistrierungen ganzer Gefangenenkontingente
sind nicht bekannt. Bei Versetzungen innerhalb des Reichsgebiets kam dies offen-
sichtlich nur in Ausnahmefillen vor, bei Transporten aus den besetzten Ostgebie-
ten sah das allerdings anders aus. Gefangene von dort erhielten nach ihrer Ver-
setzung in das Deutsche Reich neue Nummern in einem fir diese Untersuchung
zahlenmaBig relevanten Umfang, obwohl sie auBerhalb des Reiches bereits indivi-
duell erfasst worden waren und fiir jeden eine PK I existierte. Fiir das General-
gouvernement ldsst sich eine einleuchtende Erklarung liefern, die jedoch nach
dem derzeitigen Kenntnisstand auf die Reichskommissariate Ostland und
Ukraine nicht tbertragbar ist. Die dort vergebenen Nummern wiederum schei-
nen im Deutschen Reich etwas seltener durch neue ersetzt worden zu sein, als es
bei Gefangenen aus dem Generalgouvernement der Fall war. Festzuhalten bleibt
aber zweierlei: Zum einen ldsst sich die Phase der Doppelregistrierung jeweils
zeitlich eingrenzen, fir das Generalgouvernement auf die Zeit bis zum Jahres-
ende 1941, fir die Reichskommissariate bis zum Mai 1942, spater dort vergebene
Nummern haben dann in der Regel dauerhaft Giiltigkeit besessen. Zum anderen
scheint bei der endgiiltigen Registrierung im Osten von Bedeutung gewesen zu
sein, aus welchem Abgangslager der Transport ins Reich erfolgte. Hier sind wei-
tere Forschungen, etwa zu einzelnen Lagern in den Reichskommissariaten, not-
wendig.

105 Auch tber die Friedhofe in den besetzten Gebieten wurde genau Buch gefihrt. Fur den

Friedhof des Oflag Kalvaria, eines Zweiglagers von Stalag 336 Kowno/Kauen, sind mehr als
500 Gefangene, fur Wlodomierz (Stalag 365) rund 2500 Gefangene dokumentiert, die 1942/
1943 verstarben. Uberlieferte Pline zeigen eine sehr systematische, den deutschen Vorschriften
entsprechende Anlage der Friedhofe. Vergleichbare Dokumente fiir Stalag 324 Ostrow-Maso-
wieka mit mehreren Teillagern, in: GARF, Bestand 7021, Findbuch 110, Nr. 8, fur Stalag 336
Kowno/Kauen Fort VI Lager A, in: Ebenda, Findbuch 111, Nr. 22.

196 Vgl. Streit, Keine Kameraden, S. 74.
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Die Diskussion tiber die Gesamtzahl der in deutsche Gefangenschaft geratenen
Rotarmisten wurde in der Vergangenheit stets auf Basis widerspriichlicher und
luckenhafter statistischer Angaben gefithrt. Mag sie nun 5,73 Millionen (Streit),
5,34 Millionen (Streim) oder auch 6,3 Millionen (Sokolow) betragen haben —
alle diese Zahlen besitzen einen groBen Unsicherheitsfaktor, sei es, weil unklar
ist, wer uiberhaupt zu den Kriegsgefangenen gerechnet werden konnte, sei es,
weil Zweifel an der Zuverlassigkeit der verschiedenen Meldewege bestehen.

Das vorliegende Ergebnis hat eine vollig andere Qualitat, weil die ermittelten
2,793 Millionen sowjetischen Staatsangehorigen von der Wehrmacht eindeutig als
Kriegsgefangene registriert worden sind, wie der Besitz einer Erkennungsmarke
mit zugewiesener Nummer als Zeichen der Erfassung belegt. Ebenso wenig wie
ein Definitions- gibt es bei dem hier getibten methodischen Vorgehen ein Quali-
tatsproblem. Liegen gentigend Erkennungsmarken vor, lasst sich der Umfang der
Ausgabe fur jedes Lager prazise bestimmen. Problematisch sind allein die Dop-
pelregistrierungen.

Somit ldsst sich im Prinzip fiir etwa die Halfte aller in deutsche Hand geratene

sowjetische Soldaten ein individueller Nachweis fithren'®’

. Wenn man bedenkt,
dass ein solcher Nachweis bisher nur in Ausnahmefillen moglich schien, ldsst
sich erahnen, welche Bedeutung dies hat. Bezogen auf eine Gesamtzahl von min-
destens 5,3 Millionen ,Abgangen® aus der Roten Armee, die aber durchaus auch
um eine Million héher liegen kann, heilt das, dass etwa die Halfte der Gefange-

nen eben nicht auf diese Weise nachweisbar ist.

Perspektiven

Wie aber kann man zu einer einigermaBen verlasslichen Gesamtzahl gelangen?
Wie lasst sich der Verbleib der Nicht-Registrierten wenigstens ansatzweise klaren?
Uber die Praxis im OKH-Bereich herrscht noch weitgehend Unklarheit. Fir die
Dulags liegen nur wenige Unterlagen vor. Sie umfassen momentan weniger als
ein Prozent der bisher erschlossenen Daten. Solide Aussagen sind derzeit nicht
moglich, doch durfte die Zahl der dort schon endgiiltig Erfassten nicht sehr
hoch sein, denn die bereits mehrfach erwdhnte, 1939 herausgegebene Vorschrift
fiir den Kommandanten eines Durchganglagers legte fest, dass nur jene Gefange-
nen individuell zu registrieren waren, die zu Arbeitszwecken im Lager zurtickbe-
halten wurden. Bereits im Juli 1941 wurden auch einige Stalags dem OKH-
Bereich zugewiesen, Kriegsgefangeneneinheiten also, deren Handlungsgrundlage
die Vorschrift H.Dv. 38/5 darstellte und es auch blieb, als sie im Herbst in den
Zustandigkeitsbereich des OKW tibernommen wurden. Zu ihren Dienstpflichten

107 Voraussetzung dafiir wire allerdings eine komplette Uberlieferung der Karteimittel. Ob
dem so ist, wird sich erst nach ErschlieBung samtlicher diesbeziiglicher Bestinde in den Archi-
ven der Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion sowie der Deutschen Dienststelle klaren
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gehorte es, Gefangene zu registrierenlog. Allerdings war keine Meldung an die
WASt vorgesehen. Zusitzlich erschwert wird die Einschdtzung in diesen Fallen
durch hiufige organisatorische Anderungen, etwa die Umwandlung von Stalags
in Dulags und umgekehrt. Erkenntnisse sind in diesem Fall am ehesten von einer
Auswertung der in Freiburg liegenden Akten der Befehlshaber der Rickwartigen
Heeresgebiete und deren nachgeordneten Dienststellen zu erwarten'”.

Eine Antwort auf die Frage nach der Gesamtzahl der sowjetischen Kriegsgefan-
genen konnen letztlich nur die Akten der Fronttruppen liefern. Deren Angaben,
die auf verschiedenen Meldewegen weitergeleitet wurden, miissten auf den
hoheren Kommandoebenen weiter verfolgt werden, um samtliche Verdnderun-
gen feststellen und damit die Qualitit der Statistiken einschatzen zu kénnen. Es
ware freilich eine Aufgabe, welche die Arbeitskapazitiat eines Einzelnen ftiber-
steigt. Es bote sich daher an, zunachst die Verhaltnisse beispielhaft an zwei GroS-
verbanden zu untersuchen: an einem, der relativ schnell zu einer Art Stellungs-
krieg tiberging, bei dem die Gefangenenzahlen also eher tiberschaubar und die
Meldewege solide waren, und an einem zweiten, stindig in Bewegung befindli-
chen, der eventuell riesige Gefangenenzahlen melden konnte, dessen Meldungen
aber gerade dadurch und durch die hiufigen, militarisch bedingten Umstruktu-
rierungen betrichtliche Fehlermargen aufweisen diirften''’.

Dabei sollten, soweit moglich, die Quellen der Roten Armee zu den auf ihrer
Seite eingesetzten Einheiten mit einbezogen werden, um den zu erwartenden
Widerspruchen zwischen Verlustzahlen auf der einen und Gefangenenzahlen auf
der anderen Seite nachgehen zu kénnen'''. Auf diese Weise lieBe sich die Gro-
Benordnung der im Kampf gefallenen Rotarmisten genauer eingrenzen als es bis-
her moglich war. Denn Soldaten, welche die sowjetische Seite als ,vermisst“ mel-
dete, konnten entweder gefallen, gefangen genommen oder auch untergetaucht
sein. Ersteres lieB sich kaum feststellen, weil sowjetische Soldaten keine Erken-

108 Die Vorschriften im Befehl vom 16. 6. 1941 auf die Dulags zu tibertragen (vgl. Gerlach, Kal-
kulierte Morde, S. 785) geht allerdings an der Realitit vorbei; hier sei nur auf die entsprechen-
den Anordnungen fiir einen Dulag-Kommandanten verwiesen.

109 BA-MA, Bestande RH 22 und 23.

110 Dies konnte beispielsweise anhand der Unterlagen des AOK 9 (BA-MA, RH 20-9/251-255)
untersucht werden, ergénzt durch die I"Jberlieferungen des Kortick 582 (BA-MA, RH 23/221),
des AOK 17 (BA-MA, RH 20-17/277-281) nebst unterstellten Divisionen, vor allem der 1. Geb.
Div.; PzGr 2 (BA-MA, RH 21-2; vor allem 646-684) mit dem unterstellten XXIV. AK und der 3.
Panzerdivision. Die Meldungen reichen aber zumeist nur bis Frihjahr 1942. Auch fir das
XXXXVILA. K. ist die Uberlieferung recht gut. Das AOK 2 hat fiir den Stichtag 31.12.1941
eine Ubersicht tber die Zehntagesmeldungen vorgelegt; bis dahin hatte man insgesamt
394.366 Gefangene gemacht, davon 2.029 Offiziere, in: BA-MA, RH 20-2/1445. In denTagebii-
chern der Abwehroffiziere der Divisionen (Ic) wird in unregelmaBigen Abstinden die bis dahin
eingebrachte Gefangenenzahl angegeben. Meldung der 169. I.D. zum 31.12.1941: ,Seit
1.7.41 insgesamt: 1.653 Gefangene bzw. Uberléiufer“, in: BA-MA, RH 26-169/94.

! Dabei ist allerdings zu bedenken, dass die jeweiligen Einsatzgrenzen nicht identisch waren.
Angaben fiir die sowjetischen Frontabschnitte zu verschiedenen Zeiten bei Kriwoscheew, Russ-
land. Hinzu kommt, dass von den Deutschen auch Personen als Kriegsgefangene gezihlt wur-
den, deren Verlust auf sowjetischer Seite unregistriert blieb, weil sie nicht als regulare Armee-
angehorige galten.
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nungsmarken trugen, Tote also, wenn keine Papiere vorhanden waren, hochstens
von Angehorigen der betreffenden Einheit identifiziert werden konnten''”. Bei
der zweiten Gruppe, den gefangen genommenen Rotarmisten, unterblieb von
deutscher Seite die sonst tibliche Mitteilung an den Heimatstaat, so dass dort die
Moglichkeit fehlte, den Tod auszuschliefen. In der Sowjetunion lieen sich daher
die nicht identifizierten Gefallenen, die Vermissten sowie die in Gefangenschaft
geratenen und vor ihrer Erfassung ums Leben Gekommenen nach dem Krieg
nur als Personen mit ungekliartem Schicksal in die heute im CAMO befindliche

113 . . .
“ einordnen. Bei einem solchen Vor-

Kartei der ,unwiederbringlichen Verluste
gehen lieBe sich vermutlich sogar feststellen, wie diese Verluste aufzugliedern
sind, denn die Differenz zwischen den entsprechenden Angaben auf sowjetischer
und den Gefangenenmeldungen auf deutscher Seite entspriache dann, wenn
auch sicherlich nur grob, der Zahl der tatsichlichen Gefallenen und Abgetauch-
ten. Eine der WASt entsprechende Institution gab es bei der Roten Armee im
Ubrigen nicht.

Kime man auf diese Weise zu einem verlasslichen Wert fiir einen Groflverband,
so sollte man auf dieser Basis versuchen, auch den weiteren Weg der sowjetischen
Soldaten in die Armeegefangenen-Sammelstellen und Durchgangslager der rtick-
wartigen Armee- und Heeresgebiete zu verfolgen. Bei einer einigermaflen intak-
ten Uberlieferung miissten sich die bei den Mirschen bzw. in den Lagern auf
Grund von Flucht, Entlassung und Todesfillen eingetretenen Verluste zahlenma-
Big so prazisieren lassen, dass wenigstens fiir eine Abschublinie!!'* im OKH-
Bereich sowohl die Ausgangsgesamtzahl als auch die Hohe der Abginge anzuge-
ben waren. AbschlieBend wére zu priifen, ob die Quellenlage ein vergleichbares
Vorgehen auch bei anderen deutschen Armeen zuldsst. Es scheint der einzig
gangbare Weg, um die eingangs gestellte Frage nach der Gesamtzahl der in deut-
sche Hande geratenen Rotarmisten iiberhaupt jemals annahernd beantworten zu
koénnen.

Schluss

Uber die tberlieferten Karteiunterlagen der Kriegsgefangenenlager und der
Wehrmachtauskunftstelle lassen sich Zahlen zu den in deutsche Kriegsgefangen-
schaft geratenen sowjetischen Soldaten sehr genau ermitteln. Dies gilt nicht
allein fur das Reichsgebiet, sondern fiur den gesamten OKW-Bereich. Wahrend
die Zahl der dort insgesamt vergebenen Erkennungsmarken als gesichert angese-
hen werden kann, muss der vergleichsweise geringe Anteil der Doppelregistrie-

112 Sowjetische Soldaten trugen allenfalls kleine braune Bakelitrohrchen, in denen sich Papier-
streifen mit den wesentlichen Angaben zur Identitit des Trigers befanden. Ein Beispiel in:
Deutsche Dienststelle Berlin, Ref. III/A, Sow. 8961. Nach welchen Kriterien solche Réhrchen
ausgegeben wurden, ist uns nicht bekannt.

13 So die Bezeichnung des aus Dokumenten deutschen, sowjetischen, rumanischen und ande-
ren Ursprungs bestehenden Bestandes der Verluste unter den Mannschaften und Unteroffizie-
ren in der Abteilung 9 des CAMO.

111 Vgl. Anlage 2.
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rungen jedoch noch praziser eingeschatzt werden; fundierte Aussagen durften
erst moglich sein, wenn samtliche in der ehemaligen Sowjetunion zugéngliche
Karteiunterlagen der Forschung zur Verfigung stehen''”. Die Zahl der sowjeti-
schen Kriegsgefangenen, die in den OKW-Bereich uberfihrt wurden, kann
jedoch auf 2,8 bis 3 Millionen eingegrenzt werden, was die offiziellen Angaben
des OKW bestatigt.

Die Meinung, sowjetische Gefangene seien nicht registriert worden, hat ihren
Ausgangspunkt in der Tatsache, dass Hitler einen Krieg gegen die Sowjetunion
ohne oder nur unter teilweiser Beachtung der juristischen und moralischen Stan-
dards fihren wollte. Fiir das Verhalten der Wehrmachtsangehoérigen im Ostkrieg
blieb das nicht ohne Folgen. Sowohl die hinreichend bekannten Verbrechen an
den sowjetischen Kriegsgefangenen als auch die weitgehende Gleichgiltigkeit
gegeniiber ihrem Massensterben auf Grund von Untererndhrung, Krankheiten
und katastrophalen Unterbringungsverhiltnissen waren die Folge.

Diese Tatsachen sollen hier nicht relativiert werden, doch darf das nicht den
Blick daftr triitben, dass bestimmte grundlegende militdrisch-administrative
Regeln existierten, die einzuhalten schon aus organisatorischen Grinden zwin-
gend erforderlich war. Die Einhaltung dieser Regeln lag im Interesse des OKW
wie des OKH. Die Registrierung entsprang einer solchen militarischen Notwen-
digkeit. Ganzlich unabhéngig von ideologischen Erwidgungen — wie unter ande-
rem daran zu erkennen war, dass die Vorschrift H.Dv. 38/5 zwar kurzfristig einge-
schriankt, jedoch zu keiner Zeit auler Kraft gesetzt wurde — wurde die Registrie-
rung diktiert von den Sachzwingen vor Ort. Aus sicherheitspolitischen''® wie aus
Arbeitseinsatzgrl"mden117 war eine méglichst verlissliche Ubersicht tber die vor-
handenen Gefangenen von Anfang an erforderlich''®, Anderenfalls wire die Sta-
tionierung von Stalag- und Oflag-Einheiten, deren Zweck ja nicht nur die Ver-

115 Die Zahl der erfassten Karteiunterlagen liegt mittlerweile bei rund 500.000. Die hier prasen-
tierten Zahlenangaben werden, wie Stichproben zeigen, durch die erweiterte Datenbasis besta-
tigt; es ist bereits abzusehen, dass nach Abschluss der Erfassung lediglich geringfiigige Korrek-
turen allenfalls im vierstelligen Bereich erforderlich werden.

16 Am 13.9.1942 informierte der Kommandeur der Sicherheitspolizei in Lettland u.a. seinen
Kollegen von der Ordnungspolizei tiber die Flucht von insgesamt 68 sowjetischen Kriegsgefan-
genen; weitere 22 seien wieder ergriffen worden. Angegeben wurden Namen, Vornamen und
in den meisten Fillen die Erkennungsmarkennummern, in: BA-ZA, ZM 1683, Bd.6.

17 Fir Stalag 336 Kowno/Kauen (Litauen) sind u.a. umfangreiche Listen von Gefangenen
erhalten, die ab September 1941 zur Arbeit eingesetzt wurden. In diesen Listen steht grundsatz-
lich vor dem Namen in der Spalte ,Erkennungsmarken® eine Nummer. Vorhanden sind weiter-
hin namentliche Ubersichten von ubergelaufenen Offizieren, ebenfalls mit Nummern, die
wenigstens teilweise in anderen Lagern als Kowno vergeben worden waren, in: GARF, Bestand
7021, Findbuch 111, Nr. 12, 23 u. 23 a. Im GARF sind insgesamt 24 Aktenbinde zum Stalag
336 uberliefert.

118 Eine im Falle der Fliichtigen komplette, im Falle von Kowno stichprobenmaBige Suche nach
Personalunterlagen der Betreffenden in den Datenbanken, insbesondere der der Offiziere, ver-
lief negativ, d.h., sollten die Gefangenen jemals der WASt gemeldet worden sein, dann zumin-
dest nicht unter den in den genannten Quellen iiberlieferten Nummern. Eine Suche nach
den Namen ist nicht moglich, da zumindest das Geburtsdatum als zusatzliche Information fur
eine Identifizierung erforderlich ware.
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wahrung, sondern auch die Verwaltung von Gefangenen war, im Osten vollig
tiberfliissig gewesen''”. Dieses Vorgehen war so selbstverstindlich und unspekta-
kulér, dass es selbst in den meisten Ermittlungsverfahren, die lange nach Kriegs-
ende zu den in den Lagern begangenen Verbrechen eingeleitet wurden, kaum
Erwahnung fand.

Wenn dieses Faktum zuweilen vehement bestritten wird, dann nicht zuletzt
deshalb, weil ein solch formal korrektes Vorgehen auf den ersten Blick nicht zum
Charakter des weitgehend auBlerhalb jeglicher volkerrechtlicher Normen gefiihr-
ten Weltanschauungskriegs gegen die Sowjetunion passt. Eine derart schemati-
sche Vorstellung lasst freilich kaum mehr Raum fur differenzierende Einschit-
zungen, weil sie auch positiv deutbare Sachverhalte von vornherein negativ inter-
pretiert, wenn nicht gar negiert. Das fithrt beispielsweise dazu, Selbstzeugnisse
von im Kriegsgefangenenwesen eingesetzten Offizieren, die sich ganz offensicht-
lich um das Wohl ihrer Gefangenen bemiiht haben, von vornherein anzuzwei-
feln, und Historikern, die solche autobiographischen Aufzeichnungen zusammen
mit einer sorgfiltigen Kommentierung publizieren, tendenzielle Apologetik zu
unterstellen, nur weil die Bewertung offensichtlich eigenen Vorstellungen wider-
spricht'#’,

Im Prinzip lassen sich auch samtliche Todesfille im OKW-Bereich nachweisen.
Fur das Reichsgebiet wird es nach vollstindiger Erhebung und Auswertung der
Karteiunterlagen sehr exakte Ergebnisse geben. Die Zahl der Sterbefille in ver-
schiedenen Stammlagern und Arbeitskommandos bzw. die Zahl der Toten auf
einzelnen Friedhofen ist zum Teil heute schon bekannt, und zwar dort, wo auf
Basis der Dokumente aus dem CAMO und weiterer Quellen aus deutschen und

d'?!. Fir

122

russischen Archiven Detailuntersuchungen vorgenommen worden sin
Skandinavien und das Generalgouvernement wird dies ebenfalls moglich sein

119 Von einer gezielten Hungerpolitik (vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 788-859), kann keine
Rede sein. Dagegen stehen nicht nur die hier vorgelegten Ergebnisse, sondern auch die Logik:
Auf der einen Seite Menschen zu Hunderttausenden vorsatzlich verhungern zu lassen, zugleich
aber systematisch Unterlagen anzulegen, die dies fur jeden Einzelfall dokumentieren, ist
schlecht vorstellbar.

120 Vgl. Christian Hartmann, Massensterben oder Massenvernichtung? Sowjetische Kriegsgefan-
gene im ,Unternehmen Barbarossa®“. Aus dem Tagebuch eines deutschen Lagerkommandan-
ten, in: VZ 49 (2001), S.97-158. Hartmanns Einschitzung als ,tendenziell apologetisch® zu
bewerten, wie z.B. in Klaus-Michael Mallmann u.a. (Hrsg.), Deutscher Osten 1939-1945. Der
Weltanschauungskrieg in Photos und Texten, Darmstadt 2003, S. 184, Anm. 123, verkennt vollig
die Verhaltnisse im Kriegsgefangenenwesen.

121 Vgl. grundsitzlich und mit Einzelbeispielen Keller/Otto, Massensterben; Reinhard Otto,
Die Rekonstruktion von Lagerfriedhofen am Beispiel des Lagerfriedhofes des Stalag 326 (VI
K) Senne in Ostwestfalen, in: Stiftung Sachsische Gedenkstitten (Hrsg.), Fur die Lebenden,
S.104-119; Rolf Keller, Erkenntnisse zur Geschichte der ,Russenlager®. Das Beispiel Bergen-
Belsen, in: Ebenda, S.50-57; Gedenkbuch verstorbener sowjetischer Kriegsgefangener. Fried-
hof Hammelburg; Zeithain — Gedenkbuch sowjetischer Kriegsgefangener, dort insbesondere
Jens Nagel, das Kriegsgefangenenlager Zeithain 1941-1945, S. 42-77.

122 Uber die individuellen Karteiunterlagen hinaus liegen auch fiir diese Gebiete weitere Unter-
lagen vor. Im Reichsarchiv Oslo, Bestand Kriegsgraberdienst (Krigsgravtjenesten) sind beispiels-
weise fast alle sowjetischen Griber in Norwegen verzeichnet, auch die erfolgten Umbettungen

B Institut fiir
Jahrgang 56 (2008), Heft 4 Zeitgeschichte

Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html Manchen-Berlin
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2008_4.pdf VIERTELAHESHEFIE FUR
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de ZEl[gE[Chld‘lte



©Vierteljahrshefte fur Zeitgeschichte

Reinhard Otto/Rolf Keller/Jens Nagel:
Sowijetische Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam 1941-1945 597 s

Auch fir die Ermittlung der Todesfélle und die Rekonstruktion von Friedhoéfen
in den Reichskommissariaten Ostland und Ukraine existiert in gewissem Umfang
eine dokumentarische Uberlieferung zumindest fir die Phase ihrer Zugehorig-
keit zum OKW-Bereich. Neben den Karteiunterlagen sind Quellen bekannt, die
zusitzliche Informationen enthalten, beispielsweise der Friedhofsplan des Stalag
336 Kaunas (Kowno) mit Angaben zu Grabern und Totenzahlen'?®. Ob eine li-
ckenlose Dokumentation in diesem Bereich moglich ist, miissen kiinftige Unter-
suchungen zeigen.

Fur rund die Hélfte aller kriegsgefangenen Rotarmisten existieren somit Kartei-
mittel, die deren individuelles Schicksal dokumentieren. Bisher wurde so etwas
fiar kaum moglich gehalten. Fir die andere Hilfte dagegen liegen fast ausschlief3-
lich statistische Unterlagen vor. Diese Gefangenen lebten und starben in der gro-
Ben Grauzone des OKH-Bereiches, in der es in der Regel keine individuelle,
allenfalls eine listenmaBige Erfassung gab, auf jeden Fall jedoch keine Meldung
an die WASt und damit keinen zentralen Nachweis.

Um die Summe aller in die Hand der deutschen Wehrmacht geratenen Rot-
armisten zu ermitteln, bedurfte es eines zweiten Schritts: Mit Hilfe einer Auswer-
tung der — freilich liickenhaften und verstreuten — Unterlagen der in der Sowjet-
union eingesetzten Wehrmachtsverbinde wiare die Zahl derjenigen sowjetischen
Kriegsgefangenen zu klaren, die nie aus dem OKH-Bereich, also dem Gebiet
unter Militdirverwaltung hinauskamen. Vorerst ist daher eine gesicherte Aussage
iber die Gesamtzahl der Angehoérigen der Roten Armee in deutschem Gewahr-
sam unmoglich. Sie zu ermitteln sollte ein Anliegen zukiinftiger Forschung sein.
Eine Basis daftir liegt jetzt vor.

lassen sich prinzipiell zurtickverfolgen. Vom Stalag 324 Ostrow-Mazowiecki im Generalgouver-
nement existieren Friedhofspline, in: GARF, Bestand 7021, Findbuch 110, Nr. 6.
123 Ebenda, Findbuch 111, Nr. 22.
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Die Urheberschaft fiir die antisemitischen Pogrome des 9. November 1938 wurde in der
Forschung lange Reichspropagandaminister Joseph Goebbels zugeschrieben. Angela Her-
mann, langjahrige Mitarbeiterin der Goebbels-Edition des Instituts fiir Zeitgeschichte
und mit quellenkritischen Studien zu den Goebbels-Tagebiichern jiingst promoviert,
kann nun aber nachweisen: Nicht der Propagandaminister, sondern in erster Linie Hitler
selbst und dessen seit 1923 legendirer ,,StoBtrupp“ waren fiir die sogenannte
,Reichskristallnacht“ verantwortlich.

Angela Hermann

Hitler und sein StoBtrupp in der , Reichskristallnacht”

Jahrzehnte lang war die Frage nach der Urheberschaft der reichsweiten Novem-
berpogrome gegen das Judentum im Deutschen Reich nicht eindeutig zu beant-
worten, zu widersprichlich waren die Aussagen der Zeitzeugen, die oftmals nicht
nur sich selbst, sondern auch ihren ,Fihrer postum zu verteidigen suchten®. Die
Hauptverantwortung wurde in aller Regel Reichspropagandaleiter Joseph Goeb-
bels zugeschrieben, der am Abend des 9. November 1938 im Festsaal des Alten
Rathauses in Munchen eine bertchtigte, nicht tiberlieferte antisemitische Hetz-
rede gehalten und darin zu Ausschreitungen gegen judische Gotteshdauser und
Geschiifte aufgerufen hatte®. Gerald Reitlinger und Hermann Graml gehorten zu
den ersten, die die Moglichkeit, Hitler selbst konnte die GewaltmaBnahmen

! Grundlegend fir die Rekonstruktion der Novemberpogrome sind die veroffentlichten Akten
des Niirnberger Prozesses. Vgl. Der Prozell gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Interna-
tionalen Militirgerichtshof in Niirnberg, 14. November 1945-1. Oktober 1946, hrsg. vom Inter-
nationalen Militirgerichtshof Nirnberg (kiunftig: IMG), 42 Bde., Nurnberg 1947-1949. Hitler
entlastende Angaben machten vor dem Nirnberger Gerichtshof beispielsweise der preuBische
Staatsminister Paul Korner (IMG, Bd. 9, 12.3.1946, S.189f.), SS-Hauptsturmfiithrer und per-
sonlicher Referent des Chefs des Personlichen Stabes des RFSS, Luitpold Schallermeier,
(IMG, Bd. 42, Affidavit SS-5, 5.7.1946, S.512), Hermann Goring (IMG, Bd.9, 14.3.1946,
S. 312f.), Reichsjugendfithrer Baldur v. Schirach (IMG, Bd. 14, 24.5.1946, S. 466 f.), Goebbels’
Mitarbeiter Hans Fritzsche (IMG, Bd.17, 28.6.1946, S.210), der Hamburger Gauleiter Karl
Kaufmann (IMG, Bd. 20, 30. 7. 1946, S. 49 u. S. 52), der Hohere SS- und Polizeifiihrer und Miin-
chener Polizeiprasident Karl Friedrich v. Eberstein (IMG, Bd. 20, 3. 8.1946, S. 321f.), der SA-
Obergruppenfithrer und Chef des SA-Hauptamtes Max Jittner (IMG, Bd.21, 14.8.1946,
S.156f. u. S.161). Auch Hitlers Luftwaffenadjutant Nicolaus von Below verteidigte den ,Fih-
rer in seinen Memoiren; vgl. Nicolaus von Below, Als Hitlers Adjutant 1937-45, Mainz 1980,
S. 136 f. Hitler belasteten beispielsweise der frankische Gauleiter Julius Streicher (IMG, Bd. 12,
29.4.1946, S.355-357), Reichspressechef Otto Dietrich, Zwolf Jahre mit Hitler, Ko6ln 1955,
S.55f., und Hitlers Adjutant Fritz Wiedemann, Der Mann, der Feldherr werden wollte. Erleb-
nisse und Erfahrungen des Vorgesetzten Hitlers im 1. Weltkrieg und seines spateren Personli-
chen Adjutanten, Velbert/Kettwig 1964, S. 189 f.

2 Der Inhalt der Rede ist durch eine knappe Zusammenfassung in einem Bericht des Obersten
Parteigerichts der NSDAP (OPG) an Goéring vom 13.2.1939 uberliefert; vgl. IMG, Bd. 32,
Dok. 3063-PS, S.20-29, hier S.21; vgl. auch die Aussage von v. Eberstein, in: IMG, Bd. 20,
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angeordnet haben, ernsthaft in Erwdgung zogeng. Graml und auch Helmut
Krausnick vertraten schlieBlich lange Zeit im Gegensatz zur Mehrheit der Histori-
ker die These, Urheberschaft und Verantwortlichkeit der Pogrome ldgen bei Hit-
ler*. Inzwischen sind, wie im ersten Abschnitt dargestellt wird, Initiilerung und
Verantwortlichkeit endgultig klarbar. Im zweiten Abschnitt soll dartiber hinaus
ein bisher fast vollstaindig tibersehener Akteur beleuchtet werden, dessen Hand-
lungen wiederum Riickschlisse auf die Urheberschaft zulassen: Der ,StoBtrupp
Hitler®.

Anlass fur den ,Ruckfall in die Barbarei*’

der Pogromnacht waren die Schisse
mit Todesfolge, die Herschel Grynszpan, ein 17-jahriger judischer Emigrant aus
Hannover, am Morgen des 7. November 1938 auf den deutschen Legationssekre-
tar Ernst vom Rath in Paris abgegeben hatte®. Unmittelbar nach Bekanntwerden
dieses Attentats und der beginnenden duBerst antisemitischen Berichterstattung
in der Presse kam es in Kurhessen und Magdeburg-Anhalt bereits am 7. Novem-
ber zu ersten Ausschreitungen’. Entgegen der Annahme Wolf-Arno Kropats

3.8.1946, S. 321. Goebbels als Hauptverantwortlichen sehen beispielsweise Uwe Dietrich Adam,
Judenpolitik im Dritten Reich, Dusseldorf 1972, S. 207 f.; Philippe Burrin, Hitler und die Juden,
Die Entscheidung fiir den Vélkermord, Frankfurt a. M. 1993, S. 59; Raul Hilberg, Die Vernich-
tung der europdischen Juden, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1990, S. 44 f.; Rita Thalmann/Emanuel Fei-
nermann, Die Kristallnacht, Frankfurt a. M. 1987, S. 81 f.

¥ Vgl. Gerald Reitlinger, Die Endlosung. Hitlers Versuch der Ausrottung der Juden Europas
1939-1945, Berlin 71992, S. 14 (erstmals 1953 unter dem Titel: The final solution); Hermann
Graml, Der 9. November 1938. ,Reichskristallnacht®, hrsg. von der Bundeszentrale fiir Heimat-
dienst, Bonn 61958, S.25 (erstmals 1953 als Beilage zu der Zeitung ,Das Parlament®, Nr. 45,
11.11.1953).

4 Vgl. Hermann Graml, Reichskristallnacht. Antisemitismus und Judenverfolgung im Dritten
Reich, Minchen *1998, S. 18; Helmut Krausnick, Judenverfolgung, in: Hans Buchheim u. a.,
Anatomie des SS-Staates, Miinchen 71999, S. 545-678, hier S. 588; dhnlich Jurgen Zarusky, ,Vol-
lige Ausschaltung verwirklicht ...“ November-Pogrom 1938: Vorstufe zur ,Endléosung der Juden-
frage®, in: Tribiine. Zeitschrift zum Verstandnis des Judentums 27 (1988), Heft 107, S. 94-110,
hier S. 107 f.

5 Vgl. Wolfgang Benz, Der Ruckfall in die Barbarei. Bericht tiber den Pogrom, in: Walter H.
Pehle (Hrsg.), Der Judenpogrom 1938. Von der ,Reichskristallnacht* zum Vélkermord, Frank-
furt a. M. 1988, S. 13-51.

% Vorausgegangen war die Deportation von ca. 18.000 in Deutschland lebenden Juden polni-
scher Nationalitit an die polnische Grenze, unter ihnen Grynszpans Familie; vgl. dazu Hans-Jtir-
gen Doscher, ,Reichskristallnacht®. Die Novemberpogrome 1938, Miinchen 2000, S. 60-65 u.
S.68f.; Graml, Reichskristallnacht, S.9-12; Helmut Heiber, Der Fall Griinspan, in: VfZ 5
(1957), S.134-172; Trude Maurer, Abschiebung und Attentat. Die Ausweisung der polnischen
Juden und der Vorwand fir die ,Kristallnacht®, in: Pehle (Hrsg.), Der Judenpogrom 1938,
S. 52-73.

7 Vgl. Wolf-Arno Kropat, ,Reichskristallnacht®. Der Judenpogrom vom 7. bis 10. November
1938 — Urheber, Tater, Hintergrinde. Mit ausgewahlten Dokumenten, Wiesbaden 1997, S. 56—
60 u. S.204-211 (Dok.5-10); Peter Longerich, Politik der Vernichtung. Eine Gesamtdarstel-
lung der nationalsozialistischen Judenverfolgung, Miinchen/Zirich 1998, S. 198. Vgl. auch die
entsprechenden NS-Presseanweisungen in: Hans Bohrmann/Gabriele Toepser-Ziegert (Hrsg.),
NS-Presseanweisungen der Vorkriegszeit. Edition und Dokumentation, 1933-1939, 7 Bde., Min-
chen u.a. 1984-2001, hier Bd. 6/III: 1938. Quellentexte September bis Dezember, bearb. von
Karen Peter, Miinchen 1999, Nr. 3167, 3176-3181, 3184-3186, 3194 u. 3202 (S. 1047-1058).
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waren diese ersten Pogrome zwischen dem 7. und 9. November auf regionale
Anweisungen der NSDAP, nicht auf eine Initiative von Goebbels (oder Hitler,
was Kropat aber nicht in Erwigung zog) zuriickzufithren®. Dies geht eindeutig
aus dem Tagebuch des Reichspropagandaministers hervor, in dem dieser am
Morgen des 9.November ,grofe antisemitische Kundgebungen“ in Hessen
notiert hatte: ,Die Synagogen werden niedergebrannt. Wenn man jetzt den Volks-
zorn einmal loslassen konnte!*, schrieb Goebbels weiter und brachte damit
unmissverstaindlich zum Ausdruck, dass der ,Volkszorn“ in Form gelenkter,
gewalttatiger Emporung von NS-Anhdngern bislang nicht eingesetzt, also eben
keine zentral gesteuerte Aktion begonnen worden war, dass er jedoch hoffte,
Pogrome groBeren AusmaBes initileren zu konnen. Daneben gibt es eine Reihe
weiterer Indizien, die eine Anstiftung der kurhessischen Exzesse durch Goebbels
ausschlieBt'’.

Ein aktives Eingreifen der obersten NS-Fithrung war fiir antijiidische Ausschrei-
tungen im November 1938 auch nicht mehr zwingend erforderlich. Bereits nach
der Ermordung Wilhelm Gustloffs, NSDAP-Landesleiter in der Schweiz, am
4. Februar 1936 durch den jiidischen Studenten David Frankfurter wollte Goeb-

8 Vgl. Kropat, ,Reichskristallnacht®, S. 78.

9 Alle Zitate aus dem Tagebuch von Goebbels beziehen sich auf die 32bindige Gesamtausgabe
des Instituts fiir Zeitgeschichte. Vgl. Die Tagebiicher von Joseph Goebbels. Im Auftrag des Insti-
tuts fiir Zeitgeschichte und mit Unterstitzung des Staatlichen Archivdienstes RuBilands hrsg.
von Elke Frohlich, Teil I: Aufzeichnungen 1923-1941, 9 Bde. in 14 Teilbanden, Teil II: Diktate
1941-1945, 15Bde., Minchen 1993-2006, TeilIll: Register 1923-1945, 3 Bde., Munchen
2007 f. (kiinftig: Goebbels-Tagebticher). Die zentralen Tagebuchpassagen zu den Novemberpo-
gromen, die Irving ,am Rande der Legalitit* (Hans Gunter Hockerts, Die Edition der Goeb-
bels-Tagebiicher, in: Horst Moller/Udo Wengst (Hrsg.), 50 Jahre Institut fiir Zeitgeschichte.
Eine Bilanz, Munchen 1999, S.249-264, hier S.254) beschafft hatte, waren erstmals am
13.7.1992 im Nachrichtenmagazin ,Der Spiegel“, Nr. 29 (1992), S. 126-128, anschliefend bei
David Irving (Hrsg.), Der unbekannte Dr. Goebbels. Die geheimgehaltenen Tagebticher des
Jahres 1938, London 1995, und Ralf Georg Reuth (Hrsg.), Joseph Goebbels. Tagebiicher
1924-1945, 5 Bde., Miinchen 1992, publiziert worden.

10 Kropat, ,Reichskristallnacht, S. 76 f. u. Dok. 9, S. 208-211, begrindet seine These mit einer
Aussage des Organisators der Pogrome, Heinrich Gernand, kurhessischer Gaupropagandalei-
ter. Er hatte ,im Sinne des Reichspropagandaministeriums® gehandelt. Diese Aussage wird von
Karl Ehser, dem Fuldaer NSDAP-Kreisleiter und Biirgermeister anlasslich seiner kriminalpoli-
zeilichen Vernehmung 1947 iiberliefert, so dass sowohl eine etwaige ungenaue Erinnerung,
aber vor allem die exkulpatorische Intention zu berticksichtigen sind. Ehser, der sich fur die
Anweisung zur Inbrandsetzung der Synagoge in Fulda zu verantworten hatte, berief sich auf
die ,Anordnung“ des Gaupropagandaleiters Gernand, der angeblich iibermittelt habe, was
»~vom Ministerium doch gewilinscht* worden sei. Ehser argumentierte, wenn er gegentiber der
,Regierung“ eine ,Befehlsverweigerung“ begangen hatte, so hatte dies fur ihn ,bose Folgen*®
gehabt. Kropat, ,Reichskristallnacht®, Dok.9, S.208-211. Weitere Indizien gegen Kropats
These, in: Ebenda, Dok. 7, S.207 u. S.76-78, sind die Ablehnung der Gewaltaktionen durch
die Gauleitung in Kurhessen und deren Anweisung, die ,Demonstrationen [...] sofort einzustel-
len®, was einer zentralen Leitung durch Goebbels widerspricht, ebenso wie die Tatsache, dass
die ersten Ausschreitungen in Kurhessen stattfanden und nicht in Goebbels’ Gau in Berlin,
und dieser den kurhessischen Gaupropagandaleiter Gernand offenbar kaum kannte und im
Tagebuch bis dahin nie erwihnt hatte.
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“I Doch damals standen die

olympischen Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen an, die das NS-Regime zur

bels ,groBere Aktionen® gegen die Juden ,machen

positiven Selbstdarstellung gegentiiber dem skeptischen Ausland nutzen wollte.
Um antijudische Pogrome von besonders eifrigen Nationalsozialisten zu verhin-
dern, gab der Stellvertreter des Fihrers, Rudolf Hef3, die Anordnung aus, dass
JEinzelaktionen gegen Juden aus Anlal der Ermordung des Leiters der Landes-
gruppe Schweiz der NSDAP [...] unbedingt zu unterbleiben haben“'®. Schon
damals, vor allem aber im November 1938 machten die vielen Ubergriffe gegen
Juden in den Jahren zuvor und die auf das Attentat folgende Pressekampagne
Judenfeindliche Aktionen nicht nur moéglich oder wahrscheinlich, sondern
gewiB“lS. Fir eine groBe, reichsweite Aktion fehlte den Nationalsozialisten aber
bis zum 9. November 1938 noch ein Anlass. So lieBe sich Goebbels’ Bedauern
dartber, nun ,den Volkszorn“ noch nicht in Bewegung setzen zu koénnen, als
ungeduldiges Warten deuten, wann der schwer verwundete Diplomat vom Rath
seinen Verletzungen erliegen wiirde'*. Noch ergingen keine Befehle zu einem
Pogrom, der sich uber das gesamte Staatsgebiet erstrecken sollte. Ob Goebbels vor
dem 9. November mit Hitler tiber etwaige reichsweite Pogrome im Falle von Raths
Tod gesprochen hat, ldsst sich seinem Tagebuch nicht entnehmen. Gelegenheit
dazu wiare in der Nacht zuvor gewesen, als beide zusammen mit anderen hochran-
gigen Parteigenossen bis 3.00 Uhr morgens in Hitlers Minchener Stammcafé Heck
,alle moglichen Fragen® durchsprachen, wie Goebbels tiberliefert'”.

1. Die Initiierung der reichsweiten Pogrome

Bereits am Nachmittag des 9. November 1938 wurde Goebbels, wie dieser in sei-
nem Tagebuch festhielt, ,der Tod des deutschen Diplomaten vom Rath gemel-
det“'®, Also erhielt auch Hitler davon Kenntnis'’. Raths Tod war um 16.30 Uhr

11 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 6. 2. 1936.

12- Anordnung Nr. 17/36 des Stellvertreters des Fuhrers, Rudolf HeB, 5. 2. 1936, streng vertrau-
lich, an alle Reichsstatthalter, Landesregierungen, Preu. Oberprasidenten und Polizeibehor-
den, Gauleitungen, in: Osterreichisches Staatsarchiv, Archiv der Republik, 04, Inneres/Justiz,
Reichskommissar fir die Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Deutschen Reich, Burckel/
Materie, Mappe 4210, Karton 193. Die Gauleitungen wurden aufgefordert, ,samtlichen unterge-
ordneten Parteidienststellen sofort telefonisch oder telegraphisch den Inhalt dieses Runderlas-
ses zur Kenntnis zu geben*.

13 Graml, Reichskristallnacht, S.13. Zu einem &hnlichen Ergebnis kommt Alan E. Steinweis,
der an einer Studie tber die Novemberpogrome und das Verhalten der Bevolkerung arbeitet.
4 Ahnlich Saul Friedlinder, Das Dritte Reich und die Juden, Bd. 1: Die Jahre der Verfolgung
1933-1939, Miinchen 1998, S.293, der noch in Unkenntnis dieser Tagebuchpassage schrieb,
Hitler und Goebbels haben ,wahrscheinlich beschlossen, den Tod des schwerverletzten Rath
abzuwarten®. So auch Uwe Dietrich Adam, Wie spontan war der Pogrom?, in: Pehle (Hrsg.),
Der Judenpogrom 1938, S. 74-93, hier S. 91 f.

15 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 9. 11.1938. Den erwahnten Besuch im Café Heck tiberlie-
fert auch Below, Als Hitlers Adjutant, S. 135.

16 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

17 Hitlers Kenntnis der Todesnachricht noch am Nachmittag bestitigt dessen Adjutant Below,
Als Hitlers Adjutant, S. 136, in seinen Memoiren.
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eingetreten und wurde offensichtlich sofort telefonisch nach Miinchen tibermit-
telt, schlieflich hatte Hitler seinen Leibarzt Dr. Karl Brandt und Dr. Georg
Magnus, wie Uber das Deutsche Nachrichtenbtiro verbreitet worden war, ,zur
Berichterstattung nach Paris® entsandt'®. Die Nachricht vom todlichen Ausgang
des Attentats Grynszpans war also eingetroffen, bevor um 18.00 Uhr'? die alljihr-
liche NSDAP-Versammlung zur Erinnerung an den Hitler-Putsch von 1923 im
Miinchener Rathaus begann®’. Die Angabe Otto Dietrichs, Goebbels und Hitler
hitten sich noch vor der Gedenkfeier in Hitlers Wohnung tber die Pogrome
besprochen, lasst sich durch Goebbels’ Aufzeichnungen ebenso wenig bestitigen
wie die Annahme Ian Kershaws, der Propagandaminister sei zusammen mit Hitler
zu der Kundgebung gefahren®'. Vielmehr diirfte Goebbels Hitler erst im Rat-
haussaal getroffen haben, was erkliren wiirde, warum der ,Fihrer® ,wahrend die-
ses Essens eine auBlerordentlich eindringliche Unterredung mit Goebbels® gehabt
habe®. Goebbels trug ,dem Fithrer die Angelegenheit vor®, informierte ihn also
iber den Tod des Diplomaten und tber die Ausdehnung der antijudischen Aus-
schreitungen am Nachmittag des 9. November in den Gauen Kurhessen und Mag-
deburg-Anhalt, wo ,groBe Demonstrationen gegen die Juden® veranstaltet und,

wie er weiter vermerkte, ,Synagogen in Brand gesteckt und Geschifte demo-

liert“*” worden waren. Die darauf folgende Tagebuchpassage, die seit 1992

bekannt ist*!, klart eindeutig die Verantwortlichkeit fiir die reichsweiten
Pogrome. Goebbels schrieb tiber sein Gesprach mit Hitler auf der Versammlung:

8 DNB-Meldung Nr. 30, 8.11.1938, BI. 21, in: Archiv des Instituts fiir Zeitgeschichte (kiinftig:
IfZ-Archiv); dhnlich Ian Kershaw, Hitler, Bd. 2: 1936-1945, Stuttgart 2000, S. 195. Die Annahme
eines staindigen Informationsflusses tiber den Zustand Raths findet bei Goebbels Bestatigung:
,Das Befinden des von dem Juden angeschossenen Diplomaten Raths [!] in Paris ist weiterhin
sehr ernst®, schrieb der Propagandaminister iber den Kenntnisstand am Vormittag oder Mittag
des 9.11.1938 (Goebbels-Tagebiticher, Eintrag vom 10. 11. 1938).

19 Einladungskarte zum ,Gesellige[n] Beisammensein der Fihrerschaft der NSDAP“ im Fest-
saal des Alten Rathauses am Abend des 9. November 1938, 18.00 Uhr, in: Stadtarchiv Muinchen
(kunftig: StadtAM), Biirgermeister und Rat, 458/3 (als Faksimile publiziert bei: Andreas Heus-
ler/Tobias Weger, ,Kristallnacht®. Gewalt gegen die Miinchner Juden im November 1938, Miin-
chen 1998, S. 46).

20 So auch Longerich, Politik, S. 199. Ohne die Kenntnis dieser Tagebuchpassage von Goebbels
war bislang angenommen worden, Hitler habe erst am Abend, gegen 20.00 Uhr (vgl. Déscher,
JReichskristallnacht®, S.81 u. S.87f.) oder 21.00 Uhr auf der Versammlung vom Tode Raths
erfahren. Vgl. Graml, Reichskristallnacht, S.17; Adam, Wie spontan, in: Pehle (Hrsg.), Der
Judenpogrom 1938, S. 77; Benz, Ruckfall, in: Ebenda, S.19; Ralf Georg Reuth, Goebbels. Eine
Biographie, Miinchen/Ziirich 22000, S. 395.

2l Vgl. Dietrich, Zwolf Jahre, S. 55 f.; Kershaw, Hitler, Bd. 2, S. 195.

22 Aussage v. Eberstein, in: IMG, Bd. 20, 3. 8. 1946, S. 320.

2 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10.11.1938. Der Pogrom in Dessau begann am
9.11.1938 gegen 15.00 Uhr, in Kassel selbst blieb es am Nachmittag des 9. November ruhig,
aber in einigen anderen Stidten Nordhessens fanden Ausschreitungen statt. Vgl. Kropat,
,Reichskristallnacht®, S. 79 u. S. 68-72; Doscher, ,Reichskristallnacht®, S. 85 f.

24 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 10. 11. 1938. Wissenschaftlich verwertet wurde die Pas-
sage erstmals u. a. von Friedlander, Das Dritte Reich und die Juden, Bd. 1, S. 294; Longerich,
Politik, S. 199; Kershaw, Hitler, Bd. 2, S. 196; inzwischen wird sie in allen neuen Studien zitiert;
vgl. z.B. Martin Gilbert, Kristallnacht. Prelude to Destruction, New York 2006, S. 29.
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LJEr bestimmt: Demonstrationen weiterlaufen lassen. Polizei zuruckziehen. Die
Juden sollen einmal den Volkszorn zu verspiiren bekommen.“ Goebbels fand das
,richtig® und gab ,gleich entsprechende Anweisungen an Polizei und Partei**’,
die sich zwar in anderen Quellen nicht nachweisen lassen, aber erklaren, weshalb
es bereits ab 19.00 Uhr in einigen weiteren Stidten des Reiches zu antijiidischen
Ausschreitungen kam®®.

An der Authentizitit und Verlasslichkeit dieser Tagebuchpassage ist nicht zu
zweifeln?’. Goebbels belastete sich mehrmals als mitschuldig, indem er seine
Anweisungen und seine Hetzrede festhielt und notierte, er selbst habe den Berli-
ner Gaupropagandaleiter Werner Wachter damit beauftragt, die dortige ,Syn-
agoge in der Fasanenstrafie zerschlagen zu lassen“*. Noch in der gleichen Nacht
lieB sich der Berliner Gauleiter von dort den Vollzug seines ,Befehl[s]“ mel-
den®.

Den Anweisungen Hitlers entsprechend, die Pogrome nicht etwa zu beenden
oder zu dulden, sondern auszudehnen, ,weiterlaufen® zu lassen, sprach Goebbels
daraufhin vor den versammelten NSDAP-Funktioniaren: ,Dann rede ich kurz

dementsprechend vor der Parteifiihrerschaft“3°

, notierte Goebbels in sein Tage-
buch. Diese fasste die Ansprache so auf, ,dal die Partei nach auBlen nicht als
Urheber der Demonstrationen in Erscheinung treten, sie in Wirklichkeit aber
organisieren und durchfiithren sollte“, wie das Oberste NSDAP-Parteigericht
wenige Monate spiter feststellte®. Goebbels selbst hielt als Reaktion der anwe-
senden Parteifiihrerschaft auf seine Ausfihrungen fest: ,Stirmischer Beifall. Alles
saust gleich an die Telephone. Nun wird das Volk handeln.“** Die Weiterleitung
der Befehle an die Kreis- und Ortsgruppenleiter sowie an die Untergliederungen
anderer NS-Verbande waren zum Teil, wie das Parteigericht befand, ,so verstan-
den® worden, ,dafl nun fir das Blut des Pg. vom Rath Judenblut flieSen miisse“3?,
Das ganze Ausmall der Pogrome ist bis heute nicht restlos geklart. Dem haufig
zitierten und vorlaufigen zeitgenossischen Bericht Heydrichs an Goring zufolge,
der keine 48 Stunden nach den Pogromen entstand, wurden 36 Menschen geto-
tet, 191 Synagogen in Brand gesteckt, 76 weitere vollstindig demoliert, 815
Geschafte zerstort und 171 Wohnhauser angeziindet oder anderweitig unbewohn-
bar gemacht®. Unberticksichtigt bleibt in der Literatur zumeist die Bemerkung
Heydrichs im selben Schreiben, seine Zahlenangaben giben ,nur einen Teil der

% Goebbels-Tagebuicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

% Z7.B. in Chemnitz und Liineburg; vgl. Kropat, ,Reichskristallnacht®, S. 80.

%7 Vgl. dazu die noch unveroffentlichte Dissertation der Verfasserin ,Die Vorkriegsphase. Quel-
lenkritische Studien zu den Tagebtichern von Joseph Goebbels“, Miinchen 2008.

2 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10. 11. 1938. Hierauf verwies auch Friedlinder, Das Dritte
Reich und die Juden, Bd. 1, S. 294.

2 Goebbels-Tagebtuicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

30 Ebenda.

31 Bericht des OPG an Goring vom 13.2.1939, in: IMG, Bd. 32, Dok. 3063-PS, S. 21.

32 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

3 Bericht des OPG an Géring vom 13. 2. 1939, in: IMG, Bd. 32, Dok. 3063-PS, S. 27.

3 Bericht Heydrichs an Goring, 11. 11. 1938, in: IMG, Bd. 32, Dok. 3058-PS, S. 1f.
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wirklich vorliegenden Zerstorungen wieder®, wobei er damit rechnete, dass die
von ihm genannten Ziffern ,um ein Vielfaches tberstiegen werden® diirften.
Bereits einen Tag spiter korrigierte sich Heydrich und bezifferte die Anzahl der
zerstorten Geschafte auf 7.500; das Oberste Parteigericht der NSDAP verzeich-
nete 91 Fille von Totungen®. Tatsichlich sind etwa 1.300 bis 1.500 Menschen
ermordet oder in den Tod getrieben und 1.406 Synagogen und Betstuben zer-

stort worden®®.

Hitler begab sich am 9. November, wie mehrfach uberliefert ist, unmittelbar
nach der Unterredung mit Goebbels in seine Wohnung am Prinzregentenplatz,
bevor er gegen Mitternacht an der Vereidigung der SS-Verfiigungstruppen und
“Totenkopfverbinde vor der Feldherrnhalle teilnahm®’. Die Riickkehr in seine
Wohnung erscheint duBlert plausibel, verschaffte sie ihm doch ein scheinbares
Alibi. ,Je mehr Anrufe von Zerstorungen jiidischer Geschifte und Synagogen ein-
trafen, auch aus anderen Stidten des Reiches, um so erregter und witender
wurde Hitler®, schrieb dessen Adjutant in seinen Memoiren tiber Hitlers Reak-
tion in der Pogromnacht™. Bezeichnenderweise enthilt diese Aussage des Augen-
zeugen Below, die der Entlastung seines ,Fihrers“ dienen sollte, kein direktes
Objekt der Empoérung, sondern suggeriert, das reichsweite Wiiten habe Hitler
aufgebracht. Es ist allerdings anzunehmen, dass sich Hitlers Wut und Erregung
gegen das Judentum richteten — nicht gegen die Ausschreitungen. Goebbels, der
als Anstifter der reichsweiten Pogrome im Auftrag Hitlers fungierte, musste die-
sem am ndachsten Tag die Ausfihrung seiner Anordnung melden und schrieb
dariber in sein Tagebuch: ,In der Osteria® erstatte ich dem Fiithrer Bericht. Er
ist mit allem einverstanden. Seine Ansichten sind ganz radikal und aggressiv. Die
Aktion selbst ist tadellos verlaufen. 17 Tote. Aber kein deutsches Eigentum

% Stenographische Niederschrift der Besprechung iber die Judenfrage im Reichsluftfahrt-
ministerium, 12.11. 1938, in: IMG, Bd. 28, Dok. 1816-PS, S.517; Bericht des OPG an Goring
vom 13.2.1939, in: IMG, Bd. 32, Dok. 3063-PS, S. 28.

% Diese Zahlen umfassen sowohl die wihrend der Pogrome Ermordeten, als auch die in den
Selbstmord getriebenen Menschen und diejenigen Personen, die infolge der Pogrome in Kon-
zentrationslager verbracht wurden und dort zu Tode kamen. Sie basieren auf den langjahrigen
Forschungen des Synagogue Memorial, Jersusalem, unter Leitung von Prof. Dr. Meier Schwarz,
vgl. ders., Die ,Kristallnacht“Lige, URL: <http://www.shoa.de/content/view/176/210/>
[81.5. 2008].

37 Vgl. Aussage v. Eberstein, in: IMG, Bd. 20, 3. 8.1946, S. 320 f.; Below, Als Hitlers Adjutant,
S. 136.

% Ebenda.

% Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 11.11.1938. Hitlers bevorzugtes, noch heute bestehen-
des italienisches Restaurant in der Munchener Schellingstrafie. Hitler und Goebbels fuhren
also nicht in der Nacht nach Berlin zurtick, wie bislang in der Regel aufgrund der Aussagen
Gorings (IMG, Bd. 9, 14.3.1946, S. 312f.) und Walther Funks (IMG, Bd. 13, 6.5.1946, S. 131)
vor dem Nurnberger Gerichtshof angenommen worden war (z.B. Adam, Wie spontan, in:
Pehle (Hrsg.), Der Judenpogrom 1938, S.79f.). Die Angabe Goebbels’, beide seien in Miin-
chen geblieben, wird durch die Rede, die Hitler am Abend des 10. 11. 1938 vor ca. 400 deut-
schen Journalisten im Fiihrerbau hielt, bestatigt. Vgl. Wilhelm Treue, Rede Hitlers vor der deut-
schen Presse, in: VIZ 6 (1958), S. 175-191.
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beschéidigt.“40 Hitler, der die Anweisung zu den Pogromen gegeben hatte, for-
derte also eine Vollzugsmeldung ein, war, wie Goebbels uberliefert, ,mit allem
einverstanden® und fand die Aktion ,tadellos®. Hitler entschied auch das Ende
der Pogrome und billigte Goebbels’ ,Erlall betr. Abbruch der Aktionen® mit
Jkleinen Anderungen““. Goebbels berichtet weiter, Hitler habe nun ,zu sehr
scharfen Mafinahmen gegen die Juden schreiten® und ,die jiidischen Geschafte
allmahlich enteignen® wollen®”. Sehr wahrscheinlich hatte Hitler diese weiteren
antisemitischen Schritte bereits in der Pogromnacht uberlegt und mit seinen
engsten Vertrauten wie beispielsweise Nicolaus von Below beraten. Auf Hitler
geht Goebbels zufolge auch die Idee zurtick, dass die Versicherungen den ge-
schiadigten Juden ,nichts® zahlen sollten*’, die am 12. November 1938 dahinge-
hend modifiziert wurde, dass die ,Versicherungsanspriiche von Juden deutscher
Staatsangehorigkeit [...] zugunsten des Reiches beschlagnahmt* wurden®?, um
der deutschen Versicherungswirtschaft etwaige devisenbringende Riickversiche-
rungsleistungen aus dem Ausland zu ermoglichen. Hitler personlich hatte, wie
Goebbels vermerkte, auch ,angeordnet, dal 2[5]-30 000 Juden sofort zu verhaf-
ten sind“*’. Dieses Soll wurde mehr als erfiillt. In der Pogromnacht und an
den folgenden Tagen wurden 30.756 Juden inhaftiert und in die Konzentra-
tionslager Buchenwald, Dachau und Sachsenhausen gebracht; ca. tausend der
Pogrom-Hiftlinge kamen bis Kriegsbeginn darin zu Tode®®. Goebbels scheint
davon ausgegangen zu sein, dass diese Juden alle ermordet werden sollten. Als
ihm gegen 2 Uhr morgens der erste Tote gemeldet wurde — Chaim Both, ein
Miinchener Jude polnischer Nationalitit —, hat er dem Uberbringer der Nach-
richt wohl geantwortet, er ,solle sich wegen eines toten Juden nicht aufregen,

in den néchsten Tagen wirden Tausende von Juden daran glauben miissen“!’.

10 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 11. 11. 1938. Die von Goebbels festgehaltene, relativ nied-
rige Opferzahl gibt seinen Kenntnisstand am Morgen des 10. November 1938 wieder.

4 Goebbels-Tagebtuicher, Eintrag vom 11.11.1938. Der tber das Deutsche Nachrichtenbtro
verbreitete Aufruf ist publiziert bei Kropat, ,Reichskristallnacht®, Dok. 23a, S. 233.

2 Goebbels-Tagebuicher, Eintrag vom 11. 11. 1938.

4 Ebenda.

# Verordnung zur Wiederherstellung des StraBenbildes bei jidischen Gewerbebetrieben,
12.11.1938, in: RGBI. 1938, Teill, S.1581; vgl. auch die der Verordnung vorausgehende
Debatte bei Goring, Stenographische Niederschrift der Besprechung tiber die Judenfrage im
Reichsluftfahrtministerium, 12.11. 1938, in: IMG, Bd. 28, Dok. 1816-PS, S.500 u. S.511-521.
Zu den weiteren antijudischen Malnahmen bis Ende 1938, die z. T. Gegenstand dieser Bespre-
chung waren, vgl. Friedlinder, Das Dritte Reich und die Juden, Bd. 1, S.302-314; Doscher,
,Reichskristallnacht®, S. 123-127.

% Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

% Vgl. Geheimes Fernschreiben des Gestapo-Chefs Heinrich Muller an alle Staatspolizeileit-
und Staatspolizeistellen, 9.11.1938, 23.55 Uhr, in: IMG, Bd. 25, Dok. 374-PS, S.377. Zahlen
nach Meier Schwarz, Die ,Kristallnacht“Luge, URL: <http://www.shoa.de/content/view/176/
210/> [31.5. 2008]. Nach Buchenwald wurden 9.845, nach Dachau 10.911 Personen deportiert,
nach Sachsenhausen schatzungsweise 10.000 Personen; vgl. auch Doscher, ,Reichskristall-
nacht®, S. 120 f.

47 Diese Goebbels-Aussage geht auf den stellvertretenden Gauleiter von Minchen-Oberbayern,
Otto Nippold, zurtick und ist im Bericht des OPG an Goring vom 13.2.1939, in: IMG, Bd. 32,
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Im Tagebuch gibt Goebbels seine Haltung mit den Worten wieder: ,Einige Lau-
manner machen schlapp. Aber ich reile immer wieder alles hoch. Diesen feigen
Mord durfen wir nicht unbeantwortet lassen. Mal den Dingen ihren Lauf las-
sen.“*® Damit berief er sich in seinen Aufzeichnungen — wie auch noch an ande-
rer Stelle im selben Eintrag — auf Hitlers Anweisung, die Pogrome ,weiterlaufen®
zu lassen.

2. Die Beteiligung des ,StoRtrupps Hitler” am Pogrom

Die Verantwortung Hitlers fiir die sogenannte ,Reichskristallnacht® legt auch der
Blick auf die Tater nahe. Die Forschung stellte stets von Neuem fest, nicht das
gewohnliche Volk, sondern Parteigenossen und Angehorige der NS-Verbande wie
SA, HJ und SS hitten die Pogrome in den zahlreichen Stidten und Gemeinden
durchgefiihrt, allerdings bestritten deren Vertreter dies nach Kriegsende*. Goeb-
bels erkliarte dagegen mehrfach in seinem Tagebuch Hitler, sich selbst und die
Gauleiter™ als verantwortlich und begriindete darin auch das von ihm angeord-
nete Ende der Pogrome mit der Sorge, dass nun tatsichlich der Pébel eingreifen
konnte: ,Lassen wir das weitergehen, dann besteht die Gefahr, dal der Mob in
Erscheinung tritt.“>! Nicht das aufgebrachte Volk, sondern die Partei veriibte also
die antijiidischen Gewalttaten. Dartiber hinaus nennt Goebbels in seinem Tage-
buch eine besonders aktive Tatergruppe gleich viermal in seinem Tagebuch: den
LStoBtrupp Hitler®.

Der ,StoStrupp Adolf Hitler* war im Friuthjahr 1923 als Leibwache Hitlers
gegrundet worden. Besonders unrithmlich trat dieser Verband beim Putsch-
versuch vom 8./9. November 1923 hervor. Damals riegelte er den Burgerbrau-
keller mit einem Maschinengewehr ab, zerstorte das Inventar der sozialdemo-
kratischen Zeitung ,Miinchener Post und entfithrte deren Schriftleiter, den

Dok. 3063-PS, S. 29, tiberliefert. Das Parteigericht kam aufgrund Goebbels’ Ausspruch zu dem
Schluss, wie der Bericht an Goring beweist, dass die ,Fihrung“ mit der Tétung von Juden ein-
verstanden war, und empfahl eine Niederschlagung der Verfahren auBler im Falle von ,Rassen-
schande®, d.h. Vergewaltigung: ,In diesem Zeitpunkt hitten sich die meisten Tétungen durch
eine erginzende Anordnung noch verhindern lassen. Wenn dies nicht geschah, so muss aus
dieser Tatsache wie aus der AuBerung an sich schon der Schluss gezogen werden, dass der
schlieBliche Erfolg gewollt, mindestens aber als moglich und erwiinscht in Rechnung gestellt
wurde. Dann hat aber der einzelne Tater nicht nur den vermeintlichen, sondern den zwar
unklar zum Ausdruck gebrachten, aber richtig erkannten Willen der Fithrung in die Tat umge-
setzt. Dafiir kann er nicht bestraft werden.“

18 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

1 Jatner leugnete die Beteiligung der SA (IMG, Bd. 21, 14.8.1946, S.156-161), v. Eberstein
(IMG, Bd.20, 3.8.1946, S.321f.) und Schallermeier (IMG, Bd. 42, Affidavit SS-5, 5.7.1946,
S.512) diejenige der SS und v. Schirach diejenige der H]J (IMG, Bd. 14, 24.5.1946, S.465f.).
Zur Titerfrage sieche beispielsweise Longerich, Politik, S. 202-207; Kropat, ,Reichskristallnacht®,
S.76f., S.93-112 u. S. 142-153; Heusler/Weger, ,Kristallnacht®, S. 95-111 u. S. 114-120.

%0 _Alle Gauleiter haben tabula rasa gemacht®, in: Goebbels-Tagebtuicher, Eintrag vom 12.11.
1938.

1 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 11. 11. 1938.
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bayerischen SPD-Vorsitzenden Erhard Auer. Am Morgen des 9. November 1923
versuchte der StoBtrupp, verhaftete Putschisten zu befreien, und verschleppte
dem spateren Gerichtsurteil zufolge im Miinchener Rathaus ,den Birgermeister
Schmidt und einige Stadtrite der sozialistischen und kommunistischen Partei,
die beim Marsch in Richtung Feldherrnhalle mitgefiihrt wurden. Es war beab-
sichtigt, so befand das Volksgericht wenige Monate spiter, ,diese Geiseln zu
erschiefen, wenn auf den Zug von Seiten der Reichswehr oder Landespolizei
geschossen werden sollte*””. Infolge des gescheiterten Putschversuchs wurden
daher 38 StoBtrupp-Mitglieder im April 1924 wegen Hochverrats zu milden
Haftstrafen verurteilt, einige in Abwesenheit; der StoBtrupp selbst wurde verbo-
ten®®. Seit 1924 scheint somit der LStoBtrupp Hitler® nicht mehr existiert zu
haben.

Die Tatsache, dass Goebbels in seinem Tagebucheintrag vom 10. November
1938 den StoBtrupp erwahnte, fithrte eine ,revisionistische“ Autorin zu der
Behauptung, es handle sich bei diesem Text um eine ,Filschung®: 1938 habe es
keinen ,StoBtrupp Hitler* mehr gegeben, also ,hitte Goebbels daher® eine sol-
che ,Bemerkung [...] gar nicht machen konnen“®®. Doch auch diese Textstellen
sind echt. Goebbels selbst liefert den Schliissel zum Verstindnis der Tagebuch-
passagen, indem er notierte, dass Julius Schaubs ,alte StoBtruppvergangenheit
erwacht*®® sei. Schaub, Hitlers personlicher Adjutant und ,rechte Hand**® sowie
SS-Gruppenfihrer und Mitglied des Reichstags, war eines der prominentesten
Mitglieder des ,StoBtrupp Adolf Hitler®, der nach 1923, nachweislich zumindest
ab 1933, als Traditionsverband weiter bestand. Anlasslich der Feierlichkeiten am
8./9. November eines jeden Jahres trafen sich die Mitglieder des StoBtrupps zu
einem Kameradschaftsabend®’. Nachweisbar sind auch gemeinsame Ausflige der

52 Urteil des Volksgerichtes fur den Landgerichtsbezirk Miinchen I gegen ,Berchtold Josef und
39 Genossen®, 23. 4. 1924, in: IfZ-Archiv, Fa 523, Zitate S. 157cc; Hans Kallenbach, Mit Adolf Hit-
ler auf Festung Landsberg, Miinchen 1933, S. 22-29; Martin Broszat, Die Machtergreifung. Der
Aufstieg der NSDAP und die Zerstorung der Weimarer Republik, Minchen *1993, S. 32-34;
Heinz Hohne, Der Orden unter dem Totenkopf. Die Geschichte der SS, Hamburg, Gitersloh
1967, S. 25.

% Urteil des Volksgerichtes (wie Anm. 52).

5 Auch ignorierte sie bewusst das Faktum, dass Goebbels’ Tagebucheintrige jeweils die
Geschehnisse des Vortags wiedergeben. So zweifelte sie den Tagebucheintrag vom 10. 11.1938,
in dem Goebbels das Befinden vom Raths am Mittag des 9. November beschrieb, mit dem Argu-
ment an, vom Rath sei ,bereits gestorben®, oder denjenigen Eintrag vom 9. November, in dem
Goebbels die Synagogenbrinde des 7. und 8. November erwihnte. Ingrid Weckert, Dr. Joseph
Goebbels und die ,Kristallnacht®, in: Vierteljahreshefte fiir freie Geschichtsforschung 5
(2001), Heft 2, S. 196-203. Ebenfalls der Entlastung Hitlers und des NS-Regimes wegen bestritt
David Irving die Glaubwiirdigkeit der Goebbels-Tagebiicher; sieche zu beiden Fallen Richard J.
Evans, Der Geschichtsfalscher. Holocaust und historische Wahrheit im David-Irving-Prozess,
Frankfurt a. M. 2001, S. 75-96.

% Goebbels-Tagebucher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

% Kershaw, Hitler, Bd. 2, S. 198.

57 Einladungsschreiben aus den Jahren 1933-1936 bzw. 1937-1943 an Karl Fiehler, in: StadtAM,
Burgermeister und Rat, 458/2 bzw. 458/3.
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StoBtruppmanner nach Stettin®® oder zur Festung nach Landsberg‘:‘g, wo ein

GroBteil von ihnen 1924 inhaftiert war®. Die Stoftruppmanner wurden anfangs

von der Obersten SA-Fiihrung betreut, spater, nach dem sogenannten Rohm-
putsch, vom StoBtruppkameraden Friedrich Geilelbrecht im ,Amt fir den 8./9.
November 1923“°'. Alljihrlich oblagen dem StoBtrupp anlisslich des Jahrestages
des Putschversuchs auch bestimmte ,Ehren“Aufgaben wie die Begriffung der
angereisten Blutordenstrager, die Verteilung der Freifahrtscheine fiir die offentli-
chen Verkehrsmittel und der Verpflegungsausweise, Ausweis-, Dienstanzugs- und
Zugangskontrollen zur Abendveranstaltung am 8. November im Burgerbraukeller
sowie die Aufstellung des Marschblocks der Blutordenstrager am Morgen des
9. November®.

Auch im Jahr 1938 tibernahm der StoBtrupp diese Funktionen, wortiber der
Propagandaminister unterrichtet gewesen sein diirfte®. Stets waren die Stof-
truppmanner die Ehrengéste der Versammlung im Biirgerbraukeller, so dass in
der allen Anwesenden ausgehindigten Gasteliste die Zugehorigkeit zu diesem
Traditionsverband vermerkt war. Aus der Sitzordnung fir den ,Kameradschafts-
abend® am 9. November 1938 ergibt sich daher, dass 39 der ca. 400 Teilnehmer
StoBtruppmitglieder waren®*. Etwa ein Zehntel der Anwesenden waren also Stof-

8 Anlasslich eines ,Treffen des StoStrupp Hitler 1923“ in Stettin, 24.-26. 4. 1936, wurde die da-
malige Zeitung der Landsberger Hiftlinge von 1924 im Faksimiledruck an die fritheren Kamera-
den ausgehindigt. Von insgesamt 100 Exemplaren erhielt eines Hitler, eines Goebbels; IfZ-Biblio-
thek, Zum Treffen des StoBtrupp Hitler 1923 in Stettin vom 24.-26. 4. 1936, Stettin 1936, Eqk 3.
% Am 8.11.1938 fand eine Exkursion nach Landsberg statt; Einladungsschreiben Friedrich
GeiBelbrechts, Amt fir den 8./9. November 1923, im Namen des ,Stotrupp Adolf Hitler
1923 an ,alle StoBtruppkameraden®, 1. 11. 1938, in: StadtAM, Burgermeister und Rat, 458/3.
% Von den 25 ,Festungskameraden® Hitlers von 1924 waren 22 StoBtruppminner, die tibrigen
Mithaftlinge waren Rudolf He8l, Hermann Kriebel und Dr. Friedrich Weber. Vgl. auch Anm. 64.
51 Vgl. diverse Schreiben an Karl Fiehler, in: StadtAM, Burgermeister und Rat, 458/2 u. 458/3.
52 Befehl Nr. 2“ des Amtes fir den 8./9. November 1923, Christian Weber, an die StoBtrupp-
mitglieder, 1. 11. 1937, in: Ebenda, Nr. 458/3.

% Programm fur die Feierlichkeiten anldBlich des 8. und 9. November 1938“ mit handschrift-
lichem Vermerk ,Prop.Min.“, d.h. dem Propagandaministerium zugeleitet, in: Bundesarchiv
Berlin (ktnftig: BA), NS 10/45, Personliche Adjutantur des Fihrers, Bl. 144.

5 Der Gasteliste zufolge nahmen an der Versammlung am 9. 11. 1938 folgende StoBtruppmin-
ner teil (die VerbuBung der gemeinsamen Festungshaft mit Hitler in Landsberg ist durch ein
,L“ gekennzeichnet): Walter Baldenius, Josef Berchtold (der Kommandant 1923), Wilhelm Brie-
mann (L), Hanns Bunge, Emil Dietl, Wilhelm Dirr, Julius v. Engelbrechten, Josef Feichtmayr
(L), Otto Feichtmayr (L), Karl Fiehler (L), Berthold Fischer (L), Fritz Fischer, Josef Fleischmann,
Hermann Fobke (L), Johann Frosch, Wilhelm Fuchs, Friedrich GeiBlelbrecht (L), Josef Gerum
(L), Johann Haug (L), Walther Hewel, Paul Hirschberg (L), Gerhard Friedrich Hoff (L), Wilhelm
Kaiser, Hans Kallenbach (L), Florian Kastner, Hans Eduard Kriiger (L), Wilhelm Laforce (L),
Albert Lindner, Johann Mahr (L), Emil Maurice (L), Heinz Pernet, Otto Wolfgang Reichart (L),
Alois Rosenwink (L), Julius Schaub (L), Ludwig Schmied (L), Edmund Schneider (L), Johann
Schon (L), Hans Schultes, Fritz Schwerdtel. Liste der ,Festungskameraden des Fihrers®, erstellt
1935, in: StadtAM, Biirgermeister und Rat, 458/2, o. P.; Urteil des Volksgerichtes fiir den Landge-
richtsbezirk Miinchen I gegen ,Berchtold Josef und 39 Genossen®, 23.4.1924, in: IfZ-Archiv,
Fa523, S.157n-q; ,Sitzordnung im Festsaal des Alten Rathauses in Miinchen am 9. November
1938%, in: StadtAM, Biirgermeister und Rat, 458/3.
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truppmanner, von denen fast alle in der Nihe Hitlers platziert waren®. Wie alle
Blutordenstrager besaBlen die StoBtruppmanner einen eigenen Dienstanzug, wel-
cher sich von der Blutordenstriger-Uniform durch die Armbinde ,StoBtrupp
Adolf Hitler* und die ,StoBtruppmiitze mit Totenkopf* unterschied®. Die StoB-
truppmanner waren somit eindeutig identifizierbar, ihr Verband wurde auch in
der zeitgendssischen Presse erwihnt®”. Ein Irrtum Goebbels’ kann daher und auf-
grund der viermaligen Erwahnung ausgeschlossen werden.

Kurz nach Goebbels’ antijidischer Hetzrede, wahrscheinlich gegen
22.30 Uhrﬁs, setzte der Pogrom in Minchen ein, begonnen offenbar vom ,Stof3-
trupp Hitler®. Goebbels schrieb hiertiber in sein Tagebuch: ,Der Stotrupp Hitler
geht gleich los, um in Miinchen aufzurdumen. Das geschieht denn auch gleich.
Eine Synagoge wird in Klump geschlagen. Ich versuche sie vor dem Brand zu ret-
ten. Aber das miBlingt.“”” Eine Reihe von jiidischen Geschiften in der Nihe des
Alten Rathauses wurde zerst(")rt70, so dass davon auszugehen ist, dass der StoB-
trupp und andere Teilnehmer der Versammlung von dort aus randalierend durch
die Stadt zogenﬂ, zum Teil wohl nach Ablegen ihrer Uniform”2. Besonders inte-

65 witzordnung im Festsaal des Alten Rathauses in Minchen am 9. November 1938% in:
Ebenda. Neben dem Urteil gegen den Stoftrupp (wie Anm. 52, S.157n-q) existieren auch in
den Akten der Personlichen Adjutantur des Fihrers und Reichskanzlers (BA, NS10/134,
Bl. 135) sowie in den Akten Fiehlers (StadtAM, Burgermeister und Rat, 458/2 u. 458/3) Listen
der StoStruppmanner, die weitgehend tibereinstimmen.

% Dienstanzug des StoBtrupps am 8./9. November 1938%, in: BA, NS 10/45, Bl. 145. Zur Uni-
form der Blutordenstrager siehe Zeitungsausschnitte aus Volkischer Beobachter, 8.10. 1937 u.
30.10. 1937, in: StadtAM, Biirgermeister und Rat, 458/3.

%7 In der ,Deutschen Allgemeinen Zeitung“ stand beispielsweise in einem Artikel vom
9.11.1938, S. 1, uber Hitlers Rede am Vortag im Burgerbraukeller: ,In nichster Niahe des Red-
nerpultes steht der Tisch, um den sich die Kimpfer des StoBtrupps Hitler sammeln. Karl Fieh-
ler ist unter ihnen [...].“ Derselbe Text erschien am selben Tag auf S. 1 der ,Berliner Bérsen-Zei-
tung®, ging also auf einen DNB-Text zuriick und fand weite Verbreitung: DNB-Meldung ,Der
Sieg des Glaubens®, Nr. 70, 8.11. 1938, 22.00 Uhr, Bl. 46-48. Auch anlisslich der Beschreibung
des Marsches wurde der StoBtrupp erwihnt. Vgl. Zeitungsausschnittsammlung ,zu den Jahresta-
gen des Hitler-Putsches vom 9. November 1923%, in: BA, R 55, 21172.

% Vgl. Aussage des damaligen bayerischen Staatssekretirs Max Koglmeier vom 23. 3. 1950 bei
Kropat, ,Reichskristallnacht®, S. 81.

% Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

70 Vgl. Heusler/Weger, ,Kristallnacht, S. 49-94, sowie Umschlagseiten.

7l Dafiir spricht auch die Tatsache, dass mehrere prominente Nationalsozialisten nach dem
Krieg erklarten, sie seien bei der Versammlung im Rathaussaal nicht dabei gewesen, z. B. der
damalige Wirtschaftsminister Walther Funk (IMG, Bd. 13, 6.5.1946, S.131 u. S.133f.), Her-
mann Goring (IMG, Bd. 9, 14.3.1946, S.312) und Julius Streicher (IMG, Bd. 12, 29. 4. 1946,
S. 355), obgleich diese Aussagen widerlegt worden sind: Die Anwesenheit Gorings gab bereits
Paul Korner in Nurnberg zu Protokoll (IMG, Bd. 9, 12.3.1946, S. 186f.), diejenige Streichers
hielt Goebbels im Tagebuch fest (Eintrag vom 10.11.1938). Aufschlussreich ist daneben das
Fehlen von Fotos der Versammlung im Rathaussaal im Fotoarchiv Heinrich Hoffmanns; offen-
bar wurden sie bei Kriegsende entfernt, um keine Parteigenossen zu belasten. Online-Bild-
datenbank, Bayerische Staatsbibliothek Miinchen.

2 Der Gauleiter von Magdeburg-Anhalt, Rudolf Jordan, schrieb tber die Situation nach der
Goebbels-Rede und gefiihrten Telefonaten in seinen Memoiren: ,ich [...] zog mich in Zivil um
und riistete mich zu einem néchtlichen Bummel durch die Stralen der Innenstadt® — angeb-
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ressant ist die Aussage Goebbels’ tiber die Inbrandsetzung der Synagoge Ohel
Jakob in der Herzog-Rudolf-Strale, an welcher der ,StoBtrupp Hitler maBgeblich
beteiligt gewesen zu sein scheint”. Die Angabe des Propagandaministers, er habe
eine Brandstiftung verhindern wollen, ist nicht unwahrscheinlich und verweist auf
eine Radikalisierung im Laufe der Nacht. Goebbels hatte seinem Berliner Gaupro-
pagandaleiter zundchst auch nur den Befehl gegeben, die ,Synagoge in der Fasa-
nenstrale zerschlagen zu lassen“”*, Dartiber hinaus kénnte diese StoBtrupp-Passage
auf einen anderen Befehlsweg hindeuten, da Goebbels als Initiator der Pogrome
die Brandstiftung von Ohel Jakob in Munchen nicht verhindern konnte.

Goebbels begab sich nach seiner Rede mit Gauleiter Adolf Wagner zur Gauzen-
trale in die Prannerstrale und scheint auf diese Weise Augenzeuge der vom Stof}-
trupp veriibten Pogrome geworden zu sein: ,UnterdeBl verrichtet der StoBtrupp
sein Werk. Und zwar macht er ganze Arbeit.“”> Goebbels gab auf der Gauge-
schaftsstelle, wie er vermerkte, ein ,prazises Rundschreiben heraus, in dem darge-
legt wird, was getan werden darf und was nicht“’®. Entgegen den bisherigen For-
schungen, die Gauleiter Wagner in der ,Reichskristallnacht® als federfithrend fir
die Pogrome in Miinchen dargestellt hatten77, uberliefert Goebbels, dieser habe
Jkalte FiiBe“ bekommen”. Als Goebbels nach der Vereidigung der SS-Verfii-
gungstruppen und SS-Totenkopfverbinde, die um Mitternacht an der Feldherrn-
halle stattfand, zum Hotel Vier Jahreszeiten wollte, sah er die dahinter befind-
liche Synagoge in Flammen stehen und hielt dartiber im Tagebuch fest: ,Die Syn-
agoge brennt. Gleich zum Gau. Dort weill noch niemand etwas. Wir lassen nur
soweit loschen, als das fir die umliegenden Gebiude notwendig ist. Sonst
abbrennen lassen. Der StoBtrupp verrichtet fiirchterliche Arbeit.“”® Wieder

lich, um mogliche Ausschreitungen zu beobachten. Aber nur eine aktive Beteiligung wiirde den
Kleidungswechsel und die Ristung erklaren, unabhéngig davon, ob man Riistung hierbei als
materielle oder mentale Vorbereitung interpretiert. Rudolf Jordan, Erlebt und Erlitten. Weg
eines Gauleiters von Minchen bis Moskau, Leoni am Starnberger See 1971, S. 183 f.

7 Bisher war davon ausgegangen worden, dass ,SA-Leute in Zivil“ die Ohel-Jakob-Synagoge in
Brand gesetzt hatten; vgl. Heusler/Weger, ,Kristallnacht®, S. 65.

™ Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10. 11. 1938. Goebbels hatte keine Bedenken, Synagogen
dem Erdboden gleich zu machen, aber offenbar befiirchtete er zunachst, dass der Brand auf
andere Gebaude Ubergreifen konnte, dies geht aus einer Notiz einige Tage spater hervor: ,Im
Ubrigen sind wir bei den Brinden grofien Gefahren wegen der umliegenden Stadtviertel ent-
gangen. Gottseidank!“ (Eintrag vom 15. 11.1938). Auch im Tagebucheintrag vom 10. 11. 1938
deutet sich dies an, als Goebbels betonte, dass Brinde ,nur soweit* geloscht werden sollten,
»als das fir die umliegenden Gebaude notwendig ist“. Entgegen seiner Anweisung wurde die
Synagoge in der Fasanenstrae aber ,von der SA angeziindet“; vgl. Wolf Gruner, Judenverfol-
gung in Berlin 1933-1945. Eine Chronologie der BehérdenmafBinahmen in der Reichshaupt-
stadt, Berlin 1996, S. 59.

7 Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

% Zitat in: Ebenda. Dieses Rundschreiben, abgesandt um 0.30 Uhr, eingegangen gegen
1.40 Uhr am 10.11.1938 ist nicht tberliefert, aber existierte nachweislich. Vgl. Bericht des
OPG an Goring vom 13. 2.1939, in: IMG, Bd. 32, Dok. 3063-PS, S. 21 f.

7 Vgl. Heusler/Weger, ,Kristallnacht®, S. 49; Kropat, ,Reichskristallnacht, S. 81.

8 Goebbels-Tagebuicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

7 Ebenda.
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bezichtigte Goebbels den ,StoBtrupp Hitler* der Brandstiftung. Die Unkenntnis
vom Brand der Synagoge bei der Gauleitung lisst ebenfalls den Schluss zu,
dass diese die Inbrandsetzung nicht befohlen hatte. Vielmehr tberliefert Goeb-
bels, Adolf Wagner sei bei der Nachricht der brennenden Synagoge und den
Meldungen aus anderen Stidten ,noch immer etwas lau®“ gewesen. Die Brand-
stiftung von Ohel Jakob geschah also nicht auf Befehl des oberbayerischen Gau-
leiters oder des dortigen Gaupropagandaleiters; sie erfolgte hochstwahrscheinlich
durch den StoBtrupp. Schaub scheint noch in der Nacht Goebbels und Wagner
von den soeben vollbrachten Taten des StoBtrupp berichtet zu haben: ,Schaub
ist ganz in Fahrt. Seine alte StoBtruppvergangenheit erwacht“*’, schrieb Goebbels
und machte damit zum vierten Mal im selben Tagebucheintrag deutlich, welch
zentrale Rolle der ,StoStrupp Adolf Hitler” bei den Pogromen in Miunchen
spielte.

Die maBgebliche Beteiligung des StoStrupps an den Ausschreitungen in Miin-
chen untermauert wiederum die Verantwortung Hitlers fiir die Pogrome. Die
Angehorigen des StoBtrupps waren Hitler besonders treu ergeben und eng ver-
bunden, spitestens seit 1923%". Die Mehrheit von ihnen war wegen der Beteili-
gung am damaligen Putschversuch gemeinsam mit Hitler inhaftiert worden.
Nach der Freilassung und dem Wiederaufbau der NSDAP tbertrug Hitler alle
Aufgaben, die besonderes Vertrauen erforderten, ehemaligen StoStruppmén-
nern: Julius Schaub wurde 1925 Hitlers ,stindiger Begleiter”, Emil Maurice Hit-
lers Chauffeur, Josef Berchtold 1926 der erste ,Reichsfithrer SS***. Der StoBtrupp
bildete auch den Kern der 1925 geschaffenen ,Schutzstaffel® (SS)®. Nach der
Machtiibernahme 1933 gehoérten die Stoftruppménner zur nationalsozialisti-
schen Prominenz, sechs von ihnen saBen im Reichstag®. Julius Schaub wurde
Hitlers ,Personlicher Adjutant und blieb unter all seinen Angestellten der ein-
zige, der von Hitler personlich bezahlt wurde®. Schaub organisierte Hitlers
Tagesablauf, erledigte finanzielle Auftrage fiir ihn und war so gut wie taglich mit

80 Ebenda.

81 Vgl. die pathetische Schilderung der Griindung und Vereidigung des ,StoStrupps Hitler* bei
StoBtruppmann Kallenbach, Mit Adolf Hitler, S. 8 u. S. 13.

82 Vgl. Statisten in Uniform. Die Mitglieder des Reichstags 1933-1945. Ein biographisches
Handbuch. Unter Einbeziehung der volkischen und nationalsozialistischen Reichstagsabgeord-
neten ab Mai 1924, bearb. von Joachim Lilla unter Mitwirkung von Martin Déring und Andreas
Schulz, Diisseldorf 2004, S. 32 f., S. 405 f. u. S. 547.

8 Schaub war ,Mitgrinder der SS%, in: BA (ehem. BDC), SSO-Akte Schaub, Julius, 20. 8. 1898,
SS-Stammrollen-Auszug; vgl. Robert Lewis Koehl, The Black Corps. The structure and power
struggles of the Nazi SS, Madison/London 1983, S. 21; Hohne, Der Orden, S. 23 f. u. S.27f.

81 Mitglieder des Reichstags waren: Josef Berchtold (SA-Gruppenfiithrer), Hanns Bunge (SA-
Brigadefiihrer), Karl Fiehler (SS-Gruppenfiithrer, Oberbiirgermeister Miinchens), Friedrich
GeiBelbrecht (SA-Oberfiihrer), Emil Maurice (SS-Standartenfiihrer, Bayerischer Landeshand-
werksmeister) und Julius Schaub (SS-Gruppenfiihrer und ,Personlicher Adjutant des Fithrers®).
Vgl. Statisten in Uniform, S.32f., S. 73f., S. 138f., S. 171, S. 405 f. u. S. 547.

% Vgl. Olaf Rose (Hrsg.), Julius Schaub. In Hitlers Schatten. Erinnerungen und Aufzeichnun-
gen des Chefadjutanten 1925-1945, Stegen/Ammersee 2005, S. 118.
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seinem ,Fihrer® zusammen, in der Regel schon beim Frihstiick®. Er war nicht
nur der engste Mitarbeiter Hitlers, man betrachtete ihn auch als den ,treuesten
Gefolgsmann des Fithrers“”. Bis zuletzt erfiillte er gehorsamst Hitlers Wiinsche
und vernichtete noch im April 1945 weisungsgemall zahlreiche Dokumente, die
sich in den Panzerschranken in der Reichskanzlei und deren Bunker, in Hitlers
Privatwohnung und auf dem Berghof befunden hatten.

Wenn Goebbels, der die reichsweiten Pogrome entfacht hatte, nicht in der
Lage war, die Brandstiftung der Synagoge Ohel Jakob in Munchen zu unterbin-
den, liegt die Annahme einer direkten Anweisung Hitlers an seine StofBtrupp-
manner nahe. Immerhin hatten Julius Schaub und sieben weitere Stoftrupp-
kameraden an diesem Abend im Alten Rathaus mit Hitler am ,Fihrertisch“ geses-
sen®;  die Gelegenheit zu einem mundlichen Befehl war dort gegeben.
Zumindest wird Hitler aber den ,Alten Kampfern® signalisiert haben, dass er mit
einer Beteiligung des StoBtrupps an den Ausschreitungen einverstanden war.
Denn ohne ein solches Signal wére Schaub sicherlich nicht aktiv geworden, hitte
nicht versucht, in dieser brisanten Angelegenheit intuitiv den Willen Hitlers zu
erfassen und eigenmachtig zu handeln, d. h. ihm ,entgegen zu arbeiten*“®. Erst
ein halbes Jahr zuvor hatte Schaub in einer ganzlich unbedeutenden Angelegen-
heit einen Wunsch Hitlers selbstindig umsetzen wollen und sich dabei den Zorn
seines ,Fuhrers® zugezogen. Damals, am 29. Mai 1938 auf dem Gauparteitag in
Dessau, hatte Hitler die Beteiligung der Hitler-Jugend am Marschzug kritisiert,
woraufhin Schaub ohne Anweisung oder Rucksprache die Kolonnen der NS-
Jugendverbande abschwenken lieB. Daraufthin war Hitler duBerst witend gewor-
den und degradierte seinen personlichen Adjutanten wegen dieser Eigenmach-
tigkeit vom SS-Gruppenfiithrer zum SS-Brigadefiithrer. Trotz Fursprachen von
Goebbels, Goring und Fritz Wiedemann war Hitler unerbittlich, und Schaub, wie
Goebbels uberliefert, ,ganz gebrochen®; er ,weint[e]“ sogargo. Angesichts mogli-
cher schwerwiegender Konsequenzen fir das NS-Regime ist auszuschliefen, dass
Schaub und der StoBtrupp sich ohne entsprechende Anweisung oder Signalisie-
rung durch Hitler am Pogrom mafgeblich beteiligt hatten.

86 IfZ-Archiv, ZS 137, Bl. 9 (Interrogation No. 292, Schaub, 7.12.1946); vgl. Rose, Schaub,
S.121 u. S. 135f.

87 Albert Speer in einem Geburtstagstelegramm an Schaub 1942, zit. nach Lothar Machtan, Hit-
lers Geheimnis. Das Doppelleben eines Diktators, Berlin 2001, S. 200.

8 Sitzordnung im Festsaal des Alten Rathauses in Minchen am 9.November 1938 in:
StadtAM, Biirgermeister und Rat, 458/3.

8 Tan Kershaw, Hitler, Bd. 1: 1889-1936, Stuttgart 1998, S. 665.

9 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 3.6.1938. Vgl. auch ebenda, Eintrdge vom 30.5. 1938,
31.5.1938 u. 3.6.1938, die Goebbels bestatigende Schilderung in den Schaub-Memoiren
(Rose, Schaub, S.166), die erneute Beférderung zum SS-Gruppenfiithrer anldsslich Schaubs
40. Geburtstag, 20. 8. 1938, in: BA (ehem. BDC), SSO-Akte Schaub, Julius, 20.8.1898, sowie Jor-
dan, Erlebt, S. 172-174.
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3. AbschlieRender Befund

Die Tagebiicher von Joseph Goebbels ermoglichen die Klarung der Urheber-
schaft und die Benennung einiger Anstifter und Téter. Daneben liefern sie auch
konkrete Hinweise auf die Motivation fiir die Pogrome. Zum einen sollte Rache
genommen werden fir die todlichen Schusse auf den deutschen Diplomaten
Ernst vom Rath: ,Diesen feigen Mord dirfen wir nicht unbeantwortet lassen“(“,
notierte Goebbels als Parole, mit der er die Bedenken einiger Parteigenossen aus-
zuraumen versuchte. Zum anderen uberliefert Goebbels das Motiv der Abschre-
ckung vor weiteren Attentaten: ,Dieser Tote kommt dem Judentum teuer zu ste-
hen. Die lieben Juden werden es sich in Zukunft tiberlegen, deutsche Diploma-
ten so einfach niederzuknallen. / Und das war der Sinn der Ubung.“’* Nicht
zuletzt aus Furcht vor etwaigen jldischen Attentaten liel der Berliner Polizeipra-
sident Wolf Heinrich Graf von Helldorf ,die Juden ginzlich entwaffnen“’®
MaBnahme, die bereits vor den Schiissen auf vom Rath eingeleitet worden war —
und ordnete am 3. Dezember 1938 einen ,Judenbann® u.a. um das Regierungs-
viertel an”®. Auch lieBen sich mit der angeblich zutage getretenen Emporung der

— eine

deutschen Bevolkerung weitere antijiidische Verordnungen begriinden, so wie
Goring dies am 12. November 1938 nach einer Besprechung im Luftfahrtministe-
rium tat”. Vor allem Finanzminister Lutz Schwerin von Krosigk und Wirtschafts-
minister Walther Funk hatten bislang in Bezug auf die ,Arisierung“ der Wirt-
schaft und deren Tempo eine andere Position vertreten als Hitler, Goring und
Goebbels”®. Daher konnte Goebbels am Morgen nach dieser Konferenz in sein
Tagebuch schreiben: ,Die radikale Meinung hat gesiegt.“97 Auch in sozialer Hin-
sicht wurde die Ausschaltung des Judentums nun erheblich intensiviert, beispiels-
weise durch das Verbot fur jidische Kinder und Jugendliche, staatliche Schulen
besuchen zu kénnen. Goebbels hatte dieses am 12. November 1938 angeregt, nur
drei Tage spiter wurde es Gesetz””. Der eigentliche Zweck bestand jedoch in der

9 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 10. 11. 1938.

92 Ebenda.

9% Ebenda.

9% Goebbels-Tagebticher, Eintrag vom 4. 12.1938. Diese Berliner Bestimmung eines Waffenver-
bots fiir Juden wurde am 11.11.1938 durch eine Verordnung des Reichsinnenministers auf
das gesamte Reichsgebiet ausgeweitet; Reichsgesetzblatt (RGBI.) 1938, Teill, S. 1573; vgl. Gru-
ner, Judenverfolgung in Berlin, S.58; Joseph Walk (Hrsg.), Das Sonderrecht fiir die Juden im
NS-Staat. Eine Sammlung der gesetzlichen Malnahmen und Richtlinien — Inhalt und Bedeu-
tung, Heidelberg 21996, S.253. Zum ,Judenbann® vgl. Gruner, Judenverfolgung in Berlin,
S.60; Walk, Sonderrecht, S.262; VO tuber das Auftreten der Juden in der Offemlichkeit,
28.11.1938, in: RGBI. 1938, Teil I, S. 1676.

% Stenographische Niederschrift der Besprechung tber die Judenfrage im Reichsluftfahrt-
ministerium, 12.11. 1938, in: IMG, Bd. 28, Dok. 1816-PS, S. 500.

% Fritz Kieffer, Judenverfolgung in Deutschland — eine innere Angelegenheit? Internationale
Reaktionen auf die Fluchtlingsproblematik 1933-1939, Stuttgart 2002, S. 321.

97 Goebbels-Tagebucher, Eintrag vom 13. 11. 1938.

9% Stenographische Niederschrift der Besprechung uber die Judenfrage bei Goring,
12.11.1938, in: IMG, Bd. 28, Dok. 1816-PS, S.511; ErlaBl des Reichsministers fur Wissenschaft,
Erziehung und Volksbildung, 15. 11. 1938, in: Walk, Sonderrecht, S. 256.
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Forcierung der judischen Emigration, die seit Ende 1937 stagniertegg. Ende
November 1937 hatten Goebbels und Hitler tiber die Vertreibung der Juden
gesprochen, wobei Hitler sich ,entschlossen® zeigte, die Juden ,aus Deutschland,
ja aus ganz Europa“ zu entfernen'”’. Goebbels hatte im Frithsommer 1938 mit
Zustimmung Hitlers und in Zusammenarbeit mit Helldorf in Berlin versucht,
durch besonders schikanése MaBlnahmen die Reichshauptstadt ethnisch zu siu-
bern, also judenrein“ zu machen'”'. Vier Wochen vor dem Pogrom lieB sich
Goebbels von Helldorf tber die Fortfithrung der ,Judenaktion“ in Berlin berich-
ten und erfuhr, dass die Juden ,nun allméhlich“ Berlin verlieBen'*%. Am Morgen
nach der ,Reichskristallnacht®, als Goebbels die von Hitler angeordnete Verhaf-
tung von ,2[5]-30 000 Juden*® in sein Tagebuch notierte, figte er hinzu: ,Das wird
ziehen. Sie sollen sehen, daBl nun das MaB unserer Geduld erschopft ist.“19% Dem
Ziel der Vertreibung entsprechend wurden die Festgenommenen auch nur gegen
die Erklirung freigelassen, das Reichsgebiet binnen kurzer Frist zu verlassen'%*.
Die zitierten Passagen aus dem Tagebuch von Joseph Goebbels stellen mithin
das Schlisseldokument zur Geschichte der Novemberpogrome aus titerge-
schichtlicher Perspektive dar'””. Mit gutem Grund fanden die entsprechenden
Textstellen Eingang in alle Forschungsarbeiten und auch Anwendung als Beweis-
dokumente in juristischen Prozessen'’’. Die Hauptverantwortung Hitlers fiir die
Pogrome ist danach nicht mehr zu leugnen. Zugleich wirft dies ein Schlaglicht
auf den enormen Quellenwert der Goebbels-Tagebiicher fir die historische For-
schung; denn bei den wenigen Eintrigen aus dem Zeitraum 9.-13. November
1938 handelt es sich nur um einen winzigen Bruchteil der umfangreichen Tage-
buchquelle, die inzwischen vollstindig ediert und durch Register erschlossen ist.

% Vgl. Michael Wildt (Hrsg.), Die Judenpolitik des SD 1935 bis 1938. Eine Dokumentation,
Miunchen 1995, S.57; Ulrich Herbert, Best. Biographische Studien tber Radikalismus, Weltan-
schauung und Vernunft, 1903-1989, Bonn ®1996, S.214; Longerich, Politik, S.134 u. S.170;
Kropat, ,Reichskristallnacht, S. 27; Kieffer, Judenverfolgung in Deutschland, v. a. S. 313-324.
100 Goebbels-Tagebiicher, Eintrag vom 30. 11. 1937.

101 Ebenda, Eintrag vom 19. 6. 1938; vgl. auch Gruner, Judenverfolgung in Berlin, S. 50-53.

102 Goebbels-Tagebuicher, Eintrag vom 12.10. 1938.

103 Ebenda, Eintrag vom 10. 11. 1938.

104 Vgl. Longerich, Politik, S. 206 f.

1% Quellen der Verfolgten der Pogrome sind beispielsweise publiziert bei Monika Richarz
(Hrsg.), Judisches Leben in Deutschland. Selbstzeugnisse zur Sozialgeschichte, Bd. 3: 1918-
1945, Stuttgart 1982; Gilbert, Kristallnacht; Friedlander, Das Dritte Reich und die Juden, Bd. 1;
Thalmann/Feinermann, Die Kristallnacht.

196 Vgl. Evans, Der Geschichtsfilscher, S. 75-96.
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Bilanzen leben von Zahlen — und die waren unsicher. Dieser Mangel war um so
schmerzlicher, als er sich auf die Intensitit von Strafverfolgung von NS-Verbrechen
und damit auf ein besonders sensibles Kapitel der deutschen Geschichte bezog.
Andreas Eichmiiller, Wissenschaftler am Institut fiir Zeitgeschichte, schafft hier
Abhilfe, wobei er sich auf umfassende neuere Forschungen im Rahmen eines Koope-
rationsprojekts mit der Holocaust-Gedenkstitte Yad Vashem stiitzen kann.

Andreas Eichmiiller

Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen durch west-
deutsche Justizbehorden seit 1945

Eine Zahlenbilanz

Einleitung

In den letzten Jahren hat die strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbrechen in
Deutschland in zunehmendem MaBe das Interesse der historischen Forschung
auf sich gezogen'. Die bisherigen Veroffentlichungen basieren allerdings fast aus-
schlieBlich auf Zahlen, die schon vor mehr als 20 Jahren veréffentlicht wurden?.
Bereits etwas intensivere Recherchen in den archivierten Aktenbestinden einer
Staatsanwaltschaft zeigen jedoch, dass in den offiziellen Auflistungen Verfahren
fehlen und die Zahlen deshalb nicht exakt sein konnen. Allerdings war es bislang
kaum méoglich, alternative Zahlen zu gewinnen, da die ﬁberlieferung mancher
Verfahren unklar war und die Akten entsprechend den rechtlichen Zustindigkei-

I Vgl. etwa zuletzt Annette Weinke, ,Alliierter Angriff auf die nationale Souveranitit?“ Die Straf-
verfolgung von Kriegs- und NS-Verbrechen in der Bundesrepublik Deutschland, der DDR und
Osterreich, in: Norbert Frei (Hrsg.), Transnationale Vergangenheitspolitik. Der Umgang mit
deutschen Kriegsverbrechern in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg, Gottingen 2006, S. 37—
93, sowie die Literaturhinweise in demselben Band, S. 606 ff.

2 In aller Regel werden die Angaben in den beiden Biichern des ehemaligen Leiters der Zent-
ralen Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklirung nationalsozialistischer Verbrechen
Adalbert Ruickerl, Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen 1945-1978. Eine Dokumentation,
Heidelberg 1979, S. 125 ff., und ders., NS-Verbrechen vor Gericht. Versuch einer Vergangen-
heitsbewiltigung, Heidelberg 1984, v. a. S. 329 ff., verwendet. Auch die offiziell vom Bundesjus-
tizministerium herausgegebenen Zahlen von Beschuldigten und Verurteilten basieren auf einer
Fortschreibung dieser Daten anhand jahrlicher Meldungen der Lander, wobei jedoch die Zahl
der Beschuldigten seit Ende der 1990er Jahre nicht mehr aktualisiert worden ist. Auf eigenen,
unabhingigen Erhebungen basieren Helge Grabitz, Tater und Gehilfen des Endlésungswahns.
Hamburger Verfahren wegen NS-Gewaltverbrechen 1946-1996, Hamburg 1999, S.35f., und
Friedrich Hoffmann, Die Verfolgung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen in Hessen,
Baden-Baden 2001, S. 211, wobei die Studie von Hoffmann den bis dato ambitioniertesten Ver-
such in dieser Richtung darstellt, da er sowohl staatsanwaltschaftliche Berichte als auch Verfah-
rensakten ausgewertet hat, letztere aber nicht vollstindig, mit der Folge, dass er die Zahl der
Verurteilungen zu hoch und die der Verfahren zu niedrig ansetzt. Denn die bei den Staatsan-
waltschaften angefertigten Listen sind nicht immer zuverldssig.
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ten tUber zahlreiche Archive und Registraturen in der Bundesrepublik verstreut
aufbewahrt werden.

Ein vom Institut fiir Zeitgeschichte Miinchen-Berlin in Kooperation mit der
Holocaust-Gedenkstitte Yad Vashem in Jerusalem durchgefiihrtes Projekt zur
Inventarisierung und Teilverfilmung der Akten der Strafverfahren der westdeut-
schen Justiz wegen NS-Verbrechen seit 1945 hat nun die Basis dafiir geschaffen,
die offiziellen Verfahrenzahlen zu iiberpriifen®. In mehr als achtjahrigen Recher-
chen in Archiven, bei Justizbeh6érden und in Bibliotheken ist eine elektronische
Datenbank entstanden, die zum einen als spezielles Findmittel fir Strafverfahren
zu bestimmten historischen Fragestellungen dient, zum anderen aber erstmals
einen kompletten Uberblick tiber die Strafverfolgungsbemiihungen der westdeut-
schen Justiz seit 1945 ermoglicht*.

Quellenbasis

Die hauptsiachliche Datenbasis bilden

1) die einschligigen Verfahrensakten, die — soweit Uberliefert — alle ausgewertet
wurden. Diese Akten wurden in den 34 einschligigen Landesarchiven® und,
falls noch nicht an die Archive abgeliefert, bei den Staatsanwaltschaften® ein-
gesehen;

% Vgl. Andreas Eichmuller, Die Verfolgung von NS-Verbrechen durch westdeutsche Justizbehor-
den seit 1945 — Inventarisierung und Teilverfilmung der Verfahrensakten. Ein neues Projekt
des Instituts fiir Zeitgeschichte, in: VIZ 50 (2002), S. 507-516.

1 Vgl. ,Die Verfolgung von NS-Verbrechen durch westdeutsche Justizbehorden seit 1945.
Datenbank aller Strafverfahren und Inventar der Verfahrensakten®, bearb. im Auftrag des Insti-
tuts fiir Zeitgeschichte Minchen-Berlin von Andreas Eichmiiller und Edith Raim.

5 Es waren dies das Generallandesarchiv Karlsruhe, die Hauptstaatsarchive Dusseldorf, Hanno-
ver und Wiesbaden, das Landeshauptarchiv Koblenz, die Landesarchive Berlin, Saarbriicken,
Schleswig und Speyer sowie die Staatsarchive Amberg, Augsburg, Aurich, Bamberg, Bremen,
Buickeburg, Coburg, Darmstadt, Detmold, Freiburg, Hamburg, Landshut, Ludwigsburg, Mar-
burg, Miinchen, Munster, Niirnberg, Oldenburg, Osnabriick, Sigmaringen, Stade, Wolfenbiittel
und Wirzburg.

6 Alle Staatsanwaltschaften, die NS-Verfahren gefiihrt haben, wurden vorher angeschrieben
und nach dort noch befindlichen Akten zu NS-Verfahren befragt. Es waren dies die Staatsan-
waltschaften Aachen, Amberg, Ansbach, Arnsberg, Aschaffenburg, Augsburg, Aurich, Bad
Kreuznach, Baden-Baden, Bamberg, Bayreuth, Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn mit Zweigstelle
Siegburg, Braunschweig, Bremen mit Zweigstelle Bremerhaven, Bickeburg, Coburg, Darm-
stadt, Deggendorf, Detmold, Dortmund, Duisburg, Diisseldorf, Ellwangen, Essen, Flensburg,
Frankenthal, Frankfurt a. M., Freiburg mit Zweigstelle Lorrach, Fulda, GieBen, Goéttingen,
Hagen, Hamburg, Hanau, Hannover, Hechingen, Heidelberg, Heilbronn mit Zweigstelle
Schwabisch Hall, Hildesheim, Hof, Itzehoe, Kaiserslautern, Karlsruhe mit Zweigstelle Pforz-
heim, Kassel, Kempten, Kiel, Kleve, Koblenz, Koln, Konstanz, Krefeld, Landau, Landshut, Lim-
burg mit Zweigstellen Dillenburg und Wetzlar, Liibeck, Lineburg, Mainz, Mannheim, Marburg,
Memmingen, Moénchengladbach, Mosbach, Miinchen I und II, Miinster, Nirnberg-Fiirth,
Offenbach, Offenburg, Oldenburg, Osnabriick mit Zweigstelle Lingen, Paderborn, Passau,
Ravensburg, Regensburg mit Zweigstelle Straubing, Rottweil, Saarbriicken, Schweinfurt, Siegen,
Stade, Stuttgart, Traunstein, Trier, Tubingen, Ulm, Verden, Waldshut-Tiengen, Weiden, Wiesba-
den, Wuppertal, Wirzburg und Zweibriicken, die beiden zentralen Ermittlungsstellen fiir Nord-
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2) eine komplette Erfassung der von den bundesdeutschen Staatsanwaltschaften
1965 im Auftrag des Bundesjustizministeriums erstellten Listen tuber die bis
dahin durchgefiihrten Strafverfahren wegen NS-Verbrechen” sowie der Verfah-
renskartei bzw. -datenbank der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen
zur Aufklarung nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg.

Zusatzlich wurden die folgenden Quellen ausgewertet:

* Berichtsakten zu Einzelverfahren, Verfahrenslisten und Generalakten zum
Thema Strafverfolgung von NS-Verbrechen in den Bestinden von Justizminis-
terien, Generalstaatsanwaltschaften, Oberlandesgerichten, Staatsanwaltschaf-
ten und Landgerichten (in den jeweiligen staatlichen Archiven® oder bei den

Behorden selbst), fur die Frithzeit der Strafverfolgung die Akten der alliierten

Militéirregierungen9 sowie Urteilssammlungenlo.

® Periodika und Presseausschnittssammlungen, wobei einige Zeitungen kom-

plett oder iiber einen lingeren Zeitraum systematisch durchgesehen wurden'’,

andere — insbesondere lokale Blitter — je nach Bedarf nur fiir einige Jahre

oder punktuell fiir Tage, an denen Prozesse stattgefunden hatten'?.
Diese umfangreichen Recherchen fithrten zur Entdeckung zahlreicher bislang
unbekannter Verfahren und Prozesse. Nahezu alle bislang verwendeten Zahlen
erwiesen sich als korrekturbedtirftig. Zur Schaffung einer neuen Ausgangsbasis
fur Forschungen tuber die strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbrechen in der
Bundesrepublik und in den westlichen Besatzungszonen sollen daher im Folgen-
den die wesentlichen Zahlen dokumentiert werden.

rhein-Westfalen in Dortmund und Koln sowie die Generalstaatsanwaltschaften Bamberg, Berlin,
Celle, Diusseldorf, Frankfurt a. M., Karlsruhe, Miinchen und Stuttgart.

7 Diese Listen finden sich in 63 Bianden unter anderem im Bundesarchiv Koblenz, B141/78801-
78863. Von uns wurden Ausfertigungen aus der Registratur der Zentralen Stelle in Ludwigsburg
verwendet, die uns die Behorde dankenswerterweise kurzzeitig tiberliel3.

8 Zusitzlich zu den bereits in Anm. 5 genannten wurden noch die folgenden Archive konsul-
tiert: das Bundesarchiv Koblenz und die Hauptstaatsarchive Miinchen und Stuttgart.

9 Recherchiert wurde hierfir in den amerikanischen National Archives in Washington D. C.,
den britischen National Archives in Kew, in den franzoésischen Archives de I’Occupation fran-
caise en Allemagne et en Autriche in Colmar sowie im Bestand RG 260 (OMGUS) des Archivs
des Instituts fiir Zeitgeschichte (IfZ-Archiv).

10 Hier ist zunachst zu nennen die mehrbidndige Edition Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung
westdeutscher Strafurteile wegen Nationalsozialistischer Totungsverbrechen, bearb. von Adel-
heid L. Rater-Ehlermann und C. F. Riter, Amsterdam 1968 ff. 38 der auf 50 Bande angelegten
Reihe sind inzwischen erschienen. Ausgewertet wurden auBerdem die Urteilssammlungen des
Archivs von Yad Vashem (Bestand TR 10) und des IfZ-Archivs (Bestand G).

I Dies waren Neue Zeitung, VVN-Nachrichten, Die Tat, Das freie Wort, Die Mahnung, Jidische
Allgemeine Wochenzeitung und Judisches Gemeindeblatt.

12 Folgende Zeitungen wurden hierfiir benutzt: Darmstadter Echo, Duisburger Tagblatt, Frank-
furter Rundschau, Frankischer Tag, Hamburger Abendblatt, Hamburger Echo, Hessische Nach-
richten, Kasseler Post, Kasseler Zeitung, Kolnische Rundschau, Main-Echo, Mittelbayerische
Zeitung, Der Morgen, Minchner Merkur, Neue-Ruhrzeitung, Rhein-Neckar-Zeitung, Rhein-
pfalz, Tagesspiegel, Traunsteiner Kurier, Schwibische Landeszeitung, Schwibische Zeitung,
Der Sozialdemokrat, Stuttgarter Nachrichten, Stuttgarter Zeitung, Stiddeutsche Zeitung, Volks-
Echo, Westdeutsches Tageblatt, Westfilische Rundschau, Wiesbadener Kurier.
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Verfahren und Beschuldigte

Nach dem Ergebnis der beschriebenen Recherchen wurden von westdeutschen
und bundesrepublikanischen Staatsanwaltschaften und Generalstaatsanwaltschaf-
ten in den Jahren 1945 bis 2005'? insgesamt 36.393 Strafverfahren wegen NS-Ver-
brechen gefiihrt. In den Gesamtzahlen enthalten sind auch die im Saarland bis
zum Anschluss an die Bundesrepublik im Jahr 1957 gefuhrten Verfahren, die
Strafverfahren der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin (gelegen im West-
Berliner Stadtteil Moabit), deren Zustandigkeit sich bis zur Spaltung des Berliner
Justizwesens Anfang 1949 auf das gesamte Stadtgebiet, also auch auf Ost-Berlin
erstreckt hatte'?, sowie die 68 einschligigen Strafverfahren der Staatsanwaltschaf-
ten in Ostdeutschland seit 1990.

Als Strafverfahren wurden in der Regel nur solche staatsanwaltschaftliche
Ermittlungsverfahren gezahlt, die in das amtliche Register der Strafverfahren (Js-
Register) eingetragen wurden'”. Keine Berticksichtigung fanden Strafverfahren,
die zwar zunachst eingeleitet worden waren, dann aber zu anderen Strafverfahren
verbunden oder ins Ausland bzw. an die alliierten Besatzungsmachte abgegeben

wurden!®. Verfahren, die von einer bundesdeutschen Staatsanwaltschaft an eine

andere abgegeben wurden, wurden als eines gezahlt, falls die Abgabe alle zu die-
sem Zeitpunkt im Verfahren beschuldigten Personen umfasste, und derjenigen
Staatsanwaltschaft zugeordnet, die das Verfahren zum Abschluss brachte. Hatte
die abgebende Staatsanwaltschaft jedoch das Verfahren gegen einen oder meh-

¥ Die Jahre 2006 und 2007 wurden nicht mit einbezogen, da ein gréferer Teil der in diesen
Jahren eingeleiteten Verfahren noch nicht abgeschlossen ist.

14 In Berlin bestanden ab 1948 vier Sektorenstaatsanwaltschaften, die im Fall einer Anklage das
Verfahren an die Staatsanwaltschaft im britischen Sektor, wo das zentral zustandige Landgericht
seinen Sitz hatte, abgaben. Verfahren der Staatsanwaltschaft im Ostsektor sind daher nur ent-
halten, wenn sie 1948 noch zur Anklage und zu Gericht kamen. Zur gerichtlichen Situation in
Berlin vgl. Friedrich Scholz, Berlin und seine Justiz. Geschichte des Kammergerichtsbezirks
1945-1980, Berlin/New York 1982, S. 91 ff.

15 Dies kann in einigen Féllen zu leichten Verzerrungen fiihren, da die Praxis der Staatsanwalt-
schaften bei der Eintragung nicht immer dieselbe war. So trugen manche Staatsanwaltschaften
z.B. die in den 1980er Jahren eingeleiteten Strafverfahren nach Auswertung der Karteien der
UN War-Crimes-Comission sofort ins Js-Register ein, wihrend andere sie zundchst nur ins Allge-
meine Register (AR) aufnahmen und sie erst ins Js-Register tibertrugen, wenn konkrete Hin-
weise zum Tatvorwurf vorlagen und die Beschuldigten nicht schon tot waren; vgl. etwa Grabitz,
Tater und Gehilfen, S. 35. Nicht enthalten in den Zahlen sind auch etwa 1700 Vorermittlungs-
verfahren der Zentralen Stelle, die nicht an eine Staatsanwaltschaft abgegeben wurden, weil
sich entweder bei einer allgemeinen Uberpriifung etwa eines KZ-AuBenlagers kein Hinweis
auf ein noch verfolgbares Verbrechen ergab oder alle als Beschuldigte fiir eine Tat infrage kom-
menden Personen schon tot waren.

16 Die Zahl der eingeleiteten Verfahren ist deshalb héher als die der gefiihrten und abgeschlos-
senen Verfahren. Die Zahl der verbundenen Verfahren belief sich auf etwa 1500 bis 2000, die
der ins Ausland oder an die Alliierten abgegebenen Verfahren auf mindestens 250. Auch die
Zahl der bei Grabitz, Téater und Gehilfen, S. 35, genannten und vorwiegend auf einer Auswer-
tung der Verfahrensregister beruhenden 3451 von der Staatsanwaltschaft Hamburg bis 1995
eingeleiteten Ermittlungsverfahren ubersteigt die der von uns festgestellten durchgefiihrten
Ermittlungsverfahren erheblich.
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rere Beschuldigte bereits vor der Abgabe erledigt, so zdhlte dies als eigenes Ver-
fahren.

Aufgrund der fir einige Staatsanwaltschaften sehr llickenhaften Aktentiberlie-
ferung ist die Zahl der durchgefithrten Strafverfahren wegen NS-Verbrechen
noch etwas hoher anzusetzen als die der tatsichlich festgestellten 36.393,
geschitzt um ca. zwei bis drei Prozent. Denn im Lauf der Recherchen zeigte sich
hiufig, dass dort, wo die Uberlieferung dicht war, einschligige Strafverfahren auf-
tauchten, die in den Meldungen der Staatsanwaltschaften aus dem Jahr 1965
nicht enthalten waren'”.

Die 36.393 Strafverfahren wegen NS-Verbrechen richteten sich gegen 172.294
namentlich benannte Beschuldigte, 6340 davon waren Frauen (3,7 Prozent). In
2378 Verfahren konnte im Verlauf der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
keine als Beschuldigte in Frage kommende Person namentlich festgestellt wer-
den, sie liefen deshalb gegen unbekannt.

Die Zahl der Beschuldigten ist nicht identisch mit der Zahl der in den Verfah-
ren beschuldigten Personen. Letztere liegt niedriger, da gegen nicht wenige Per-
sonen mehrere Ermittlungsverfahren durchgefithrt wurden'®. Die genaue Zahl
der Personen festzustellen ist nicht moéglich, da von zahlreichen Beschuldigten
nur unvollstindige Personalien zu ermitteln waren oder nur phonetische
Namensnennungen vorlagen. Geschatzt durfte es sich um etwa 140.000 Personen
handeln.

Zeitliche Entwicklung

Bereits wenige Wochen nach Kriegsende nahmen die ersten Staatsanwaltschaften
in Westdeutschland ihre Arbeit wieder auf'?. Noch im Laufe des Jahres 1945 wur-
den in den drei westlichen Besatzungszonen mehrere Hundert Ermittlungsver-
fahren wegen nationalsozialistischer Verbrechen eingeleitet, erste Anklagen erho-

17 So sind etwa die von Mandy Jakobczyk, ,Das Verfahren ist einzustellen.“ Staatsanwaltschaftli-
che Ermittlungsverfahren wegen nationalsozialistischer Gewaltverbrechen in Schleswig-Hol-
stein bis 1965, in: Demokratische Geschichte 15 (2003), S.239-290, hier S. 258 ff., und dieser
folgend Uwe Danker/Astrid Schwabe, Schleswig-Holstein und der Nationalsozialismus, Neu-
minster 2005, S.175, genannten Zahlen fir Schleswig-Holstein zu niedrig, weil sie allein auf
den Berichtslisten basieren. Wir konnten fiir die Zeit von 1945 bis 1964 998 von schleswig-hol-
steinischen Staatsanwaltschaften gefiihrte NS-Verfahren ermitteln (Jakobczyk nur 837), 473
Anklagen (230), 200 Gerichtsprozesse (135) und 136 Verurteilungen (119).

18 Auf die hochste Zahl brachten es die beiden SS-Funktionire des Konzentrationslagers Sach-
senhausen Gustav Sorge und Wilhelm Schubert mit 66 bzw. 59 Verfahren. Beide wurden am
6.2. 1959 durch das Schwurgericht beim Landgericht Bonn zu lebenslanger Haft verurteilt, wes-
halb alle noch laufenden Verfahren gegen sie gemall § 154 StPO eingestellt wurden. Solch
hohe Zahlen waren freilich eine Ausnahme, nur gegen acht Personen liefen mehr als 20 Ver-
fahren, gegen 144 aber immerhin mehr als zehn.

19 Vgl. Edith Raim, Der Wiederaufbau der westdeutschen Justiz unter alliierter Aufsicht und die
Verfolgung von NS-Verbrechen 1945 bis 1949/50, in: Hans Braun/Uta Gerhardt/Everhard
Holtmann (Hrsg.), Die lange Stunde Null. Gelenkter sozialer Wandel in Westdeutschland
nach 1945, Baden-Baden 2007, S. 141-173.
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Tabelle 1: Zahl der neu eingeleiteten Strafverfahren wegen NS-Verbrechen, der Anklagen,
der rechtskriftigen Verurteilungen, Freispriiche und Einstellungen mit Urteil nach Jahr

Verfahren Anklagen Verurteilungen Freispriiche Einstellungen
1945 382 120 25 2 0
1946 2023 847 257 94 9
1947 4135 3029 900 554 28
1948 4160 5362 2011 1627 137
1949 3346 3975 1474 1426 326
1950 1951 1381 743 688 1040
1951 957 431 262 260 289
1952 345 137 172 110 104
1953 226 70 114 68 62
1954 162 49 46 58 18
1955 276 27 15 10 11
1956 267 47 25 18 3
1957 324 35 29 4 4
1958 488 28 20 12 4
1959 1075 32 12 13 2
1960 1326 48 16 7 1
1961 980 64 30 16 0
1962 771 74 35 8 0
1963 582 162 25 7 4
1964 681 59 20 11 5
1965 903 95 67 23 6
1966 437 76 47 23 1
1967 525 96 26 5 0
1968 548 77 67 29 4
1969 433 43 22 15 15
1970 451 73 24 9 13
1971 416 42 18 11 2
1972 407 29 22 8 1
1973 363 25 35 13 0
1974 278 31 14 4 0
1975 277 31 7 3 1
1976 327 24 7 11 2
1977 332 18 5 3 2
1978 261 17 5 2 3
1979 230 2 5 7 0
1980 244 12 10 4 0
1981 217 9 16 6 0
1982 134 5 7 2 1
1983 134 8 2 3 0
1984 114 1 0 3 0
1985 108 4 6 1 0
1986 69 4 0 0 0
1987 52 1 0 0 0
1988 1069 0 4 2 0
1989 556 4 2 0 0
1990 386 5 0 1 0
1991 567 0 0 1 0
1992 310 2 2 0 0
1993 244 2 1 1 1
1994 78 1 0 0 1
1995 72 0 0 0 0
1996 46 0 0 0 0
1997 25 2 1 0 0
1998 1091 2 0 0 0
1999 43 0 2 0 0
2000 35 2 0 0 0
2001 64 0 1 0 0
2002 15 1 0 0 0
2003 12 1 0 0 0
2004 37 2 0 0 1
2005 26 0 0 1 0
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ben und erste Urteile gesprochen. In den folgenden Jahren stieg die Zahl der
jahrlich eingeleiteten Strafverfahren® wegen NS-Verbrechen rasch an — bis auf
einen Spitzenwert von tiber 4000 in den Jahren 1947 und 1948.

Danach folgte ein insbesondere zu Beginn der funfziger Jahre starker Riick-
gang bis auf nur mehr 162 neu eingeleitete Verfahren im Jahr 1954, dem Jahr
des zweiten Straffreiheitsgesetzes des Bundes. Ab 1955 begannen die Zahlen wie-
der zu steigen und erreichten 1959/1960 unter dem Einfluss der Grindung der
Zentralen Stelle und der drohenden Verjahrung bei Totschlag erneut einen Wert
iber 1000. Die Arbeit der Zentralen Stelle ldutete in der Strafverfolgung von NS-
Verbrechen in der Bundesrepublik auch insofern eine neue Phase ein, als nun
ein immer groBerer Anteil an Verfahren von Amtswegen auf der Basis einer syste-
matischen Auswertung von Akten eingeleitet wurde, wihrend in den vierziger
und fiinfziger Jahren private Anzeigen dominiert hatten. AuBerdem wurden nun
haufiger als frither groe komplexe Ermittlungsverfahren begonnen, etwa gegen
das gesamte Personal bestimmter Polizeieinheiten oder Konzentrationslager®'.

Die Zahl der neuen Verfahren sank jedoch bald erneut ab, und es setzte wieder
ein nahezu stetiger Riickgang ein, der nur durch einen Schub im Vorfeld der
drohenden Verjahrung von Mord 1964/65 unterbrochen wurde. 1986 sank die
Zahl der neu eingeleiteten Verfahren dann erstmals unter 100. Gegen Ende der
achtziger Jahre fithrte die Offnung der Akten der United Nations War Crimes
Commission (UNWCC) und des Central Registry of War Criminals and Security
Suspects (CROWCASS) noch einmal zu einer grofen Zahl von Neueinleitungen,
ehe sich ab Mitte der neunziger Jahre der Riickgang wieder fortsetzte®*. Jedoch
wurden auch in den letzten Jahren jahrlich noch mehr als zehn neue Verfahren
eingeleitet.

Dieser zeitliche Verlauf war im Groben bereits seit den Veroffentlichungen
Adalbert Riickerls in den siebziger und achtziger Jahren bekannt. Die hier durch-
gefiihrten Recherchen haben die bei Riickerl sichtbar werdenden Trends besta-
tigt, wenngleich die Zahlen sich nicht decken. Nach unseren Ergebnissen war die
Zahl der Verfahren in den vierziger Jahren hoéher, im nachfolgenden Jahrzehnt
dann aber geringer als Rickerl sie angibt. Der Riickgang zu Beginn der funfziger
Jahre fallt damit sogar noch deutlicher aus als bisher angenommen. Die Unter-
schiede in den Zahlen haben ihren Grund zum einen darin, dass im Laufe unse-
rer Recherchen zahlreiche bislang unbekannte Verfahren insbesondere aus den

20 Wenn hier und im Folgenden von eingeleiteten Verfahren die Rede ist, bezieht sich dies
gemal der genannten Einschriankung nur auf die dann auch durchgefiihrten Verfahren.

2l Die durchschnittliche Zahl der in einem Ermittlungsverfahren beschuldigten Personen stieg
daher an. Hatten sich die bis 1958 eingeleiteten 19.042 Verfahren gegen 52.083 Beschuldigte
gerichtet, so ermittelten die Staatsanwaltschaften in den 17.351 Verfahren der Jahre 1959-
2005 gegen 120.211 Beschuldigte.

2 AusreiBler wie insbesondere im Jahr 1998 begriinden sich in Aufsplittungen von Einzelverfah-
ren. So begann 1998 die Staatsanwaltschaft Frankfurt a. M. gegen ein lettisches Schutzmann-
schaftsbataillon zu ermitteln und leitete entgegen der sonst etwa in Dortmund tiblichen Praxis
gegen jeden der mehr als 1000 namentlich bekannten Angehoérigen des Bataillons ein eigenes
Ermittlungsverfahren ein.
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Besatzungsjahren entdeckt werden konnten. Zum anderen haben wir das Einlei-
tungsjahr eines Verfahrens nicht allein nach dem Aktenzeichen bestimmt, son-
dern auch aus den Verfahrensakten selbst. Dabei stellte sich heraus, dass man-
ches Verfahren bereits friher eingeleitet worden war, als es das Aktenzeichen
suggerierte, im Laufe der Zeit jedoch wegen vorldufiger Einstellung, Referats-
wechsel, zwischenzeitlicher Abgabe oder dhnlicher Griinde das Aktenzeichen
gewechselt hatte. AuBerdem scheint Riickerl auch einige Verfahren mitgezihlt zu
haben, die keine NS-Verbrechen zum Gegenstand hatten, sondern Verbrechen
im Rahmen der Vertreibung von Deutschen aus dem Osten oder Kameradenmiss-

handlungen in sowjetischen Kriegsgefangenenlagern®.

Tabelle 2: Anteil der einzelnen Verbrechenskomplexe an den Strafverfahren wegen NS-Verbrechen in
Prozent (da fiir manche Verfahren mehr als ein Komplex zutraf, betragt die Summe jeweils mehr als 100)

1945-2005 1945-1949 1960-2005
Denunziation 17,9 38,3 1,7
Endphase 5,3 3,8 5,8
Euthanasie 1,2 0,7 1,7
Fremdarbeiter 4,0 4,6 3,5
Justiz 2,6 0,5 49
Kriegsverbrechen 12,9 1,2 24,5
KZ/Haftstitten 17,0 6,7 25,8
Massenvernichtung 12,5 1,2 23,0
Politische Gegner 8,9 16,3 1,0
Reichskristallnacht 6,8 15,4 0,6
Zentrale Behorden 1,0 0,2 1,6
Sonstige 9,4 7.8 12,3
Unbekannt/Unsubstantiiert 8,8 11,3 5,2

Teilt man die Strafverfahren auf verschiedene Verbrechenskomplexe auf**, so do-

minieren mit jeweils etwa einem Sechstel der Strafverfahren die Denunziation®

sowie die Verbrechen in Konzentrationslagern und anderen Haftstitten. Jeweils

2 Worauf die Ruckerlschen Zahlen basieren, lieB sich mit letzter Sicherheit nicht feststellen,
wahrscheinlich beruhen sie auf einer Auswertung der Meldungen der Staatsanwaltschaften an
das Bundesjustizministerium aus dem Jahr 1965, die auch im Rahmen unseres Projektes ver-
wendet und tberprift wurden.

2 Insgesamt wurden 12 Verbrechenskomplexe unterschieden, die sich zunichst aus Kompatibi-
litaitsgrinden an die fiir die Reihe Justiz und NS-Verbrechen gebildeten Kategorien anlehnen.
Vgl. C. F. Riiter/D. W. de Mildt, Die westdeutschen Strafverfahren wegen nationalsozialistischer
Totungsverbrechen, 1945-1997, Amsterdam/Munchen 1998, S.293. Da diese Kategorien
jedoch die vor dem Krieg begangenen Verbrechen und die Nicht-Tétungsverbrechen nicht
oder nur mangelhaft abbilden, wurden weitere Komplexe hinzugefiigt, namlich: Verbrechen
an politischen Gegnern in der ersten Zeit nach der Machtiibernahme, Verbrechen im Rahmen
der sogenannten Reichskristallnacht oder anderer pogromartiger Ausschreitungen gegen
Juden in der Vorkriegszeit und Verbrechen an Fremdarbeitern.

% Der Anteil der Denunziationen durfte letztlich sogar noch hoher — etwa ein Funftel bis ein
Viertel — gewesen sein, da es sich bei einem groBen Teil der Verfahren, fiir die aufgrund fehlen-
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etwa ein Achtel aller Verfahren entfallen auf Kriegsverbrechen und Massenver-
nichtungsverbrechen. Fast ein Zehntel aller Verfahren konnte aufgrund fehlen-
der Akten und anderer Hinweise keinem Komplex zugeordnet werden.

Im Laufe der Zeit ergaben sich bei den in den NS-Verfahren behandelten Ver-
brechenskomplexen erhebliche Verschiebungen. In den ersten Jahren nach dem
Krieg wurden, auch verursacht durch rechtliche Beschrankungen seitens der alli-
ierten Besatzungsmaichte, in stark iberwiegendem MaBe Straftaten verfolgt, die
innerhalb des Reichsgebietes in den Grenzen von 1938 begangen worden waren.
In 95 Prozent der in den Jahren 1945 bis 1949 eingeleiteten Strafverfahren
wegen NS-Verbrechen war die Straftat in Deutschland begangen worden. Bei den
Verbrechenskomplexen dominierten Denunziation (38 Prozent der Verfahren),
Verbrechen in der sogenannten Reichskristallnacht und an politischen Gegnern
nach der Machtiibernahme (je 15-16 Prozent), meist mit minderschweren Tatvor-
wiirfen wie Korperverletzung, Landfriedensbruch oder Freiheitsberaubung. Die
Ermordung der osteuropdischen Juden oder Verbrechen der Wehrmacht hinge-
gen waren in dieser Zeit vergleichsweise selten (je 1,2 Prozent) Gegenstand straf-
rechtlicher Ermittlungen%.

Im Laufe der fiinfziger Jahre riickten dann bedingt durch die Verjihrung oder
Amnestierung geringfiligigerer Delikte andere Verbrechenskomplexe und auBer-
deutsche Tatorte immer starker ins Zentrum der Strafverfolgung. Besonders deut-
lich wurde diese Schwerpunktverschiebung seit der Grundung der Zentralen
Stelle, deren Zustandigkeit ja zunachst auf im Ausland begangene NS-Verbrechen
beschrankt war. So betrug der Anteil der Strafverfahren, die im Reichsgebiet
begangene Verbrechen zum Gegenstand hatten, in den sechziger Jahren nur-
mehr zwei Fiinftel und in den siebziger Jahren dann lediglich noch ein Fiinftel.
Parallel dazu verengte sich die Bandbreite der noch verfolgbaren Tatbestinde
nun immer weiter, bis schlieBlich 1960 allein noch Mord tbrig blieb?”. Bei den
Verbrechenskomplexen standen deshalb seit den sechziger Jahren die Verfolgung
von Straftaten in Konzentrationslagern und anderen Haftstitten (Anteil 1960-
1969: 24 Prozent, 1970-2005: 27 Prozent), die Massenvernichtungsverbrechen an
Juden (jeweils 23 Prozent) und die Kriegsverbrechen (18 Prozent bzw. 30 Pro-
zent) im Vordergrund%.

der Akten der Verbrechenskomplex nicht mehr zu bestimmen war, wahrscheinlich um Denun-
ziationen handelte.

% Allerdings waren bereits Ende der 1940er/Anfang der 1950er Jahre etwa Ermittlungsverfah-
ren zu den Vernichtungslagern Auschwitz, Sobibor und Treblinka oder den JudenerschieBun-
gen in Riga, in Wilna und mehreren Orten in Polen anhingig. Jedoch konzentrierten sich diese
Verfahren in der Regel auf die Taten von ein oder zwei Personen.

?7 Die Verjahrungsfristen konnten jedoch durch eine rechtzeitige richterliche Handlung unter-
brochen werden. 1960 etwa geschah dies in vielen Fillen von T6tungsverbrechen, bei denen
Totschlag infrage kam und noch kein Beschuldigter hatte ermittelt werden kénnen, in Form
einer Bestimmung des Gerichtsorts durch den Bundesgerichtshof.

2 Wihrend die Strafverfahren wegen Massenvernichtungs- und Kriegsverbrechen zu Beginn
der 1960er Jahre auch zahlenmaBig deutlich gegentiber dem Ende der 1940er Jahre angewach-
sen waren, war dies bei den Verbrechen in Konzentrationslagern und anderen Haftstatten nicht
der Fall. Hier wurden die Werte der Jahre 1948/49 nicht mehr ganz erreicht.
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Verfahrensausgang

In 5672 oder 16 Prozent aller 36.393 Verfahren wurde Anklage erhoben, wobei
dieser Anteil fast naturgemdll im Laufe der Jahre immer weiter absank. Bei den
in den vierziger Jahren eingeleiteten Verfahren lag er noch bei 35 Prozent, fiel
aber bereits in den finfziger Jahren deutlich auf neun Prozent, in den sechziger
Jahren dann auf vier Prozent, in den siebziger Jahren auf zwei Prozent und in
den achtziger Jahren unter ein Prozent. Insgesamt wurden 16.740, also knapp
zehn Prozent aller namentlich Beschuldigten angeklagt®®, darunter 2510 wegen
Totungsdelikten. Die geringe Anklagequote hatte auch damit zu tun, dass einige
Staatsanwaltschaften seit den sechziger Jahren dazu ibergingen, gegen ganze Ein-
heiten zu ermitteln und alle namentlich zu recherchierenden Einheitsangehori-
gen als Beschuldigte einzutragen, egal ob sie zum Zeitpunkt des Ermittlungsbe-
ginns noch lebten oder zum Zeitpunkt der untersuchten Straftaten der Einheit
angehorten. Insbesondere die Zentralstelle des Landes Nordrhein-Westfalen in
Dortmund ging haufig auf diese Weise vor und kam so insgesamt seit ihrem
Bestehen im Jahr 1961 auf die enorme Zahl von iiber 61.000 Beschuldigten, das
waren mehr als ein Drittel aller Beschuldigten in NS-Verfahren tiberhaupt™.

Ein Teil der hohen Einstellungsquote in NS-Verfahren erklart sich aus solchen
verfahrenstechnischen Vorgehensweisen. Insgesamt wurde gegen 63 Prozent der
Beschuldigten das Verfahren eingestellt, gut 20 Prozent waren dabei bereits bei
Aufnahme der Ermittlungen tot oder verstarben in deren Verlauf. Etwas mehr als
ein Prozent der Beschuldigten wurde nach gerichtlicher Voruntersuchung auler
Verfolgung gesetzt. Bei den restlichen knapp sechs Prozent ist das Verfahren ent-
weder derzeit noch nicht abgeschlossen oder der Verfahrensausgang war auf-
grund fehlender Akten nicht mehr zu ermitteln, wobei in letzterem Fall in der
Regel von einer Verfahrenseinstellung auszugehen sein durfte.

Bei den Griinden fiir die Einstellungen dominierte die nicht fiir eine Anklage
ausreichende Beweislage. Zahlreich waren auch die Einstellungen wegen Nichter-
mittlung des Beschuldigten, sei es, dass sein Aufenthalt nicht festgestellt werden
konnte, sei es, dass die Namensangaben so unzureichend waren, dass nicht ein-
mal die genauen Personalien festgestellt werden konnten. In sehr viel geringe-
rem MaB erfolgten Einstellungen mit rechtlichen Argumenten wie etwa aufgrund

# Wurde ein Beschuldigter in einem Verfahren mehrfach angeklagt, so wurde dies hier als ein
Anklagefall gewertet. Mitgezdhlt sind 16 Fille, in denen eine bereits in der NS-Zeit gefertigte
Anklage, die damals aufgrund von Amnestie oder Verfahrensniederschlagung nicht vor Gericht
gekommen war, nach Kriegsende erneut bei Gericht eingereicht wurde. Entsprechend der zeit-
lichen Begrenzung auf die Jahre bis 2005 sind in der Zahl der Anklagen zwei im Winter und
Frihjahr 2008 erhobene Anklagen nicht enthalten.

% In einigen Verfahren der Zentralstelle Dortmund lag die Zahl der Beschuldigten tber Tau-
send. Bei der recht unterschiedlichen Art und Weise der Eintragung von Beschuldigten
erscheint auch ein Vergleich einzelner Staatsanwaltschaften nach der von dieser bearbeiteten
oder angeklagten Beschuldigtenzahl nur bedingt aussagekraftig. Die Staatsanwaltschaft mit
den nachstmeisten Beschuldigten war mit groBem Abstand Hamburg, das gegen 9305 Beschul-
digte ermittelte. Wiederum mit einigem Abstand folgten die Zentralstelle KéIn sowie die Staats-
anwaltschaften Miinchen I und Frankfurt a. M. mit jeweils etwas mehr als 6000 Beschuldigten.
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von Verjihrung oder einer Amnestie. Genaue Aussagen beziiglich der Einstel-
lungsgrinde sind freilich schwierig zu treffen, da gerade zu vielen eingestellten
Verfahren keine Akten tiberliefert sind.

Prozesse

Gegen 2045 der 16.740 Angeklagten kam es zu keiner gerichtlichen Hauptver-
handlung, weil die Verfahren vorher aufgrund einer Amnestie eingestellt wurden
(780 Fille), das Gericht die Eréffnung des Hauptverfahrens ablehnte (633 Falle),
die Angeklagten verstarben (234 Fille) oder verhandlungsunfihig wurden (59
Falle). In einigen Fillen (133) nahm die Staatsanwaltschaft auBlerdem ihre An-
klage wieder zurtick und stellte das Verfahren ein, hiufig weil sich die Beweislage
verandert hatte®'.

4964 aller einschlagigen staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren der
westdeutschen Staatsanwaltschaften, also ein knappes Siebtel (14 Prozent), fihr-
ten zu einem Prozess. 14.693 Angeklagte standen vor den Richtern, gegen 741
von ihnen erging allerdings kein rechtskriftiges Urteil®®. Verantwortlich dafiir
waren hauptsichlich Amnestien (504 Fille)®®, insbesondere das Straffreiheitsge-
setz vom 31. Dezember 1949, das Strafen bis zu sechs Monaten amnestierte. Wei-
tere wichtige Griinde, die verhinderten, dass Urteile gesprochen oder rechtskraf-
tig werden konnten, waren der Tod und die Verhandlungsunfahigkeit des Ange-
klagten (102 und 50 Falle) sowie der Wegfall der Ermachtigung zur Anwendung
des Kontrollratsgesetzes Nr. 10%* (42 Fille).

31 Weitere Grinde waren rechtlicher Natur. In 23 Fillen wurde auf Verjihrung erkannt, in 19
Fillen von einer weiteren Verfolgung abgesehen, weil die zu erwartende Strafe gegeniiber einer
anderen bereits rechtskraftig ergangenen nicht ins Gewicht gefallen ware (§ 154 StPO), in 14
Fillen weil die Schuld als sehr geringfiigig angesehen wurde (§ 153a StPO). Andere Angeklagte
konnten nicht zur Hauptverhandlung gebracht werden, weil sie flichtig oder aus sonstigen
Griinden nicht greifbar waren, sie bereits wegen der Sache bestraft waren, ihre Unzurechnungs-
fahigkeit festgestellt oder die Anklagegrundlage (die Erméchtigung der alliierten Besatzer zur
Aburteilung nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 10) vor dem Termin der Verhandlung weggefallen
war (25). Acht Fille mussten an die Alliierten und 25 nach der Teilung der Berliner Justiz an
die Staatsanwaltschaft Ost-Berlin abgegeben werden. Die fehlende Aktentiberlieferung ist dafiir
verantwortlich, dass der Einstellungsgrund in 39 Fallen nicht festgestellt werden konnte. Aus
den gleichen Griinden gelang es bei 26 Anklagen nicht, festzustellen, wie sie beendet wurden.
Aufgrund des fehlenden Gerichtsaktenzeichens ist davon auszugehen, dass es zu keiner Haupt-
verhandlung kam, weshalb alle diese Fille hier angefithrt werden.

% In 14 weiteren Fallen war aufgrund der fehlenden Akteniiberlieferung nicht festzustellen, ob
ein rechtskriftiges Urteil erging.

% In den allermeisten dieser Falle wurden die Verfahren nach der Einlegung von Revision
gegen das erstinstanzliche Urteil von den erkennenden Gerichten selbst per Beschluss einge-
stellt, so dass eine Revisionsentscheidung uberflissig wurde.

3 Siehe Anmerkung 41.
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Rechtskriftige Urteile ergingen somit gegen 13.952 Angeklagte™. Von diesen
wurden 6656 verurteilt’® (48 Prozent) und 5184 freigesprochen, gegen die iibri-
gen 2101 Angeklagten verfiigten die Gerichte eine Einstellung37. Die Freispruche
erfolgten in den allermeisten Fallen, weil nach Ansicht der Richter die vorliegen-
den Beweise fiir eine Verurteilung nicht ausreichten, in einigen Féllen sahen sie
auch die Unschuld des Angeklagten als erwiesen an. Die Einstellungen begriinde-
ten sich in 61 Prozent der Fille auf eine Anwendung des Straffreiheitsgesetzes
des Bundes von 1949. In 191 Fallen kamen Amnestiegesetze der Lander aus der
Besatzungszeit zur Anwendung und in 18 Fallen das Straffreiheitsgesetz des Bun-
des von 1954. In einer groBeren Zahl von Fillen (257) verfugten die Richter
auflerdem eine Einstellung wegen Verjahrung. Mehr als vier Fiinftel dieser Ein-
stellungen wegen Verjahrung datierten auf die Jahre bis 1952. Meist verneinten
die Gerichte hier eine Anwendbarkeit der die Verjihrung hemmenden Gesetze
und Verordnungen, da sie die Verbrechen und Vergehen fiir so geringfiigig
erachteten, dass ein nachtrigliches Sithnebedirfnis nicht bestehe, oder sie kei-
nen genuin nationalsozialistischen Hintergrund der Taten erkennen konnten.
Seit der Verjahrung von Totschlag im Jahr 1960 erfolgten auBerdem mehrere
Einstellungen, weil die Richter die im Strafgesetzbuch (StGB) vorgeschriebenen
Mordmerkmale (Grausamkeit, Heimtlicke oder niedere Beweggriinde) nicht als
bewiesen ansahen®®,

Das zunachst von seinen explizit nationalsozialistischen Vorschriften gesauberte
und in der Folge mehrfach geanderte und reformierte Reichsstrafgesetzbuch von
1871 bildete die hauptsichliche rechtliche Grundlage der Strafverfolgung™.
Anfanglich war die Zustandigkeit jedoch aufgrund der alliierten Restriktionen im
Kontrollratsgesetz Nr. 4 auf die Aburteilung von Verbrechen von Deutschen an

% Mehrere rechtskraftige Urteile gegen einen Beschuldigten in einem Verfahren, die aufgrund

von Abtrennungen von Verfahrensteilen oder Wiederaufnahmen entstehen konnten, wurden
als eins gezahlt. In dieser Zahl enthalten sind auch Urteile des Landgerichts Berlin, die vor
der Aufspaltung der dortigen Justiz in Ost und West ergingen, jedoch erst nach der erfolgten
Trennung durch ein Urteil des Ost-Berliner Kammergerichts, an das die Akten wegen ortlicher
Zustandigkeit abgegeben worden waren, rechtskriftig wurden. In der Sammlung Justiz und NS-
Verbrechen finden sich einige solcher Urteile in den DDR-Banden.

% Nicht mitgezahlt wurden dabei rechtskraftige Verurteilungen, die in Wiederaufnahmeverfah-
ren aufgehoben wurden. Insgesamt konnten 93 solcher Verurteilungen festgestellt werden, dar-
unter neun zu lebenslanger Haft und drei zum Tod. Nur in einem knappen Drittel dieser Wie-
deraufnahmen erfolgte eine erneute Verurteilung, meist jedoch zu geringeren Strafen als
urspriinglich. Vgl. zu solchen Verfahren und deren Problematik Hoffmann, Verfolgung natio-
nalsozialistischer Gewaltverbrechen, S. 266 ff.

% In 13 Fillen konnte nicht ermittelt werden, wie das rechtskriftige Urteil lautete.

3 In neun Fillen fithrte die 1968 in Kraft getretene Anderung des § 50, Absatz 2 StGB mangels
Beweisen fiir eigene niedere Beweggrinde des Taters zu einer Verjihrung von Beihilfe zum
Mord. Vgl. zu dieser Anderung Riickerl, NS-Verbrechen, S. 190 f., und Marc von Miquel, Ahn-
den oder amnestieren? Westdeutsche Justiz und Vergangenheitspolitik in den sechziger Jahren,
Gottingen 2004, S. 327 ff.

% Vgl. Hinrich Riping/Walter Jerouschek, Grundril der Strafrechtsgeschichte, Miinchen
42002, S. 124 f., und Ruckerl, NS-Verbrechen, S. 105 ff. Das StGB wurde 1953 mit allen Anderun-
gen bis dahin in einer Neufassung verkiindet; vgl. BGBL. 1 1953, S. 1083 ff.
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Deutschen oder Staatenlosen beschrankt. Diese Beschrinkung wurde mit dem
Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission zum 1. Januar 1950 aufgehoben,
sie war jedoch bereits zuvor mehrfach durch Einzelermdchtigungen der Besat-
zungsmichte auBer Kraft gesetzt worden. In der amerikanischen Zone wurden
solche Ermachtigungen etwa zur Verfolgung von Verbrechen an Juden in Ost-
europa oder an auslindischen Zwangsarbeitern in der Regel seit 1948, in der
britischen Zone seit 1949 erteilt.

Neben dem StGB konnten die deutschen Strafverfolgungsbehdrden in der bri-
tischen und franzosischen Besatzungszone seit Mitte 1946 auch das von den Alli-
ierten fur deren eigene Strafverfolgung geschaffene Kontrollratsgesetz Nr. 10 zur
Bestrafung von NS-Verbrechen anwenden. Denn das Gesetz sah explizit die Mog-
lichkeit einer Ubertragung der Bestrafung an deutsche Gerichte vor, allerdings
bei strikter Beschrankung auf Verbrechen an Deutschen und Staatenlosen. Wah-
rend die Briten und Franzosen anfangs in Einzelfillen und bald in allgemeiner
Form den Deutschen die Anwendung des Kontrollratsgesetzes gestatteten, unter-
blieb in der amerikanischen Besatzungszone eine solche Ermichtigung, weshalb
dort allein das StGB mafigeblich blieb. Freilich wandten auch in der britischen
und franzosischen Zone die deutschen Strafverfolgungsbehérden bei NS-Verbre-
chen das Kontrollratsgesetz nicht immer und nach Moglichkeit zusammen mit
dem deutschen StGB (in Idealkonkurrenz) an. Die alleinige Anwendung des
Kontrollratsgesetzes beschrankte sich in tiberwiegendem MaBe auf die nach deut-
schem Recht schwer zu fassenden Denunziationsfille. Anders war die Lage im
(autonomen) Saarland®® und in Berlin, wo ausschlieBlich das Kontrollratsgesetz
Nr. 10 zur Anwendung kam, in Berlin auch im amerikanischen und bis zur offi-
ziellen Abtrennung des Ostteils auch im sowjetischen Sektor durch Einzelerméach-
tigungen. Nach der auf deutsches Drangen von den Hohen Kommissaren Grof-
britanniens und Frankreichs zum 31. August 1951 verfiigten Riicknahme der all-
gemeinen Ermachtigungen zur Anwendung des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 und
entsprechenden Verfiigungen der Sektorenkommandanten von Berlin im Juni
und Juli 1952 blieb fiir das gesamte Bundesgebiet als alleinige Grundlage der
Strafverfolgung von NS-Verbrechen das StGB*'. Insgesamt waren bis dahin etwa
2600 Verurteilungen nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 erfolgt, davon etwa die
Hilfte in Tateinheit mit einem Verbrechen nach dem StGB**.

10 Vgl. dazu demnichst Andreas Eichmuller, ,AuBergewohnliche Milde“ — Die strafrechtliche
Verfolgung von NS-Verbrechen im Saarland 1945-1955, in: Jahrbuch fiir westdeutsche Landes-
geschichte 34 (2008).

11 Vgl. Bundesanzeiger Nr. 169 vom 10. 10. 1952. Durch den Uberleitungsvertrag von 1955 ent-
stand eine neue rechtliche Beschrankung der Zustindigkeit deutscher Gerichte bei NS-Verbre-
chen dahingehend, dass sie diese Falle, die bereits von den westlichen Alliierten abgeurteilt
worden waren, nicht erneut vor Gericht bringen durften. Dies galt zunachst ganz allgemein
auch fiir Verurteilungen in Abwesenheit. Beztiglich der in Frankreich ergangenen Abwesen-
heitsurteile wurde diese Beschrankung durch ein am 9. April 1975 in Kraft getretenes Abkom-
men beseitigt; vgl. Riickerl, NS-Verbrechen, S.197.

#2 Exakte Angaben sind wegen der teilweise liickenhaften Uberlieferung bei den Akten nicht
moglich. Die maximale Zahl der Verurteilungen nach Kontrollratsgesetz Nr. 10 liegt bei 2663,
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Die Gesamtzahl der bei den Recherchen des Instituts fiir Zeitgeschichte festge-
stellten rechtskraftigen Verurteilungen wegen NS-Verbrechen durch westdeutsche
Gerichte von 6656 tibersteigt die bislang vom Bundesjustizministerium offiziell
genannte und auch in den meisten wissenschaftlichen Arbeiteten verwendete Zif-
fer von 6498 um 158 oder 2,4 Prozent™. 1147 dieser rechtskriftigen Verurteilun-
gen lag ein wiahrend der NS-Herrschaft von 1933 bis 1945 begangenes national-
sozialistisch motiviertes Tétungsverbrechen zugrunde*, in 204 Fillen erkannten
die Richter dabei auf Mord, in 458 Fallen auf Beihilfe zum Mord, in 307 auf Tot-
schlag oder Beihilfe dazu, in 89 auf Korperverletzung oder Freiheitsberaubung
mit Todesfolge und in 21 auf fahrlassige Tétung; in den 68 restlichen Fallen
erfolgte die Verurteilung nicht gemdf dem deutschen Strafgesetzbuch, sondern
allein nach dem alliierten Kontrollratsgesetz Nr. 10.

Dringend erganzungsbediirftig erscheint dabei die verdienstvolle und von der
Forschung viel benutzte Sammlung ,Justiz und NS-Verbrechen®, die den
Anspruch hat, alle in Westdeutschland ergangenen Strafurteile wegen in der
Kriegszeit begangener nationalsozialistischer Totungsverbrechen zu umfassen®.
Denn dort fehlen 246 einschlagige Verfahren®; bei den bisher in der Sammlung

die minimale bei 2484. Die hin und wieder genannte Zahl von 5000 und mehr Verurteilungen
durch deutsche Gerichte nach Kontrollratsgesetz Nr. 10, wie etwa Cord Gebhardt, Der Fall des
Erzberger-Morders Heinrich Tillessen. Ein Beitrag zur Justizgeschichte nach 1945, Tiibingen
1995, S. 114, ist daher viel zu hoch. Vgl. auch die von Clea Laage, Die Auseinandersetzung um
den Begriff des gesetzlichen Unrechts nach 1945, in: Redaktion Kritische Justiz (Hrsg.), Die
juristische Aufarbeitung des Unrechts-Staats, Baden-Baden 1998, S.265-297, hier S.294, auf-
grund der Kriminalstatistiken der vier Linder Berlin, Niedersachen, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz ermittelte Zahl von 1980 Verurteilungen.

% Hinter dem relativ geringen Plus verbergen sich mehr neu entdeckte Verurteilungen als es
scheint. Die von den Staatsanwaltschaften 1965 zusammengestellten Daten (siche Anmerkung
7) erwiesen sich auch beztglich der Verurteilungen in nicht wenigen Fallen als unzuverlassig.
So waren Verurteilungen enthalten, die wegen Verbrechen im Rahmen der Vertreibungen
nach dem Krieg ergangen waren, oder die anschlieBend noch vom Revisionsgericht aufgeho-
ben und in Einstellungen umgewandelt wurden. Allerdings ergeben sich auch fur die Zahl
der jahrlichen Verurteilungen seit den sechziger Jahren Differenzen zu den Angaben bei Ru-
ckerl, NS-Verbrechen, S. 329 ff. Diese durften darin begriindet sein, dass Ruckerl seiner Jahres-
aufteilung das Datum der Rechtskraft eines Urteils zu Grunde legte, wir hingegen das Datum
des Urteils selbst.

* Knapp 600 Verurteilungen betrafen die Tétung von Juden wihrend der Zeit des Zweiten
Weltkriegs.

% Vgl. fiir eine Ubersicht der in dieser Edition enthaltenen Urteile die 1997 erschienene
Verfahrensubersicht von Ruter/de Mildt, Die westdeutschen Strafverfahren, S. XIII f., die auch
die Kriterien fir die Aufnahme von Urteilen in die Sammlung darstellt. Den im folgenden
verwendeten Zahlen liegt allerdings die aktualisierte Verfahrensiibersicht auf http://www.
jur.uva.nl/junsv (Stand 1. 4. 2008) zugrunde.

4 Das sind ganz erheblich mehr als von den Bearbeitern der Edition angenommen wird, die
lediglich vom Fehlen einer ,recht geringe[n] Zahl“ von Verfahren ausgehen, von denen be-
reits zu Beginn der Sammlung 1962 keine Akten mehr tberliefert waren. Vgl. Riiter/de Mildt,
Die westdeutschen Strafverfahren, S. XIII. Zum groBten Teil der in der Sammlung fehlenden
Verfahren konnten im Rahmen unserer Recherchen zumindest die Urteile aufgefunden wer-
den.
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-

enthaltenen 785 Verfahren®”

es sich bei den fehlenden Verfahren um solche, in denen zwar wegen einer

sind das immerhin fast ein Viertel. Haufig handelt

Totung Anklage erhoben wurde, jedoch Freispruch oder nur eine Verurteilung
wegen eines Nicht-Totungsverbrechens erfolgte, darunter viele Falle von Denun-
ziation. Die Zahl der tatsichlichen Verurteilungen wegen in der Zeit des Zweiten
Weltkriegs begangener Toétungsverbrechen durch westdeutsche Gerichte steigt
daher gegeniiber 928 in der Urteilssammlung um sechs Prozent auf 981,

In der zeitlichen Abfolge der Verurteilungen sticht ein deutlicher Schwerpunkt
in den ersten Nachkriegsjahren heraus (siche Tabelle 1). Allein 70 Prozent
erfolgten in den Besatzungsjahren 1945 bis 1949, weitere 20 Prozent im anschlie-
Benden Jahrfinft von 1950 bis 1954. Dabei ist &hnlich wie bei den Strafverfahren
insgesamt ein starkes Absinken der Verurteilungszahlen in den Jahren 1949-1955
zu beobachten. Erst in der zweiten Hélfte der sechziger Jahre stiegen diese dann
voriibergehend wieder deutlich an, seit den siebziger Jahren war erneut eine ste-
tige Reduzierung feststellbar.

Beim groften Teil der verhdngten Strafen handelt es sich um relativ geringe
Haftstrafen. Jeweils etwa 30 Prozent aller Verurteilungen bewegen sich in einer
Hoéhe von bis zu sechs Monaten und von mehr als sechs Monaten bis zu einem
Jahr Haft.

Auf hohere Haftstrafen von mehr als funf Jahren entfallen neun Prozent aller
Verurteilungen, darunter 166 lebenslange Freiheitsstrafen. 16 Angeklagte wurden
von den Gerichten zum Tode verurteilt; vier dieser Todesurteile wurden im Jahr
1946 vollstreckt, elf in lebenslange Haftstrafen umgewandelt, einem der Verurteil-
ten gelang dauerhaft die Flucht'’. 1261 der Haftstrafen waren Zuchthausstrafen, die
sich von den Gefingnisstrafen durch schérfere Haftbedingungen unterschieden®.

47 Die Sammlung ist zwar in 925 Gerichtsverfahren unterteilt, tatsichlich liegen dem aber nur
786 staatsanwaltschaftliche Verfahren zu Grunde, weil zahlreiche in der Revision aufgehobene
und neu verhandelte Urteile oder mehrere in einem Verfahren gegen verschiedene Angeklagte
ergangene Urteile gesondert gezahlt wurden.

8 Insgesamt enthdlt die Sammlung ,Justiz und NS-Verbrechen® 1013 Verurteilungen, von denen
allerdings einige trotz entsprechender Anklage nicht wegen Totungsverbrechen erfolgten.

1 Drei der vollstreckten Todesurteile wurden durch das Landgericht Berlin verhingt, und zwar
am 25. 3. 1946 gegen zwei Angestellte der Heil- und Pflegeanstalt Meseritz-Obrawalde, die Ober-
arztin Dr. Hilde Wernicke und die Pflegerin Helene Wieczorek wegen T6tung von Behinderten
(11 Ks 8/46), sowie am 20.2.1946 gegen den ehemaligen Mitarbeiter der NSDAP-Ortsgruppe
Berlin-Friedenau Karl Kieling (11 Ks 6/46) wegen ErschieBung eines Mannes, der einen anderen
Mitarbeiter der Ortsgruppe in einem Streit verletzt hatte. Der vierte Hingerichtete war der vom
Landgericht Kéln wegen der Totung eines Hitlerjungen am 23. 1. 1946 verurteilte ehemalige Gau-
hauptstellenleiter von Solingen Willi Hessmer (6 KLs 11/45). Bei dem Geflohenen handelte es
sich um den ehemaligen Kreisleiter von Braunschweig Berthold Heilig, er war am 12. 6. 1947
durch das Landgericht Braunschweig zum Tod verurteilt worden (1 KLs 36/46), konnte aber aus
der Haft fliechen und mutmaBlich nach Argentinien entkommen; da dieses Urteil erst im Septem-
ber 1948 vom Obersten Gerichtshof der Britischen Zone bestitigt wurde, wéire es wohl kaum mehr
zur Vollstreckung gekommen, sondern ebenfalls eine Umwandlung in lebenslange Haft erfolgt.
% Die Zuchthausstrafe wurde mit dem Inkrafttreten des 1. Strafrechtsreformgesetzes am 1.
April 1970 abgeschafft. Ab diesem Zeitpunkt wurden Haftstrafen nur noch als ,Freiheitsstrafen*

verhangt.
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Tabelle 3: Rechiskriftige Verurteilungen wegen NS-Verbrechen seit 1945 nach Strafmafi

Todesstrafe™" 16
Lebenslange Haft 166
10-20 Jahre Haft 82
5 bis unter 10 Jahre Haft 360
2 bis unter 5 Jahre Haft 862
1 bis unter 2 Jahre Haft 1139
6 Monate bis unter 1 Jahr Haft 1996
Bis 6 Monate Haft 1858
Geldstrafe 130
Keine/unbekannte Strafe®? 47

Bei einer Aufgliederung nach Verbrechenskomplexen dominieren die Verurtei-
lungen wegen Verbrechen in der sogenannten Reichskristallnacht mit einem
Anteil von 43 Prozent, gefolgt von den Verurteilungen wegen Verbrechen an poli-
tischen Gegnern in den ersten Jahren nach der Machtiibernahme mit einem
Anteil von 21 Prozent, den Denunziationsverbrechen (elf Prozent), Verbrechen
in Konzentrationslagern und anderen Haftstitten (neun Prozent) und den Mas-
senvernichtungsverbrechen an Juden (sieben Prozent). Die Dominanz der ersten
drei genannten Komplexe war in den ersten Nachkriegsjahren besonders stark
ausgepragt, 1945-49 stellten sie zusammen vier Funftel aller Verurteilungen, wah-
rend seit den sechziger Jahren drei Viertel ein Verbrechen im Rahmen der Mas-
senvernichtung der Juden zum Gegenstand hatten.

In stark tiberwiegendem MaBe, namlich zu 91 Prozent, erfolgten die Verurtei-
lungen wegen Straftaten, die innerhalb des Reichsgebiets (in den Grenzen von
1938) begangen worden waren. 5 Prozent der Verurteilungen hatten in Polen
und 3 Prozent in der Sowjetunion (samt den baltischen Staaten) begangene
Straftaten zum Gegenstand. Ahnlich wie bei den Strafverfahren sank auch der
Anteil der Verurteilungen wegen in Deutschland begangener NS-Verbrechen im
Laufe der Zeit ab, insbesondere seit Ende der finfziger Jahre. In den sechziger
Jahren betrug er dann nur noch 19 Prozent, in den siebziger Jahren 12 Prozent.

Geschlechterdifferenzen

1249 aller Angeklagten in NS-Verfahren waren weiblich, das war ein Anteil von
7,5 Prozent. 1001 Frauen mussten sich vor Gericht verantworten, gegen 966
ergingen rechtskraftige Urteile, davon lauteten 465 auf Freispruch, 132 auf Ein-
stellung des Verfahrens meist aufgrund einer Amnestie und 369 auf Verurteilung.

' Nur vier dieser Todesurteile wurden vollstreckt.

52 In 35 Fallen erfolgte zwar eine Verurteilung, das Gericht sah jedoch wegen geringer Schuld
von einer Bestrafung ab. In 4 Fallen war zwar die Tatsache der Verurteilung bekannt, das Straf-
maf aber mangels Aktentiberlieferung nicht mehr festzustellen, und in 8 Fillen wurde nur die
Verurteilung rechtskraftig, nicht jedoch das Strafmaf, weil der Verurteilte vor der Verhingung
eines solchen verstarb oder verhandlungsunfihig wurde.
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Das waren 5,5 Prozent aller Verurteilungen wegen NS-Verbrechen durch west-
deutsche Gerichte. Die Verurteilungsquote, das heit der Anteil der rechtskraftig
Verurteilten an allen Angeklagten, die sich vor Gericht zu verantworten hatten,
war damit bei Frauen mit 37 Prozent signifikant geringer als bei Mannern mit 46
Prozent. Dies hatte wohl vor allem mit der Art der Verbrechen zu tun, die Frauen
am haufigsten zur Last gelegt wurden.

Das typische Delikt, weswegen sich Frauen vor Gericht in NS-Prozessen verant-
worten mussten, war die Denunziation®”. Allein 59 Prozent der Anklagen und 67
Prozent der Verurteilungen von Frauen erfolgten wegen dieses Verbrechens. Dabei
war die Denunziation allerdings bei weitem keine tiberwiegend weibliche Domane.
Denn der Frauenanteil belief sich in diesem Verbrechenskomplex bei den Beschul-
digten lediglich auf ein gutes Viertel und bei den Verurteilten auf ein Drittel. Im
Vergleich zu anderen Verbrechenskomplexen waren dies aber schon sehr hohe
Werte. Nur bei den Verbrechen im Rahmen der sogenannten nationalsozialisti-
schen Euthanasie wurden noch etwas hohere Anteile erreicht (27 Prozent der
Beschuldigten und 38 Prozent der Verurteilten), bei den restlichen Verbrechens-
komplexen lagen die Anteile kaum Ttber fiinf Prozent, meist sogar noch deutlich
darunter. So wurden wegen Verbrechen in Konzentrationslagern und anderen
Haftstitten lediglich elf Frauen verurteilt, was einem Anteil von zwei Prozent an
allen wegen dieses Komplexes Verurteilen entsprach. Genauso hoch war der Anteil
bei den Verbrechen im Rahmen der sogenannten Reichskristallnacht, wobei
jedoch die 65 deswegen verurteilten Frauen immerhin 18 Prozent aller wegen NS-
Verbrechen verurteilten Frauen stellten. Wegen Toétungsverbrechen wurden 50
Frauen verurteilt’!, davon gut die Hilfte (26) wegen Denunziation mit Todesfolge
und 19 wegen Tétungen im Rahmen der nationalsozialistischen ,Euthanasie®.

Entsprechend der uberwiegend geringen Schwere der Straftaten, weswegen
eine Verurteilung erfolgte, waren bei den Frauen leichte Strafen noch deutlich
héufiger als bei Mdnnern. Fast drei Viertel der gegen weibliche Verurteilte ausge-
sprochenen Strafen lauteten auf bis zu einem Jahr Freiheitsentzug. Haftstrafen
von iiber zehn Jahren wurden in fiinf Féllen verhdngt, davon zwei mit lebenslan-
ger Dauer. Zwei Frauen wurden zum Tod verurteilt und hingerichtet®.

Die Strafverfolgung in den Bundeslidndern

Die Justiz und somit auch die Strafverfolgung ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land Landersache. Mit Ausnahme der britischen Zone, wo ein Zentraljustizamt in
Hamburg bestand, war dies auch bereits in den Besatzungsjahren 1945-1949 so.

% Die Verurteilungsquote war bei Denunziation mit 37 % allgemein niedriger als im Schnitt
(45 %).

5% Das war ein Anteil von 0,5 % an allen Verurteilungen wegen Totungsverbrechen.

% Urteile des Schwurgerichts beim Landgericht Augsburg gegen Ilse Koch, die Ehefrau des
chemaligen KZ-Kommandanten von Buchenwald, vom 15. 1. 1951 (Ks 22/50), und des Schwur-
gerichts beim Landgericht Disseldorf gegen Hermine Ryan, eine frithere SS-Aufseherin des
Konzentrationslagers Lublin-Majdanek, vom 30. 6. 1981 (XVII-1/75).

% Siehe Anmerkung 49.
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Die Vermutung liegt nicht fern, dass etwa die politische Zusammensetzung der
Landesregierungen oder in den ersten Jahren die Politik der einzelnen Besat-
zungsmachte die Strafverfolgung von NS-Verbrechen in der ein oder anderen
Richtung beeinflusste und sich dies an den Zahlen ablesen lieBe.

Tabelle 4: Staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren, Anklagen und rechtskriftige Verurteilungen
wegen NS-Verbrechen 1945-2005 nach Bundeslindern

Verfahren Anklagen Verurtei- Davon bis

lungen 1949
Baden-Wirttemberg 3149 1413 735 613
Bayern 4804 2933 1100 770
Berlin 4081 889 424 311
Bremen 215 118 67 42
Hamburg 2590 683 242 130
Hessen 4095 2574 1095 872
Niedersachsen 4829 1660 654 353
Nordrhein-Westfalen 8420 3003 1381 975
Rheinland-Pfalz 2317 2635 677 386
Saarland 329 323 137 108
Schleswig-Holstein 1496 507 144 106
Ostdeutsche Liander (seit 1989) 68 2 0 -
Gesamt 36393 16740 6656 4666

So hat etwa Martin Broszat aus den tUberlieferten Statistiken der Oberlandesge-
richtsbezirke der britischen Zone den Schluss gezogen, dass die dortige Justiz bei
der Verfolgung von NS-Verbrechen in Westdeutschland an der Spitze gelegen
habe®. Die in unserem Projekt erhobenen Zahlen erlauben nun auch einen exak-
ten Zahlenvergleich nach Besatzungszonen, und es zeigt sich, dass rein zahlenma-
Big nicht die britische, sondern die amerikanische Zone an der Spitze lag. In den
Jahren 1945-1949 wurde in der US-Zone gegen 5238 Beschuldigte Anklage wegen
NS-Verbrechen erhoben und 2051 dieser Angeklagten wurden rechtskraftig verur-
teilt. Dem stehen im britischen Besatzungsgebiet lediglich 4492 Anklagen und
1564 rechtskraftige Verurteilungen gegentuber, im franzosischen 2912 bzw. 740.
Allein von den absoluten Zahlen auf die Verfolgungsintensitat zu schlieBen ist
jedoch insbesondere fiir die Besatzungszeit problematisch. Zum einen waren die
Rechtsgrundlagen fir die Strafverfolgung in den ersten Jahren nach 1945 auf-
grund der Beschrankung der Anwendung des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 auf zwei
Zonen nicht dieselben. Riickwirkungen hatte dies vor allem auf den mit deut-
schen Rechtsnormen schwer zu fassenden Tatbestand der Denunziation, dessen

57 Vgl. Martin Broszat, Siegerjustiz oder strafrechtliche ,Selbstreinigung®. Aspekte der Vergan-
genheitsbewdltigung der deutschen Justiz wihrend der Besatzungszeit 1945-1949, in: VIZ 29
(1981), S. 477-544, hier S. 539. Freilich mit der Einschrinkung, dass ein exakter Vergleich nicht
moglich sei, weil ihm gleichartige Zahlen aus den anderen Besatzungszonen nicht vorlagen,
sondern nur die offiziellen Angaben des Bundesjustizministeriums.
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Ahndung in der amerikanischen Zone fast ausschlieBlich den Spruchkammern
iiberlassen blieb. Ein zweites Problemfeld ergibt sich aus den lokalen und regio-
nalen Differenzen in der Wirtschafts- und Siedlungsstruktur Deutschlands. Wie
wir gesehen haben, machten Straftaten gegen politische Gegner des National-
sozialismus in der ersten Zeit nach der Machtiibernahme und gegen Juden im
Rahmen des Pogroms vom November 1938 einen ganz wesentlichen Teil der
Anklagen und Verurteilungen wegen NS-Verbrechen aus. NaturgemaB sind diese
Verbrechen aber in Regionen, in denen es damals kaum Juden oder eine organi-
sierte Arbeiterbewegung gab, weniger haufig vorgekommen. Die Tatsache etwa,
dass in Schleswig-Holstein nur 27 Anklagen wegen Verbrechen in der sogenann-
ten Reichskristallnacht erhoben wurden, im wesentlich kleineren Saarland hinge-
gen 223, erklart sich so wohl zu einem groBen Teil aus der geringen Prasenz von
Juden in weiten Teilen des noérdlichsten Bundeslandes.

Zusammenfassende Schlussbemerkung

Die Zahlenbilanz der strafrechtlichen Verfolgung von NS-Verbrechen in West-
deutschland bleibt zwiespaltig und in ihrem Ergebnis insbesondere im Hinblick
auf das Ziel der Gerechtigkeit gegentiiber den Opfern mehr als unbefriedigend.
Auf der einen Seite besticht die beeindruckende Zahl von tber 36.000 Ermitt-
lungsverfahren gegen mehr als 170.000 Beschuldigte als deutlicher Ausdruck der
Ahndungsbemithungen der Justiz. Auf der andern Seite steht jedoch die ange-
sichts des AusmaBes der nationalsozialistischen Verbrechen und gerade auch im
Vergleich zur hohen Zahl der Ermittlungsverfahren recht magere Zahl von 6656
Verurteilungen, darunter 1147 wegen To6tungsdelikten und 172 wegen Mordes
zum Tod oder zu lebenslanger Haft.

Auch wenn zuzugestehen ist, dass eine gerechte justizielle Ahndung etwa des
millionenfachen Massenmordes im Rahmen der Shoa von vorneherein unmog-
lich scheint, viele Téater den Krieg nicht iiberlebten oder freiwillig aus dem Leben
schieden und ein groBer Teil der NS-Tater von den alliierten Besatzungsmachten
oder im Ausland abgeurteilt wurde®®, konnte Kritik am dirftigen Ergebnis der

% Genaue Zahlen dazu liegen nicht fur alle Lander vor. Norbert Frei, Nach der Tat. Die Ahn-
dung deutscher Kriegs- und NS-Verbrechen in Europa — eine Bilanz, in: Ders. (Hrsg), Transna-
tionale Vergangenheitspolitik, S. 7-36, stellt (S. 31f.) eine Ubersicht auf, die in einer Zahl von
etwa 90.000 von alliierten, auslindischen und ostdeutschen Gerichten Verurteilen resultiert.
Diese Ubersicht ist jedoch in mehrfacher Hinsicht mit Vorsicht zu bewerten. Zum einen sind
darin mehrere Staaten nicht enthalten, so vor allem Jugoslawien, aber auch westeuropaische
Lander wie Luxemburg. Auf der anderen Seite sind die Ergebnisse der einzelnen Staaten unter-
einander oft nur schwer vergleichbar. Insbesondere bei den hohen sowjetischen und tschechos-
lowakischen Zahlen bleibt unklar, welche Vorwiirfe den Verurteilungen zugrunde lagen. Aber
auch die Zahlen aus Osterreich und der SBZ/DDR enthalten in nicht geringer Zahl Verurtei-
lungen von Tatbestanden, die in Westdeutschland im Rahmen der Entnazifizierung Ahndung

fanden.
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bundesdeutschen Bemiihungen kaum ausbleiben. Gerade auch von Seiten der
Historiker ist sie in den letzen Jahren wiederholt formuliert worden®®. Einfache
Erklarungsmuster wie etwa der Hinweis auf die NS-Belastung der bundesdeut-
schen Justiz greifen jedoch etwas zu kurz. Um die Ursachen der maBigen Ergeb-
nisse verstehen und die Arbeit der Justiz adaquat bewerten zu kénnen, erschei-
nen noch tiefergehende Forschungen notwendig, die alle wirksamen Einflussfak-
toren berticksichtigen und ausgewogen gewichten. Die hier vorgestellten neuen
Zahlen sind geeignet, die Grundlagen fiir derartige Forschungen zu verbessern.
Insbesondere gilt dies fir die bislang in den einschlidgigen Arbeiten meist recht
oberflichlich behandelten 1940er und 1950er Jahre, fiir die zahlreiche bislang
unbekannte Verfahren und Prozesse entdeckt werden konnten. Derzeit sind des-
halb im Institut fiir Zeitgeschichte zwei an die vorgestellten Recherchen ankniip-
fende und die politischen sowie justizstrukturellen Rahmenbedingungen einbe-
ziehende Studien tber die Strafverfolgung von NS-Verbrechen in den Besatzungs-
jahren 1945-1949 und der frihen Bundesrepublik von Edith Raim und vom
Autor in Vorbereitung.

% Vgl. etwa Norbert Frei, Die Riickkehr des Rechts. Justiz und Zeitgeschichte nach dem Holo-
caust — eine Zwischenbilanz, in: Arnd Bauerkdmper/Martin Sabrow/Bernd Stéver (Hrsg.), Dop-
pelte Zeitgeschichte. Deutsch-deutsche Beziehungen 1945-1990, Berlin 1998, S.417-432;
Miquel, Ahnden oder amnestieren; Stefan Klemp, Zum gegenwirtigen Stand der Ahndung
von NS-Verbrechen in Deutschland, in: Heimo Halbrainer/Claudia Kuretsidis-Haider (Hrsg.),
Kriegsverbrechen, NS-Gewaltverbrechen und die europdische Strafjustiz von Niirnberg bis Den
Haag, Graz 2007, S. 136-147.
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N Wie weit stiitzte die Weimarer Republik die geheimen Riistungs- und Mobilmachungs-
vorbereitungen der Reichswehr? Handelten die Militirs nur im eigenen Interesse oder
konnten sie auf eine Riickendeckung von Staat und Verwaltung vertrauen? Dokumenten-
funde im polnischen Wojwodschaftsarchiv in Posen lassen die Beziehungen zwischen
Reichswehr, Politik und Administration in einem neuen Licht erscheinen. Fm

Rudiger Bergien
Staat im Staate?

Zur Kooperation von Reichswehr und Republik in der Frage des Grenz- und Landes-
schutzes

Die geheime Aufristung in der Weimarer Republik galt der historischen For-
schung lange als ein Symptom fir einen Gegensatz zwischen Zivilisten und Mili-
tars. Weder die Kooperation zwischen Reichswehr und Roter Armee, noch die
iberall im Land verstreuten ,schwarzen Waffenlager® und erst recht nicht die
Kooperation des Militirs mit rechtsradikalen Wehrverbinden lagen — so jeden-
falls die Interpretation einer durch das Deutungsmuster des deutschen ,Sonder-
wegs* beeinflussten Historiographie' — im Interesse von Politik und Zivilgesell-
schaft. Ausgehend von der Vorstellung eines Dualismus von Politik und Militir
und scheinbar verifiziert durch retrospektive AuBerungen von Zeitgenossen®
erschienen die geheimen Mobilmachungsvorbereitungen als das Projekt eines
teilautonom agierenden ,Staats im Staate“. Auch sie galten als Beweis fiir den
Gegensatz zwischen Reichswehr und Republik®.

Verlasst man sich aber zur Rekonstruktion der zivil-militirischen Beziehungen
in der Weimarer Republik nicht allein auf die Memoiren der Akteure, sondern
stellt auch deren Handlungen in Rechnung und beschrankt man sich nicht allein
auf die Reichs- und Linderregierungen, sondern auch auf die Ministerialbiiro-
kratie und die Provinzverwaltungen, dann ergibt sich ein differenziertes Bild.
Gerade durch eine Analyse der zivil-militirischen Beziehungen auf den darunter-
liegenden Hierarchieebenen kristallisieren sich Handlungsmuster heraus, die

! Im Kontext der Sonderwegsthese wurde eine aggressive und gegeniiber Staat und Gesell-
schaft weitgehend autonom agierende Militarinstitution als spezifisch preuBisch-deutsches Pha-
nomen bewertet, welches die Emanzipierung des per se als friedfertig betrachteten Birgertums
behindert und maBgeblich zu der ,deutschen Katastrophe®, den beiden Weltkriegen, beigetra-
gen habe. Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Das deutsche Kaiserreich 1871-1918, Géttingen 1973.

2 Einen zivil-militirischen Gegensatz, der besonders durch die geheimen Rustungen verschérft
worden sei, zeichnen in ihren Memoiren beispielsweise der preuBlische Ministerprisident Otto
Braun und der preuBiische und Reichsinnenminister Carl Severing. Vgl. Otto Braun, Von Wei-
mar zu Hitler, New York 1940; Carl Severing, Mein Lebensweg, Bd 2.: Im Auf und Ab der Repu-
blik, KéIn 1950, bes. S. 109-112.

3 Das Deutungsmuster einer unabhingig von den Eliten und Institutionen der Republik
rustenden Reichswehr etablierte v.a. Francis L. Carsten, Reichswehr und Politik 1918-1933,
Koln/Berlin 1964.
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fir einen lagertibergreifenden Wehrkonsens sprechen4, der in besonderer Weise
fir die Zivil- und Militairbehérden in den preuBischen Ostprovinzen gilt. Befor-
dert durch Polenfurcht und Grenzlandmentalitat entwickelten sich in Pommern
und Oberschlesien, in Ostpreulen und der Grenzmark Posen-Westpreuen
Kooperationsformen, welche die ,Wehrstaats“Phantasien von rechtsstehenden
Militarpublizisten und ,konservativen Revolutiondren® in der Praxis bereits vor-
weg nahmen.

Die Vernachlassigung dieser regionalen Kooperationen durch die Forschung
ergibt sich auch aus der schlechten Uberlieferungslage, die wiederum ein Ergeb-
nis des Zwangs zur Geheimhaltung ist. Fast noch starker als die Militirs drangen
Politiker wie der preuBische Innenminister Carl Severing” auf strikte Geheimhal-
tung ihrer Unterstiitzung von illegalen Mobilmachungsvorbereitungen. Schriftli-
che Unterlagen waren unbedingt zu vermeiden, denn, so Severing 1923 in einer
Weisung an seine Oberprasidenten, ,wenn man schreibt, ist es schon verraten*“®,
Die meisten Oberprasidenten hielten sich denn auch mehr oder weniger an
diese Weisung — nicht aber der Oberprasident der Provinz Grenzmark Posen-
WestpreuBen, Friedrich von Biilow’. Dieser lieB iiber die Kooperation seiner Ver-
waltung mit der Reichswehr Aktenbdnde anlegen, als handele es sich dabei um
ein alltigliches Thema wie ,Staatsforsten“ oder ,Saisonarbeiter®. Daher bieten
diese, im polnischen Wojwodschaftsarchiv in Posen (Poznan) verwahrten Akten
einen einzigartigen Einblick in die Praxis der zivil-militirischen Kooperation bei
der geplanten Landesverteidigung im preuBischen Osten®. Vor allem aber ver-

* Einen Konsens zwischen Teilen des Staatsapparats und der Reichswehrfithrung konstatierte
zuerst Michael Geyer, Aufriistung oder Sicherheit. Die Reichswehr in der Krise der Machtpolitik
1924-1936, Wiesbaden 1980, und ders., Der zur Organisation erhobene Burgfrieden, in: Klaus-
Jurgen Muller (Hrsg.), Militir und Militarismus in der Weimarer Republik, Dusseldorf 1978,
S. 15-100. Teils bestatigt, teils modifiziert wurde Geyers Perspektive am Beispiel der Politik des
Reichswehrministers Groener von Johannes Hurter, Wilhelm Groener. Reichswehrminister am
Ende der Weimarer Republik (1928-1932), Miinchen 1993. Die Kooperationsbereitschaft von
Reichsregierung, Parlamentariern und Biirokratie im Zusammenhang mit der Finanzierung
der Geheimristung betont auch Bernhard R. Kroener, ,Der starke Mann im Heimatkriegsge-
biet“. Generaloberst Friedrich Fromm. Eine Biographie, Paderborn u. a. 2005, bes. S. 175-185.
5 Carl Severing (1875-1952), SPD, mit Unterbrechungen 1920-1926 preuflischer Minister des
Innern, 1928-1930 Reichsinnenminister, 1930-1932 preuBischer Minister des Innern, 1933
Exil.

6 Aussage Kurt von Schleichers vor dem Reichstags-Ausschuss ,Feme-Organisationen und
Feme-Morde“ am 18. 6. 1927, in: Bundesarchiv-Militararchiv, Freiburg (kinftig: BA-MA), N 42/
39, BL. 97.

7 Friedrich August von Bulow (1868-1936), DVP, 1901-1907 Landrat in Lauenburg, 1907-1917
Oberprisidialrat an den Oberprisidien in Schleswig und Kénigsberg, ab 1917 Regierungsprasi-
dent von Bromberg, 1919/20 stellv. Oberprasident der Provinz Posen, 1922-1933 Ober- und
Regierungsprasident der Provinz Grenzmark Posen-WestpreuBlen in Schneidermiihl.

8 Einschlagige Schriftwechsel des Oberprisidenten von Biilow mit seinen Amtskollegen in Ber-
lin und Stettin, Adolf Maier und Julius Lippmann, geben auch einen Eindruck von der
Ristungskooperation in den Nachbarprovinzen Brandenburg und Pommern, welche die Ver-
haltnisse in der Grenzmark als durchaus typisch fiir den gesamten preuBiischen Osten erschei-
nen lassen. Die westliche Weimar-Historiographie hat, mit der wichtigen Ausnahme Bessels,
den Bestand ,Oberprasidium Schneidemiithl* nicht herangezogen. Siehe Richard Bessel, Milita-
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weist ein Konvolut von schriftlichen Abmachungen zwischen dem Oberprasidium
und den Wehrkreiskommandos II in Stettin und III in Berlin’ auf ein von
der Forschung bisher vollig vernachlassigtes Phanomen: auf die Kodifizierung,
die ,Verrechtlichung“'’ dieser zivil-militirischen Ristungskooperation. Seit den
frihen 1920er Jahren bemiihten sich Angehoérige der politischen und der ad-
ministrativen Eliten darum, die ,Wehrhaftmachung“ durch ,Richtlinien“ und
~Weisungen® zu regulieren. Die Legalisierung, auf welche diese ,Verrechtlichung*
in der Praxis hinauslief, stiitzt die Deutung, dass es sich bei der ,Wehrhaftma-

11 . . . e . .
chung®” nicht um ein rein militarisches, sondern um ein gesamtstaatliches,

wenn nicht, mit Blick auf die paramilitirische ,Wehrbewegung®, um ein gesamt-
gesellschaftliches Projekt handelte. Dies war die Voraussetzung fiir die wehrstaat-
lichen Strukturen, welche die Forschung erst dem spaten Prasidialstaat des
Jahres 1932 zuschreibt'®.

Den Beginn dieser Kodifizierung markieren die ,Richtlinien tiber den Grenz-
und Landesschutz vom 30. Juni 1923 Diese ,Richtlinien® besaflen eine wenig
bekannte Entsprechung auf Verwaltungsebene: die ,Vereinbarungen® zwischen
den preuBischen Oberpréisidenten und den Befehlshabern der Wehrkreise.
Diverse VerstoBe aus der Reichswehr gegen ,Richtlinien® und ,Vereinbarungen*
leiteten Ende 1926 eine zweite Kodifizierungsphase ein; am 26. April 1929 wur-
den nun reichsweit gultige und wesentlich umfassendere ,Richtlinien tber den
Grenz- und Landesschutz® per Kabinettsbeschluss verabschiedet. Fur diese
,neuen Richtlinien® erarbeitete man detaillierte Ausfihrungsbestimmungen: die

rismus im innenpolitischen Leben der Weimarer Republik: Von den Freikorps zur SA, in: Mil-
ler (Hrsg.), Militar und Militarismus, S. 193-222.

¢ Dieses Konvolut umfasst auch Abschriften von Abmachungen zwischen den Oberprisidien in
Stettin und Berlin und den genannten Wehrkreiskommandos, in: Wojew6dzkie Archiwum
Panstwowe w Poznaniu (kiinftig: WAP Poznan), Oberprasidium Schneidemuhl, Nr. 112.

10 Der Begriff Verrechtlichung beschreibt die Einschrainkung von Handlungsriumen in moder-
nen Staaten durch Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Normierungen als Teil des Biirokratisie-
rungsprozesses. Fur das Feld der ,Richtlinien“ und ,Weisungen* ist dieser Begriff wie sein Syno-
nym ,Kodifizierung“ zwar insofern problematisch, als den interministeriellen bzw. inter-admi-
nistrativen ,Richtlinien“ kein ,Rechts“-Charakter zukam — ,Recht” im Sinne einer herrschaftli-
chen Rechtsordnung bedarf zwingend der Offentlichkeit. Mit dieser Einschrinkung und mit
der Betonung auf den Aspekt der Burokratisierung lassen sich ,Verrechtlichung“ und ,Kodifi-
zierung® jedoch durchaus als deskriptive Bezeichnungen fir die Normierung der zivil-militari-
schen Kooperation verwenden.

I Der zeitgenossische Begriff ,Wehrhaftmachung“ wird hier als Bezeichnung fiir die Gesamt-
heit aller legalen und illegalen Malnahmen zur Steigerung der Kriegsbereitschaft von Armee,
Staat und Gesellschaft verwendet. Er umfasst neben der reguliren, sich im Rahmen der mili-
tirischen Bestimmungen des Versailler Vertrags (Art. 177/178) bewegenden Rustung die
geheime Aufristung der Reichswehr — ihre Ausriistung mit durch die militirischen Bestimmun-
gen des Versailler Vertrags verbotenen oder zahlenméBig beschrankten Waffen — und die Milita-
risierung von Staat und Gesellschaft, etwa durch eine ,Jugendertiichtigung® und Wehrpropa-
ganda.

12 Siehe Andreas Hillgruber, Militarismus am Ende der Weimarer Republik und im Dritten
Reich, in: Ders., GroBmachtpolitik und Militarismus im 20. Jahrhundert, Dusseldorf 1974,

S. 37-52.
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»Weisungen tiber den Grenz- und Landesschutz® vom 23. Mai 1929, die jedoch
erst Anfang 1931 in neue ,Vereinbarungen® auf Linder- und Provinzebene miin-
deten'?,

Der Forschung waren bisher nur die ,Richtlinien® vom 30. Juni 1923 im Wort-
laut bekannt'*. Die zentrale Bedeutung der neuen ,Richtlinien® und der ,Wei-
sungen® aus dem Jahre 1929 ergab sich zwar aus anderen Quellen'®, die Doku-
mente selbst aber galten als verschollen. Sie werden in diesem Beitrag erstmals
veroffentlicht'®. Dariiber hinaus wird hier eine der sVereinbarungen® zwischen
einem preuBischen Oberprasidium und einem Wehrkreiskommando abgedruckt,
welche einen Eindruck davon vermittelt, wie detailliert die Absprachen zwischen
Zivil- und Militirbehorden tiber Fragen der Landesverteidigung waren'”. Stehen
die auf Reichsebene vereinbarten ,Richtlinien® fiir den Anspruch der Politik, die
»Wehrhaftmachung® mit der republikanischen Staatsform kompatibel zu machen,
und veranschaulichen die ,Weisungen® die spezifisch militirischen Interessen der
Reichswehrfithrung, so illustrieren die regionalen ,Vereinbarungen® die Uberle-
gungen einer Verwaltungselite, die zwischen den Sicherheitsbedurfnissen der
Bevolkerung und den Erfordernissen des Republikschutzes abzuwagen hatte.

Die kompromittierenden ,Vereinbarungen”

Nach der militirischen Niederlage und der Auflésung der Alten Armee kam es
in Deutschland zu einer von der Reichswehr unterstiitzten ,Teilprivatisierung®
der Gewalt in Gestalt von Freikorps, Selbstschutzverbanden und Einwohnerweh-
ren'®, Reichs- und preuBische Staatsregierung mochten das ,Ristungschaos® ins-
besondere in Bayern und im preuBischen Osten zundchst noch als eine vortuber-
gehende Erscheinung des Nachkriegs betrachtet haben. Doch als dies tiber das

13 Anfang der 1930er Jahre folgten den ,Richtlinien* fiir die Kooperation zwischen Militir- und
Zivilbehorden noch eine Reihe von ,Richtlinien®, welche die Einbindung von Reichsbeh6rden
in die Landesverteidigung regelten. Dabei handelte es sich etwa um die Verfiigung des Reichs-
ministers der Finanzen uber Beteiligung der Dienststellen und Beamten der Reichsfinanzver-
waltung an Grenz- und LandesschutzmaBnahmen, Abschrift, 25.3. 1931, in: BA-MA, RH 8/
896, Bl. 83-92. Ihren Abschluss fand diese Kodifizierung in den ,Weisungen fiir die Vorberei-
tung der Reichsverteidigung” vom 14.10. 1932, welche u. a. alle Reichsministerien zur Unter-
stiitzung des Reichswehrministeriums bei der Vorbereitung der Landesverteidigung anwiesen.
Diese ,Weisungen® sind bis heute verschollen; vgl. Geyer, Aufristung, S. 388 f.

14" Abgedruckt als Anlage 1 des Schreibens des preuBiischen Ministerprisidenten an den Reichs-
kanzler vom 20.12. 1926, in: Akten der Reichskanzlei, Die Kabinette Marx III und IV, bearb.
von Gunter Abramowski, Boppard a. Rh. 1988, Nr. 163, S. 468 f.

15 Vgl. Hiirter, Wilhelm Groener, S. 134, Anm. 256.

16 Siehe Dokumente 1 und 3.

17 Siehe Dokument 4. Aus Verschleierungsgrimden wurde diese ,Vereinbarung“ mit ,Notizen®
betitelt.

8 Noch immer einschligig Hagen Schulze, Freikorps und Republik 1918-1920, Boppard a. Rh.
1966. Siehe dartiber hinaus Boris Barth, DolchstoBlegenden und politische Desintegration: Das
Trauma der deutschen Niederlage im Ersten Weltkrieg 1914-1933, Diisseldorf 2003; zu den
Einwohnerwehren vgl. Peter Bucher, Zur Geschichte der Einwohnerwehren in Preuflen 1918-
1921, in: Militirgeschichtliche Mitteilungen 9 (1971), S. 15-59.
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Wendejahr 1920 hinaus nicht nur bestehen blieb, sondern sich auch noch radika-
lisierte'?, riickte die Reichswehr von ihrem bisherigen Konzept ab. Anstatt diese
Wehrverbande mit der Grenzsicherung zu beauftragen, grindete sie die Landes-
schutzorganisation, die aus einer Grenzschutzmiliz im Osten und einer Ausbil-
dungs- und Wehrersatzorganisation, dem Landesschutz, bestand. Sie sollte aus
Einzelpersonen bestehen, nicht aber mehr aus nichtstaatlichen Wehrorganisatio-
nen.

Diese Landesschutzorganisation (L.O.) bedeutete zwar einen Fortschritt auf
dem Weg zur Verstaatlichung dieser paramilitirischen Organisationen. Doch
dem Republikschutz war damit kaum gedient, da sich die ,L. O.% wie die preuBi-
sche Staatsregierung kritisierte, ,ganz einseitig aus politisch rechtsgerichteten
Kreisen und Organisationen® rekrutierte®’. Zudem waren gerade im preuBischen
Osten die Selbstschutzverbande nicht ohne weiteres bereit, ihr Wehrmonopol
und damit ihre Machtposition aufzugeben — eine Haltung, auf welche die Wehr-
kreisbefehlshaber tendenziell verstindnisvoll reagierten, so dass sich die halb-
staatliche ,L. O.“ dort doch wieder aus privaten Verbinden zusammensetzte. Dass
»die bisherigen Privatorganisationen durch diese Anlehnung an [die] Reichswehr
einen immer mehr amtlichen Charakter erhalten“?!, wollte aber die sozialdemo-
kratisch gefiihrte preuBische Staatsregierung nicht hinnehmen. Fiur den Innen-
minister Severing stand fest, dass der Reichswehr die alleinige Verantwortung fir
die Landesverteidigung genommen und der zivile Einfluss ausgeweitet werden
muisse.

Dieser Einfluss sollte durch eine, so Severing, ,gesetzliche Grundlage® fiir den
Landesschutz gesichert werden®?, durch ein fiir Militir- und Zivilbehorden ver-
bindliches Regelwerk — die erste Version der ,Richtlinien tber den Grenz- und
Landesschutz, tiber die er mit dem Reichswehrministerium seit Ende 1922 ver-
handelt hatte und die endgiltig am 30. Juni 1923 verabschiedet wurden®. Diese
sRichtlinien“ brachten der Reichswehr die offizielle Unterstiitzung der Zivilbe-

9 Diese Radikalisierung manifestierte sich zum einen in politischem Terrorismus, wie der
bertichtigten ,Organisation Consul“, zum anderen in zunehmend staatsfeindlichen, wenn-
gleich teilweise noch von der Reichswehr unterstiitzten Privatarmeen wie den 1922/23 auf ost-
elbischen Giitern aufgestellten ,Arbeitsgemeinschaften®, die nicht zuletzt aus ehemaligen Frei-
korpssoldaten bestanden und als ,Schwarze Reichswehr® in die Geschichte eingingen. Zur
»Organisation Consul“ vgl. Martin Sabrow, Der Rathenaumord. Rekonstruktion einer Verschwo-
rung gegen die Republik von Weimar, Minchen 1994; zur ,Schwarzen Reichswehr® zuletzt
Bernhard Sauer, Schwarze Reichswehr und Fememorde: Eine Milieustudie zum Rechtsradikalis-
mus in der Weimarer Republik, Berlin 2004.

20 Entwicklung des Selbst- und Landesschutzes unter besonderer Berticksichtigung der sog.
sSchwarzen Reichswehr” und die Stellung der preuss. Regierung zu diesen Erscheinungen, in:
Archiv der sozialen Demokratie, Bonn (kiinftig: AdsD), NL Severing, Mappe 226, o. BL. (S.5).
21 Ebenda, S. 4.

2 Der PreuBische Minister des Innern an den PreuBiischen Ministerpréasidenten, 15. 4. 1926, in:
AdsD, NL Otto Braun, Mappe 14.

% Uber den Verlauf der Verhandlungen siehe Jun Nakata, Der Grenz- und Landesschutz in der
Weimarer Republik 1918 bis 1933. Die geheime Aufristung und die deutsche Gesellschaft, Frei-
burg i. Br. 2002, S. 107-122.
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horden — die zu einem ,engen Einvernehmen® und zur ,dauernden Zusammen-
arbeit* mit der Reichswehr in Fragen des Landesschutzes angewiesen wurden —,
verlangten jedoch auch von letzterer, mit einer Reihe bisheriger Praktiken zu bre-
chen. So sollte sie ihre ,uberzdhligen Bestinde“ — die ,schwarzen® Waffenlager —
nur noch auf ihren Liegenschaften, aber nicht mehr, wie bisher ublich, in Feld-
scheunen, auf Dachb6éden und sogar in Kirchtiirmen lagern durfen. Die ,Richtli-
nien“ untersagten den Militirs ferner die Anwerbung der sogenannten Zeitfrei-
willigen sowie vor allem die Kooperation mit den rechten Wehrverbanden.

Aus der Perspektive des preuBlischen Innenministers wies das Abkommen aber
noch in seiner Endfassung einen schweren Mangel auf — es war recht vage gehal-
ten. Severing hatte sich eine Abmachung gewtinscht, die so klar und prézise sein
sollte, ,dass sie als Anweisung bzw. als Befehl an die nachgeordneten Behoérden
herausgehen kann“**. Stattdessen lag nun mit den ,Richtlinien* vom 30. Juni
1923 nicht mehr als ein Rahmenabkommen vor. Prazisen Festlegungen hatte sich
Reichswehrminister Otto GeBler® widersetzt, jedoch vorgeschlagen, das Rahmen-
abkommen durch ,Vereinbarungen® zwischen den Oberprésidien und den Wehr-
kreiskommandos zu ergidnzen. Diesem Vorschlag hatte Severing zugestimmt,
offensichtlich in der Erwartung, dass seine Oberprasidenten ,Vereinbarungen® in
seinem Sinne aushandeln wirden.

Doch damit ignorierte der Innenminister die Mentalitit seiner politischen
Beamten, insbesondere der im preuBlischen Osten. Er tibersah, dass Militir und
Verwaltung in den Ostprovinzen bereits seit Kriegsende auf dem Feld der Landes-
verteidigung eng miteinander kooperierten®®. Diese Kooperation hatte viele Vor-
behalte schnell abgeschliffen”. Und noch einen Punkt verkannte Severing. Die
akademisch gebildete Beamtenschaft, welche die Sachbearbeiter der preuflischen
Bezirksregierungen und Oberprasidien stellte, bestand auch nach 1918 zu einem
erheblichen Anteil aus Reserveoffizieren?®, die viel Verstindnis fiir die von der
Reichswehr stets ins Feld gefiihrten ,militarischen Notwendigkeiten hatten. Und
er sah nicht voraus, dass die Oberprasidenten in Schneidemuhl, Stettin und
anderenorts wiederum solche Beamte mit der Bearbeitung der ,Vereinbarungen®
betrauten, die aufgrund ihrer Biographie eine ebensolche Sichtweise garantier-

2 Der PreuBische Minister des Innern Severing an den Reichswehrminister GeBler, 14. 6. 1923,
in: AdsD, NL Severing, Mappe 225, o. Bl. (S. 2).

% Otto GeBler (1875-1955), DDP, amtierte von 1920 bis Januar 1928 als Reichswehrminister.
% Beispielsweise im Zusammenhang mit der Einwohnerwehrorganisation, die bis zu ihrer Auf-
l6sung im Frihjahr 1920 den Zivilbehérden unterstanden hatte, deren Ausbildung und Organi-
sation jedoch durch den Behérden beigeordnete militirische Berater geleitet worden war. Vgl.
Bucher, Geschichte der Einwohnerwehren.

7 Auf die Vorgingigkeit von sozialer Praxis vor politischen Uberzeugungen verweist Thomas
Mergel, Parlamentarische Kultur in der Weimarer Republik. Politische Kommunikation, sym-
bolische Politik und Offentlichkeit im Reichstag, Diisseldorf 2002, S. 26. Zur Strukturierung histo-
rischen Wandels durch soziale Praxis siehe jetzt auch Sven Reichardt, Praxeologische Geschichts-
wissenschaft. Eine Diskussionsanregung, in: Sozial.Geschichte 22 (2007), Heft 3, S. 43-65.

2 Zur sozialen Herkunft der Weimarer Beamtenschaft sieche Rainer Fattmann, Bildungsbiirger
in der Defensive: Die akademische Beamtenschaft und der ,Reichsbund der hoheren Beamten®
in der Weimarer Republik, Gottingen 2001, S. 51-67.
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ten — beispielsweise den Regierungsrat und ehemaligen Reserveoffizier Johann
Duvigneau®, der Ende Juli 1923 als Vertreter des Oberprisidiums in Schneide-
miithl nach Stettin reiste, um sich mit Beamten des Oberprasidiums der Provinz
Pommern und Offizieren des Wehrkreiskommandos II tber ,Vereinbarungen®
auszutauschen®.

Uber den Verlauf der Verhandlungen ist nichts bekannt, doch steht fest, dass
man sich schnell einig wurde. Im Oktober 1923 lag eine Endfassung vor. Entspre-
chende ,Vereinbarungen® wurden damals zwischen den Oberprasidien in Berlin,
Stettin, Konigsberg und Oppeln sowie den Wehrkreiskommandos I (Konigsberg),
II (Stettin) und III (Berlin) ausgehandeltSI. Halt man sich noch einmal vor
Augen, dass diese ,Vereinbarungen® das Resultat von Verhandlungen zwischen
Reserveoffizieren und aktiven Offizieren waren und durch Oberprésidenten
unterzeichnet wurden, die oft tiglich mit Polenfurcht, Antislawismus und Parami-
litarismus in ihren Provinzen konfrontiert waren, dann tiberrascht es nicht, dass
samtliche in dem Bestand Oberprasidium Schneidemtihl tiberlieferten ,Vereinba-
rungen® zwischen Oberprasidien und Wehrkreiskommandos die ,Richtlinien®
zugunsten des Militdrs auslegten.

So wurde etwa in der ,Vereinbarung® zwischen dem Wehrkreiskommando III
und dem Oberpriasidium in Berlin die Ziffer 6 der ,Richtlinien® (,die Aufstellung
namentlicher Listen [...] unterbleibt®) de facto aufgehoben: Die ,Gefihrdung
der Grenzen®, so hieB} es dort, mache es unabdingbar, ,Freiwillige fur die zur
unmittelbaren Grenzverteidigung bestimmten Verbande [...] wie bisher [...]
namentlich® zu erfassen®. Der Oberprisident der Provinz Grenzmark Posen-
WestpreuBen, von Biilow, erklarte in ,seiner® Vereinbarung mit dem Wehrkreis II,
dass ,alle Bestrebungen [der Reichswehr], die auf Ertichtigung der Jugend zie-
len [...] in jeder Weise durch die Behérden zu unterstitzen und zu fordern®
seien®® — dabei untersagte Ziffer 5 der ,Richtlinien“ der Reichswehr explizit die

2 Johann Justus Duvigneau (1885-1945) diente seit 1920 als Regierungsassessor, seit 1921 als
Regierungsrat an der Regierung in Schneidemtihl. Duvigneau stand der DNVP nahe.

% Die Grundlage fur die Verhandlungen der Wehrkreiskommandos mit den Oberprasidien
stellten indes nicht die ,Richtlinien® selbst, sondern die auf der Grundlage der ,Richtlinien
vom Reichswehrministerium erlassenen ,Ausfithrungsbestimmungen® dar. Ausfithrungsbestim-
mungen zu den Richtlinien fiir das Zusammenwirken der Militir- und Zivilbeh6rden in Sachen
des Landesschutzes vom 21.7. 1923, in: BA-MA, RH 8/908, o. Bl. (S.5-11).

31 Von zumindest einer weiteren ,Vereinbarung®, nimlich zwischen dem Oberprisidium in
Breslau und dem Wehrkreiskommando 111, ist auszugehen. Mit der sichsischen und der bayeri-
schen Staatsregierung hatte das Reichswehrministerium direkt verhandelt und auf der Grund-
lage der preuBischen ,Richtlinien® Vereinbarungen getroffen. Ausfithrungsbestimmungen zu
den Richtlinien fiir das Zusammenwirken der Militar- und Zivilbehorden in Sachen des Landes-
schutzes vom 21.7. 1923, in: Ebenda, o. Bl. (S.10f.).

3 Vereinbarung zwischen dem Wehrkreiskommando III und dem Herrn Oberprasidenten der
Provinz Brandenburg auf Grund der vom Reichswehrministerium gemeinsam mit dem Preuss.
Ministerium des Innern herausgegebenen ,Richtlinien®, 16. 8. 1923. Abschrift, in: WAP Poznan,
Oberpriésidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 20-24, hier Bl. 23 Riickseite.

3 Vereinbarungen zwischen dem Wehrkreiskommando II und dem Oberprasidenten der
Grenzmark gemaiss Ziffer 2 der Richtlinien v. 30. 6. 1923, in: Ebenda, Bl. 44-47, hier Bl. 46.
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,Unterstiitzung privater Bestrebungen zur Ertiichtigung der Jugend“**. Die ,Ver-
einbarungen“ zwischen dem WehrkreisII und dem Oberprisidium in Stettin®
gingen sogar soweit, die ,Richtlinien“ pauschal in Frage zu stellen: ,Der Grenz-
schutz®, heiit es dort, ,erfordert nach tUbereinstimmender Auffassung besondere
Massnahmen, die zum Teil tiber den Rahmen der Richtlinien hinausgehen“*
miussten. Das bedeutete: Der Oberprasident der Provinz Pommern, der aus einer
judischen Familie stammende Liberale Julius Lippmann37, und der Befehlshaber
des Wehrkreises II, der monarchistisch eingestellte Generalleutnant Erwin von
Tschischwitz — die fir die altere Forschung geradezu paradigmatisch den Gegen-
satz von Reichswehr und Republik verkoérperten —, hatten in der Tat ein Doku-
ment unterzeichnet, das die ,Richtlinien“ und mit diesen den Gedanken des
Republikschutzes aushoéhlte. Derartige ,Vereinbarungen® standen fir einen Pri-
mat der Landesverteidigung und sie erdffneten Freirdume, in welche eine para-
militarische Wehrbewegung hinein expandieren konnte.

Zwar war 1923 die Rustungskooperation noch auf den Osten konzentriert, so
dass sich die Folgen zunichst vor allem auf diesen Raum beschrankten. Doch
wurden die preuflischen Verwaltungseliten der Mittel- und Westprovinzen in die
»~Wehrhaftmachung® durchaus einbezogen. Auf einer gemeinsamen Konferenz
der preuBlischen Ober- und Regierungsprasidenten Anfang Oktober 1923 jeden-
falls stieBen die ,Vereinbarungen® der Provinzen Brandenburg, der Grenzmark
und Pommerns auf einhellige Zustimmung. Regierungsrat Duvigneau aus dem
Oberprisidium Schneidemiihl konnte Hauptmann Friedrich Fromm®® vom Stab
des Wehrkreiskommandos III mitteilen, dass die Konferenz ,allgemein mit der
von uns getatigten Fassung [der Vereinbarungen] einverstanden® gewesen sei.
Nur einen Anderungswunsch, so Duvigneau, hitte man an Oberprisident von
Bulow gerichtet. Man wollte einen Satz seiner ,Vereinbarung® gestrichen sehen,
in dem es hieB}, ,dass ,den Kommissionen des Feindbundes gegentuiber die Tatsa-
che derartiger amtlicher Vorbereitungen abgestritten wird‘. Dieser Absatz wird
fir tiberfliissig gehalten, da er sich von selbst versteht, im Ubrigen aber, wenn
Unbefugte etwa in den Vertrag Einblick erhalten sollten, sofort eine Verfanglich-

. . 9
keit im Vertrage gefunden werden muss.*’

34 Richtlinien tiber den Grenz- und Landesschutz vom 30. 6. 1923, in: Akten der Reichskanzlei,
Die Kabinette Marx III und IV, S. 469.

% Vereinbarungen zwischen dem Wehrkreiskommando II und dem Oberprisidium der Provinz
Pommern gemass Ziffer 2 der Richtlinien vom 30. 6. 1923, Abschrift, in: WAP Poznan, Oberpra-
sidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 50-53.

36 Ebenda, Bl. 51.

%7 Julius Lippmann (1864-1934), DDP, 1892 Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Stettin, 1919—
1920 Mitglied der Nationalversammlung, 1919-1930 Oberprasident der Provinz Pommern, war
evangelisch, stammte aber aus einer jidischen Familie. In konservativen und volkisch-nationa-
len Kreisen wurde seine Ernennung zum Oberprasidenten daher als Affront betrachtet.

3 Friedrich Fromm (1888-1945) diente als Landesschutzbearbeiter im Stab des Wehrkreiskom-
mandos III in Berlin. Vgl. auch Kroener, Generaloberst Friedrich Fromm, S. 143-174.

% Regierungsrat Duvigneau, Oberprésidium der Provinz Grenzmark Posen-WestpreuBen, an
Hauptmann Fromm, Wehrkreiskommando III, 18.10. 1923. Entwurf, in: WAP Poznan, Ober-
prasidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 28.
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Dieser Anderungswunsch verweist nicht nur auf ausgeprigte Anti-Versailles-Res-
sentiments, sondern auch auf die Furcht dieser Beamten und Politiker vor ,Ver-
fanglichkeiten®, ihre Sorge, sich durch die Unterstiitzung der Geheimristung vor
den ,wehrkritisch®, also in der Regel links eingestellten Teilen der Bevolkerung
zu kompromittieren — eine Furcht, die naturgemall einen sozialdemokratischen
Politiker noch starker beschéftigen musste als seine Beamten. Die Konsequenzen
bekam auch Oberprésident von Bilow zu spiiren. Nachdem er die Endfassung
seiner ,Vereinbarung® im November 1923 mit der Bitte um Genehmigung durch
den Minister nach Berlin gesandt hatte*, erhielt er keine Antwort. Das galt auch
fiar zwei weitere Anfragen Biilows. Erst am 31. Januar 1924 erhielt ein Mitarbeiter
des Oberprésidiums aus dem Innenministerium den telefonischen Bescheid, dass
,der Herr Minister [...] eine ausdrickliche Genehmigung zum Bericht vom
23.11.23 Nr. 6605 nicht erteilen [konne] [...]. Der Oberprésident trigt person-
lich die Verantwortung fiir die Zulissigkeit der getroffenen Verabredung.“*!

Dabei blieb es. Noch im Jahre 1926 musste sich Biilow in einer Besprechung
von Ministerialdirektor Kurt Schénner*? sagen lassen, dass ,eine Genehmigung
der zwischen W[ehrkreis] K[ommando] und O[ber]P[risidium] abgeschlossenen
Vereinbarungen durch den H[errn] Minister nicht in Frage kime“*’. Die Polari-
sierung zwischen Sozialdemokratie und Reichswehr vor dem Hintergrund von
Fememordprozessen und Rustungsskandalen nach 1923 sowie die in der sozial-
demokratischen und kommunistischen Presse erhobenen Vorwiirfe gegen den
preuBischen Innenminister miissen diesen unter erheblichen Druck gesetzt
haben*. Ein Dokument wie die ,Vereinbarungen® zwischen dem Oberprisidium
der Grenzmark und dem Wehrkreiskommando III durfte daher nicht an die
Offentlichkeit gelangen, erst recht nicht mit Severings Unterschrift! ,Minister
genehmigt nicht, will sich nicht kompromittieren®, notierte sich Oberprasident
von Bulow im Jahre 1926 folglich hinter die Frage eines Reichswehroffiziers nach

«4b

den Griinden fir die Zurtickhaltung Severings in Sachen ,Vereinbarungen

10 Laut Ziffer 2 der ,Richtlinien“ waren die ,Vereinbarungen® noch offiziell durch die jeweili-
gen ,Zentralstellen®, das preuflische Innen- und das Reichswehrministerium, zu genehmigen.
4 Aktennotiz, 31. 1. 1924, in: WAP Poznan, Oberprisidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 39.

42 Kurt Schénner (1883-1942) amtierte von 1925 bis zum 22. 7. 1932 als Ministerialrat im preu-
Bischen Ministerium des Innern.

5 Vermerk, o.D. [Mai 1926?], in: WAP Poznan, Oberprisidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 64.
4 Im Herbst 1926 wurde Severing von der Linkspresse durchaus zutreffend eine Kooperation
mit der Reichswehr zugunsten des Oberschlesischen Landesschiitzenbundes, der in Oberschle-
sien den Grenzschutz stellte, vorgeworfen. Das ergibt sich aus der o6ffentlichen Zurtickweisung
dieser Vorwiirfe durch den Reichswehrminister. Vgl. Otto GefBler, Schwarze Reichswehr, Arbeits-
kommandos und Zeitfreiwillige. Eine Klirung der Begriffe, in: Berliner Tageblatt vom 31. 10.
1926, S. 1. Dennoch bleibt Severings Weigerung, sich weiter mit den Abkommen zu befassen,
die er 1922/23 selbst angestoBen hatte, nicht leicht nachzuvollziechen. Zumindest fir die Jahre
1925 und 1926 konnte auf die angeschlagene Gesundheit und auf oft monatelange Kuren ver-
wiesen werden (Thomas Albrecht, Fir eine wehrhafte Demokratie. Albert Grzesinski und die
preuBische Politik in der Weimarer Republik, Bonn 1999, S. 155), welche ihn moglicherweise
vor einer Auseinandersetzung mit der Reichswehrfithrung zurtickscheuen lieBen.

1% 'WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemuihl, Nr. 112, Bl. 62.

I VfZ 4/2008 W Institut fir
Jahrgang 56 (2008), Heft 4 Zeitgeschichte
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html Manchen-Berlin

URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2008_4.pdf VIERTELAHESHEFIE FUR
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de ZEl[gE[Chld‘lte



©Vierteljahrshefte fur Zeitgeschichte

652 Dokumentation

Die Militarisierung der Verwaltung

Durch die Weigerung des preuBischen Innenministers, die ,Vereinbarungen® sei-
ner Oberprasidenten zu unterzeichnen, lag die Verantwortung fiir eines der brisan-
testen Projekte der Weimarer Republik, die staatlich geforderte ,Wehrhaftma-
chung®, allein in den Hianden von Verwaltungsbeamten. Das durch die ,Vereinba-
rungen® abgedeckte Spektrum der militirischen Aufgaben der Oberprasidien war
umfassend: In OstpreuBlen und Oberschlesien beauftragten die Regierungsprasi-
denten und Landrite ihre Landjagerei mit der Abschirmung der Geheim-
risstung®; in der preuBischen Provinz Sachsen tat dies die Kriminalpolizei'’. In
mehreren Ostprovinzen versorgten die Landratsimter die Wehrkreiskommandos
mit statistischem Material tiber die ,wehrfihige“ Bev()lkerung48 sowie mit Unterla-
gen Uber kriegswichtige Fabriken, Lager und Infrastrukturprojekte und - auf
besondere Anforderung — durchaus auch einmal mit ,Material tiber die polnische
Minderheit, inshesondere ihre Stirke und Verteilung“*”. Und seit 1926 stellten die
Oberprasidien in der Grenzmark, in Pommern und in der Provinz Brandenburg
dutzendweise Lichtbildausweise fiir die Zivilangestellten der Reichswehr aus, verse-
hen mit dem Satz ,Im Auftrag des Reichsheeres titig“, unterzeichnet von dem
jeweiligen Oberprasidenten®. Schon auf diese Weise wurde das Netzwerk zwischen
Reichswehr und preuBischer Verwaltung immer dichter, wobei Letztere unter dem
Druck einer paramilitirischen ,Wehrbewegung® zunehmend Positionen vertrat,
die mit den Interessen der Staatsregierung nicht konform sein konnten. So
erklarte der Oberprisident der Provinz Pommern, Julius Lippmann, in einem
Schreiben an Innenminister Grzesinski vom Dezember 1928, dass er ,die Einrich-
tung eines Landesschutzes [...] und ein Zusammenarbeiten mit der Reichswehr

16 Far Oberschlesien: Der Kommandeur der 2. Kavalleriedivision an den Regierungsprasiden-
ten in Oppeln, 24.7.1923, in: Wojewbdzkie Archiwum Panstwowe w Opolu (kiinftig: WAP
Opole), Oberprasidium zu Oppeln, Nr. 1893, Bl. 7.

47 Der Polizeiprisident in Magdeburg an den Artilleriefithrer IV, 23.7. 1925, betr.: Teilnahme
von Beamten der Politischen Polizei an Reichswehrmanévern. Geheim, in: Landeshauptarchiv
Sachsen-Anhalt, Abteilung Magdeburg, MD, Rep C 201, Ib, Nr. 3474, Bl. 35.

8 Far OstpreuBen vgl. Thilo Vogelsang, Reichswehr, Staat und NSDAP. Beitrage zur deutschen
Geschichte 1930-1932, Stuttgart 1962, S. 157; fir die Grenzmark: Der Landrat in Zillichau an
den Oberprasidenten in Schneidemiihl, betr.: Aufstellung von Listen wehrfihiger Personen
im Kreise Bomst, 24.1.1929. Personlich, vertraulich, in: WAP Poznan, Oberprasidium in
Schneidemiihl, Nr. 113, Bl. 242. Eine einschlagige Liste mit Rubriken wie ,Truppengattung®,
,Spezialausbildung®, ,Vereinszugehorigkeit: Stahlhelm, Reichsbanner, Roter Frontkampfer-
bund [sic!]“, in: Ebenda, Bl. 245-247.

49 Major von Rintelen, Stab 2. Kavalleriedivision, an Oberregierungsrat Graf von Matuschka,
Oberprisidium der Provinz Oberschlesien, 18.12.1931, in: WAP Opole, Oberprisidium zu
Oppeln, Nr. 1016, Bl. 43. Anlass fiir diese Anfrage war ein ,Kriegsspiel“ unter Einbeziehung
des Grenzschutzes, ,bei dem die Frage der poln. Minderheit in O/S.auch eine erhebliche
Rolle® spielen sollte. An diesem Kriegsspiel, das fir Marz 1932 geplant war, sollten auch die Pré-
sidenten der Oberpostdirektion, der Reichsbahndirektion und des Landesfinanzamtes Ober-
schlesien in Neisse teilnehmen (ebenda, Bl. 59).

%0 Umfangreicher Schriftverkehr diesbeztglich, auch mit den Oberprisidien in Stettin und Ber-
lin, in: WAP Poznan, Oberprisidium Schneidemuhl, Nr. 114.
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[...] aus staatspolitischen Griinden fir unbedingt erforderlich [halte]. Wiirde man
diese Bewegung, insbesondere in den 6stlichen Grenzgebieten, sich selbst Tiberlas-
sen, so wirden sich schwer kontrollierbare geheime Organisationen bilden, die
[...] eine nicht zu unterschiatzende innenpolitische Gefahr darstellen wiirden. “?!

Das Problem aber war, dass die Ober- und Regierungsprasidenten eben nur
begrenzten Einfluss auf die Landesschutzorganisation gewannen. So weigerte
sich der Befehlshaber des Wehrkreises II, Generalleutnant von Tschischwitz, im
Widerspruch zu den von ihm unterzeichneten ,Vereinbarungen® jahrelang, Lipp-
mann Einblick in die Listen mit den Namen der Zivilangestellten der Reichswehr
in der Provinz Pommern zu gewihren®®. Vor allem aber setzten viele Garnisonen
ihre Zusammenarbeit mit rechten Wehrverbanden, allen voran dem ,Stahlhelm®,
fort und kooperierten mit diesem unter Umstinden auch gegen die Zivilbehor-
den — wie etwa in Oberschlesien, wo im Herbst 1926 die Kommandantur in
Oppeln eine Kreisgruppe des ,Stahlhelm® im Kreis Grottkau vor den Ermittlun-
gen des Polizeiprasidenten in Gleiwitz warnte®®.  Richtlinien“ und ,Vereinbarun-
gen® wurden von den Regiments- und Bataillonskommandeuren oft nur insoweit
akzeptiert, als sie Verpflichtungen der Zivilbehorden festschrieben. Sonst galt der
Ausspruch eines ostpreuBischen Stabsoffiziers: ,Was so ein Minister [...] wie der
Severing sagt, ist uns bei der Reichswehr ganz gleichgiiltig.“>*

An derartigen Zustanden entziindete sich in den Jahren 1925 und 1926 eine
vom organisierten Pazifismus getragene und durch immer neue ,Enthtllungen®
angeheizte Pressekampagne” gegen die Kooperation von Reichswehr und Rechts-
verbianden, die den preuBischen Innenminister unter Druck setzte: Wie weit lieB
sich seine bisherige Haltung — Tolerierung der ,Wehrhaftmachung® in den Provin-
zen, aber Ablehnung jeder personlichen Verantwortung — noch aufrechterhalten?
Im Frihjahr 1926 lieB Severing die rechtsradikalen Wehrverbande ,Wiking® und
,Olympia“ verbieten und sprach in einem Schreiben an den preuflischen Minister-
prasidenten Otto Braun®® von suntragbaren Verhaltnissen auf dem Gebiet der Lan-

5 Der Oberprisident in Stettin an den PreuBischen Minister des Innern, betr.: Landesschutz,
23.12. 1928. Geheim, in: Geheimes Staatsarchiv PreuBischer Kulturbesitz, I. HA Rep. 77, Tit.
4043, Nr. 112, Bl. 229-234, hier Bl. 229.

%2 Vgl. Nakata, Der Grenz- und Landesschutz, S. 163.

% Der Polizeiprasident in Gleiwitz an den Oberprasidenten in Oppeln, betr.: militarische Aus-
bildung des Stahlhelms unter Beteiligung der Reichswehr, 6. 9. 1926, in: WAP Opole, Regierung
zu Oppeln, Nr. 1776, Bl. 113-118.

54 Zit. nach Carsten, Reichswehr, S. 251.

% Far besonderes Aufsehen sorgten die gut recherchierten ,Denkschriften® der ,Liga fiir Men-
schenrechte® und der ,Deutschen Friedensgesellschaft®, das 1925 erschienene ,Weilbuch iiber
die schwarze Reichswehr“ und die im folgenden Jahr erschienene Darstellung ,Die deutsche
Militarpolitik nach 1918, die sogar den Verlauf der Verhandlungen tiber den Abzug der Inter-
alliierten Militirkontrollkommission negativ beeinflusst haben sollen. Vgl. Emil Julius Gumbel
(Hrsg.), Weibuch tiber die Schwarze Reichswehr, Berlin-Hessenwinke 1925; Carl Mertens/Wal-
ter Kreiser/Otto Lehmann-Russbueldt, Die deutsche Militarpolitik seit 1918: An den deutschen
Reichsprisidenten; zugleich an die deutschen Reichsministerien, Berlin 1926.

% Otto Braun (1872-1955), SPD, 1919-1920 preuBlischer Landwirtschaftsminister, 1919-1920
Mitglied der Nationalversammlung, mit Unterbrechung 1919-1933 Bevollméchtigter PreuBens
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desverteidigung“m. Da ein Abbruch der zivil-militirischen Kooperation jedoch
nicht in Betracht kam — auch im Innenministerium fiirchtete man, wie Oberprasi-
dent Lippmann, die Bildung ,schwer kontrollierbarer geheimer Organisationen®
offensichtlich mehr als eine zwar von Rechtsradikalen getragene, jedoch unter
einer gewissen Kontrolle stehende Landesschutzorganisation —, blieb aus der Per-
spektive Severings nur eine Alternative: neue ,Richtlinien®, die das Ungleichge-
wicht zwischen Militir- und Zivilbehérden neu austarieren mussten. Diese Erkennt-
nis Severings griff sein Nachfolger, Albert Grzesinski’®, im Spétherbst 1926 auf. Er
plante, die ,Abreden vom 30. Juni 1923 nunmehr aufzukiindigen und sie durch
neue Vereinbarungen zu ersetzen, die die friheren Miflstinde unmoglich
machen“”. Die Voraussetzungen fiir Neuverhandlungen hatten sich im Laufe des
Jahres, seit der Denkschrift Severings vom April 1926, erheblich verbessert. Durch
die offentliche Debatte iber Fememordprozesse und die ,Schwarze Reichswehr*
im Jahre 1923, durch die publik gewordene Denkschrift des ,Hochmeisters® des
Jungdeutschen Ordens, Arthur Mahraun, iiber die geheime Aufriistung®, durch
die ,Sowjetgranatenaffire“’’ und schlieBlich den erzwungenen Riicktritt des Chefs
der Heeresleitung, Hans von Seeckt, war die Reichswehrfiihrung in der Defensive.
Wann, wenn nicht jetzt konnten die Machtverhéltnisse zwischen Zivil- und Militar-
behoérden noch einmal neu geregelt werden?

Eine zivile ,Zentralstelle” fiir die Landesverteidigung

Die Verhandlungen uber neue ,Richtlinien® zwischen dem preuBlischen Innen-
und dem Reichswehrministerium liefen im Sommer 1927 an, gestalteten sich

zum Reichsrat, 1920-1932 MdR, mit kurzen Unterbrechungen 1920-1932 preuBlischer Minister-
prasident, 1921-1933 MdL Preulen, 1933 Emigration in die Schweiz.

57 Der PreuBische Minister des Innern an den PreuBischen Ministerprasidenten, 15. 4. 1926, in:
AdsD, NL Otto Braun, Mappe 14, S. 11.

58 Albert Grzesinski (1879-1947), SPD, Gewerkschafter, 1918/19 Vorsitzender des Arbeiter- und
Soldatenrates in Kassel, 1925-1926 und 1930-1932 Polizeiprasident von Berlin, 1926-1930
preuBlischer Minister des Innern.

% Der PreuBische Minister des Innern an den PreuBischen Ministerprasidenten, 6.[12.11926
[Anlage 2 des Schreibens des PreuBischen Ministerprasidenten an den Reichskanzler vom
20.12. 1926], in: Akten der Reichskanzlei, Die Kabinette Marx III und IV, Nr. 163, S. 470-483,
hier S. 481.

% Der Hochmeister des Jungdeutschen Ordens, Arthur Mahraun, an den Reichswehrminister,
18.3. 1926, in: BA-MA, RW 1/22, Bl. 1-33.

6 Im September 1926 hatten drei sowjetische Frachter tiber 300000 Artilleriegranaten nach
Deutschland gebracht, die von der Heeresleitung im Rahmen der deutsch-sowjetischen Ristungs-
kooperation bereits 1923 geordert worden waren. Einer der Frachter war im Hafen von Stettin
geloscht worden, wobei der von Severing mit der Abschirmung des Transports beauftragte Polizei-
prasident in Stettin, Paul Fenner, Informationen an die sozialdemokratische Presse weitergeleitet
hatte. Vgl. Manfred Zeidler, Reichswehr und Rote Armee 1920-1922. Wege und Stationen einer
ungewohnlichen Zusammenarbeit, Miinchen 1993, S. 143-146. Am 3. 12. 1926 berichtete der bri-
tische ,Manchester Guardian“iiber diese Vorgange, zwei Tage spiter folgte der ,Vorwarts®“ mit der
Schlagzeile ,Sowjetgranaten fiir Reichswehrgeschiuitze®. Mit dieser Enthiillung erreichte die seit
1923 andauernde Reichswehr- und Riistungskritik ihren Hohepunkt.
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jedoch zih®. Zwar kam dem neuen Chef der Heeresleitung, Generalleutnant
Wilhelm Heye, und dem Chef der Wehrmachtabteilung, Oberst Kurt von Schlei-
cher, die preuBische Initiative entgegen — auch sie wollten neue ,Richtlinien,
jedoch nicht, um die Landesverteidigung noch stiarker zu reglementieren, son-
dern um diese auszubauen. Das Ziel der militarischen ,Notriistung®, die in einem
Mobilmachungsfall eine Verdreifachung des Reichsheers auf 21 Divisionen vor-
sah®®, hing von der Frage ab, wie weit die Expansion der L.O. gelang. Sie war
indes nur denkbar, wenn die preuBischen Zivilbehérden noch weitere militéri-
sche Aufgaben tibernahmen®. Demgegeniiber lautete das preuBische Minimal-
ziel: Beschrankung der direkt militarischen Mobilmachungsvorbereitungen, und
vor allem: Beteiligung der Zivilbehérden an der Personalauswahl fiir die Landes-
schutzorganisation. Die Schnittmengen waren also zunidchst tiberschaubar. Bis
Jahresende 1927 produzierte man zwar eine Reihe von Entwiirfen und Gegenent-
wiirfen fir ein neues Abkommen®, zu einer nennenswerten Anniherung kam es
indes nicht. Diese Situation anderte sich aber in dem Moment, als mit dem
Regierungswechsel im Reich im Juni 1928 zwei sozialdemokratische Trager des
Wehrkonsenses in die Schlusselpositionen des Reichskanzlers und des Reichs-
innenministers gelangten.

Als wollte er Versaumtes nachholen, setzte insbesondere der neue Reichsinnen-
minister der Groflen Koalition, Carl Severing, viel daran, den Einfluss der zivilen
Autorititen auf die Landesverteidigung auszudehnen und das Reichsinnenminis-
terium zu der ,politischen Zentralstelle“®® fiir die neuen ,Richtlinien* und ,Wei-
sungen® zu machen. Zunachst ibernahm er im Spatsommer 1928 die Rolle eines
Vermittlers in Sachen ,Richtlinien“ zwischen dem Reichswehrministerium und
der preuBischen Staatsregierung®’; schon Anfang November 1928 waren die
JRichtlinien® unterschriftsreif®®. Die ,Kirchhainer Affire* vom November und
Dezember 1928% die unter anderen Umstinden die Kooperation zwischen

52 Vgl. Vogelsang, Reichswehr, S. 52.

% Vgl. Hurter, Wilhelm Groener, S. 129.

5 Daneben winschten sich die Militars neue staatliche Organisationen im Rahmen des Lan-
desschutzes: ein ,ziviles Schutzkorps® sowie einen ,Reichsluftschutz® zur Zivilverteidigung,
Organe, die wiederum ohne die Verwaltung nicht aufzuziehen waren. Vgl. Vogelsang, Reichs-
wehr, S. 52.

% Die Entwirfe in: Archiv des Instituts fur Zeitgeschichte (kunftig: IfZ-Archiv), MA-8 (Albert
Grzesinski, Dokumente).

% Diese Bezeichnung des Reichsinnenministeriums (,Politische Zentralstelle fir Weisungen v.
23.5.29%) in T2 IIT A, Nr. 1207/31, g.K., betr. I b-Besprechung, in: BA-MA, RH 8, Nr. 896, Bl.
13-20.

% Im Zuge der weiteren Verhandlungen gab die Reichswehrfiihrung ihre Pline far ein Zivil-
schutzkorps und einen militirischen Reichsluftschutz auf und stimmte der preuBischen Kern-
forderung nach einer starkeren Kontrolle der L.O. durch die Zivilbehoérden zu.

% Aktennotiz fiir den Staatssekretir in der Reichskanzlei, betr.: Reichswehrangelegenheiten,
4.12. 1928, in: Bundesarchiv Berlin (kanftig: BA), R431/725, Bl. 64.

% Die Kirchhainer Affire hatte eine publizistische und eine regierungsinterne Dimension. Die
offentliche Affire entziindete sich Ende November 1928 daran, dass ein preuBischer Landrat
des Kreises Kirchhain/Bezirk Kassel, Adolf von und zu Gilsa, vermeintliche ,Waffentibungen*
einer Gruppe von Nationalsozialisten gegentiber dem Regierungsprasidenten in Kassel, Ferdi-
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Reichswehr und preuBischer Regierung schwer gefihrdet hitte, war nun nicht
mehr als eine Verzogerung des Abschlusses der neuen ,Richtlinien: Im Mirz
1929 stimmte der preuBische Innenminister Grzesinski endgultig dem Abkom-
men zu, das zu diesem Zeitpunkt jedoch bereits nicht mehr seiner Verantwortung
unterstand”’. Denn ausschlaggebend fiir die preuBische Zustimmung war offen-
bar gewesen, dass die ,Richtlinien® zwischen Preuflen und der Reichswehr zu
sReichsrichtlinien“ aufgewertet wurden, die nicht mehr allein fir Preulen, son-
dern fiir alle Lander Giiltigkeit haben sollten und die nun der Verantwortung
des Reichsinnenministers unterlagen.

Am 26. April 1929 verabschiedete das Reichskabinett in einer Ministerbespre-
chung diese neuen ,Richtlinien“ (sieche Dokument 1). Schon der formale Ablauf
der Sitzung machte den Anwesenden deutlich, wer die Verantwortung fiir das
Abkommen hatte — nicht der Reichswehrminister verlas den Text der ,Richtli-
nien“ und beantwortete anschlieBend die Fragen der Kabinettskollegen, sondern
der Reichsinnenminister”'. Und nachdem die Regierung den ,Richtlinien® zuge-
stimmt hatte, ibertrug sie dem Reichsinnenminister auch gleich formal die Ver-
antwortung fir die Erweiterung der zivil-militirischen Riistungskooperation. In
der ,Niederschrift tber die Ministerbesprechung vom 26. April 1929 heilit es:
»Die vom Reichswehrministerium vorgeschlagene Waffenausbildung wurde vom
Einvernehmen des Reichswehrministers mit dem Reichsminister des Innern
abhangig gemacht, denen tiberhaupt gemeinsam die Regelung aller Einzelheiten vibertra-
gen wurde.“”

Diese ,Regelung aller Einzelheiten“ erfolgte in den ,Weisungen tiber den
Grenz- und Landesschutz vom 23. Mai 1929“ (siche Dokument 3), den Ausfih-
rungsbestimmungen der neuen ,Richtlinien“. Diese ,Weisungen“ waren, anders
als die allein vom Militir erarbeiteten Ausfithrungsbestimmungen der ,Richtli-
nien“ von 1923, ein Gemeinschaftswerk von Referenten des Reichsinnen- und

. .. . 79
des Reichswehrministeriums’”.

nand Friedensburg, gedeckt hatte. Tatsachlich handelte es sich bei den Nationalsozialisten um
JFeldjager®, also Angehorige einer Unterorganisation der Landesschutzorganisation, und von
Gilsa hatte, nicht anders als viele seiner Landrats-Kollegen, die Abschirmung der ,L.O.“ hoher
gewichtet als seine Meldepflicht gegeniiber einem als ,links“ geltenden Vorgesetzten. Der Skan-
dal lag aus der Sicht des preuBischen Innenministers Albert Grzesinski daher auch weniger
im Verhalten von Gilsas als in dem der Reichswehrfiihrung, die ihm gegentber noch An-
fang November 1928 die Existenz eines ,Feldjigerdienstes” abgestritten hatte. Siehe Riidiger
Bergien, ,Burokratischer Militarismus“ in der preuBischen Provinz. Die Kirchhainer Affire
von 1928 und die Zivilbehorden, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 59 (2008),
S. 476-491.

0 Der Bayerische stellv. Bevollmachtigte zum Reichsrat an das Ministerium des AuBern, 4. 3.
1929, betr. Landesschutz, in: Bayerisches Hauptstaatsarchiv Minchen, MA, Bd 104593, o. BL.

I Auszug aus der Niederschrift Gber die Ministerbesprechung vom 26. 4. 1929, Beratungsge-
genstand: Reichswehrfragen, in: BA, R 431/725, Bl. 131f.

72 Ebenda, Bl. 132, Hervorhebung durch den Verfasser.

73 Der PreuBische Minister des Innern an den Reichswehrminister, 23. 12. 1930, in: BA, R 431/

725, Bl. 183 f.
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Ebenso wenig wie im Falle der ,Vereinbarungen® aus dem Jahre 1923 wirkte
sich bei den ,Weisungen® von 1929 die Beteiligung von zivilen Beamten jedoch
in irgendeiner Weise ,zdhmend® oder ,zivilisierend“ auf die Ausgestaltung der
Landesverteidigung aus. Im Gegenteil — in ihrer Bedeutung und in ihren Folgen
entsprachen die ,Richtlinien” und ,Weisungen® von 1929 den beiden damaligen
Riistungsprogrammen’® des Reichswehrministeriums. Sie schrieben eine Riis-
tungsexpansion fest, welche die Konsensfihigkeit der Republik tiberschritt und
die Militarisierung der Politik vorantrieb. Zwar brachten ,Richtlinien® und ,Wei-
sungen” den Zivilbehérden mehr Einfluss auf die Landesschutzorganisation. Die
Definition des Landesschutzes als ,Schutz der Verfassung vor gewaltsamen Erhe-
bungen® ging nun mit der von Preulen lange geforderten Beteiligung der Zivil-
behorden an der Personalauswahl einher. In allen Personalfragen besalen die
Ober- und Regierungsprésidenten nun ein Vetorecht, wahrend Neueinstellungen
in Grenz- und Landesschutz fur die Militirbehérden nur noch mit der Zustim-
mung des zustindigen Landrates moglich sein sollten.

Erkauft wurde dies aber, wie bereits 1923, mit einer gewissen Militarisierung
der Verwaltung. So sollten die Oberprasidenten nun ,stindige Bearbeiter® fir
Landesschutzfragen benennen — mit anderen Worten, eine Planstelle fiir die Lan-
desverteidigung umwidmen — und die Landréite und Polizeiprasidenten tiber die
~Weisungen* informieren . Vor allem aber wurden die Landratsimter zumindest
in den Ostprovinzen endgultig zu Wehrersatzbehorden: ihnen oblag die ,listliche
Erfassung des Personals und Materials“ fir den Grenzschutz, die Sammlung von
Unterlagen tber die ,wehrfihige“ — und arbeitsdienstfahige — Bevolkerung sowie
die Registrierung von privaten Kraftfahrzeugen und Pferdefuhrwerken’®. Demge-
genuber hatte es in den ,Richtlinien® von 1923 unter Ziffer 6 noch knapp gehei-
Ben: ,Die Aufstellung namentlicher Listen, die Registrierungen und Werbungen
aller Art [...] unterbleiben.

Auch inhaltlich lieBen die ,Weisungen® eine Ausweitung der Mobilmachungs-
vorbereitungen zu. Das vom Kabinett geforderte Einvernehmen zwischen Reichs-
wehr- und Reichsinnenministerium in Sachen Waffenausbildung sah so aus, dass
die ,Weisungen® selbst eine Ausbildung an Maschinengewehren und Geschiitzen
fur den ,Grenzschutzkampf® zulieBen, wofur die Aufstellung von mobilen ,Lehr-
trupps® vorgesehen war. Die Militirbehdérden hatten reichsweit ,Karthotheken®
anzulegen, die Zivilbehorden ,Meldestellen®, beide ,Gelindeverstirkungen, Zer-
storungen und Hindernisse aller Art zur Verzégerung des Vormarsches des ein-
brechenden Gegners“ vorzubereiten. Hatten die ,Richtlinien“ von 1923 auf eine
provisorische Verstirkung der Landesverteidigung abgezielt, ging es in den

™ Vgl. Michael Geyer, Das Zweite Ristungsprogramm (1930-1934), in: Militdrgeschichtliche
Mitteilungen 17 (1975), S. 125-175.

> Bis dahin galt (trotz einer entgegengesetzten Praxis) der Grundsatz, dass nur die Ober- und
Regierungsprasidenten detaillierte Kenntnis tiber die Rustungskooperation haben sollten.

7 Weisungen vom 23.5. 1929 fir den Grenz- und Landesschutz. Abschrift, in: WAP Poznan,
Oberpriésidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 209-218, hier Bl. 212.
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LRichtlinien“ und ,Weisungen® von 1929 um die Vorbereitung einer ,totalen Ver-

teidigung“77.

Regionale ,, Wehrgemeinschaft”

Mit Riicksicht auf die bevorstehende Raumung des besetzten Rheinlandes — weni-
ger aufgrund eines angeblich preuBischen ,Boykotts“ der ,Wehrhaftmachung*”®
— verzogerte sich das Inkrafttreten der ,Richtlinien“ und ,Weisungen“ noch ein-
mal um zwolf Monate. Erst am 9. August 1930 stellte der preuBlische Innenminis-
ter Heinrich Waentig seinen Oberprasidenten die neuen ,Richtlinien® v0r79; am
10. September versandte er an jedes Oberprésidium eine Abschrift der Richtli-
nien®. Und nach einer weiteren Verzogerung wegen eines erneuten Wechsels an
der Spitze des preuBischen Innenministeriums versandte Innenminister Severing
am 23. Dezember 1930 mit den ,Weisungen® vom 23. Mai 1929 die Ausfihrungs-
bestimmungen der ,Richtlinien® an die Oberprasidenten, mit der Bitte, nun in
Verhandlungen mit den Wehrkreiskommandos tiber neue ,Vereinbarungen® zu
treten®!.

Die fir die Grenzmark zwischen dem Oberprasidenten von Biilow und dem
Befehlshaber des Wehrkreises II, Generalleutnant Rudolf Schniewindt®?, im Ja-
nuar 1931 ausgearbeitete ,Vereinbarung* (als ,Notizen®? getarnt), lasst passagen-
weise den Eindruck entstehen, als sollten an der ,blutenden Grenze“ Zivil- und
Militirbehorden zu einer ,Wehrgemeinschaft® verschmelzen. Wenn es der Ober-
prasident und der Befehlshaber als notwendig bezeichneten, ,Beamte und Ange-
stellte in weitem Umfange“ an den Landesschutzarbeiten zu beteiligen, um nach
auBen die Einheit von Militar- und Zivilbehorden zu demonstrieren; wenn Bililow
zusagte, speziell auf die ,Heranziehung von Lehrern aller Kategorien“ zu den
Landesschutzkursen der Reichswehr hinwirken zu wollen; wenn er schlieBlich die

77 Uber das auf der Idee eines ,Volkskriegs“ beruhende Konzept einer ,totalen Verteidigung®
siehe Wilhelm Deist, Die Reichswehr und der Krieg der Zukunft, in: Militargeschichtliche Mit-
teilungen 45 (1989), S. 81-92.

s Die historische Forschung deutete den Konflikt zwischen der preuBischen Staatsregierung
und der Reichswehrfithrung, der sich nach Verabschiedung der neuen ,Richtlinien“ im Som-
mer 1929 noch einmal erheblich verscharft hatte, ausgehend von den Vorwiirfen der Reichs-
wehrfithrung als ,Boykott der Landesverteidigung® durch PreuBen. Indem sich der preuBische
Innenminister Grzesinski weigerte, die neuen ,Richtlinien“ an seine Oberprésidenten weiterzu-
leiten, habe er der ,Wehrhaftmachung*® ihre zivile Unterstiitzung entziehen wollen. Siche bes.
Hagen Schulze, Otto Braun oder Preuiens demokratische Sendung. Eine Biographie, Frank-
furt a.M./Berlin/Wien 1977, S. 605-617; Nakata, Der Grenz- und Landesschutz, S. 324-328.

" Der preuBische Minister des Innern an die preuBischen Oberprasidenten, 10.9.1930,
Geheim, in: WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemtihl, Nr. 112, Bl. 160 f.

8 Ebenda.

81 Siehe Dokument 2.

82 Generalleutnant Rudolf Schniewindt (1875-1954) war vom 1.10. 1929 bis zu seiner Verab-
schiedung am 30.9. 1931 Kommandeur der 2. Division und Befehlshaber des Wehrkreises II.

85 Notizen tiber die Besprechung zwischen dem Oberprasident der Provinz Grenzmark Posen-
WestpreuBen und dem Wehrkreiskommando zu den Weisungen vom 23.5. 1929, in: WAP Poz-
nan, Oberprasidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 219-232. Sieche Dokument 4.
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Schulbehérden zur ,Hergabe von Schulen fir militirische Unterrichtszwecke®
anzuweisen beabsichtigte®™ — dann lisst sich ermessen, wie weit sich die Praxis
dieser Kooperation in den preuBlischen Ostprovinzen von dem urspriunglichen
Ziel der preuBischen Staatsregierung entfernt hatte, die Landesschutzorganisa-
tion den Zivilbehorden zu unterstellen.

Dieser Gegensatz zwischen den Normierungsversuchen auf Reichs- und Lan-
derebene und deren Konterkarierung durch die Biirokratie verweist auf Konsens-
formen und Konfliktlinien, die schwerlich mit dem ,bindren Grundverstandnis®
der Geschichte der Weimarer Republik®™ — mit dem Gegensatz zwischen Demo-
kraten und Antidemokraten, von Zivilisten und Militirs — in Ubereinstimmung
zu bringen sind. Die hier prasentierten ,Richtlinien®, ,Weisungen“ und ,Verein-
barungen®, deren Ziel eine zivil-militarische Kooperation auf dem Feld der Lan-
desverteidigung war, illustrieren, wie gro der Wehrkonsens der politischen,
administrativen und militirischen Eliten der Weimarer Republik sein konnte.
Allerdings verweisen die erhebliche Spannweite zwischen den politischen ,Richtli-
nien“ und den pragmatischen ,Vereinbarungen“ sowie die mit der Aushandlung
der Abkommen verkntpften Konflikte auf die allméhliche Auflésung dieses
Wehrkonsenses in den frithen 1930er Jahren. Nun schien vielen Militirs die
Unterstiutzung republikanischer Politiker zunehmend entbehrlich.

Ein Aspekt ist jedoch allen Abkommen gemeinsam: Sie reglementierten weni-
ger die Praxis, sondern ermoglichten eine Intensivierung der zivil-militirischen
Kooperation sowie die Expansion einer paramilitirischen Wehrbewegung. Auf
der Grundlage der vagen Verpflichtung zu engstem ,Einvernehmen und dauern-
der Zusammenarbeit’* durch die ,Richtlinien” von 1923 stellten die Oberprasi-
denten der Ostprovinzen ab 1926 fiir Hunderte von Landesschutzangestellten®
alljahrlich neue Dienstausweise aus. Auch sahen die ,Weisungen® von 1929 vor,
dass keine ,geschlossenen Verbande®, durchaus aber solchen Verbanden angeho-
rende ,[Einzelpersonen® zum Grenzschutz herangezogen werden durften, so dass
zumindest in der Grenzmark die Landrite die Unterwanderung des Grenzschut-
zes durch SA-Angehodrige hinnahmen®’. Nicht der Wortlaut der Abkommen, son-

81 Notizen Uber die Besprechung zwischen dem Oberprisident der Provinz Grenzmark Posen-
Westpreulen und dem Wehrkreiskommando zu den Weisungen vom 23. 5. 1929, in: WAP Poz-
nan, Oberprasidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 232.

% Vgl. Andreas Wirsching, ,Vernunftrepublikanismus® in der Weimarer Republik. Neue Analy-
sen und offene Fragen, in: Ders./Jirgen Eder (Hrsg.), Vernunftrepublikanismus in der Weima-
rer Republik: Politik, Literatur, Wissenschaft, Stuttgart 2008, S. 9-26, hier S. 9.

8 Anfang 1930 beschaftigten Reichswehrministerium und Wehrkreise gut 1400 Landesschutz-
angestellte, von denen etwa 380 in den sogenannten Ostwehrkreisen— in den Wehrkreisen
I-IV - Dienst taten. Aktennotiz Uber Anzahl, Tatigkeiten und Bezahlung der Landesschutz-
angestellten, o.D. [Jan./Feb. 1930], in: BA, R 431/725, Bl. 259-261.

87 Nach einem Bericht des Polizeidirektors in Schneidemtihl, Erich Thiemann, bestand der
Grenzschutz in der Grenzmark 1931 bereits mehrheitlich aus SA- und NSDAP-Angehorigen
(Der Polizeidirektor in Schneidemiihl an den Polizeiprasidenten in Berlin, abschrftl. an den
Oberprésidenten in Schneidemiihl, betr.: Zivile Grenzschutzorganisation im hiesigen Lkp-
Bezirk. Geheim, 16.11. 1931, in: WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemiihl, 113, Bl. 471-
476). Dass sich diese ,Unterwanderung® der L.O. nicht nur mit Wissen, sondern mit Billigung
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dern die ihnen zugrundeliegenden Ideen — der ,Wehrgedanke und der ,Primat
der Sicherheit® — determinierten die Praxis dieser zivil-militdrischen Kooperation.
Vor diesem Hintergrund erinnert die Kodifizierung des Wehrkonsenses an jenen
flexiblen, durch auBerrechtliche Leitbilder und Ideologeme legitimierten
Umgang mit Normen, der zum Charakteristikum des kommenden MaBnahmen-
staats werden sollte.

Dokumente

Dokument 1:
Richtlinien iiber den Grenz- und Landesschutz vom 23.4.1929 [sic]%®
Fundort: WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 161-165%°

Richtlinien fir die Zusammenarbeit zwischen den preussischen Verwaltungs-
behérden und den militirischen Dienststellen”

Beschluss des Reichskabinetts vom 23. April 1929

Die Reichsregierung hat folgende Richtlinien fiir den Grenz- und Landes-
schutz beschlossen:

A. Grenzschutz
L.

Grenzschutz ist der Schutz der 6stlichen Landesgrenzen gegen feindlichen Ein-
bruch sowie die Vorbereitung der Raumung bedrohter Grenzgebiete im Osten.
Massnahmen fir den Grenzschutz dirfen nur innerhalb des Grenzgebietes und
nur unter Beschrankung auf die dort ansassige Bevolkerung vorbereitet werden.

Als Grenzgebiet ist anzusehen die Provinz Ostpreussen, die Provinz Pommern
ostwarts der Oder, die Provinz Grenzmark Posen-Westpreussen, der Regierungs-
bezirk Frankfurt a/O. und die Provinzen Ober- und Niederschlesien.

II.

Fir die Durchfithrung der Massnahmen im Grenzgebiet gelten folgende allge-

meine Anweisungen:

der preuBischen Landrite vollzog, darauf verweist die Aussage des Stabschefs der 2. Division,
Oberst Kurt Liese, derzufolge in der Grenzmark ,kein Mann [zum Grenzschutz] herangezogen
worden [sei], gegen den ein Einspruch der zustindigen Zivilbehorde vorliegt”. Der Chef des
Stabes der 2. Division an das Reichswehrministerium, Wehrmachtsabteilung/Abwehrabteilung.
Streng vertraulich, 14.12. 1931, in: Ebenda, Bl. 483-490, hier Bl. 483.

8 Offensichtlicher Schreibfehler, richtig: 26. 4. 1929. Die Ziffern der beiden Daten ,,26.4.“ und
»23.5.“ wurden im Schriftverkehr des Ofteren vertauscht.

8 Anlage des Schreibens Der preuBische Minister des Innern an die preuBischen Oberprasi-
denten, 10.9. 1930, Geheim, in: WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemiihl, Nr. 112, Bl. 160.
% Diese Uberschrift wurde seitens des preuBischen Innenministers offenbar nachtriglich ber
die den Oberprasidenten zugehenden ,Richtlinien® gesetzt.
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1) Zwischen den Zentralstellen wie auch zwischen den nachgeordneten beteilig-
ten Dienststellen der Militar- und Zivilverwaltungsbehoérden ist dauernde enge
Fihlungnahme im Sinne allseitigen vertrauensvollen Zusammenwirkens zu
halten. Zu diesem Zweck versehen die beteiligten zustindigen Zentralstellen®!
die ihnen nachgeordneten Dienststellen (und zwar die Verwaltungsbehorden
bis zu den Landraten und Polizeiprasidenten, die Militirbeh6rden bis zu den
Regimentskommandeuren, Kommandanten und Standortaltesten) in ihnen
geeignet erscheinender Weise und in [S. 2, Bl. 162] entsprechendem Umfange
mit Weisungen im Sinne dieser Richtlinien®®. Bei Meinungsverschiedenheiten
der nachgeordneten Behorden ist die Entscheidung der Zentralstellen herbei-
zufiihren. Die Zentralstellen werden diese nur im Einvernehmen miteinander
treffen. Kénnen sich die Zentralstellen nicht einigen, so ist von der beabsich-
tigten Massnahme der militarischen Stellen abzusehen.

2) Die unmittelbare oder mittelbare Unterstiitzung der Bestrebungen von Priva-
ten [sic] und Vereinigungen zur militarischen Ausbildung oder zur kérperli-
chen Ertichtigung der Jugend, insbesondere durch Gestellung von Lehrern
und Ausbildungspersonal wie auch durch Ueberlassung von Anlagen und
Geriten (z. B. Schiesstinde) durch die Reichswehr ist unzuldssig. Die Ueberlas-
sung von Anlagen ausserhalb eines geschlossenen Kasernenbereichs (Exerzier-
platze, Sportplitze, Schwimmanstalten usw.) zu sportlicher Betitigung an
unpolitische Vereine, deren Verfassungstreue feststeht, wird hierdurch nicht
bertihrt.

3) Geldsammlungen in privaten Kreisen durch Reichswehrdienststellen oder
deren Beauftragte sind unzulissig””.

III.
Der Grenzschutz umfasst im einzelnen folgende Massnahmen:

1) Im vereinbarten Grenzgebiet dirfen Vorrdte an Munition, Bewaffnungs-, Aus-
ristungs- und Bekleidungsgegenstinde aller Art ausnahmsweise auch auf
anderen als heereseigenen Liegenschaften gelagert und durch andere als
Reichswehrangehorige verwaltet werden®*.

Diese Ausnahmen unterliegen beziiglich Umfang, Lagerungsort und Lager-
halter gegenseitigem Einverstindnis zwischen den hoéheren ortlichen Militar-
und Verwaltungs[S. 3, Bl. 163]behorden der Provinz (Wehrkreiskommando

91 Gemeint sind hier das Reichsministerium des Innern und das Reichswehrministerium.

92 Siehe Dokument 3.

9 Bis 1927 wurde die Landesschutzorganisation teilweise aus Spenden finanziert, die von der
Industrie und der ostelbischen Landwirtschaft eingeworben wurden. Erst die sogenannte ,Etati-
sierung der Geheimriistung®, deren Finanzierung aus dem Reichshaushalt und die Uberwa-
chung der Zahlungen durch einen interministeriellen Staatssekretirsausschuss, brachte mit
dem Etatjahr 1928 eine Wende. Siehe Hurter, Wilhelm Groener, S. 111-119.

94 Dieser Satz bezieht sich auf die ,schwarzen“ Waffenlager der Reichswehr, in denen ,iberzih-
lige“, d.h. uber das durch den Versailler Vertrag festgelegte Soll hinausgehende Waffen- und
Munitionsbestinde verwahrt wurden.
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und Oberprisident). Bei plotzlich notwendig werdenden Verinderungen® ist
die Zustimmung des anderen Teils spatestens innerhalb 24 Stunden nach der
Aenderung nachzuholen.

Bei Widerruf des Einvernehmens im einzelnen Falle ist binnen 2 Wochen
eine anderweitige Lagerung durchzuftihren.

2) Ueber die fur den Grenzschutz erforderlichen Abwehrkrafte und -Mittel sind
durch die Zivilverwaltungsbehorden statistische Unterlagen zu sammeln und
auf dem Laufenden zu halten. Sie stehen den Militirbehorden jederzeit zur
Verfiigung.

3) Bei allen Massnahmen zur Vorbereitung und Durchfiithrung eines wirksamen
Grenzschutzes sind alle Teile der Bevolkerung ohne Ansehen der Parteizuge-
horigkeit heranzuziehen. Auszuschliessen von der Beteiligung sind solche Per-
sonen, die nicht entschieden jede gewaltsame Erhebung gegen die verfas-
sungsmassige Staatsform und gegen die Staatseinrichtungen ablehnen.

4) Vereine und Verbdnde irgendwelcher Art durfen als solche an Vorarbeiten
und Massnahmen fiir den Grenzschutz nicht beteiligt werden. Vereinigungen,
die unter irgend einem Vorwand Verbinde mit militirischen Befugnissen auf-
stellen oder vorgeben, militirische Gerite fiir den Grenzschutz aufzubewah-
ren, konnen sich nicht auf die Reichswehr berufen und unterliegen der Auflo-
sung.

Ueber Vereinigungen, die lediglich fiir den Grenzschutz gebildet sind, sind
besondere Vereinbarungen zu treffen.

5) Die Vorbereitungen fiir die Ausfiihrung von Rdumungen und die Zurtickfiih-
rung von Hab und Gut der Einwohner im Falle [S. 4, Bl. 164] eines feindli-
chen Einbruchs erfolgen, soweit es sich nicht lediglich um Ermittlungen tiber
rein militirisches Raumungsgut handelt, grundsatzlich nur durch Vermittlung
der Zivilbehorden.

6) Zur Vorbereitung des Grenzschutzes konnen die Militirbehérden, soweit die
Aufgaben nicht den Zivilbehorden obliegen, sich ,Zivilbeauftragter’® bedie-
nen. Diese durfen nur mit vorheriger Zustimmung der Oberprasidenten ange-
stellt und tatig werden. Die Zustimmung erfolgt durch Gegenzeichnung eines
vom Wehrkreiskommando auszustellenden Lichtbildausweises und ist jederzeit
widerruflich.

Private Lagerhalter von Lagern fiir Grenzschutzzwecke im Grenzgebiet
erhalten Berechtigungsausweise mit gemeinsamer Anerkenntnis vom Wehr-
kreiskommandeur und Oberprasidenten.

Das Erfordernis der Zustimmung der Oberprasidenten fir die Anstellung
gilt auch fur die Hilfskrafte der Zivilbeauftragten.

% Derartige ,Veranderungen“ des Lagerungsortes wurden in der Praxis regelmiBig durch die
Entdeckung bzw. den ,Verrat® eines solchen Waffenlagers notwendig.

9% Bei diesen »Zivilbeauftragten“ oder ,Landesschutzangestellten® handelte es sich um tiber
Zivilvertrage bei der Reichswehr angestellte ehemalige Offiziere, das Fihrungspersonal der
Landesschutzorganisation. Vgl. Geyer, Der zur Organisation erhobene Burgfrieden, in: Muller
(Hrsg.), Militar und Militarismus, S. 76-82.
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B. Landesschutz
I
Landesschutz ist die Verteidigung der Reichsgrenzen gegen feindliche Ueber-
fille und der Schutz der Verfassung gegen gewaltsame Erhebungen. Die Heran-
ziehung von Abwehrkriften erfolgt gegebenenfalls durch Aufruf des Reichsprasi-
denten. Fiir etwaige Vorbereitungsmassnahmen gelten die Bestimmungen unter
ATII 2, 3, 4 und 6 entsprechend.
II.
Ausserhalb des Grenzgebietes sind militidrische Gerate und Bestinde, die sich

noch nicht auf heereseigenen Liegenschaften (Kasernen, Zeugamtern usw.)
unter militdrischer Bewachung be[S. 5, Bl. 165]finden, den zustindigen Zivilver-
waltungsbehdrden (den preuss. Oberprasidenten, Regierungsprasidenten, Land-
raten und Polizeiprasidenten oder den zustindigen Verwaltungsbehoérden der
anderen Linder) listenmadssig unter Angabe der Lagerplitze, des Umfangs der
dort liegenden Bestinde, der Art der Bewachung und des Namens des verant-
wortlichen Bewachers binnen 1 Monats nach Inkrafttreten dieser Vereinbarungen
anzuzeigen. Dabei sind Liegenschaften, die vom Heere ermietet sind, in besonde-
rer Liste zusammenzufassen.

Eintretende Verdnderungen sind binnen 24 Stunden mitzuteilen. Fiur Lager,
die in diesen Verzeichnissen nicht aufgefiihrt sind, wird keine Deckung tibernom-
men”’.,

Diese Uebergangsbestimmung gilt nur bis zum 30. Juni 1929,

Nach diesem Zeitpunkt dirfen militarische Bestinde ausserhalb des Grenzge-
bietes nur in heereseigenen oder vom Heere ermieteten Liegenschaften durch
die Amtsorgane der Wehrkreiskommandos gelagert und verwaltet werden.

Diese Richtlinien treten mit dem ..................... in Kraft.

Dokument 2
Der PreuRische Minister des Innern, 23.12.1930. Geheim!"®
Fundort: WAP Poznan, Oberprésidium Schneidemiihl, 112, Bl. 208.

Nachdem die Erorterungen mit den zustindigen Reichsstellen tiber die Neure-
gelung der Vorbereitungen fiir den Grenz- und Landesschutz zum Abschluf3
gekommen sind, Ubersende ich ergebenst in der Anlage die fur die kunftige

Zusammenarbeit zwischen den Militir- und Zivilbehorden giiltigen Richtlinien'?”,

97 Keine Deckung iibernehmen*® bedeutete, dass die Behorden die Waffenlager entgegen der
tiblichen Praxis nicht vor der Offentlichkeit abschirmten.

% Durch die Verzégerung des Inkrafttretens der ,Richtlinien bis Ende 1930 verlor diese
Bestimmung ihre Relevanz.

9% Beglaubigte Durchschrift; Tgb. Nr. 831/30. Adressierung am unteren Seitenende: ,An den
Herrn Oberprasidenten von Biilow in Schneidemiihl. — Eigenhdndig! Personlich!® Darunter
handschrftl.: ,— Einschreiben gegen Riickschein —*.

100 Gemeint sind hier nicht die ,Richtlinien® vom 26. 4. 1929, sondern deren Ausfithrungsbe-
stimmungen, die ,Weisungen tiber den Grenz- und Landesschutz vom 23.5. 1929%, die mit die-
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Diese treten mit dem 1. Januar 1931 in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt treten
die bisherigen Richtlinien vom 30. Juni 1923 auBer Kraft'’".

Ich ersuche ergebenst, hiernach in Zukunft zu verfahren und zum Zwecke der
praktischen Anwendung der Richtlinien mit den zustindigen militarischen
Dienststellen in Verbindung zu treten.

Die erforderliche Unterrichtung der nachgeordneten Behoérden (Regierungs-
prasidenten, Landrite, Polizeiprasidenten) ersuche ich miindlich vorzunehmen,
das anliegende Schriftstiick selbst unbedingt sicher aufzubewahren und im tbri-
gen mit allen Mitteln dafiir Sorge zu tragen, dall die Geheimhaltung der Maf-
nahmen und ihrer Grundlage gewahrleistet ist.

Bis zum 31. Januar 1931 sehe ich einem Bericht Uber das Ergebnis der Fiih-
lungnahme mit den militirischen Dienststellen und das bisher VeranlaBte entge-
gen. Ich behalte mir vor, nach Eingang dieser Berichte eine Besprechung mit
den Sachbearbeitern der Oberprasidien abzuhalten, um die praktische Anwen-
dung der Richtlinien naher zu erértern und eventl. Abanderungen anzuregen.

[gez. Severing]

Dokument 3
Weisungen vom 23.5.1929 fiir den Grenz- und Landesschutz'°%.
Fundort: WAP Poznan, Oberprasidium Schneidemiihl, 112, BI. 209-218

-1-
Weisungen vom 23.5.1929 fiir den Grenz- und Landesschutz.
A. Grenzschutz
I
Grenzschutz ist der Schutz der 6stlichen Landesgrenzen gegen feindlichen Ein-

bruch sowie die Vorbereitung der Raumung bedrohter Grenzgebiete im Osten.
Massnahmen fir den Grenzschutz dirfen nur innerhalb des Grenzgebietes und
nur unter Beschrankung auf die dort ansdssige Bevolkerung vorbereitet werden.

Als Grenzgebiet ist anzusehen die Provinz Ostpreussen, die Provinz Pommern
ostwarts der Oder, die Provinz Grenzmark Posen-Westpreussen, der Regierungs-
bezirk Frankfurt a. O. und die Provinzen Ober- und Niederschlesien.

Danach sind fiir Nord- und Westgrenze nur theoretische Studien der Wehr-
kreiskommandos und der Kavallerie-Divisionskommandos zulassig.

sem Anschreiben versandt worden waren. Die Verwendung der Bezeichnung ,Richtlinien® fir
die ,Weisungen* von 1929 wie bereits fiir die ,Ausfithrungsbestimmungen* vom 21.7. 1923 tritt
vielfach auf.

101 Der Verweis auf das AuBerkrafttreten der alten ,Richtlinien® ist insofern von Relevanz, als
die Forschung den ,Boykott* der ,Wehrhaftmachung® durch Preuien 1929/30 insbesondere,
ausgehend von einer Bemerkung des Reichswehrministers Groener, dadurch gegeben sah,
dass Innenminister Grzesinski die ,Richtlinien® von 1923 auBer Kraft gesetzt hatte. Vgl. Schulze,
Otto Braun, S.611; Hiirter, Wilhem Groener, S.135; Nakata, Der Grenz- und Landesschutz,
S. 228.

102 Maschinenschriftl. Durchschlag, Anlage zu Dokument 2.
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Anmerkung:
Rein militarische Studien und Arbeiten tiber die

Fragen der Grenzverteidigung Nord und West sind
gestattet und konnen auch in Form von militiri-
schen Erkundungen, Denkschriften, Kalendern
usw. niedergelegt werden.

Verboten ist dagegen jede Aussenarbeit, die das

Herantreten an Zivilbehérden und Zivilpersonen
in Fragen des Grenzschutzes Nord und West erfor-
dern wiirde, nimlich Bearbeiten von Kalendern!®®
ausserhalb der rein militirischen Dienststellen
(W. K.Kdos., Territorialbefehlshaber, Standortalte-
ste), statistische und listliche Erhebungen und Vor-
bereitungen von Meldestellen fir Grenzschutz
Nord und West. [S. 2, Bl. 210]

Ausdriicklich wird darauf hingewiesen, dass in
der entmilitarisierten Zone L.-Angestellte'** weder

in ihr wohnen noch tatig sein dirfen.

II.

Fur die Durchfiithrung der Massnahmen im Grenzgebiet gelten folgende allge-

meine Anweisungen:
1) Zwischen den Zentralstellen, wie auch zwischen den nachgeordneten beteilig-
ten Dienststellen der Militir- und Zivilverwaltungsbehorden ist dauernde enge
Fihlungnahme im Sinne allseitigen vertrauensvollen Zusammenwirkens zu hal-
ten. Es empfiehlt sich, hiermit stindige Bearbeiter zu beauftragen'®”.

Die beteiligten zustandigen Zentralstellen versehen die ihnen nachgeordneten
Dienststellen (und zwar die Verwaltungsbehoérden bis zu den Landraten und Poli-
zeiprasidenten, die Militirbeh6rden bis zu den Regimentskommandeuren, Kom-
mandanten und Standortdltesten) in ihnen geeignet erscheinender Weise und in
entsprechendem Umfang mit Richtlinien im Sinne dieser Weisungen.

Der Schriftverkehr zwischen den vorstehend genannten Militar- und Zivilbehor-
106

den tuber L-Angelegenheiten ™ ist auf Ausnahmefille zu beschrinken; dartiber
hinaus ist weiteren Dienststellen jeder Schriftverkehr in dieser Angelegenheit ver-

boten und nur mundlicher Verkehr gestattet.

108 Mit ,Kalender® sind hier die sogenannten Mobilmachungskalender gemeint, die seit der
zweiten Hilfte der 1920er Jahre von den Landesschutzangestellten in Zusammenarbeit mit
den Zivilbehorden erstellt wurden und beispielsweise fiir ein Landratsamt oder eine Polizei-
dienststelle minutios deren jeweilige Aufgaben ab dem Zeitpunkt der Mobilmachung auffiithr-
ten.

104 .-Angestellte = Landesschutzangestellte.

105 Im Original sind in den folgenden Absitzen diverse handschriftliche Unterstreichungen
vorgenommen worden, die hier nicht dokumentiert werden.

106 Abk. fur: ,Landesschutz-Angelegenheiten®.
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Bei Meinungsverschiedenheiten der nachgeordneten Behorden ist die Ent-
scheidung der Zentralbeh6rden herbeizufithren. Die Zentralstellen werden diese
nur im Einvernehmen miteinander treffen. Konnen sich [S. 3, Bl. 211] die Zen-
tralstellen nicht einigen, so ist von der beabsichtigten Mafinahme der militari-
schen Stellen abzusehen.

2) Die unmittelbare oder mittelbare Unterstiitzung der Bestrebungen von Priva-
ten [sic] und Vereinigungen zur militarischen Ausbildung oder zur kérperlichen
Ertiichtigung der Jugend, insbesondere durch Gestellung von Lehrern und Aus-
bildungspersonal, wie auch durch Ueberlassung von Anlagen und Geriten (z.B.
Schiesstainde) durch die Reichswehr ist unzuldssig. Die Ueberlassung von Anla-
gen ausserhalb eines geschlossenen Kasernenbereichs (Exerzierplatze, Sport-
platze, Schwimmanstalten usw.) zu sportlicher Betitigung an unpolitische Ver-
eine, deren Verfassungstreue feststeht, wird hierdurch nicht bertihrt.

3) Die Sammlung oder Annahme privater Gelder fir Landesschutzzwecke durch
Reichswehrdienststellen oder deren Beauftragte ist unzulassig.

II1.

Der Grenzschutz umfasst im einzelnen folgende Massnahmen:

1) Im vereinbarten Grenzgebiet dirfen Vorrite an Munition, Bewaffnungs-, Aus-
ristungs- und Bekleidungsgegenstande aller Art ausnahmsweise auch auf ande-
ren als heereseigenen Liegenschaften gelagert und durch andere als Reichswehr-
angehorige verwaltet werden.

Diese Ausnahmen unterliegen beziiglich Umfang, Lagerungsort und Lagerhal-
ter gegenseitigem Einverstindnis zwischen den hoheren ortlichen Militar- und
Verwaltungsbehoérden (Wehrkreiskommando und Oberprasi[S. 4, Bl. 212]dent).
Bei plotzlich notwendig werdenden Veranderungen ist die Zustimmung des ande-
ren teils spitestens innerhalb 24 Stunden nach der Anderung einzuholen.

Bei Widerruf des Einvernehmens im einzelnen Falle ist binnen 2 Wochen eine
anderweitige Regelung durchzufiihren.

Anmerkung:

Innerhalb des vereinbarten Grenzgebiets dir-
fen grossere und kleinere Lager — letztere nicht
kleiner, als fir Einheiten bis zu Kompagniestirke —
bei Treuhdndern fiir den unmittelbaren Bedarf
sofort aufstellungsbereiter Teile des Grenzschutzes
eingerichtet werden. Den Umfang und die Zahl
dieser Lager bestimmt das Rw.Min.'” auf Vor-

schlag der W. K.Kdos.'”® Den Treuhiandern ist jegli-
che Verfiigung Uber die Lager verboten. Sie stel-
len lediglich den Raum fiir die Lagerung zur Ver-
figung. Bei Verstossen gegen dieses Verbot sind
die Bestinde der Lager bei anderen Treuhdndern

107 Rw.Min. = Reichswehrministerium.
108 'W. K.Kdos. = Wehrkreiskommandos.
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unter Mitwirkung der zustindigen Zivilbehérden
einzulagern.

2) Uber die fiir den Grenzschutz erforderlichen Abwehrkrifte und Mittel sind
durch die Zivilverwaltungsbehorden statistische Unterlagen zu sammeln und auf
dem Laufenden zu halten. Sie stehen den Militirbehérden jederzeit zur Verfii-
gung.

Die Sammlung der Unterlagen erstreckt sich auf die Bevolkerung im wehr-
und arbeitsfihigen Alter, sowie auf die vorhandenen fiir den Grenzschutz erfor-
derlichenfalls verwendbaren Bestinde an Pferden, pferdebespannten und Kraft-
fahrzeugen jeder Art.

Zur listlichen Erfassung des Personals und Materials etwa erforderliche Listen
sind grundsitzlich durch die Zivilverwaltungsbehérden aufzustellen und zu [S. 5,
Bl. 213] fiihren. Unmittelbare Erhebungen und Feststellungen durch die Militir-
behérden finden nicht statt.

Anmerkung:

Im Grenzgebiet (s. A. I) ist die listliche Erfas-
sung von Personal und Material erlaubt.

Die listliche Erfassung muss sich auf die Perso-
nen und Sachen beschranken, die zur Aufstellung
der Formationen unbedingt notwendig sind. Mit
Riicksicht auf die starke Beanspruchung der Zivil-
behoérden, die durch eine listliche Erfassung ein-
tritt, werden sich die militirischen Dienststellen
soweit moglich mit den von den Zivilbehérden ge-
sammelten statistischen Unterlagen zundachst
begntligen miissen.

3) Bei allen Massnahmen zur Vorbereitung und Durchfithrung eines wirksamen
Grenzschutzes sind alle Teile der Bevolkerung ohne Ansehen der Parteizugeho-
rigkeit heranzuziehen. Auszuschliessen von der Beteiligung sind solche Personen,
die nicht entschieden jede gewaltsame Erhebung gegen die verfassungsmaBige
Staatsform und gegen die Staatseinrichtungen ablehnen.

Anmerkung:

Wenn im Landesschutz Angestellte oder zur
praktischen bzw. theoretischen Ausbildung heran-
gezogene Personen ihre bis dahin bekundete ein-
wandfreie politische Einstellung aufgeben und
sich in verfassungsfeindlichem Sinne betitigen'®,
so sind sie unverziglich von jeder weiteren Mitar-

beit im Landesschutz auszuschliessen.

19 Die Formulierung ,Betitigung im verfassungsfeindlichem Sinne* bezeichnete in der Regel

das Engagement eines Landesschutzangestellten fiir die NSDAP.
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Unter der Vorbereitung eines wirksamen Grenzschutzes ist zu verstehen:
a) Erkundung und ortliche Besichtigung der Verteidigungszone,

b) Unterweisung der Fuhrer

schriften, auch im Gelande,

und Unterfiuhrer an der Hand neuer Dienstvor-

c) theoretische und notdurftige praktische Waffenausbildung fir den Grenz-

schutzkampf. [S. 6, Bl. 214]

Anmerkung:

Die Durchfiihrung einer theoretischen und
praktischen Waffenausbildung ist wie folgt gedacht:
Theoretischer Unterricht, technische Waffenaus-
bildung, zunachst nur in geschlossenen Riumen,

Schiessen mit Zielmunition.

Teilnehmer aus allen Teilen der Bevolkerung,
ausgewahlt auf parititischer Grundlage im Einver-
nehmen mit den zustindigen Zivilverwaltungs-
Dienststellen. Vor Beginn einer theoretischen und
praktischen Ausbildung sind folgende Massnahmen
durchzufiihren:

1) Eingehende Ueberlegung seitens der in Frage
kommenden W.K.Kdos. (zur Zeit nur W.K. I,
IL, III) in engem Einvernehmen mit den zustan-
digen Zivilverwaltungs-Dienststellen tber die
Durchfiihrung von Versuchen einer theoreti-
schen und praktischen Waffenausbildung in
einigen, hierfir besonders geeigneten Kreisen.
Die Geheimhaltung muss hierbei besondere
Berticksichtigung finden.

2) In Uebereinstimmung mit den zustiandigen Ver-
waltungs-Dienststellen positive Vorschlige der
in Frage kommenden W.KKdos. an das
Rw.Min., wie die Durchfithrung solcher Versu-
che beabsichtigt ist.

3) Nach Prufung dieser Vorschlige Weisungen der
Zentralstellen an die unterstellten Dienststellen
fir Aufnahme der Versuche und ihrer Durch-
fihrung.

d) Erkundung und Vorbereitung von Gelandeverstirkungen, Zerstorungen und
Hindernissen aller Art zur Verzoégerung des Vormarsches des einbrechenden

Gegners,

e) Einrichtung eines Nachrichtennetzes''?,

0

119 Das ,Nachrichtennetz* bestand aus ausgewahlten Personen, die im Grenzgebiet wohnhaft
waren und von dort im Falle einer feindlichen Besetzung militirisch wichtige Informationen

an die Reichswehr liefern sollten.
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f) Fahrung von Karthotheken durch die militirischen Dienststellen auf Grund
der von den Zivilbehdérden gemiss A II1,2 bereitgehaltenen Unterlagen,

g) Schaffung der Grundlagen fir die Tatigkeit der von den Zivilbehérden im
Ernstfall einzurichtenden Meldestellen''!. [S. 7, Bl. 215]

4) Vereine und Verbdnde irgendwelcher Art durfen als solche an Vorarbeiten

und Massnahmen fir den Grenzschutz nicht beteiligt werden. Vereinigungen,

die unter irgendeinem Vorwande Verbiande mit militdrischen Befugnissen aufstel-

len oder vorgeben, militarische Gerate fir den Grenzschutz aufzubewahren, kon-

nen sich nicht auf die Reichswehr berufen und unterliegen der Auflosung''?.

Anmerkung:
Als ,solche”“ im Text der Richtlinien ist zu verste-

hen, dass die Heranziehung geschlossener Ver-

bande verboten ist. Die Beteiligung von Einzelper-

sonen, die solchen Vereinen, Verbanden oder

Biinden angehéren, wird hierdurch nicht berthrt.

Ueber Vereinigungen, die lediglich fiir den Grenzschutz gebildet sind, sind
besondere Vereinbarungen zu treffen.

Anmerkung:
Sollten im Bereich der W.K.Kdos. Vereinigun-

gen, die lediglich fur den Grenzschutz gebildet
sind (wie z. B. bei W.K. II die Vereinigung ,Pom-
merntreue®), bestehen, so kann eine Heranzie-
hung jedoch nur im Einvernehmen mit der

zustandigen Zivilbehorde erfolgen113 .

5) Die Vorbereitungen fir die Ausfiihrung von Riumungen und die Zurtickfiih-
rung von Hab und Gut der Einwohner im Falle eines feindlichen Einbruchs
erfolgen, soweit es sich nicht lediglich um Ermittlung tiber rein militarisches Rau-
mungsgut handelt, grundsitzlich nur durch Vermittlung der Zivilbehérden.

Ueber Art und Umfang der Vorarbeiten ergehen Weisungen nach Vereinba-
rung der Zentralstellen.

' Die ,Meldestellen® sollten im Mobilmachungsfall anstelle der durch den Versailler Vertrag
verbotenen Wehrersatzorganisation wirksam werden und zunéchst vor allem Freiwilligenmel-
dungen annehmen und an das Militar weiterleiten.

112 Dieser Satz richtete sich in erster Linie gegen den ,Stahlhelm*, der seine militirischen Akti-
vititen mit der Notwendigkeit einer Landesverteidigung zu rechtfertigen pflegte. Volker R.
Berghahn, Der Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten 1918-1935, Dusseldorf 1966, S. 63 u. S. 193.
113 Bei der ,Pommerntreue“ handelte es sich wie bei dem oberschlesischen ,Landesschiitzen-
bund“ um eine aus den antipolnischen Selbstschutzformationen der Nachkriegsjahre hervorge-
gangene private Organisation, die von der Reichswehr als Teil des militirischen Grenzschutzes
behandelt wurde. Uber den ,Landesschuitzenbund®“ siehe Nakata, Der Grenz- und Landes-
schutz, S. 366-377.
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6) Zur Vorbereitung des Grenzschutzes konnen die [S. 8, Bl. 216] Militirbehor-
den, soweit die Aufgaben nicht den Zivilbehérden obliegen, sich ,Zivilbeauftrag-
ter bedienen. Diese diirfen nur mit vorheriger Zustimmung der Oberprasiden-
ten angestellt werden. Die Zustimmung erfolgt durch Gegenzeichnung eines
vom Wehrkreiskommando auszustellenden Lichtbildausweises und ist jederzeit
widerruflich.

Anmerkung:
Gleichgultig, ob es sich um Personlichkeiten

handelt, die der L. O. bereits angehoren oder um
solche, die neu zur Anstellung kommen sollen,
muss in jedem Falle die Zustimmung der zustindi-
gen Zivilverwaltungs-Dienststellen eingeholt wer-
den. Die Ausstellung und Gegenzeichnung der
Lichtbildausweise und die zeitgerechte Einziechung
solcher Ausweise, deren Inhaber als L-Angestellte
nicht mehr in Frage kommen, ist Sache der
W. K.Kdos.

Private Lagerhalter von Lagern fir Grenzschutzwecke im Grenzgebiet erhalten
Berechtigungsausweise mit gemeinsamer Anerkenntnis vom Wehrkreisbefehlsha-
ber und Oberprasidenten.

Das Erfordernis der Zustimmung der Oberprasidenten fir die Anstellung gilt
auch fur die Hilfskrafte der Zivilbeauftragten.

B. Landesschutz
L.

Landesschutz ist die Verteidigung der Reichsgrenzen gegen feindliche Ueber-
falle und der Schutz der Verfassung gegen gewaltsame Erhebungen. Die Heran-
ziechung von Abwehrkriften erfolgt gegebenenfalls durch Aufruf des Reichsprési-
denten. Fur etwaige Vorbereitungsmaflnahmen gelten die Bestimmungen unter
ATl [S. 9, BL. 217] und A III 2, 3, 4, 5, und 6 entsprechend mit der Beschrin-
kung, dass bis auf weiteres die im Abschnitt A III genannten Einzelmassnahmen
a bis e unterbleiben miissen. Dagegen sind zugelassen ausser den Punkten A III,

3fundg:
Anmerkung:
Im Landesschutz ist die listliche Erfassung
beschrankt auf:
a) Die in Aussicht genommenen Fiahrer und
Beamten,
b) die ausgeschiedenen Angehorigen des Reichs-
heeres,
c) das fur die Meldestellen erforderliche Personal.
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1) Erkundung von Riickhaltzonen, Gelindeverstirkungen, Zerstérungen und
Hindernissen aller Art.

2) Die Vermittlung der Kenntnis neuer Dienstvorschriften an in Aussicht genom-
mene Fiihrer.

Anmerkung:
Fur die theoretische Unterrichtung von Angeho-

rigen der ehemaligen Flaktruppe ausserhalb des
Grenzgebiets ist auch Unterricht am Material
(Richtmittel) in verdecktem Raume zuldssig.

3) Schaffung einer Ausstattung fir das ausrtickfihige Feldheer und aufstellungs-
massige Lagerung derselben in heereseigenen oder heeresseitig ermieteten
Réaumen.

4) Schaffung der fabrikatorischen Grundlagen zur Sicherstellung des dringend-
sten Nachschubbedarfes.

II.

Ausserhalb des Grenzgebietes (AI) sind militarische Gerate und Bestande, die
sich noch nicht auf heereseigenen Liegenschaften (Kasernen, Zeugamtern usw.)
unter militirischer Bewachung befinden, den zustindigen Zivilverwaltungsbehor-
den (den preuss. Ober[S. 10, BL. 218]prasidenten, Regierungsprasidenten, Land-
raiten und Polizeiprasidenten) listenmadssig unter Angabe der Lagerplatze, des
Umfangs der dort liegenden Bestande, der Art der Bewachung und des Namens
der verantwortlichen Verwalter binnen eines Monats nach Inkrafttreten dieser

Vereinbarungen anzuzeigen. Dabei sind die Liegenschaften, die vom Heere
ermietet sind, in besonderer Liste zusammenzufassen.

Anmerkung:
Die W. K. Kdos sind dafliir verantwortlich, dass

Bestinde jeder Art (ausgenommen im Grenz-
schutz) nur noch in heereseigenen oder heeressei-
tig ermieteten Raumen gelagert sind; eine Unter-
bringung von Bestinden bei Treuhdndern ist
grundsatzlich verboten. Alle Lager, die sich in hee-
resseitig ermieteten Ridumen befinden, sind von
den W.K.XKdos, soweit dies noch nicht geschehen
ist, den zustindigen Zivilbehérden listenmassig
nachzuweisen.

Eintretende Veranderungen sind binnen 24 Stunden mitzuteilen. Fir Lager,
die in diesen Verzeichnissen nicht aufgefiihrt sind, wird keine Deckung tibernom-

men.
Diese Uebergangsbestimmung gilt nur bis zum .................. 1930.
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Nach diesem Zeitpunkt diirfen militirische Bestinde ausserhalb des Grenz-
gebiets nach AT nur in heereseigenen oder vom Heere ermieteten Liegenschaf-
ten durch die Amtsorgane der Wehrkreiskommandos gelagert oder verwaltet wer-
den.

Dokument 4

Notizen iiber die Besprechung zwischen dem Oberprisident der Provinz
Grenzmark Posen-WestpreuBen und dem Wehrkreiskommando zu den
Weisungen vom 23.5.1929. Ohne Datum, Entwurf [Januar 1931]

Fundort: WAP Poznan, Oberprésidium Schneidemtihl, 112, Bl. 219-231

Vorbemerkungen

Grundsitzlich erfolgt jede erste Verbindungsaufnahme des Heeres mit Zivilbe-

horden durch aktive Offiziere. Wo aktive Offiziere fehlen, konnen spéter die Lei-
ter von Landesschutz-Dienststellen die Verbindung halten, ausnahmsweise beson-
ders bestimmte andere Zivilbeauftragte. Diese werden den in Frage kommenden

Behorden personlich vorgestellt. +) '

Schriftliche Abmachungen allgemeiner Art iber Grenz- und Landesschutz sind
verboten.
Abdricke [sic] oder wortgetreue Auszige der Weisungen oder nachstehender

Ausfiihrungen durfen bei unterstellten Dienststellen nicht vorhanden sein.
Unterrichtung nachgeordneter Dienststellen erfolgt grundsatzlich nur mundlich
und in dem fiir die Arbeit unbedingt nétigem Umfange.

Die Zusammenarbeit im Sinne der Weisungen erfolgt zwischen:

Oberpriasident und Wehrkreiskommando II.

Far die Kreise Schlochau, Flatow, Dt.Krone, Netzekreis und Schneidemuihl.
Bearbeiter des Oberprisidenten sind z.Zt.[...]'"" Vertreter: RegRat Schumacher
[S. 2, BIL. 220]

Bearbeiter des Wehrkreiskommandos sind z.Zt.:
der 1. Fithrerstabsoffizier Major Brand''®
Vertreter Ic Fithrerstabs Offizier [sic] Major Frhr. v. Gablenz'"”

Der Oberprisident in seiner Stellung als Regierungsprasident fiir die Kreise

und Territorialbefehlshaber Ost = Kommandant Stettin, z.Zt. Oberstlt. Wendorff.

1" Anmerkung im Original: ,+) Z.Zt. sind eingefiihrt und vorgestellt: vom Wehrkreiskom-
mando II: Major a.D. von Ammon, Stettin. Major a.D. Messerschmidt — Schneidemiihl.*

115 Im Original Auslassungszeichen.

116 Major Brand® als handschriftlicher Eintrag.

17 Major Frhr. v. Gablenz*“ als handschriftlicher Eintrag. — Eccard Freiherr von Gablenz (1891-
1978) diente von Oktober 1929 bis Dezember 1931 als I b Offizier im Stab der 2. Division in

Stettin.
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Oberprisident und Wehrkreiskommando II''® fir die oben nicht angefiihrten
Gebiete der Provinz Grenzmark Posen-Westpreussen. Bearbeiter des Wehrkreis-
kommandos sind z.Zt.:

der Ib Fuhrerstabs Offizier [sic] Major Graf Sponek [sic]™'?,

Vertreter Ib Hptm Freiherr v. Schleinitz.

Oberprésident in seiner Stellung als Regierungsprasident fiir die oben nicht
angefiihrten Gebiete der Grenzmark Posen-Westpreulen und 1. Kavallerie.Divi-
sion, Frankfurt a/Oder, Bearbeiter z.Zt Hptm. Fretter-Piekow [sic]120, Vertreter

Fuhrerstabs-Offizier in Kustrin, Major von Obernitz.
Die Landrate bezw. Oberburgermeister mit Zivilbeauftragten und Kreisleiter.
Soweit in einzelnen Kreisen Kreisleiter nicht angestellt sind, erfolgt die Zusam-

menarbeit mit Offizieren und Zivilbeauftragten des zustindigen Territorialbe-
reichs nach Vereinbarung mit dem Regierungsprasidenten.

Grenzschutz
Zu 1l 1, 1.u. 2. Absatz'?! siche Vorbemerkungen.
Zull. 1., 3. Absatz.

Oberprisident und Wehrkreiskommando geben die an die ihnen [S. 3, Bl
221] unterstellten Dienststellen tiber den Schriftverkehr entsprechende Weisung.
Zu Il, 1, 4. Absatz.

Vor Einholung einer hoheren Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten
legen Oberprasident und Wehrkreiskommando die Grinde fest, die sie zu einer

von einander abweichenden Stellungnahme bewogen haben. Die Griinde beider
Stellen sind den beiderseitigen Zentral-Behorden zu unterbreiten.
Zull, 2.
Eine unmittelbare oder mittelbare Unterstiitzung von Privaten und Vereinigun-
gen liegt nicht vor bei:
a) Beteiligung von Reichswehrangehdrigen an sportlichen Veranstaltungen unpo-
litischer Vereine.

b) Beteiligung von Zivilpersonen an sportlichen Wettkdmpfen auch innerhalb
eines geschlossenen Kasernenbereichs auf Einladung von Reichswehrdienst-
stellen.

Zulll, 1.

Vereinbarungen iiber die z.Zt. bestehenden Lager fiir Waffen, Munition,

Bekleidung und Ausrtstung sind getroffen. Eine Liste dieser Lager befindet sich

im Besitz des Oberprasidenten.

118 I handschriftlich doppelt unterstrichen, darauf bezogen ein Fragezeichen am linken Sei-
tenrand: offensichtlicher Schreibfehler, richtig: ,Wehrkreiskommando III*.

119 Hans von Sponeck (1888-1944) diente im Stab des Wehrkreiskommandos III.

120 Der spatere General der Artillerie Maximilian Fretter-Pico (1892-1984) war zum 1. 10. 1930
als Generalstabsoffizier in den Stab der 1. Kavalleriedivision nach Frankfurt/Oder versetzt wor-
den. Zu seinen Erfahrungen im Bereich der geheimen Landesschutzorganisation siche Maximi-
lian Fretter-Pico, Auszug aus meinen Erinnerungen, in: IfZ-Archiv, ZS 39.

121 Die Verweise beziehen sich jeweils auf die entsprechenden Ziffern der ,Weisungen“ (Doku-

ment 3).
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Sofern in Zukunft Aenderungen erforderlich werden, haben die Territorial-
befehlshaber oder deren Beauftragte zunichst durch Rucksprache mit den
zustindigen Landriten neue Lagerorte, Lager-Inhaber und Lagerverwalter in
vertrauensvoller Zusammenarbeit zu ermitteln. Demnéachst erfolgt Vorlage eines
entsprechenden Antrages bei dem Wehrkreiskommando, das die Einverstindnis-
erklarung des Oberprisidenten erbittet. Nach deren Eingang kann ein Lager
geraumt oder neu angelegt werden. [S. 4, Bl. 222]

Die Lagerinhaber und die Lagerverwalter erhalten Ausweise, die durch den
Oberpriésidenten und das Wehrkreiskommando zu unterzeichnen sind.

Die Landrite sind tiber die in ihrem Kreise befindlichen Lager zu unterrich-
ten.

Unbefugten ist der Zutritt zu den Lagern zu verwehren.

Organen der Polizei, der Staatsanwaltschaft und der Gerichte ist, wenn sich

der Betreffende als Vertreter einer obengenannten Zivilbehoérde ausweist, der
Zutritt zur Feststellung oder Aufklarung einer strafbaren Handlung zu gewédhren.
Zur Feststellung bezw. Nachprifung, ob und welches Heeresgerat in diesem
Raum lagert, ist denselben der Zutritt zu verweigern. Sollte auf Zutritt bestanden
werden, so ist der Forderung nur nachzukommen, wenn eine vorherige fern-
miuindliche Anfrage bei der betr. Behdrde die Richtigkeit des Ausweises bestatigt
hat. Gleichzeitig ist sofort fernmuindlich dem Kreisleiter und Landrat zu melden.

+)'*% Die Gewehr- usw. Schlosser sind, soweit die aussenpolitische Lage es nicht
anders erfordert, zu entfernen und getrennt von den Gewehren in anderen Rau-

men aufzubewahren. Lagerinhaber und Lagerverwalter sind verpflichtet, Waffen,
Munition usw. nur an Personen auszuhandigen, die mit einem Ausweis des Terri-
torialbefehlshabers oder des Wehrkreiskommandos versehen sind.

+)'** Das Wehrkreiskommando hat fiir jedes Lager einige im Einvernehmen
mit dem zustindigen Landrat ausgewahlte Leute zum Schutz des Lagers fiir den

Fall einer Bedrohung verpflichtet. Bewaffnung dieser Leute aus den Bestinden
des Lagers ist vorgesehen. Dieses Personal ist verpflichtet, sich [S. 5, Bl. 223] den
Weisungen staatlicher Polizeiorgane fiir den Schutz des Lagers unterzuordnen.
Zu 111, 2.

An personellen Unterlagen

stellen die Zivilbehdérden den militarischen Dienststellen im Grenzgebiet zur Ver-
figung:
a) Feststellung tber die Stiarke der Jahrginge und Berufsklassen

b) Angabe der Zahl aller waffenfihiger Manner vom 18.-45. Lebensjahr.
c) Listenmassige Unterlagen:

aa. Namentliche Angabe der ehemaligen Offiziere und Soldaten des alten
Heeres und der Reichswehr.

bb.Namentliche Angabe von Spezialisten (Sanitits-, Hufbeschlagpersonal,
Kraftfahrer, Reiter usw.)

122- Anmerkung im Original: ,,Gilt zunichst nur fir W.K.II*
123 Anmerkung im Original: ,Gilt zunachst nur fiir W.K.II“
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cc. Namentliche Angaben der Krafte fiir die Ersatzorganisation (Ersatzamter,
Meldestellen, Pferdebeschaffungs- und Kraftwagenankaufkommissionen).

dd.Namentliche Angaben der Krifte fiir den Flugmeldedienst.

Fur die Materielle Vorbereitung stellen die Zivilbehorden den militarischen

Dienststellen im Grenzgebiet zur Verfiigung:
a) Feststellung des Pferdebestandes nach leichten und schweren Pferden im Alter

von 4-14 Jahren, getrennt nach Ortschaften.
b) Feststellung des Bestandes an Kraftfahrzeugen u. zwar:

aa. Allgemeine statistische Angaben tUber die vorhandenen Kraftfahrzeuge
(einschl. Motorboote) nach Arten und Laderaumen.[S. 6, Bl. 224]
bb. Listen der vorhandenen Kraftwagen in kraftwagenarmen Gebieten (gesam-
tes Grenzgebiet)
cc. Listen der Sonderfahrzeuge (Lastkraftwagen tber 2 to., Schlepper usw.)
dd.Listen tber Betriebsstofflager und Werkstatten
¢) Angaben fur die Einrichtung von Ersatzamtern, Meldestellen usw.
d) Rechtzeitige Benachrichtigung des Wehrkreiskommandos iiber den beabsich-
tigten Bau von Briicken, Chausseen, Stauanlagen nach Anweisung des Ober-
prasidenten durch die bauenden Kommunalbehorden.

e) Auskunft tiber Aenderung im Kartenbild und fiir die Anfertigung einer mili-

tar-geografischen Beschreibung durch Kommunalbehorden, Forstbeamte usw.

Entgegen den Bestimmungen zu den Vorbemerkungen erfolgt die Zusammenar-
beit in Fragen d und e unmittelbar zwischen dem Wehrkreiskommando und den
zustindigen Zivilbehorden.

Zur Vermeidung von Doppelarbeit hat das Wehrkreiskommando angeordnet,
dass die Einholung aller vorstehenden Feststellungen bei den zustindigen Ver-
waltungsdienststellen durch die militirischen Dienststellen erfolgt, denen die
Verbindung mit diesen Behorden obliegt. Diese militarischen Dienststellen sind

.. . . 124
auf engste Zusammenarbeit in mundlicher 2

Verhandlung mit den Landriten
usw. angewiesen.

Die Territorialstellen sind ferner angewiesen, durch ihre Organe (bis zu den
Kreisleitern'®®) den Zivilbehorden bei der Beschaffung der Unterlagen fiir perso-
nelle und materielle Vorbereitungsmassnahmen auf Wunsch behilflich zu sein.
Zu 111, 3, 1. Absatz.

Soweit bei Einzelpersonlichkeiten infolge ihrer politischen [S. 7, Bl. 225] Hal-

tung Zweifel bestehen, ob sie diese Forderung erfiillen, ist von ihnen eine ent-

sprechende Erklarung zu verlangen.

Festzuhalten ist aber an dem Grundsatz, dass Leute, die sich im umstirzleri-
schen Sinne betitigen, d. h. 6ffentliche Propaganda und Werbung fiir eine radi-
kale Partei treiben, in der Oeffentlichkeit durch ostentatives Tragen solcher Par-
teiuniformen und Abzeichen hervortreten, auszuschliessen sind. Ebenso durfen

124 mundlicher” handschriftlich unterstrichen.
125 Die ,Kreisleiter* oder ,Kreisoffiziere“ leiteten als Landesschutzangestellte der Reichswehr
die Vorbereitung des Grenz- oder Landesschutzes in einem Landkreis.
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solche Personlichkeiten am Unterricht nicht teilnehmen, die mit dem Abzeichen
eines politischen Vereins oder Verbandes zu den Einweisungen, dem Unterricht
oder dhnlichem erscheinen und diese Abzeichen wahrend des Dienstes abzule-
gen sich weigern.
Zu III, 3, 2. Absatz b—c.

Auswahl der Teilnehmer erfolgt im Einvernehmen zwischen Militir- und Zivil-
behorden.

Wird in Einzelfillen keine Einigung erzielt, so entscheidet der Oberprasident

nach Anhoéren des Wehrkreiskommandos.

Ueber die Teilnehmer sind Listen zu fihren und auf dem Laufenden zu hal-
ten. Die Listen sind vom Landrat und Kreisleiter zu unterzeichnen, Aenderungen
unterschriftlich anzuerkennen. Der Kreisleiter ist verpflichtet, dem Landrat mit-
zuteilen, wann und wo Unterricht stattfindet. Dem Landrat steht jeder Zeit das
Recht zu, dem Unterricht beizuwohnen.

Landrat und Kreisleiter prufen die Frage, welche Massnahmen zur Abwehr von
Spionage erforderlich sind. Landrat bezw. Kreisleiter treffen nétigenfalls entspre-
chende Anordnungen. Polizeibeamte, die nicht Unterrichtsteilnehmer sind, dir-
fen nur dann wahrend des Unterrichts zugegen sein, wenn sie vorher vom Regie-
rungsprasidenten dem Unterrichtsleiter angemeldet worden sind. [S. 8, BL
2926][...]"*°
Zu III, 2. Absatz d.

Der Oberpriésident weist die Kommunalbehorden seines Amtsbereichs an, dem

Wehrkreiskommando rechtzeitig Mitteilung von dem Bau von Briicken, Chaus-

seen und Stauanlagen zu machen, damit erforderlichen Falles der Einbau von
Minenkammern erfolgen kann.

Der Oberprisident erklart sich damit einverstanden, dass die ihm unterstellten
Behorden bei der Vorbereitung von Stauanlagen fiir mil. Zwecke mitwirken. Die
durch derartige Bauten entstehenden Kosten tragt die Militirverwaltung.

Zu lll, 3, 2. Absatz g.
Die kalendermassigen Unterlagen flur die Aufstellung von Meldestellen usw.

werden nach Vorschlag der Militirbeh6rde von den Landriten bearbeitet. Die
Einweisung des von dem Landrat namhaft gemachten Personals in diese Dienst-
stellen erfolgt durch den Kreisleiter.

Einweisung der Gemeinde- und Amtsvorsteher hinsichtlich der ihnen im Ernst-
falle zufallenden Aufgaben ist dagegen Sache des [S. 11, Bl 229] Landrates.
Auch in diesem Falle steht der Kreisleiter auf Wunsch zur Beratung zur Verfi-
gung.

Zu 111, 4, 2. Absatz.
Eine Vereinigung, die lediglich fiir den Grenzschutz gebildet ist, besteht im

Bereich des Wehrkreiskommandos II nicht. Die Pommerntreue ist aufgelost.

126 Ausgelassen sind hier die Abschnitte ,Unterricht ohne Waffen“ und ,Waffenausbildung*
[BL 226 f.], die technisch die Art und Weise der vorgesehenen SchieBausbildung regeln.
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Zu III, 5.
Ueber Art und Umfang der zivilen Rdumung liegen bei dem Wehrkreiskom-

mando nach keinerlei Weisungen vor. Das Wehrkreiskommando ist jedoch bereit,
Winschen der Zivilbehoérden fir Mitwirkung bei Raumungsvorarbeiten zu ent-
sprechen.
Zu 111, 6.

Ein Verzeichnis der Zivilbeauftragten des Wehrkreiskommandos im Bereich

der Provinz Grenzmark Posen-Westpreussen liegt dem Oberprasidenten vor. Ein
Verzeichnis der Hilfskrifte der Zivilbeauftragten wird nachgereicht.
Die Uebersendung der Lichtbildausweise erfolgt nach Fertigstellung +) '’

ter von Fall zu Fall.

, spa-

Ehrenamtliche Unterrichtsleiter, denen ein Ausweis nicht ausgestellt wird, wer-
128

den den Landraten bezw. Oberbiirgermeistern namentlich mitgeteilt. [Bl. 230]

Landesschutz

Der gesamte Bereich des Oberprisidenten der Provinz Grenzmark Posen-West-
preussen liegt im Grenzschutzgebiet. Die fiir den Grenzschutz besprochenen
Punkte gehen tber die fir den Landesschutz festgelegten Aufgaben hinaus. Sie
werden nur noch durch die fiir den Landesschutz angeordnete Arbeit des
Wirtschaftsoffiziers erganzt. Aufgabe des Wirtschaftsoffiziers ist es, die fabrikatori-
schen Grundlagen zur Sicherstellung des dringenden Nachschubbedarfs zu schaf-
fen. Der Wirtschaftsoffizier ist Angestellter des Wehrkreiskommandos und
arbeitet unmittelbar zusammen mit dem Territorialdelegierten der Industrieorga-
nisation, deren Auswahl in Verbindung mit der Industrie durch das Reichswehr-
ministerium erfolgt.

Die Mitwirkung der Zivilbehorden ist fir diese Arbeit vorldufig nicht erforder-
lich. [BI. 231]

Schlusswort

Der Oberprasident und das Wehrkreiskommando sind sich dartiber einig, dass
eine erfolgreiche Arbeit fir die Verteidigung der Reichsgrenzen und fiir den
Schutz der Verfassung nur geleistet werden kann, wenn beide in restlosem Ver-
trauen zusammenstehen; sie verpflichten sich daher alle diejenigen grundlegen-
den Massnahmen gegenseitig bekanntzugeben, die sie fir die Durchfiihrung die-
ser Aufgaben treffen.

Nach aussenhin wird die enge Zusammenarbeit wesentlich geférdert, wenn
sich an der praktischen Durchfiihrung der Weisungen Beamte und Angestellte in

weitem Umfange beteiligen und hierzu die Genehmigung ihrer Vorgesetzten,
soweit moglich, ohne Anrechnung auf den ihnen zustehenden Urlaub erhalten.
Der Oberprasident wird die ihm unterstellten Dienststellen entsprechend anwei-
sen. Besonderen Wert legt das Wehrkreiskommando auf die Heranziehung von
Lehrern aller Kategorien. Der Oberprasident ist ferner bereit, auch die anderen
preussischen Zivildienststellen tber die Zweckmassigkeit der Mitwirkung ihrer

127 Anmerkung im Original: ,Gilt nur fir Wehrkreis IL.“
128 Von hier an ohne Seitenzihlung.
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Beamten zu verstindigen. Er ist einverstanden, dass eine Unterrichtung der
Gerichtsbehérden zwecks Sicherung der Landesschutz-Arbeiten erfolgt und dass

die Schulbehorden die Genehmigung zur Hergabe von Schulen fiir militarische
Unterrichtszwecke erteilen. Das Wehrkreiskommando wird seinerseits Verhand-
lungen mit den Reichsbehérden einleiten, insbesondere der Reichspost-, der
Reichsbahn- und Reichsfinanzverwaltung. Ueber das Ergebnis dieser Verhandlun-
gen wird das Wehrkreiskommando den Oberprésidenten verstindigen.

Der Oberprisident ist damit einverstanden, dass [Bl. 232] das Wehrkreiskom-
mando die Verbindung mit der Provinzialverwaltung in dem noétigen Umfange
aufnimmt. Der Oberprasident ist ferner damit einverstanden, dass das Wehrkreis-
kommando, soweit die Mitarbeit unbedingt noétig ist, mit halbamtlichen und pri-
vatwirtschaftlichen Interessenorganisationen (Landwirtschaftskammer, Hand-
werkskammer, Industrie- und Handelskammer) die Fithlung herstellt.

Grundsitzlich bestehen keine Bedenken, wenn an einzelne unpolitische Ver-

eine im Einvernehmen mit den zustindigen Zivildienststellen herangetreten
wird. Zunachst ist vom Wehrkreiskommando der Reichsverband der 1dl. Reit- und
Fahrvereine vorgesehen.

Die praktische Durchfiihrung entsprechend den festgelegten Gesichtspunkten

wird von beiden Dienststellen umgehend in die Wege geleitet'*.

129 Abgezeichnet mit unleserlicher Paraphe.

W Institut fir — p——
Jahrgang 56 (2008), Heft 4 Zeitgeschichte

Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html Manchen-Berlin
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2008_4.pdf NIEIRQAHERHETTE FIH
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de ZEl[gE[d'lld'lte



	vfz_2008_4.jpg
	vfz_2008_4_inhalt.jpg
	2008_4_1_schrimm.pdf
	2008_4_2_otto.pdf
	2008_4_3_hermann.pdf
	2008_4_4_eichmüller.pdf
	2008_4_5_bergien.pdf



